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Schſlußwort der Bisherigen Redackion. 


Mit diefem XXII. Bande gedenken wir ein Unternehmen 
zu fchliegen, baë nun 30 Sabre hindurch die Herausgeber be 
Ihäftigt und ihre Arbeit und Mühe burd den Glauben und 
die Hoffnung, daß dem vaterländiſchen Redte mit Hinfiht auf 
gründliche Kenntniß und ernfte und gewiſſenhafte Handhabung ein 
Dienft badurd geleiftet fei, enifhädigt bat. Ob biejer Glaube 
begründet und feine Täufchung gemwefen fei, mögen Andere be- 
urtheilen. Ermuthigung in der oft nicht leichten Aufgabe, neben 
zahlreichen Amtsgejchäften die wenigen Mufeftunden auf Samm⸗ 
lung und Bearbeitung der Rechtsquellen, Geſetze, Gerichtspraxis 
in fo vielen unter fich verjchiedenen Kantonen zu verwenden, 
bat die Thatjache gebracht, baf die Zeitjchrift ihren Leſerkreis 
ohne Mühe gefunden und mährend fo langer Zeit fit bewahrt 
bat. Wer es weiß, mie ſchwierig e8 auf bem fleinen Gebiete 
der Schweiz ift, ohne alle Subvention, ohne Unterftüßung 
durch Vereine, wiflenjchaftlihe Unternehmungen, die von den 
Tage8meinungen unabhängig ihren jelbftändigen ruhigen Gang 
geben mollen, dauernd zu halten, der wird begreifen, daß mir 
allen Grund haben für bieje Thatfache dankbar zu fein. Und 
auch an bereitwilliger, verdankenswerther Hülfleiftung von andern 
Fachgenoſſen bat e8 und nie ganz gefehlt. Von den vier Begrün- 
bern der Zeitjchrift find im Laufe der Beit zwei liebe Freunde ge= 
ftorben, deren Hinjchied wir tief betrauert haben. Die zwei 
nod übrigen benfen mit Freude an die Zeit der erften Liebe, 
des erften durch bas gemeinfame Band der Freundſchaft getragenen 
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frifden und hoffnungsreichen Schaffens auf einem damals nod 
neuen Felde zurüd. ‘Die in Ausficht genommene, in bem Vorwort 
des I. Bandes bargelegte Aufgabe ift nicht vollſtändig erfüllt, 
aber trot mander Verfuhung müde zu werben oder von bem 
gewählten Wege abzuweichen, bat bod das Ziel fiandbaft feft- 
gehalten und ein Umfang des Werkes erreicht merken können, 
ben die SerauSgeber ſelbſt bei der Begrünbung ſich nicht 
Batten träumen laffen. Drei neue Mitarbeiter haben fucceffive 
für Ausfülung der entftanbenen Lücken zu Theilnahme an ber 
Herausgabe fich gewinnen lafjen, und man wird. vielleicht fragen, 
mefbalb bei ſolchem Erſatze daB Unternehmen nun abgebrochen 
werden folle. Der Grund Bievon liegt zunächſt in der nicht 
zu übermindenden Hinderung, welche bei ben einen Alter oder 
Krankheit, bei den andern andermeitige Arbeit und Belchäftig- 
ung entgegenftellen, die auch in dem langjamern Gange des 
Erſcheinens der Zeitſchrift in den lebten Jahren bereits fichtbar 
hervor getreten ift. Dazu fommt die madfende Cinfibt, daß 
die großen Veränderungen, welche der jebige ſchnelle Gang der 
Entmwillungen aud im Rechtsweſen mit fi) bringt, die Wand: 
lungen in den Nntereffen und Bebürfniffen aud auf Form und 
Bebanblung8art einer Zeitfehrift ihren Einfluß üben müjjen und 
Die Geltendmahung diejes Einflufjes beffer den jüngern Kräften 
überlaffen wird. Mit der zunehmenden Schaffung neuen eine 
heitlihen Rechtes verliert die rechtshiſtoriſche Erforihung der 
bisherigen kantonalen Rechte menigften3 an praltifcher Bedeutung, 
und e3 entfteben neue, durch die neue Sefebgebung bervorgerufene 
Aufgaben, welche jüngere Kräfte voll in Anfprud nehmen können. 
Neben den beftebenben, die Geridtäpraris einzelner Kantone zu= 
nächſt behandelnden Zeitſchriften ift für eine ſchweizeriſche Beit: 
{rift unftreitig noch ein weiter Raum vorhanden, deffen Ausfül- 
lung in neuer Form und Geftalt wir gerne gewärtigen wollen. 
Ein Ort der Sammlung für alle die, welche gegenüber ben 
auflöfenden, den gemiffenbaften Ernft der Nechtäpflege zeritörenden 
Tendenzen bas dem gebildeten Suriften anvertraute Gut wahren 
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wollen, mirb Bentzutage weniger al je überflüßig fein. Für 
bie Geſchichte unfere8 Rechtes aber, bie wenn aud einmal in 
ber Geltung für die Gegenwart zurücktreiend, ihren wiſſenſchaft⸗ 
Eichen Werth immer behalten wird, bleibt es eine Aufgabe ded 
Schweißes ber Cheln wert, das fchwer zu erreichende Biel 
einer zufammentaffenben grünbliden Darftellung der Entwicklung 
ber fchmweizeriichen Rechte im Auge zu behalten. Hülfe biebei 
wirb ber Subalt unferer Seitidrift fortwährend leiften finnen, 
und fo fchließen mir, von unfern Leſern Abfchied nebmend mit 
der Hoffnung, baf die 22 Bände unferer Zeitſchrift aud in 
Zukunft nicht ganz ohne Frucht und Nutzen bleiben werden. 





Mittheilung der neuen Redaction. 


Wenn mir bas Negifter des gefammten Inhaltes der 
22 Bande der „Zeitſchrift für ſchweizeriſches Recht”, bas biefem 
Bande beigegeben ift, überblidten, dürfen wir wobl mit Zu: 
verficht ausſprechen, daß biele Zeitjchrift für die Erfenntnig des 
frübern und für die Kenntniß des geltenden fehmeizerifchen 
Rechts Vieles geleiftet bat, und mir glauben auch die miffen- 
ſchaftliche Förderung, welche der ſchweizeriſche Juriftenftand durch 
diefelbe erfahren hat, nicht gering anfdlagen zu follen. 

Erkennen mir die Berechtigung dieſer Ziele der Zeitfchrift 
an, fo folgt daraus für die berfelben näher ftebenden jüngern 
Mitarbeiter ba3 Net und in gemiffem Maße die Pflicht, bas 
Unternehmen, bas nun 30 Jahre lang in thetlweife ſchwierigen 
oder Dod ungünftigen Verbaltniffen Befland gehabt bat, jebt, 
beim Beginne einer neuen Entwicdlung des ſchweizeriſchen Rechts 
nidt aufzugeben, fonbern dasſelbe in gleichem Geifte, wenn audi 
vielleicht in etwas anderer Geftalt fortzuführen. 

Sollen fi die Hoffnungen, welche bas fchweizerifche Volf 
an Die Herftellung eines gemeinjamen Obligationenrecht3 Inipft, 
erfüllen, jo bebarf e8 mehr ala je ernfter mifjenfchaftlicher 
Arbeit von Seite derjenigen, die Kraft ibres Berufs auf bie 
Geftaltung Des Rechtslebens den bedeutendften Einfluß haben, 
und bieje wijjenjchaftliche Arbeit muß fio ſowohl nach der Seite 
der geldidtliden Erfenntniß des alten Rechts, bas in bas neue 
überzuleiten ift, als nach der Seite gründlicher Erfafjung und 
Beherrſchung der neuen Geſetzgebung erftreden. 


XXVI 


Die Unterzeichneten baben fi deßhalb entjchloffen, die 
Zeitſchrift für ſchweizeriſches Redt fortzuführen und dieß mit 
‚ um fo größerer Zuverfiht, al fie glauben, die Entwicklung 
der Rechtseinheit lege nicht nur dem jchmeizerifchen Juriſten⸗ 
ftanbe die Itotbwenbigfeit wifjenjchaftliher Bethätigung nahe, 
fonbern erleidtere ihm biejelbe aud und vermehre die Luft dazu 
durch die Ermeiterung des Urbeitafelbes. 

Der I. Band der „Neuen Folge der Zeitichrift für ſchwei— 
zeriſches Necht” mird im Laufe des Sommers 1582 erjcheinen, 
und wir behalten un3 vor, in bemjelben unfere Ziele und unfer 
Programm einläßlicher darzulegen. 


Bafel, im Januar 1882. 


Andreas Heusler. 
Eugen Huber. 
Paul Speifer. 
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Das Tölniihe Recht in den zähringiſchen 
Städten. 


(Academiſche Mebe bei Antritt der Profeffur für ſchweizeriſches Necht 
von Dr. E. Huber, Profeffor in Bafel.) 





Bodgeehrte Berfammlung ! 


Durd bas Bertrauen der Behörden Bafel3 auf den ala: 
demifchen Lehrftuhl des fchmeizerifchen Nechte berufen, babe 
id raſch und mit Freuben die Gelegenheit ergriffen, um zur 
Wiſſenſchaft zurückzukehren. Wird auch dem Auriften bei uns 
der Uebertritt von der Praxis zur Willenfchaft nicht ſchwer 
gemacht, fo befteht gleichwohl kaum bei einer andern wiffen- 
Ichaftlichen Berufsart ein fo großer Kontraft zwiſchen dem 
Leben und der Theorie mie bei der Nechtöpflege. Gegenüber der 
Praris des Suriften, mit ihrem fteten Kampf, ihrem ermüben- 
ben Paftiren zwiſchen Ideal und Wirklichkeit, ihrer unvermeib- 
lihen Berührung mit ben niebrigiten Inftinften des Menjchen, 
erhebt ſich die Wifjenfchaft des Rechts im Vereine der Fakul⸗ 
täten zu einer belonberS treu gepflegten und feitgegründeten 
Ideologie, und mer für diefen Unterjchied empfänglich ift, der 
mag ermeffen, mit welchen Gedanken ein Jünger der Willen: 
Ihaft von der einen zur andern Lebenzitellung überjchreitet. 
So febr ib nun aber mein neues Amt in gehobener Stim- 
mung antrete, jo aufridtig muß ich e8 doch bedauern, dabei 
nicht Kollege, fonbern nur unvollfommener Nachfolger des vers 
dienten Mannes fein zu fonnen, der vor fieben Jahren von 
diefer felben Stelle aus einen ähnlichen Webertritt von der 
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Praxis zur Wiſſenſchaft mit hoher Freude gefeiert und den nun 
ein unerbittliche® Geldit von dem Genuſſe bieles Glückes und 
den ſchönſten Erfolgen — hoffen wir nidt für lange — ab- 
gedrängt bat. 

Sd babe bas Thema für meine Antrittärebe aus bem- 
jenigen Gebiete des mir angemiefenen Lehrfaches gewählt, bas 
mir in meiner früheren wiſſenſchaftlichen Stellung in Bern 
Befonder3 nahe gelegen bat. Gewährt ed mir doch eine be- 
fondere Befriedigung, unter Ueberipringung einer ſechsjährigen 
bewegten praftiihen Laufbahn, meine jebige Lehrthätigfeit mit 
meinen ehemaligen rehtögejhichtlichen Studien zu verfnüpfen. 

Die ſchweizeriſche Nechtsgefchichte zeichnet ſich aus durch 
Vielgeftaltigfeit und ift reih an originellen Erſcheinungen, 
unter welchen jie eine Anzahl von Schöpfungen aufweist, deren 
den Sahrhunderten trogende Lebenskraft gleich febr unfer miffen= 
ſchaftliches Intereſſe wie unfere Pietàt beaniprudt. Sehen 
wir von den erften Schweizerbünden ab, jo ragt von foldhen 
Schöpfungen namentlih hervor die Städtegründung der 
Zähringer, deren hiſtoriſches Refultat mit der Stadt und 
Republit Bern den Waldftätter Bünden ebenbürtig zur Seite 
geftellt werden darf. 


I 

Die Städtegründung der Zähringer ift eine der frübelten 
und bemerfenSmertheften Aeuferungen von auf Yörderung des 
Städteweſens gerichteter Dynaftenpolitià. Aus welchem Grunde 
die Zähringer in bejonderem Grade diefer Politi! gehuldigt 
haben, ift nicht aufgeflärt. Was im allgemeinen die Dynaften- 
Familien zur Gründung von Städten bemog, konnte entmeber 
ihr ölonomifches Intereffe an dem Beltand und Blühen eines 
Marktplatzes oder ihr Bedürfniß nach einer Vermehrung der 
Kampfmittel gegenüber dem unabhängigen Adel fein. Reiner 
diejer beiden Faktoren erklärt uns aber die Liberalitàt, welche 
die zähringijche Städtegründung vor allen ähnlichen Erſchei— 
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nungen auszeichnet. Wir müſſen daher eine audgejprochene 
Sympathie mit dem Stàbtewejen al8 einen befonderen Cha: 
rafteraug Des zähringiihen Haujeg betrachten und jegen auf 
Rechnung diejes Zuges nicht fo wohl bas Planvolle der Grin: - 
dung und die große Ausdehnung derfelben, al8 vielmehr die 
große Freiheit, welche die Sübringer ihren Städten von An— 
fang an gewährten, und womit fie fon bei ber Gründung 
für Das raide Aufblüben und die fpätern Erfolge derjelben 
mejentlich beigetragen haben. x, 

Das Geſchlecht der Zähringer tritt, obwohl ed ſchon in 
viel früherer Zeit vom Rhein und Neckar bis nach Rhätien 
reich begütert geweſen ſein ſoll, erſt in der Mitte des 11. Sabr- 
hunderts handelnd in der Geſchichte auf. Hatte ſein erſter 
Vertreter, die ſympathiſche Geſtalt Berchtholds J., in vollem 
Maße die Treuloſigkeit ſeiner Zeit zu erfahren gehabt, ſo 
mochte ſein Sohn, Berchthold II., bedenken, daß weder Freund: 
Ihaft der Großen, noch vermandtichaftliche Verbindungen das 
Anfeben des Gaules feft zu begründen vermöchten, und eben’ 
deßhalb ben Plan fafien, in der Nähe feiner neu erbauten 
Burg Zähringen eine Stadt zu gründen mit bem viel ver 
{predenden Namen Freiburg. Bu bejonderer Entfaltung ge- 
langte dann die hiemit inaugurirte Politik, ſoweit und über- 
liefert, in Der zweiten Hälfte des 12. Jahrhundert, ter 
Berthold IV. und V. Hiezu gab die Veranlaſſung das fehon 
Berchthold IV. übertragene NReihgamt eine rector Burgun- 
die, weldes in den reichdunmittelbaren Baronen ded Uedt: 
lande8 und der Waadt eine ftete Oppofition fand. Diefer 
Kampf war e8, mas die beiden lebten Sübringer bemog, ihre 
Städtegründungen hauptſächlich in die genannten Gebiete der 
heutigen Schweiz zu verlegen, und namentlich Berthold V. 
ift der Plan zugufchreiben, mit ſyſtematiſchem Vorgehen ben 
Adel zu Gunften der Städte in diefen Ländern niederzudrüden. 
Sein nüdterner, praftifder Sinn, momit er 3. B. 11,000 
Mark Silber3 der deutichen Raiferfrone vorzog, machte ibn 
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zum Freund der Stäbter, und während der hohe Adel und die 
hohe Geiftlidfeit Burgunb3 den „reichen Zähringer“ tödtlich 
haften und den ,crudelissimus Bertholdus dux“ al3 ben 
lafterhafteften aller Großen bezeicäneten, wurbe fein Name ein 
Gegenftand der Verehrung in feinen Städten und ftebt nod 
heute fein Standbild auf der Plattform zu Bern. | 

Urkundlich bezeugt ift ung die zähringifche Gründung nur 
für drei Städte; Freiburg im Breisgau, Freiburg im Uedt- 
fand und Bern. Mad der Meberlieferung murben aber aud 
von ben zwei lebten Herzogen zu Städten erhoben: Villingen, 
Murten, Burgdorf, Thun, Aarberg, Büren, Sfferten, Morſee, 
Milden. Nachdem mit BerdtoldS V. finderlofem Abjterben 
das zähringishe Haus im Sabre 1218 erlofchen, febten Die 
Grafen von Urad, Kyburg, Habsburg, Neuenburg und andere 
herrſchende Häufer in ben gleichen Gegenden die ftübtefreund- 
lie Politik fort, ja ſelbſt die Gegner der Sübringer, die 
Grafen von Savoyen lernten von ihren Feinden. So vers 
breitete fi die Städtegründung nad Mufter der zähringiſchen 
im Schwarzwald, Aargau, Thurgau, im weitlihen Jura, am 
Genferfee, mobei die Anlehnung an die zähringifchen Grün 
dungen befonder3 deutlich bervortritt bei Mbeinfelben, Aarau, 
Bremgarten, Surjee, Dießenhofen, Erlach, Nidau, Payerne, 
Arconciel, Corbières, Flumet.1) 

Ueber ben Sergang bei der Gründung fônnen mir ung 
burd Zufammenftellung verfchiedener zerftreuter Nachrichten 
einiger Maßen unterrichten. Wo e3 fid nur um VerftarTung 
eines ftrategifà wichtigen Punktes handelte, ba genügte die 
Anlegung einer Burg, mie Berdtold V. Grasburg, Laupen 
und Gümminen zu gleicher Beit zu Burgen erhob, da er die 
Stadt Bern gründete. Zur Gründung einer Stadt mar es 
natürlich mit Wal und Graben nicht getban. Ein Volk vers 
fdiebener Stände und BerufBarten mußte burd Gewährung 
von Baupläben, Befreiung von Abgaben und Frobndienjten, 

burd die Freiheit zu kommen und zu gehen, fein Gut den 


x 


in ben Zähringiſchen Städten. 7 


Kindern zu vererben u. dgl. angelocdt, bem Austaujd der Pro- 
bufte des Boden? und des Gewerbsfleißes durch einen Markt 
aufgeholfen, der Kaufmann von either durch Sicherheit der 
Straßen und andern Rechtsſchutz herbeigezogen werden; den 
Heinen Landadel endlich fejjelte man burd Verleihung von 
Burglehen, gegen melche er inabefondere die Vertheidigung des 
ummallten Plages zu übernehmen hatte. So bildete jich in 
der Stadt — „quadam conjuratione convocati“, auë freien, 
Bauern, aus Minifterialen und Kleinen Adeligen, aus zinspflich— 
tigen Freien, aus Hörigen des umliegenden Lebnabel3, fomie end: 
lich aus fremden, fid anfiedelnden Kaufleuten eine fich enger und 
enger zujammenfchliegende Bürgerjchaft. Nur in wenigen Fallen 
mag, mie bei Bern, ein großer Eichmald eilig gereutet und 
die Stadt friihauf gegründet worden fein. In der Regel 
erfolgte die Gründung in Anlehnung an ein Dorf, jo daß die 
zinspflichtige, freie und hörige, Bevölkerung desfelben, wohl durch 
Wohlſtand ſchon einiger Maßen den Herrn zu einem ſolchen Schritte 
einlabenb, fi als Grunbftot der ftäbtifhen Bevdlferung be: 
reit3 anjäpig vorfand. War das Volf in der Hauptjache ge- 
fammelt und die Stadt gebaut, dann leiftete der Herzog mit 
zwölf feiner beiten Ritter für id und feine Nachkommen der 
Stadt den Eid auf ihre Nechte und gab zur Bezeugung dejjen 
vor verfammelter Gemeinde einem freien Städter den Sand: 


ſchlag.) 
II. 

Die erſte zähringiſche Stadt wurde nach kölniſchem 
Rechte gegründet. Die Handfeften und Urkunden jagen bar: 
über: Die Stadt fei frei nach den Redten von Köln, fie fei 
bejchentt mit der Freibeit nad bem Redte der Stadt Rôln, 
fie fei gefreit nah Köln der Stadt und nad derer Freibeit. 
Sn bem alten Rodel der Stadt Freiburg i. B. wird feitgejeßt, 
Daß die Bürger im Falle eines Streited unter fi zwei Mits- 
glieder Des Raths zur Urtheildholung nah Köln abfenden 
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mögen, und in der Sandfefte verfpridt der dominus, ihre 
Streitigkeiten nicht nah, Willfür, fonbern nad) dem Nechte 
der Kaufleute, namentlich der Kölner beurteilen zu wollen. 3) 
Aehnlich reden die meiften der zähringifhen Stabtredte und 
geben derart Kunde von einer gemiffen Rechtsgemeinſchaft aller 
zähringiſchen Städte und Speziell Freiburg i. B. mit der Stadt 
Köln. Da nun aber zmwifhen Köln und ben zähringischen 
Städten von irgend welchem fonftigen politifchen oder fozialen 
Zujammenhang feine Spur vorliegt, fo müßte in einer wirf- 
lihen Rechtsgemeinſchaft mit Köln ein ganz außerorventliches 
Faktum erblickt werben, und find wir beredtigt, bevor mir bas- 
jelbe acceptiren, die Frage aufzumerfen, mas eigentlih unter 
Diejer Rechtsgemeinſchaft zu verfteben fei. 

Wir find für die Prüfung Diefer Frage fait ausschließlich 
auf die Stadtrechte oder Handfeften angemiefen, und die Schwierige 
feit, welche die unklaren Ausführungen derfelben jeder Erklärung 
bereiten, wird durch ben Umftand vermehrt, daß und aus Köln 
fein vorgängiges oder gleichzeitige geldriebenes Recht über- 
liefert ift. Man darf fih unter folden Umftänden darüber 
nicht wundern, daß die wiſſenſchaftliche Litteratur auf unjere 
Trage mehr al8 eine Antwort ertbeilt. Dabei fönnen mir 
zwei Hauptanſchauungen unterjcheiden, deren erfte dahin gebt, 
e3 enthalten die Stadtrechte der Zähringer durchaus Fölnifches 
d. h. wenigitens franfifche3 Necht, während die andere Dies 
ablehnt und die angeführten Ausdrüde betreffend Gründung nach 
kölniſchem Redt und Rechtszug nad Köln in einem fpegiellen, 
befdränfren Sinne verfianden mijfen mill. 

A. Wir beiäftigen und gunädft mit derjenigen An— 
fdauung, melde in ben Stabtrebten der Zähringer eine Auf- 
zeihnung kölniſch-fränkiſchen Nechtes erblictr. 

In Uebereinftimmung mit den Wortlaut der bezügliden 
Duellenftellen ift e3 al3 die nächſtliegende Auffafjung zu be- 
trachten, ea fei bei der Abfaſſung ded Freiburger Stadtrechtes 
von 1120 das folnifche Recht zum Mufter genommen morden. 
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Die übrigen Städte hätten alsdann burd das Mittel des Frei: 
burger Rechts das Fölnische Recht indirekt übernommen. Den 
Hauptvertreter hat diefe Anſchauung in Gaupp, melder in 
feinen Abbanblungen „über deutſche Städtegründung” die Frei- 
burger Verfaffung mit der fölnifchen vergleicht und fogar glaubt, 
e3 dürfte da3 Freiburger Stabtredt ala Quelle zur Renntnif 
der kölniſchen Nechtöguftände dienen. Im Fernera behandeln 
Euler, Schröder und Andere bei der Abwandlung des ehelichen 
Güterredtes die dießbezüglichen verhältnigmäßig ausführlichen 
Beftimmungen der zähringifhen Stadtrechte unbedenklich als 
Quellen für bas fränfifhe Recht. Hegel ſodann bezieht die 
Ausdrücke betreffend Gründung nad kölniſchem Rechte außer auf 
bas Privatreht aud auf die Beftimmungen ded Stadtrechts 
über die perfönlihe Freiheit. — Dabei vermuthen Gaupp, 
Euler und Schröder, daß Einwanderung ſränkiſcher Elemente 
in die zähringifchen Städte diefer Nechtsübertragung al3 Grunds 
lage gedient haben möge, ohne daß jedoch biefür irgendwelcher 
Beweis beigebracht werben könnte.“) 

Sind nun die Verfafjung3beftimmungen der zähringifchen 
Stadtrechte wirklich kölniſchen Urſprungs? Man beachte zu= 
nächſt, daß diefelben febr dürftig find, fo daß im beiten Falle 
nur vermutbet werden fann, ed möchte das eine oder andere 
Snftitut Freiburg3, die consules, der iudex, advocatus, scul- 
tetus, der causidicus, die conjuratoris fori, in Anlehnung 
an kölniſche SerfalfungSeinridtungen geldaffen morden fein. 
Auch ift nicht zu Überfehen, daß die Verfaffung der Handfeſte 
und diejenige Des fpâter abgefaften Stadtrodels von Freiburg, 
fomie die bezüglichen Beftimmungen in ben Stabtredten von 
Bern, Freiburg i. U., Burgdorf u. |. w. nicht auf denfelben 
Entmidfungsftand der ftübtifden Organifation deuten. Um 
fürzeften fat die Sache das ältefte Recht von 1120, und dies 
mobi nicht zufällig, fonbern weil in Wirklichkeit die Verfaffung 
bei der eriten Gründung dea Gemeinmejend gerade fo einfach 
eingerichtet wurde, mie der geringe Bevdlferungsbeftand e8 zu 
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fordern ſchien. Endlich iſt es überhaupt gewiß als wenig 
wahrſcheinlich zu betrachten, daß auf die kleine neue Stadt 
Kölns verwickelte Verfaſſungsformen übertragen worden wären, 
und wir ſind daher, in Ermangelung eines beſtimmten An⸗ 
haltspunktes für die Uebertragung, nicht berechtigt, in der 
Gründung Freiburgs nach kölniſchem Rechte eine verfajjung3= 
rechtliche Nahahmung Kölns zu erblicken. 

. Liegt nun etwa die Nachahmung, mie Hegel will, in einer 
Uebertragung der Beftimmungen über die perfönliche Freibeit ? 
Es ift febr glaublid, daß die Summe fer diesbezüglichen 
Sage des Stadtrechts bas eigentliche bei der Gründung auf 
geftellte ftädtische Necht ausgemacht bat, und unzweifelhaft waren 
diefe Treiheiten mit ben Freiheiten der Bürger Kölns im 
Weſen identiſch. Aber zu bezweifeln ift e8 doch, ob derobalben 
hätte gejagt werden können, die Stadt fei nach kölniſchem Recht 
gegründet worden. Bei diejen Freibeiten, gleich mie bei den 
erften primitiven Berfafjungseinrichtungen, fann eine vorliegende 
Analogie mit Köln ebenfogut mie auf Nachahmung aud auf 
der bloßen allgenteinen Analogie der Begriffe von ſtädtiſchem 
Rechte, mie folde im 11. und 12. Jahrhundert von den Itords 
jeeftäbten bis zu ben Alpen überall bekannt waren, beruhen, 
und e8 ift mithin die Annahme, daß bei der Gründung Trei- 
burg3 und überhaupt in den Stadtrechten der Zähringer eine 
wirkliche Nahahmung der Freiheitsrechte von Köln vorliegt, 
offenbar ebenfalls nicht al3 ermiefen zu betrachten.®) 

Von dem fonftigen Inhalt der zähringifchen Sandfeften 
haben wir, ba bas Uebrige von Niemandem jpeziell für bas 
fränkische Recht in Anfprud genommen werden fann, nur noch 
die Beftimmungen über bas ehelihe Güterredt in's Auge zu 
fafien, und bier geftaltet fid nun die Sade augenjcheinlich 
weit ſchwieriger. Als Eigenthümlichkeiten des fräntifhen Rechtes 
in diefer Materie find aufgeftellt worden: Die gefammte Hand, 
D. D. Die Regel, daß über bas Vermögen beider Ehegatten, 
jomeit ea in Liegenschaften befteht, nur mit bem Willen Beider 
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verfügt werden könne, jowie die ſtark entwickelte Berfangenichaft, 
d. hdas Erbrecht der Kinder am elterlichen Gefammtvermögen, 
welchen gegenüber beim Tode eines Citerntbeil3 für ben über: 
lebenden Theil nur mehr die Leibzuot übrig bleibt. Beide 
Sage leiten fi aus der Einheit des Familienvermigend ab, 
welche im fränfilchen Recht vielfach zu einer auSgeæidneten 
Gütergemeinichaft der Ehegatten entwidelt ift. Nun treffen 
wir in den zähringiihen Stadtredten in der That auf ein 
biejem Grunbgebanfen Bomogene3 Suftem und werden daher 
auf die Bermuthung gedrängt, e möchte hier endlich eine Auf: 
nahme, eine Nachahmung kölniſchen Rechtes zu finden, und 
damit die Bedeutung der Gründung nad kölniſchem Rechte im 
Weſentlichen erklärt fein. Xreten wir nun aber näher auf bas 
Einzelne ein, jo fällt uns fofort auf, mie wenig die zähringi- 
ſchen Stadtrechte mit dem Kölner Rechte in der Ausführung 
des Grundjabes übereinftimmen, und mie beftimmt fie unter 
ch in Gruppen zerfallen. Wir mollen nur die drei mefents 
libften Differenzen näher betradten. So bat das kölniſche 
Redt die Genoſſenſchaft der Ehegatten in wahrhaft typiicher 
Weije ausgebildet und kannte fogar, zur Sicherung, daß nur 
mit gejammter Hand verfügt merde, die Einfchreibung der beid- 
jeitig in die Ehe gebrachten Immobilien in's Grundbud auf 
den Namen der beiden Ehegatten. Vergleichen mir damit bas 
Net von Freiburg i. B. und Bern, fo finden mir die Wirs 
fung der gejammten Hand auf die Immobilien der Frau be- 
Ihränkt, indem der Mann über die von ihm in die Ehe ge- 
brachten Liegenſchaften allein, et uxore nolente, verfügen 
fann. 5) Hiemit ftimmen die meilten übrigen zähringijchen 
Stadtrechte überein, nur Freiburg i. U. und feine jpeziellen 
Tochterrechte (mit Ausnahme Burgdborf3) zeigen eine weitere 
Abweihung, ſowohl von Köln als von der erften zähringijchen 
Gruppe, indem in ihren echten die alleinige Verfügung: 
gewalt. be3 Mannes auf BVerpfändung und Verleihung der 
Immobilien bejhräntt, der alleinige Verkauf aber ausgeſchloſſen 
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wird. — Eine zweite weſentliche Differenz zwiſchen kölniſchem 
und zähringifchen Stadtrecht finden mir bei der Beerbung der 
. Finberlofen Ehegatten unter fih. Es jcheint für Köln feftge= 
ftellt, daß fein Necht eine Vererbung der Hälfte der Errungen- 
ſchaft an den überlebenden Ehegatten zu Eigen, und an ben 
eimgebradten immobilien des Verftorbenen, fomie an der 
zweiten Errungenfchaftähälfte eine Leibzucht für ben überlebenden 
Theil anerfannte.?) Freiburg i. B. und Bern dagegen jprechen 
ausdrücklich davon, daß der Überlebende Ehegatte das gelammte 
Vermögen des BVerftorbenen erbe: vir mulieris erit heres 
et econtra. Freiburg i. 11. ſcheint hievon wieder in fefbitänbiger 
Weiſe abzumeichen. — Endlich dritten3 begegnen mir auch bei 
der Beerbung der mit Kindern gefegneten Ehegatten einer auf: 
fallenden Verſchiedenheit: Während in Köln die Kinder bas 
Cigenthum am Gejammtvermôgen bei den Tode eines Eltern- 
theil3 ererben und dem überlebenden Elterntheil nur die Nup- 
nießung laſſen, geht nach den zähringijchen Rechten das Eigen- 
thum erft mit dem Tod des zweiten Citerntbeil auf die Kinder 
über; eine Berihiebenbeit, welche nicht nur in ungleicher juri- 
ſtiſcher Conftruftion befteht, jondern ihre praftifen Folgen 
darin bat, daß nad Kölner Necht beim Ableben eines Kindes 
vor dem Tod des zmeiten Elterntheils diefer lebtere dad Kind 
beerbt, in Freiburg i. B., Bern u. |. m. dagegen dad in der 
Berfangenfchaft angebeutete Erbrecht ded Kindes beim Hinjcheid 
desselben den Geſchwiſtern accredcirt. Freiburg i. 1. und jeine 
Tochterrechte, ſowie Dießenhofen und Murten bilden aud) Bier 
mieber eine eigene Gruppe, indem der überlebende Elterntheil, 
mwenigften3 die Mutter, bei der Wiederverheirathung bas von 
ihr geerbte und den Kindern verfangene Gut mit den Kindern 
rad Quoten theilen muß. Auf meitere Cinzelbeiten, mie Ge: 
ftaltung ber Verhältniffe bei Kindern aus verjchiedener Ehe u. |. m. 
brauden mir nicht einzutreten. Es ergibt fi) ſchon aus dem 
Gefagten zur Genüge, daß dem ebeliden Güterrechte Kölns in 
den zähringiichen Stadtrechten zwei Gruppen — Freiburg t. B., 
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Bern, Burgdorf, die aargauifhen Stübte einerfeits, und Frei: 
burg i. U., Thun, Aarberg u. f. w., theilweife aud Murten, 
anderjeit3 — gegenüberftehen, wobei bas ben drei Syftemen 
Gemeinfame nur in febr allgemeinen, über ihnen ſchwebenden 
Grunbjäten von der Einheit des Familienvermbgen3 zu finden ift. 

Es wirft auf biele Verſchiedenheiten erft bas richtige Lidt, 
wenn wir nun im Weitern beobachten, daß in diefen Grund: 
fagen und namentlid in den Unerfennungen eines mehr ober 
weniger intenfiven Erbrechts der Kinder am gefammten ebe- 
lichen Vermögen beim Tode aud nur ded einen Elterntheils, 
mit den Zähringer Rechten ein großer Theil des landſchaft— 
lien Rechtes übereinftimmt. Auf diefe Uebereinftimmung ift 
mit Bezug auf die aargauifchen Dorf: und Herrichaftärechte 
bereit3 bei der Publikation derfelben bingemielen worden.) Dies 
felbe Grideinung begegnet uns in einzelnen Offnungen des 
Zürihgaus und Thurgau3, und namentlich in einem großen 
Theil der berniſchen Herrſchaftsrechte.)) Es ift auch fon längft 
ausgeſprochen worden, daß überhaupt in den alemanniſchen 
Gegenden die gefammte Hand, ſowie die Verfangenihaft und 
bas Grundtheilsrecht ebenfo verbreitet waren, mie in Oftfranfen 
und Ripuarien,1°) und ift in jedem Fall diefe Sachlage nicht 
geeignet, die Anficht, als wären die Grundfabe ded zähringiſchen 
ebelichen Güterredtes qua Köln übertragen worden, im geringiten 
zu unterftüben. Genügend erörtert ift die Frage freilich nod 
nicht, in wie fern, abgefeben von aller Nechtsübertragung, die 
Kulturverhältnifie, bas VBormwiegen der Rechtsbildung aus 
freien Gemeinden oder aus Hörigfeitäverbänden u. a. m. maß- 
gebend auf diefe Geftaltungen cingemirit haben. Augenſchein⸗ 
ih aber bat die Beantwortung bieler Frage zu unferm Thema 
feine direkte Beziehung und mir.verfolgen fie daher bier nicht 
weiter. Ebenſo ift es für ben Kern der und vorliegenden 
Trage bedeutungslos, ob die Uebereinftimmung des ehelichen 
Güterrehtes in Franken und Alemannien auf einer Weberein- 
ftimmung der alten Stammesrechte berube, oder auf eine im 
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10. Jahrhundert vollendete Rezeption des fränkiſchen Rechtes 
in Süddeutſchland zurückzuführen fei. 11) Feſtzuhalten haben wir 
nur das Eine, daß zur Zeit der zähringiſchen Städtegründung 
die Uebereinſtimmung im Großen und Ganzen, ſoweit fie über- 
haupt ermeisbar ift, im allgemeinen Landredt vorlag, mithin 
eine bloße Gemeinſchaft in den oberften Grundfiben zwiſchen 
Köln und Freiburg nichts Außergemöhnliches enthält und zur 
Begründung der Annahme einer Uebertragung fölnifchen Rechtes 
auf Freiburg und die andern Städte nicht genügt. — Wir fommen 
baber zu dem Schluffe, daß in Bezug auch auf diefe Rechts— 
materie der Beweis de3 Vorfommen3 von kölniſchem oder auch 
nur von ſpezifiſch fränkiſchem Rechte in den zähringijchen Stabt- 
rechten nicht erbradt ift. 

Rod näher rüden mir der Sade, wenn wir überhaupt 
ben legislatoriſchen Charakter diefer Stadtrechte und 
die Motive,. au3 welchen diefe Aufzeichnungen erfolgten, in's 
Auge faſſen. Daß eine Stadt bis in bas fpätere Mittelalter 
hinein ohne ein gejchriebenes Stadtrecht ficheren Rechtsbeſtand 
haben fonute, da3 erfahren mir gerade aus Köln, welches fein 
Gtabtredt erft 1437 aufzeibnete und doch Schon im Laufe des 
14. Jahrhunderts Oberhof für mehr ala fiebzig fränfifbe 
Städte geworden war. Als biftorifcher Entwicklungsgang ift 
ed überhaupt anzuieben, daß in den Städten erft nad und 
nad ein gejchriebene® echt fid entwickelte, beftehend aus 
einzelnen der Bürgerfchaft oftroyirten oder von ihr verfaßten 
Rechtsſätzen, wie das Zuſammenleben ber verjchievenen Bevöl⸗ 
kerungsklaſſen und der ſtädtiſche Handel und Gewerbsfleiß neue 
Rechtsanſchauungen erzeugen und zur Aufzeichnung einzelner 
Neuerungen führen mußte. Ein Zuſammenſchreiben dieſer ein- 
zelnen Rechtsaufzeichnungen fand in der Regel erft in fpäteren 
Jahren ftatt, wenn die Mafje des aufgehäuften Stoffes eine 
einheitliche Kopie für den Gerichtsgebrauch wuͤnſchbar erjcheinen 
ließ. Ober aber es ermiefen fich auch folche Zufammenftellungen 
al3 notwendig in den erften Jahrzehnten nach Gründung der 
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Stadt, wenn damit bei Konflikten mit dem Herrn, bei Men: 
derung der Berfafjung, Wechſel der Herrſchaft u. dgl. einer 
etwaigen Nechtöunficherheit begegnet werden follte. Die erft- 
artigen Aufzeichnungen begreifen in ſich die Sabungsbücher 
der Städte (aud viele Öffnungen, Weisthümer), die zweit: 
artigen aber die Handfeften. Daneben fam im Mittelalter big 
zur Abfaffung der fog. Reformationen nur nodò eine Art 
von Stadtrechtsredaktion vor, nämlih die Mittheilung des 
Stadtrechts von einer Stadt zur andern, melde oft in ber 
bloßen Abjchrift der Sandfefte der Mutterftadt beftand. 
Offenbar haben mir in ſämmtlichen jüngern Sandfeften 
der zähringifchen Städte fol zufammengejchriebene Rechte, 
oder — bei einigen wenigen — Kopien von Mittheilungen 
aus verwandten Städten vor und. Fraglich Tann fein, ob 
dieſes felbe Verhältniß auch bei der ältejten Sanbfefte, bei 
derjenigen Sreiburgd vom Jahr 1120 zutreffe. Bejahenden 
Falla müßte bieje Handfejte, ba eine fdriftlige Mittheilung 
aus Köln in ihr jchlechterdingd nicht erblickt merben kann, 
gleichfall3 ein aus nah und nad entftanbenen Sätzen zu- 
fammengejchrießened Recht fein. Es mare alfo die Handfeite 
vom Sabr 1120 nicht bei der Gründung der Stadt vom Ver⸗ 
Yeiher aufgejebt und gleihjam mit der Grunbfteinfegung aus- 
gejprochen worden, jondern wir hätten aud hier ein Dokument 
vor uns, bas eine zujanmenfajjende Beftitigung des Necht3- 
bejtandes der Stadt aus einer Beit etliche Jahre oder Jahr⸗ 
zebende nach der Gründung darftellen würde. ine nähere 
Betradtung der Sandfefte und Vergleichung derjelben mit den 
anderen zähringiichen Stadtrechten beftärft ung in diejer Vers 
mutbung: Spridt ſchon der Prodmium von der Gründung 
der Stadt ala von etwas Vergangenem und bezeichnet Art. 2 
der Handfeite die Rechtsaufzeichnung als einen Akt, womit auf 
Wunſch der Bürger die Privilegien zuſammen gefbrieben 
worden feien „quatenus per longum tempus habeantur in 
memoria,“ jo können wir and im Terte deutlich menigften3 
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drei Abſchnitte unterfcheiden, deren urfprünglich gleichzeitige 
Aufzeihnung wenig‘ mahrfcheinlih ift Der erfte biejer Ab- 
fdnitte, Art. 1 und 3 bia 15 ..oder 17, gibt die Grundrechte 
der Bürger in ihrer Stellung zum Herrn der Stadt, womit 
der Gründer die umliegenden Bauern und fremden Krämer 
zur Anfiedelung in der Stadt zu bewegen fudte. Er ver- 
\pricät ben Marftleuten Sicherheit der Wege, eventuell Schaben3- 
erfag, befreit fie vom Zoll, verfpricht ben Anfieblern Baupläbe, 
jest den mäßigen Bodenzins feft, bejeitigt den Todfall, fihert 
bie Vererbung des Gute3 und die Gleichftellung der Ehegatten, 
fanftionirt bas Hausrecht der Bürger, fpridt die freie Nieder- 
lajjung aus, ertbeilt ben Bürgern das Redt der Abweijung 
gegenüber ihnen nicht genehmen Minifterialen de Serrn, gibt 
der Bürgerſchaft die Sufiderung, den von ihr gemählten 
advocatus und sacerdos zu beftätigen, und verjpricht die 
Beitrafung der grobften Griebbrüdje. Der zmeite Abjchnitt, 
umfaffenb Art. 16 bis 32, enthält nähere Beftimmungen 
über die Verfolgung und Beftrajung der Friedbrüche, fomie 
etlihe Einzelheiten über bas Verhältnig der Bürger zum 
Herrn, Regel betr. Yinbication der geftoblenen Saden u. 
a. m., Beitimmungen, bei melden mir ung meift billig ver- 
wundern müßten, wenn fie von vornberein bei der Grün- 
dung der Stadt aufgeftellt worden wären, während fie leidt 
erflarli find, fobald wir deren allmählige Aufjegung in 
die erften Jahrzehende des Beftande3 der Stadt verjegen. Enb- 
lid der dritte Theil, von Art. 33 bis 56, "trägt noch weit 
mehr den Charakter der Sujammenftellung von Beftimmungen, 
wie fie eben im Rechtsleben der jungen Stadt nad und nad) 
aufgezeichnet werden mochten, mobei bas Vorkommen der Säbe 
über das ebelide Güterrecht fon deshalb begründet erfcheint, 
weil in der Stadt Leute aqua verjchiedenen -Landestheilen und 
Hofrechtsverbänden zufammenftrömten und mit ihren verjchie- 
deren Gemobnbeiten felbjtverftändlich eine Rechtsunficherheit er- 
zeugten, welcher gegenüber fi) bald bas Bebürfniß geltend 
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machen mußte, fich über die jachbezüglich gu befolgenden Grnd⸗ 
{age zu einigen, refp. den Herrn der Stadt um Beilegung der 
Differenzen anzugehen.1?) — &3 ift nidt gleichgültig, daß bei 
einer folden Betrachtung verjchtedene Ungereimtheiten der Hand: 
fefte erflärlich werden. So die Nennung Conrad alB Gris 
der3 der Stadt, während Sonft überall Berdtolb (IE) als 
Gründer bezeichnet wird; die Wiederholung einzelner Artikel; 
die bunte Reihenfolge berfelben. Die unter dem Namen Dea 
Stadtrodel3 befannte fpatere Redaktion des Freiburger Stadt: 
rechtes ftellte bann den zweiten und dritten Abjchnitt, abge- 
feben von einzelnen Cinidaltungen, bei der Abidrift um und 
fügte al3 vierten Abjchnitt von Art. 66 bis 80 eine neue 
Serie von auf gleiche Art allmählig gefammelten Rechtsſätzen 
bei. Nach Flumet, Diekenhofen und Burgdorf gelangten in 
fait roörtlicher Mittheilung nur die Veftimmungen des erften 
Abidnittes der Handfefte und wurden den jpäteren dortigen 
Stadtrechten einverleibt. Anderſeits erhielten Bremgarten und 
Aarau nur die wörtliche Abſchrift des zweiten und dritten 
Abſchnittes, während der erjte bloß jehr theilmeife in die let: 
teren Stadtrechte übergegangen ift.1?) 

Wir brauchen diefe Betrachtungen über die Genefi3 der 
Freiburger Sanbdfefte nicht meiter auszuführen, um darzuthun, 
daß eine ſolche Anſchauungsweiſe, geeignet ift, die Rezeption 
Tölniichen Rechtes in dem Freiburger Stadtrecht noch weniger 
mwahrjcheinlich zu machen, als fie e8 fonft mare. Was bei 
einer aprioriftiichen Redaktion der Sandfefte vor Gründung 
ber Stadt noch vieles für jich hätte, daß nämlich der Geſetz⸗ 
geber jih an ein fremdes Mufter hätte halten müffen, bas 
wird gegenüber der allmähligen Entftehung der Nechtsaufzeich- 
nungen aus dem Bedürfniß der Stadtbewohner heraus vollends 
unwahrſcheinlich. Wir müßten daher für die Eriftenz kölniſchen 
Rechts in den zähringifchen Städten nod viel 3mingendere 
Beweiſe verlangen und find biz zur Beibringung dieſer Bee 
weiſe berechtigt, bas Recht der Hanbdfeften — alle Modifica 
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tiogen aus Grund jpeziell ftäbtijcher Verhältniffe vorbehalten — 
im Mejentlihen als Produkte des allgemeinen Landrechts zu 
betradten.14) 

B. Daß in den zähringiſchen Stabtredten fit Feine Til 
nifchsfränkiichen Elemente vorfinden, ift nun freilich auch jchon 
von anbrer Seite behauptet worden, und es fann fi nun 
mehr nur nod fragen, ob mir den bisberigen Verſuchen, unter 
jolden Umftinden die Formel betreffend Gründung nad Lil 
niſchem Rechte zu erklären, beipflichten fônnen ober nidt. Es 
eriftirt diesbezüglich nur eine wifjenfchaftlich begründete Anficht, 
nämlich diejenige, welche Bejeler in feinem Volksrecht und Ju: 
riftenredt aufgeftellt bat und melder Ofenbrüggen in feinem 
Alemannifchen Strafreht und in der Abhandlung über die Gajt: 
gerichte beigetreten ift.15) Sie wird für und um fo michtiger, 
weil fit in neuerer Beit ſchweizeriſche Hiftorifer ihrer als 
eineS plaufiblen Ausweges bedient haben. 

Vefeler hat in dem erwähnten Buche der Anfiht Ausdrud 
verliehen, ed môdte die Gründung der zähringiihen Städte 
nad kölniſchem Rechte ihre einzige Bedeutung darin haben, daß, 
mie e3 in Art. 7 der Handfefte beige, die Bürger für Streitig- 
feiten gemiffer Art auf dad consuetudinarium et legitimum 
lus omnium mercatorum praecipus autem coloniensium, 
D. b. auf das füinijde Handelsrecht verwiefen morben jeien. 
Hier handle es fi offenbar nur um Streitigkeiten bandel3= 
rechtlicher Natur, und daß man für ſolche bas kölniſche Necht 
als Norm aufgeftellt babe, fei bei dem damals weit ver- 
breiteten Anfeben der Kölner Handelsſchaft Leicht begreiflich. 
Dienbrüggen bat in feinem alemanniſchen Strafrebt, um die 
Beftimmungen der Sanbieften für fein Abhandlungsgebiet zu 
retten, Diefer Anſicht im Wejentliden fi angeſchloſſen und 
{pater Diefelbe nodmals und eingehender in feiner Abhandlung 
über die Gaftgerichte des Mittelalter3 vertheidigt. 

Man Bat diefe Anfidt mit der bloßen Sinmeijung darauf 
bejeitigen mollen, daß in ben mittelalterliden Rechtsquellen 
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gelegentlich der Ausbrud mercatores mit burgenses ſynonym 
gebraudt mird.15) In den Handfeften von Bern, Burgdorf 
und Freiburg i. U. werden jedoch die burgenses deutlich von 
ben mercatores unterihieben,:7) und daß die Gaftgerichte für 
die mercatores, melde in ben burgundijchen Städten fo gut 
befannt waren, mie in der übrigen Schweiz, gewiſſe befonbere 
faufmännifche Ufancen und Rechtsformen mit fi bringen 
mochten, ift jedenfalls wahrſcheinlich. Es müßte alfo, ba eine 
weitere Unterjdeibung zwilchen bem Recht der Bürger und 
demjenigen der Kaufleute durchaus abzulehnen ift,19) mit dem 
kölniſchen Handelsrecht einzig und allein bieje kaufmänniſche 
Ufance, aljo ein febr fecunbärer Rechtsſtoff gemeint fein. 
Laffen fid hiemit die Quellenbelege vereinigen? — Wie aus 
der Faſſung der bezüglichen Artifel aller Handfeſten deutlich 
bervorgeht, lag die Spige der Beitimmung darin, daß der 
Herr der Stadt ben fi anfiebelnben mercatores verfprad, 
nidt nad Willführ richten, fondern ihnen, nad) Kaufmanns⸗ 
recht, eine felbftindige Gerichtäbarkeit überlaffen zu mollen,19) 
Schon damit ragt die Beftimmung offenbar über ben Rahmen 
der erwähnten faufmänniichen Bräuche hinaus. Dazu kommt 
nun aber namentlih, daß im Stadtrodel von Freiburg und 
in der Handfefte von Diegenbofen ausdrüdli von einem 
Rechtszug der Bürger — ohne fpezielle Erwähnung der Kauf- 
leute — nad Köln die Rede ift, 2°) und endlich vernehmen 
mir deutlich genug, daß der Rechtszug von Aarau und Rbein= 
felben nad Freiburg und von Freiburg nad Köln im Mittel. 
alter felber al3 ein unbejchränfter aufgefaßt wurde.) Gewiß 
wäre aud andern Falles nicht jo allgemein davon gejprochen 
worden, daß Freiburg nad folmifcbem Rechte gegründet worden 
fei. Wir miiffen mithin aud ben Erklärungsverfuh von 
Bejeler und Ofenbrüggen al3 unftibbaltig betrachten. 
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II. 

Wir fteben nun demnach fchlieglih vor bem Natbfel, daß 
nad dem Wortlaut der Quellen und der Anficht der Zeitge- 
noffen, fomie des jpäteren Mittelalters ungmeifelhaft Freiburg 
und ihm nad) die übrigen zähringiichen Städte ohne jede Cin 
ſchränkung nach kölniſchem Recht gegründet morden fein follen, 
während bod bas Vorkommen kölniſchen oder überhaupt jpe= 
zififch fränkischen Nechtes in den zähringifchen Stabtrechten nicht 
nadgemielen werden fann, umgefehrt aller Wahrjcheinlichkeit 
nad) bas Stadtrecht der Zähringer, bis auf etwelche ſtädtiſche 
Mobificationen, bem damaligen alemannijden (vielleicht theil= 
meife burgundiſchen) Landrecht entfproden bat. Eine aufmerf- 
fame Betradtung der die Städtegründung begleitenden Um— 
ftände jeßt und vielleiht in ben Stand, den vorliegenden 
fdeinbaren Widerſpruch aufzulöfen. 

C3 gehörte jedenfall3 zu den größten Schwierigkeiten bei 
der Gründung landedherrlicher Städte, die verjchiedenen Stände, 
welche fi fonft im Lande vielfach in ihren Intereſſen gegens 
überftanden, die milites, ministeriales, die freien Bauern, 
die zinspflichtigen Treten, die Hörigen und die mercatores zu 
einer gemeinfamen Anfiedelung nicht nur zu bewegen, fondern 
fie dabei alsbann auch im Frieden zufammenzuhalten. Die 
Gründungsrechte Freiburg find denn auch, mie mir aus ver- 
fiebenen Beftimmungen erjehen,2”) jorgfältig darauf bedacht, 
jebes Mißtrauen unter den Klaſſen zu bejeitigen, flagranten 
Ungleichheiten vorzubeugen, die bürgerlihen Pflichten für Alle 
abzumägen und den Frieden der Bürger fireng gu wahren. 
Die Hauptfehwierigfeit, Leute zur Anfiedelung anzuloden, beftand 
aber namentlih in dem Mißtrauen und den Vorurtbeilen, 
mele gegenüber der Mbfiht Des Gründers und der vorge- 
ſchlagenen Vermiſchung mit einer bereit3 anfafigen, bôrigen 
oder zinspflichtigen Bevölferung obwalten mußten. Was mar 
da geeigneter, dieſes Mißtrauen, diefe Vorurtheile zu bejeitigen, 
als die einfache, vorbehaltloje Vermeifung auf den Rechtsbeſtand 
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einer weitberühmten, {bon längft bejtehenden Stadt? Daß der 
Herzog von Zähringen fich Hiefür Köln auderla3, braucht nicht 
in einem Vorfall, wie ibn Pantaleons Chronik erzählt?) — 
wonach Berchtold bei einer Fehde Kaijer Heinrichs mit Köln 
von den Kölnern gefangen genommen- worden wäre und dann 
bei dent daberigen längern Aufenthalt in der Stadt den Reich— 
thum und die Kraft des Bürgerthums fernen gelernı hätte — 
begründet zu fein. Es ift aud nicht nöthig, an eine Cin: 
wanderung fölnischer Handeläleute zu benfen. Vielmehr ge- 
nügt Die Thatfache, daß im 11. Jahrhundert die kölniſchen 
Kaufleute mit ihrem Namen bereit3 die Nbeinroute und den 
deutichen Markt in London beherrichten,2*) um begreiflich zu 
machen, daß e3 al3 bas wirkſamſte Mittel zur Gründung der 
Stadt und Serbeilotung einer Bürgerjchaft erjcheinen mußte, 
wenn der zähringifche Herzog erklärte, daß er Freiburg nad) 
Kölner Recht zur Stadt erheben molle. — Die rechtliche Be- 
deutung Diefer Erklärung lag darin, bag der Bürgerfchaft zu: 
gefichert wurde, der Herr der Stadt merde fi in die Recht3- 
pflege nicht mifden, fie möge fich frei ihr Recht jprechen, und 
jei im Streitfall an Köln vermiejen. Damit ftimmt wörtlich 
Art. 7 der Handfefte und namentlich die Faffung des Art. 40 
des @tabtrodels. Ohne wirtlite Rechtsübertragung murde 
mithin Köln als Oberhof bezeichnet, 25) und ‚wenn dabei aud 
von dem Recht der Handeläleute fpegziell gefproden wird, fo ift 
damit nicht eine Beichränfung des Rechtszuges gemeint, fondern 
nur die Beziehung ausgedrückt, welche diefer Sufiderung gegen- 
über den fi anfievelnden Kaufleuten einen befonderen Grad 
von Bedeutung verlieh. 

Beadten wir nun, dab die Berufung an den Oberhof 
in der bezügliden Beftimmung gefliffentfih (und vielleicht ge- 
rade im Oinblif auf die Verfdiebenbeit de Freiburger vom 
Kölner Net) in das Belieben der Bürger geftellt und als 
Hauptjache nur der Ausschluß jeder Willführ, jede arbitrium 
domini bezeichnet wird, fo darf ed und im Weitern auch nicht 
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wundern, wenn von bielem Rechte, an ben Oberhof zu gelangen, 
in der Tolgezeit, foviel wir willen, fein Gebrauch gemacht 
worben ift. Die ganze Gründung nad Kölner Net wurde 
damit freilih zu einem bloßen Programmpunft geftempelt, 
der für die Zeit der Gründung feinen großen Werth Batte, 
nadber aber leicht entbehrt werben fonnte.z) Als Urjache 
für eine ſolche Entwidlung laffen fid verfhiebene Umſtände 
benfen. Vor Allem fällt in'8 Auge der Mangel an jeder 
politiſchen oder fozialen Gemeinfchaft Freiburg3 mit Köln und 
jodann die Verjchiebenheit de8 Stammes im Nedt und in 
der Mundart. Soviel erfichtli) haben fi) überhaupt die Ober- 
bôfe nur entwidelt, wenn ihre Todterftäbte der Stadt des 
Oberbofes von Alters her politifch unterftellt waren, oder wenn 
ſie in einem außerdeutſchen Lande gelegen zur Pflege des 
deutichen echtes ih nicht auf die Landesgewohnheit ſtützen 
fonnten, oder enblid wenn fie wenigftend mit der Oberhofs⸗ 
ftabt im felben enger verwandten Rechtsgebiete lagen.2”) Keine 
biejer Vorbedingungen traf zu beim Verhältnik Freiburg3 zu 
Köln und deshalb fam der vom Gründer zur Siderung der 
Anfiebler und Mehrung des Anfeben3 der Stadt bei- ihrer 
Gründung vorgejehene Rechtszug nad Köln zu leinem Leben. 

Von den andern zähringifchen Städten erwähnt Dießen⸗ 
bofen eines Rechtszuges nach Freiburg, wo nad Kölner Recht 
geurtbeilt werde. Rheinfelden wird ferner unter den Städten 
genannt, die zu Freiburg ihr Necht nehmen, und Aarau: bin= 
wieder konnte feine Prozefje nach Rheinfelden ziehen. Davon 
aber, bag von bielen Städten ein Rechtszug nad) Freiburg 
wirklich ausgeübt morden fei, ift uns nichts berichtet. Satten 
die genannten Städte und aud Bern und Flumet noÿ des 
Kölner Rechtes überhaupt in ben Stadtredbten Erwähnung 
gethan, fo ließen die {pater verfaßten Rechte von Freiburg i. U. 
und feiner Tochterſtädte, obgleich fie ben bezüglichen Artikel 
aus Freiburg i. B. rezipirten, die Aufführung ded Tölniichen 
Rechtes gefliffentlih meg. Mit der Erftarfung der Stäbte 
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verlor die Formel von der Gründung nad) Lölniihem Recht 
ihre lebte Bebeutung; die emporgemachfene Bürgerſchaft bes 
durfte biejer moralifchen Unterftügung nicht mehr. 

Freilich hätte für ble Ausbildung eines Rechtszuges nad 
Freiburg i. B., der Mutterftadt aller der zentral- unb meft= 
ſchweizeriſchen Gründungen der Zähringer, ein meit günftigerer 
Boden vorgelegen als gegenüber Köln. Weber breißig ſchwä⸗ 
Pile Gemeinden werden denn auch von Freiburg alè jolche 
genannt, die ‘an lebterem Ort ihr Redt nehmen. Daß die 
ſchweizeriſchen Städte trob der Stammesgemeinſchaft dieſem 
Beifpiel nicht folgten, hängt wohl zufammen mit dem jpröben 
Unabhängigkeitsjinn, der einen Charakterzug des alemannijchen 
Volkes bildet. 

Wenn nun auch nad der entmwidelten Anjchauung die 
Gründung der zähringifhen Städte nad) Kölner Redt ihre 
Bedeutung für die Geichichte des fränkiſchen Rechtes einbüßt, 
fo verliert fie bod Nichts von ihrer Wichtigkeit für die Kennt: 
nig der ftübtifden Entwicklung überhaupt. Sie öffnet uns 
einen Iohnenden Bli auf die Siele, melde den Gründern 
diefer Städte vorſchwebten, und die Ideen, von welchen fie bei 
ihrem erfolgreichen Werke erfüllt waren. 


Hochgeehrte Berfammlung! 


Mit diefem Meinen Beitrag zur ſchweizeriſchen Rechtsge⸗ 
fdidte Habe id meine Antrittsvorlefung geichloffen. Man 
möchte glauben, jolde Hiftorifche Unterjudungen liegen von 
der praktiſchen Jurisprudenz weit ab und feien für fie nublos. 
Jebod mit Unredt. Wer in der Praris geftanben bat, der 
weiß, mie erfrilchend die hiſtoriſche und philofophiihe Forſchung 
auf Gemüth und Geift einmirft, und unfere beften Politiker 
und Suriften Haben durch Arbeiten in biejer Richtung mehrfach 
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dargethan, daß jede geiltig bedeutende praktiſche Thatigleit mit 
ihren Wurzeln Kraft und DBerebelung aus wiſſenſchaftlichen 
Betrachtungen jchöpft. 

I merde es mir bejonderd angelegen fein laffen, als 
afademijcher Lehrer aud in diefer Nichtung anzuregen und nad 
meinen Kräften gur Crbaltung des bei und fo {Mon ent: 
widelten Sujammenbangs zwiſchen Praxis und Wiſſenſchaft bei- 
zutragen. 


Anmerkungen. 


1) Die Stadtrechte der angeführten Städte ſtammen alle direft 
oder bochiteng aus zweiter Hand von dem ältejten zähringiihen Stadt= 
recht, Sanbdfejte von Freiburg i. B. v. 1120 ab. — Gaupp bat im 
zweiter Band feiner „Deutihen Stadtrechte des Mittelalters“ als zur 
Familie biejes Freiburgs gehörig abyedrudt die Stadtrechte von Bern 
(1218), Laupen (1275), Freiburg i. U. (1249), Thun (1264), Aarberg 
(1271), Grlad (1274), Büren (1288), Burgdorf (1316), Murten. Hier: 
von ſchließt fit an Bern: Laupen (fontes rer. Bern. III Nr. 126), 
bem noch Rirhberg (Zeerleders Urf. II 286, fontes rer. Bern. III Nr. 371) 
und Unterfeen (Zeerleder II. 252, fontes III. Nr. 297) anzufügen ijt. 

An Freiburg i. U. dagegen lehnen ih an: Thun, Burgdorf 
(mit einer erften Sanbfefle von 1273), Erlad (ohne Datum, 1264/70), 
Ribau (defien Handfefte nicht erhalten), Büren (1288), Aarberg. 

Die »Franchises de Flumete find abgeorudt im XIX. Band 
ber »mémoires de la société d’histoire et d'archéologie de Genèvee, 
mit einem inftruftiven Vorwort von Prof. Ch. Qgfort. Dieje Handfefte, 
db. db. 1228, lehnt fih an Freiburg, und zwar an einen der Hanbdfefte 
von 1249 vorhergehenden Nechtsbeitand, der grörcre Annäherung zeigt 
an Freiburg i. B., als die Hanbdfefte von 1249 noch bewahrt hat. 

Die bei Gaupp abgedrudte Handfeite von Mutter weicht von 
Bern und Sreiburg i. U. ebenio fehr ab, als von Freiburg i. B. 

Die Stadtrechte von Arconciel (1334), Corbières (1390) abgedr. 
im XXVII. Bd. der »mémoires et documents de la Suisse romandee leh⸗ 
nen fid ganz an die Handfefte von Freiburg i. U. Ebenfo, jedoh mit 
wefentlichen Erweiterungen, Payerne (1347), abgebr. im felben Band. 
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Aarau (ohne Datum, abgebr. Argovia XI. p. 324) und Bremgarten 
(1308, abgedr. in den Beiträgen zur Gefhichte und Litteratur des Kts. 
Aargau von Kurz und Weifenbad, I, p. 239) fopiren den größten 
Theil der Handfeite von Freiburg von 1120 fait wörtlid, Surfee fopirt 
Aarau, ebenjo Brugg. Rheinfelden muß, nad der Zufammenftellung, in 
welcher es mit Aarau und Bremgarten erjcheint, eine gleihe Hanbfefle 
befeffen haben. Das in Argovia I p. 17 abgedrudte Stadtredt von 
1290 fließt fid einer ganz andern Gruppe von Etabdtrediten an, zu 
welcher binwieder auch ein Stadtredt von Aarau bd. db. 1301, Argo- 
via XI p. 17 gehört. — 

Endlih Diefenbofen, 1260, abgebr. bei Gengler, deutfche Stadt: 
rechte des Mittelalters, p. 79, enthält eine Furze Hanbfefle von 1178 
als erften Theil des Stadtrechts, und Fopirt darin einige Artifel von 
Freiburg i. B. faft wörtlich. 

Die Verbreitung des Nedte8 von Freiburg i. B. auf dem rechten 
Rheinufer berühren wir bier weiter nicht. Bei Schreiber, Urf. II p. 182 
ift eine Aufzählung von 30 ſchwäbiſchen Städten und Dörfern (dabei 
aus der Schweiz nur Rheinfelden) abgebrudt, denen im Anfang des 
15. Sabrhunberts Freiburg Cberbof war. 


2) Go wird uns im Schlußartikel der Berner Handfeſte Art, 54, 
ber feierlihe Uft der Beſchwörung des Stadtrechtes gefbilbert. Die 
Handfeile von Flumet bildet in offenbarer Anlehnung an biefen Be: 
ſchwörungsakt, in Art 85 die Beftimmung: »Quecumque jura sub hoc 
privilegio continentur dominus prius et postea duodecim qui ad hoc 
electi et impositi sunt, super sacramentum iuramenti observare debent 
firmiter et tenere de omnibus bonis constitutis et usibus.« 


3) Folgendes find die Stellen, welde in ben zähr. Stabtredten 
vom Fölnifhen Redt ſprechen: 

a) Allgemein betr. Gründung nah Föln. Redt. Stadtrobel 
von Freiburg i. B. aus dem 13. Sabrbundert, Art. 1: »Notum sit 
omnibus... quod Bertholdus dux Z. in loco proprii fundi sui, fri- 
burc videlicet secundum iura colonie liberam constituit fieri civitateme. 
Bern, 1218, Art. 1: »Quum Bertholdus dux Z. burgum de Berne 
construxit cum omni libertate, qua chuonradus dux Friburgum in 
Briscaugia construxit et libertate donavit secundum jus Coloniensis 
civitatis..« YMiederbolt in Art 54: >»... nec non et illa omnia 
(iura) per que et in quibus Chuonr. dux Zeringie Friburcum in 
Briscaugia construxit et libertate donavit secundum ius Coloniensis 
Civitatis .. € (nad dem diplomatifch genaueften Abbrud der Handfeite 
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in ben Beitr. zur bern. Rechtsgeſch. v. À. G. König, L Heft 1860, 
fowie fontes rer. Bern, II. 3.) Urkunde bei Schreiber L p. 54, d. d. 1248: 
>Sane quidem in principio iuramenti religione universaliter prestita 
promisimus omnes libertates nostras et iura secundum quod ...... 
statata recepimus maxime secundum libertatem iuris Coloniensium . .< 

Deutide Nebaltion bes Freib. Stabtredts von 1293, Schreiber, 
Urf. Ip. 123: ,..... baf biz fint bü rebt der flat zu Griburg in 
Vrifgdwe, mit ben fi gemadet wart vnd gefriet nad Kölne ber flat und 
mab ir vribeit von berzogen Berhtolden feligen® . . .. 

b) Stellen beir. ben Rechtszug nach Köln. Freiburg 1120, Art. 7: 
>Si qua disceptatio vel questio inter burgenses meos orta fuerit, 
non secundum meum arbitrium vel rectoris eorum discutietur, sed pro 
consustudinario et legitimo iure omnium mercatorum precipue autem 
Coloniensium examinabitur iudicio.« 

Gtabtrobel von Freiburg, Art. 40: >Si super aliqua sententia 
fuerit inter burgenses orta discordia ita quod una pars illum vult 
tenere sententiam, alia vero non, ex XXIIII consulibus duo, non 
simplices burgenses, super ea coloniam appellabunt si volunt. et si 
cum testimonio coloniensium reversi fuerint, quod vera sit sententia, 
pars contraria reddet eis expensam omnem quam fecerant, si vero 
coloniensium judicio non obtinebunt sententiam, ipsi dampnum ferent 
et expensame. 

Handfefe von Bern, Art. 5: >... Et si aliqua disceptatio 
tempore fori Inter burgensem et Mercatores orta fuerit, non stabit 
in meo vel rectoris mei judicio, sed pro consuetudinario jure merca- 
torum et maxime Coloniensium a civibus dijudicetur.< 

Bremgarten, Art. 4: »Si qua disceptatio vel questio inter bur- 
genses orta fuerit, de consuetudinario et legitimo iure omnium merca- 
torum et maxime Coloniensium terminabitur judicio.e 

Hareu, Art. 5: Iſt bag under ben burgeren bbein mifbelling 
uffftat von gewohnlidem oder gefagtem rediten, bas fol ein ustrag 
memen nad fryer flatt recht und funberlid nad der Ratt ze Köln.” 

Diepenbofen, Art. 6: »Item si aliquando inter eos (burgenses?) 
et cives in judicio de sententia lis aliqua oritar, non secundum meum 
arbitrium vel sculteti eorum discutietur, sed pro consuetudinario vel 
legitimo jure civium coloniensium eadem sententia apud Friburgum 
discutietur.< 

Flumet, Art. 10: .... »non secundum arbitrium . .. discutietur, 
sed pro consuetudinario et legitimo jure omnium mercatoram, præci- 
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pue autem Coloniensium examinabitur judicium.c Bgl. aud Art. 18 
und 20 db. Gbf. 

Htemit ftimmen faft wörtlich bie Beflimmungen ber Elſäßer 
Gtabtredte von Dattenrieb (1858, Art. 7), und Golmar (1293, Art. 7) 
abgebr. bei Gaupp, db. Gtabtr. II 177, I 116. 

Die Ganbfeften von Freib. i. U. und feinen Tochterrechten faffen 
ben augenfdeinlid entfprechenden Artikel etwas anders und reben nicht 
mehr vom ius Colon, So freiburg, Art. 3: »Nunquam nos, vel ali- 
quis loco nostri, secundum propriam voluntatem aut cum potestate 
aliqua in urbe judicare debemus.e Vgl. auch Art. 5, und Art. 46, 
Schluß: .. set si qua querimonia inter mercatores nostros de rebus 
suis orta fuerit, inter ipsos secundum eorum consuetudines et jura 
cum libera concordent.« Womit Burgdorf, Art. 11 und 96, fibereins 
flimmt: (Art. 96) »Et si querimonia inter mercatores nostros de re- 
bus suis orta fuerit iuxta consuetudines suas liberi eam et secundum 
jura sua inter ipsos concordent.e 


Es ift ferner von Bedeutung, ba Freiburg i. B. (b. b. eine Partei 
in einem Verfaffungsitreit) fih im Jahr 1391 um Auskunft an Köln 
gewendet und alsbann von bort die Antwort erhalten bat (Schreiber, 
Urf. II p. 187), daß bie Kölner, auf ble Anfrage Freiburge, wie fie 
den Rath zu fegen pflegen, „want ir ur recht by uns zu fuoden haft“ 
und ba Freiburg feinen Rath geändert, wiewol fie font nicht pflichtig 
feien, Freiburg ‚oder jemand Andrem Saden ihrer Stadt mitzutheilen, 
dennoch entfprechen wollen n. f. w. 


Enblih erwähnen wir noch betr. die aargauifhen Städte eine 
Stelle aus bem Aarauer Stadtr. v. 1283 (Argovia XI p. 12) „der 
fol beszerum noch der beszerunge biu die zuo Rinvelden, zuo Kolmar 
alder in anderen vrien fleten flat”, fowie aus bem Aarauer Stadtrecht 
von 1363 (Argovia XI p. 98): „Darzuo geben wir inen oud ge frys 
beit und ze rebte, bas man Fein urteilde von bem gerichte 3e Arow 
ziehen fol gen NRinvelben, die bi zehen phunben ift oder bar under, benne 
was folicher urteilben ift und ſtözzig werbent, baz man bie ziehen fol 
fur unfern f@ultbeifen und ben rat 3e Arow unb fol ouch bi ben beliben 
und usgetragen werben ane alle geverbe.” 

Als in ben fechziger Jahren bes legten Jahrhunderts Bern bie 
Gerichtsverhältniffe im Unterthanenland Aargau revibiren und biebei 
namentlich den Inftanzenzug nad Bern einführen wollte (vgl. Tillier, 
Geſchichte bee Freiftaates Bern V p. 368), berief fih die Stadt Aarau 
nod ein Icttes mal darauf, daß ihr Kolmaer Recht verliehen worden 
fei, und ſchrieb an lebtere Stadt um Auskunft Über ihr Stadtrecht und 
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ire Privilegien. Die Antwort Relmaré liezt, wie ih freunblider Mit: 
téciluna des Heraussebers Les Urfuncenbudes cer Stadt Maran (Ar- 
govia Bo. XI, Hrn. Dr. Beos entneyme, jegt ne ungedruckt im Archiv 
zu Mara. 


+) Gaupp vergleicht „Ueber beutibe Städtegründung“ im legten 
Theil der Abbandiung, bei. p. 285, bie freiburgifbe Berfaffung mit der 
fölnifgen. Schreiber, Seihichte der Stadt und Univerſität Freiburg 
i. 8. L p. 15 fi. folgt viefem Beijpiel 

Euler behandelt das ebl. Güterr. ber zübring. Stadtr. in der 
Abhandlg. über die gefammte Hand des fränf. Redtes in Zeitſchr. j. 
deutſches RN. VII. p. 80 fi. Am meiften aber bat die Kenntniß biefer 
Lerbältnifie gefördert Schröder in feiner „Geichichte des ehelichen Güter: 
rechtes in Deutfchland,“ "II. 2. bef. p. 14 ff., p. 58, p. 82 fi. 

Hegel bat feiner Mnjibt Ausdrud gegeben in der „Geſchichte 
der Städteverfaffung von Stalien“ II p. 410, unter ausdrüdlicher Ab: 
lebnung ber Anficht Gaupps betr. Uebertragung der Berfaffung Kölns 
auf Freiburg. 

Betr. fränfiihe Einwanderung fpriht Gaupp, deutibe Gtabt: 
rete I p. 36 und II p. 172, von ſehr itarfer fränfijber Golonifation, 
von welder bas alemannijhe Elſaß burbbdrungen worden fei. Schröder 
vermutbet 1. c. IX p. 175, einen Einfluß fränfifher Gintvanberer auf 
die ſüddeutſchen Rechte, ebenfo p. 177. Anm. 27, p. 180, p. 243 un. a, 


5) Gs may aud in'8 Gewicht fallen, daß die libertates der frei 
burger Sanbfelie allzudeutlih auf Befreiung von Hörigen durch ihren 
Herrn deuten, als daß fie, wie fie vorliegen, bem Kölner Redt ent: 
nommen fein fonnten. Wir ftellen uns vor, baß in legterem Gall die 
ganze Faffuna derfelben ein anderes Gepräge haben müßte. Man ver: 
gleihe Art. 11, 30, 31 u. a. der Handfefle. Der Berluft der gratia 
domini wird oft genannt. 


e) Rad bem Wortlaut der Stadtrechte von Freiburg i. B. (Art. 20) 
und Bern (Art. 43) müßte angenommen werden, es verfüge der Mann 
felbitändig über bas von beiden Ehegatten zufammengebrachte ebclide 
Vermögen, es bitte alfo bier, wie Schröder 1. c. ausführt, gleich wie 
in etliden lotbringifhen Redten, die Vormundſchaft des Mannes 
die gefammte Hand überwudert. Da nun aber zahlreihe Urkunden 
(vgl. Zeitſchr. des bern. Juriflenvereins von ©. König, 1880, p. 478, 
Argovia XI., Urf. Aarau, Nr. 11%, 18%, cf. aud 31, 37*, 41 u. a. m.) 
bartgun, daß in Bern und in Aarau (weldes mit Freiburg i. B- 
wörtlich bas gleiche Recht hatte) Über von der Frau eingebradte Immo= 
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bilien burd die gefammte Sand beider Ehegatten verfügt wurde, wird 
man die Interpretation diefer Gruppe der zühringifchen Redite nach ber 
im Tert angegebenen Weife mobifisiren müffen. Wie viel mehr biefe 
Nechte bei folder Unterfcheidung von Manns und Frauenvermögen fidi 
von der Gütergemeinfchaft des kölniſchen Rechtes entfernen, liegt auf 
der Hand. 


In der Hanbfefte von Diefenbofen ift die betreffende Stelle des 
Freiburger Rechtes nicht regipirt. Mad Schauberg, Zeitſchr. für noch 
ungedr. Rechtsquellen, IL p. 104, fcheint aber bieles Recht entweder 
überhaupt die gefammte Hand anzuerkennen, oder, was noch wahrſchein⸗ 
liber, trog nicht erfolgter Aufnahme des fragl. Artikels, es zu halten mie 
Aarau und Bern. Bal. Schröber, 1. c. U. 2. p. 15. 


7) So fonftruirt eg Schröder 1. c. II, 2. p. 58. Bal. König 
in Ztſchr. db. B. I. VB. 1880. p. 480. 


8) Die Publifation erfolgte in der Reitfhrift Argovia, Jahrgang 
1860 und 1864, mit einer Einleitung von E. Welti, welde .gerade 
biefe Materie mit befonderer Klarheit entmidelt bat. (Argovia IV, 
P- 202 ff.) 


9) Diefe Redte find abaebrudt in der Ztſchr. f. ſchw. Recht, IX. 
Man vergleihe: Lanbredt v. Krattigen v. 1476 (p. 100), Lanbreÿt 
von Saanen v. 1598 (p. 107), Erbrecht der Serrfhaftslente von Raron 
v. 1418 (p. 142), Landrecht von Niederfiebenthal von 1535 (p. 197), 
Lanbredt von Emmentbal v. 1659 (p. 221). Im Berner Oberland 
war barnad ein Grundtheilteht und eine wirkliche ebclibe Güterges 
meinfhaft in volliter Blüthe. Man wird aud an eine Beeinilujfung 
durch fremde Elemente in biefen Alpenthälern am allerwenigiten denten 
fonnen, fondern bier den Beſtand febr alten Nechtes zugeben müffen. 


10) Ich denfe Bier an eine Abhandlung von Roth in den Jahr: 
büchern von Beder und Muther, Bd. ITI wo p. 340 gefagt wird: „Es ergibt 
fi aus dem Angeführten, bag die Berfangenfchaft in ihren beiden Formen, 
als reine Verfangenſchaft und Theilreht, in Schwaben fon jeit dem 
12. Jahrhundert ebenfo verbreitet war, wie in Oftfranfen und NMipuarien. 
Cs läßt fich dies nicht ausjdlieplit auf das Kölner Redit zurüdführen, 
das direkt, wie in Kolmar, ober als greiburger Necht rezipirt wurde. 
Denn Augsburg, Ehlingen, Ulm, das Nedt der Grafſchaft Wirteinberg 
(Stuttgart) fteben damit in feinem Zuſammenhang. Man fann daher 
bas Syſtem der gefammten Hand mit Berfangenfdaft nicht als ein 
fränfifches Güterrecht bezeichnen.“ 
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In feiner Abhandlung „das deutſche eheliche Güterrecht” in ber 
Beitfhr. für vergleichende Redbtewiffenfbaft von Bernhöft und Cohn, 
1878, p. 43 unb 48, jchließt fi dagegen Roth ber Anfiht Schröders 
enge an. 


11) Gaupp, Euler und Schröder fuden mit der behaupteten 
Uebertragung fräntifhen Redtes auf Alemannien die Verleihung des 
kölniſchen Redtes an Freiburg u. f. w. glaubwürbiger zu maden, 
während Roth in feinem jüngern Auffag die Uebertragung des Fölnifchen 
Redtes auf die oberrheiniihen Städte umgefchrt als Beweis für die 
Snvafion fränkifchen Rechtes in Sübbeutfhland anführt. Es find jebod 
beide Fragen auseinander zu halten und genügt bier feflzuftellen, daß eine 
Uebertragung Fölnifchen Rechtes an den Oberrhein burd die zähringiſchen 
Gründungen nicht erwiefen ift, mag es fio im Mebrigen mit ber Re: 
ception des frinfifben Rechtes verhalten, mie e8 will. Aud Sohm 
verzichtet in ber Zeitfchr. der Savigny:Stiftung L „Fränkiſches Recht 
und römifches Recht“, p. 11 auf bas Beweismittel betr. Webertragung 
Fölnifhen Rechtes, wenn er fagt „den Abſchluß biefer Entwidlung (der 
Reception des fränfifhen Rechtes) müfjen wir in der Hauptfade ſchon 
in bag Ende des neunten und den Beginn des zehnten Jahrhunderts 
feben, d. b. in bie Beit, wo in ben einzelnen Theilen bes Rarolinget: 
reiches, insbefondere in Deutfchland, die Adeen der frinfifchen Zeit noch 
in voller Lebensfraft fi befanden.“ Betreffend ben Rechtszuſtand, wie 
er für die Zeit der zähringifhen Gründungen in Frage fommt, fpribt 
fi Sobm im felben Auffag, p. 63 dahin aus, was wir fächfiiches Recht 
(überhaupt fpezififches Stammesredt) nennen, fei fächlifcher (ſchwäbiſcher 
bairifcher) Dialekt des Frankenrechtes, u. p. 65, anftatt des Gegenjages 
ber Stammesredhte finde fi im deutſchen Mittelalter nur der Unter“ 
ſchied local gefärbter Erfcheinungsformen bes fränkijchen Rechtes. Indem 
ih auf biefe Verfchiedenheit der Anfiht Sobms von derjenigen Rothe 
u. A. binweife, u. bervorbebe, wie irrelevant die Ausführungen Sobms 
für unfere Frage find, flelle id dagegen um fo nadbrüdlider die Nichtigs 
feit der andern Anficht in Abrebe, welche Roth in dem citirten Auffak 
bei Bernbôft und Cohn am beutlidften in bie Worte gefaßt bat: „.. es 
verbreitete fih von Köln aus bas Syſtem ber gefammten Hand mit 
Berfangenfhaft an ben Oberrhein, bie Schweiz, bas Elſaß, .. . überall 
bie urfprünglihe Errungenſchaftsgemeinſchaft verdrängend.“ Hat fit 
ein folder Prozeß vollzogen, fo vollzog er fit, wie Sobm es darftelit 
weit früher als die Gründung der oberrbeinifden Städte nah Kölner 
Redt, und eg war bas Redit biefer Städte zur Zeit der Gründung im 
Prinzip dem allgemeinen Lanbredt entnommen, entfprach alfo in erfter 
Linie diefem legtern. 
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13) Mir benfen, baß bei biefer Aufzeihnung einzelner Rechtsſätze 
ber Schultheiß mit ben Schöffen die Hauptſache gethan und berart eine 
faltifhe Autonomie beftanden babe, wenn auch bie Mitwirkung bes 
Glementes ber Bürgerfchaft bei ber Geſetzgebung zunädft nur in einer 
weitberzig gefaften Initiative beim Herrn ber Stadt Ausdrud gefunden 
Haben wird. Gewiß entfpribt fold ein Suflanb ben übrigen Beifpielen 
von ber großen Freiheit, welche die Zähringer ihren Städten gewährten. 
Ein Beifpiel wirklich verliebener Autonomie findet id im Stabtrobel von 
Greiburg i. B. Art. 79. Volle Autonomie batte Bern (Art. 54). In Frei⸗ 
burg i. U. Art. 5, von Flumet, Art. 20, verfpridt der dominus secun- 
dum decreta burgensium zu urtbeilen »et non aliter.« Aehnlich die 
andern Todterredte von Freiburg i. U. 


13) Ich bin fhuldig, meine Vermuthung betreffend die Genefis 
der Freiburger Handfefle von 1120 nod etwas ausführlicher zu bes 
gründen. 

Eine Bergleihung ber aübringifhen Stadtrechte mit biefer Hand: 
fefte ergibt folgendes: 

1) Der fog. Stabtrobel von Freiburg, wohl 100 Fabre nad der 
Handfefte verfaßt, folgt bis Art. 6 wörtlich der legtern. Art. 7 bis 15 
erfdeinen im Stabtrobel zerftreut. Art. 16 bis 32 der Hanbdfefte ent: 
fpriht im Ganzen ben Art. 36 bis 65, und Art. 33 bis 50 ber Handfeſte 
ben Art. 7 bis 35 des Stadtrodels, Art. 51 bis 56 der Hanbdfefte 
fehlt in dem Stabtrodel, dagegen gibt biefer von Art. 66 bis 80 einen 
neuen Abfchnitt zu und fügt einzelne neue Artitel (4, 11, 12, 13, 14, 
30) ein. Aus der Handfefie fehlen im Stadtrodel außer Art. 51 bis 
56 bie Artifel 4 (Anfang), 8, 10 (Anfang), 11, 42. — Im Uebrigen 
mobifizirt und ergänzt der Stadtrodel mehrfach die Artikel ber Hanbfefte, 
fo in Art. 40 (7 der Handf.) betreffend Rechtszug nah Köln, Art. 42 
und 72 (9 ber Handfeſte) betr. Gausfriebensbrud, Art. 51 und 52 
(13 der Handf.) betreffend NRüdforderung der geflobenen Leibeigenen, 
Art. 8 und 10 (6 der Handf.) betreffend Wahl der ftädtifchen Beamten, 
Art. 37 (19 der Handf.) betr. außergerichtlichen Vergleich, wobei überall 
nicht zu verfennen ift, daß biefe Mobificationen von ber Erfahrung 
biktirt find. — Sntereffanter noch ift die Beobachtung, daß ber Stabt- 
rodel mit Art. 4 (Vererbung ber Stadt an ben Älteften Sobn bes 
dominus) in ben Anfang ber Hanbfefle eine Beftimmung eingefchoben 
bat, bie frübeftens unter Conrad aufgefommen fein dürfte, ferner bag 
in Art. 30 des Stadtrodels mitten in die Copie der güterrechtlichen und 
vormundſchaftlichen Befimmungen der Handfefte (Art. 43 bis 49 ber 
Handfelle und Art. 25 bis 35 des Stadtr.) eine Beftimmung über den 
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Ausfuhrzoll eingefhoben worden if. Es läßt fi bas fo erfiären, daß 
eben die leere Stelle der alten Pergamente zur Aufnahme neuer Artikel 
benugt und dann der fo zufällig zufammengeitellte Anhalt der Blatter 
bei fpätern Redaktionen gedanfenlos fopirt worden if Wenigſtens be: 
gegnen wir Ähnlichen Erſcheinungen bei fpätern Satzungsbüchern. 


2) Yarau und Bremgarten haben mit Beifeitelaffung der meiften 
Bellimmungen, welche fi auf die Gründung beziehen, aus ber Handf. 
rezipirt die Art. 18 bis 56 (Schluß), unter gelegentlider Cinfiigung 
von 7 Artifeln des erften Theils der Hanbfefte. Aus dem Stadtrodel ift 
in Bremgarten der Zolltarif (Bremg. Art. 32 und 33, Rodel Art. 11, 
12, 13) aufgenommen. Die in der Hanbfefte enthaltene Sufiderung 
des fichern Gcleites für Abziehende bis Mitte Rhein (Art. 33) wurde 
wörtlih in die Aarauer Handfefle aufgenommen. 


3) Diegenbofen und Flumet haben aus der Hanbdfeite einzelne 
Artikel des erften Theils (Flumet fogar bie Art. 1 bis 13 der Handfelte 
wörtlich) in fi aufgenommen, nichts dagegen von den übrigen Theilen. 


4) Bern, Freiburg i. U. Murten, Burgdorf und die andern geben 
eine Sichtung und Vermengung der Artifel aus 2. oder 3. Hand, fo 
baf über bie Reception fein zuwerläßiger Vergleich mehr angeftellt werben 
fann. Sn der Vorrede zur Handfeſte von Flumet bat Ch. Lefort wahr: 
fheinlid gemadt, dag Freiburg i. U. im Stadtreht vor 1249 no 
zahlreichere Reminisgengen an Freiburg i. B. enthalten, welche bann bei 
der Rebaftion von 1249 ausgemerzt worden wären. Burgdorf bat bei 
der Redaktion feiner Handfefte neben Freiburg i. U. auch in erhöhtem 
Mage die Sanbfefle von Freiburg i. B. confultirt, fo bag 16 Artikel 
biejer Tettern, welche in Freiburg i. U. fih nicht finden, in Burgdorf 
wörtlihe Aufnahme gefunden haben. 

Diefe Vergleihungen maden uns auf die Abjchnitte aufmerffam, 
aus melden die SHanbdfefte von Freiburg i. d. zufammengefügt fein 
bürfte. Aud fdeint mir dies gegen bie Einheit der Hanbfefte zu 
fpreden, daß eine fo auffällige abichnittsweife Reception refp. Mittbeilung 
flattgefunden bat. Wäre die Handfefle ben Freiburgern bei der Gründung 
einheitlich verliehen worden, jo wäre fie mit aller Wahrfcheinlichfeit auch 
in berfelben Einheit fopirt und ben Tochterflädten mitgetbeilt worden. 

Vergleichen wir nun auch nod die Artifel der Sanbfefte von 1120 
‘ unter fi, fo fällt uns auf: 

a) Etliche Artikel wiederholen fi, jedoch nie fo wörtlich, daß ein 
bloßes DVerfehen vorliegen fônnte, fondern jeweilen mit Zufägen, Mobi- 
ficationen, in anderem Sufammenbang, als ob der erite urfprüngliche 
Artikel in Folge fräterer Erfahrung bewußt geändert worden mire. So : 
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fiellt Art. 15 die allgemeine Regel auf, es foll fein miles des dominus 
gegen ben Willen der Bürger in das Stabtredt aufgenommen werden, 
und Art. 18 wiederholt biefen Sag mit dem Beifügen, — infofern ber 
dominus ibn nicht freilaffe. Im Fermern wiederholt Art. 22 in weiterer 
Ausführung den erften Sag des Art. 10 betreffend die Friedbrüche. 
Weiter ift in Art. 24 cin Theil des Art. 17 in andrem Zufammenbang 
aufgenommen. Dasfelbe ift ber Fal bei ber Wiederholung bes Art. 20 
burd Art. 44. Endlich wiederholen Art. 34 und 35 die kurze Beflim- 
mung des Art. 6 betreffend die Wahl des advocatus et sacerdos burd 
die Bürger, wobei neben dem sacerdos nod der sacrista erwähnt und 
anftatt advocatus ber Ausdrud scultetus gebraudt wird. Mögen fit 
die beiden leßtgenannten Aemter unterjcheiden, oder mögen bie Aue: 
drüde trog der Berfdiebenbeit dasfelbe bezeichnen, fo weifen biefe Um: 
fände doch beutlid auf eine nicht gleichzeitige Nbfaffung der Art. 6 und 
34/35. Zu bemerken ift auch, daß die Wiederholung der Artikel nirgends 
innerhalb eines und desfelben der oben angebeuteten Abſchnitte ftattfinbet, 
fowie daß der Stadtrobel in feiner Abjchrift fie fait vollftändig vermeibet. 

b) die erften Artikel der Hanbfefte (1, 2, 3, 5, 6, 7) laffen ben 
dominus in der erften Berfon Einzahl reden; fpäter wiederholt fib bas 
nicht mehr. (Das comitia nostra des Art. 28 fann auf ben dominus 
ober die Bürger deuten, und zwar eher Ickteres.) Etlichen Artikeln 
fpürt man an, daß fie einem fonfreten Rechtsfall ihre Entftehung ver: 
banfen (3. B. Art. 49, 51 u. a. m.). 


Diefe Bemerkungen liegen fib noch vermehren, bod mag es an 
dem bier und im Terte Gefagten fon genug fein, um gu zeigen, 
welde Sonderbarfeiten in bicjer Handfefte vorfommen, die fi alle er: 
f{ären, wenn wir annehmen, es feien bei der Gründung nur wenige 
Säte vom Herrn der Stadt als libertates der Anfiedler aufgeftellt, und 
fei alsdann der übrige Inhalt der Hanbdfefte, ergänzend, mobifiirenb, 
neuernd, in ben erften Jahrzehnden des Beflanbes der Stadt nad und 
nach aufgezeichnet, und alsdann erft bas Ganze als Eine Ganbfefte der 
Blrgerfdaft vom Herrn verliehen, refp. beflätigt worden. Für eine 
ſolche Entwidlung finnte am Ende der Zeitraum von 1091 bis 1120 
wohl genügt haben. 

Die Redaftion der Ipätern unfyitematifirten Sagungsbilber (3. 
B. Berns, worüber id in Zeitichr. db. Bern. Auriftenn. X p. 99 ff. 
ausfübrlider gehandelt) würde fit nad diefer Auffaffung von derjenigen 
ber fraglichen Handfeften nicht in der Art, fondern nur im Beweggrund 
unterfcheiden. Es wären die erfien angelegt zur Bequemlichkeit für den 
Gerichtsgebrauch, diefe aber als politifde Dofumente, zur Sicherung des 
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Rechtsbeſtandes. — Mit diefer Auffaffung der Entflebung der zähringifchen 
Hanbfeften harmonirt e8 burdaus, daß diefelben je jüngern Datums 
verfaßt, um fo ausführlicher gehalten find. Für die Nnterpretation ge- 
winnt man daraus ble Anficht, daß einzelne Ynftituite nur burd Ber: 
gleihung ber jüngern und ältern Handfeflen richtig erfaßt werben 
fönnen, indem die jüngeren Beſtimmungen oft nur [deinbar den ältern 
widerfprehen, und in Wirklichkeit eine Weiterentwidlung, Verbentlidung 
ber lebtern fein wollen, ohne eine Derogation der Ältern zu beabfichtigen. 
So in der Lehre von der Binbication geftoblener Sachen, ber Niederlaſſung 
des servus fugitivus u. à. m. 


Es ſind uns noch einige Urkunden erhalten, welche batthun, in 
welcher Weiſe die zähringiſchen Städte ſich ihre Rechte gegenſeitig mit: 
theilten und auf Anfrage erläuterten. So bie Mittheilung Berns an 
Laupen von 1313 (Walther, Geſch. d. Bern. Stadtr. Beil. VIII.), bie 
Mittheilung Freiburgs i. U. an Burgdorf v. 1274 (Zeerleder, Urk. II, 
601, Kopp, Urk. zur Geſchichte der eidg. Bünde. II, p. 1. Fontes rer. 
Bern. III 87.) Aehnliche Eröffnungen werden zwiſchen Freiburg i. 2. 
und feinen Tochterftädten fiattgefunden haben. Ste ergänzten die aus 
ber Gerichtspraris allmählig gewonnenen Rechtsſätze und die decreta 
burgensium. 


Bedenfen gegen ben Gbarafter der Handfefle von 1120 ale 
Stiftungsurfunde bat fon Hegel, Gefd. der Städteverfaffung von 
Stalien, II, p. 407 geäußert, und zwar um ben in berfelben vorfom: 
menden Ausdrud consules einer fpätern Zeit zumeifen zu fonnen. 


Nah meiner Antrittsvorlefung wurde id von gelehrter Seite 
freundlihft barauf aufmerffam gemadt, daß Hegel in ber Kieler Age: 
meinen Monatsfchrift für Wiſſenſchaft und Literatur“, 1854 p. 703 ff. jene 
Anficht noch einläßlicher begründet babe. Hegel kommt in diefem Auf: 
fab von andrem Standpunft aus zu einer theilweife mit obigen Aus: 
führungen übereinflimmenden Kritif der Handfeſte. Seine Argumente 
zieht er aus einer Betrachtung des Tenors der Handfefte felbft und 
dürften biefelben durch die oben angeftellten Vergleichungen wefentlich 
vermehrt und verflärft werden. Hegel vermutbet eine Entftebung der 
Handfefte von 1120 im Laufe des 12. Jahrhunderts, d. b. während der 
erften hundert Jahre bes Beſtandes der Stadt. Hauptfache bleibt die 
Nachweiſung einer allmähligen Entſtehung dieſes älteſten Freiburger 
Stadtrechtes. 


Für den ſpätern Stadtrodel hat auch Schreiber, Geſchichte der 
Stadt und Univerſität Freiburg J. p. 41 eine ähnliche Geneſis ange⸗ 
nommen, indem er dieſe Urkunde eine von ber Stabt zu ihrem Gebraud 
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gefertigte und befiegelte Zufammenftelung ihrer urfprünglichen Rechte 
und Freiheiten. nennt, während er die Handfefte von 1120 nod (1858) 
ais die Achte Berfaffungsurkunde betrachtet. 


14) Die Mebereinflimmung des flädtifchen Rechtes mit bem Land: 
recht wird im Allgemeirien als Regel angenommen. Bal. Stobbe, Ge: 
ſchichte der deutſchen Rechtequellen J. p. 528/529. — Gin Beiſpiel von 
Gegenſatz zwiſchen Stadtrecht und Landrecht innerhalb derſelben Stam⸗ 
mesgenoſſenſchaft erwähnt von Frankfurt Schröder, L c. II. 2 p. 67, 
Anm. 17. — Dieſe Uebereinſtimmung mit bem Landrecht ſchloß natür: 
lich nicht aus, bag die Städte vielfach ihnen eigenthümliche Rechtsſätze 
entwickelten und unter ſich austauſchten. So wird und von Bern berichtet, 
baf bafelbft 1361 eine Sagung: „Wie ber lüten find nit follen betrogen 
werden in der E“, von den Reidsftäbten Hamburg und Kübel aufge: 
nommen worden: fei, und andere Beifpiele famen je fpäter im Mittel: 
alter um fo häufiger vor. (68 find dies Beifpiele des »fonds commun 
d’exigences sociales et de notions juridiques qu'elles (les villes) ten- 
daient toutes à réalisere (Lefort I. e. p. 3). 


15) Befeler, Volksrecht und Suriftenrecht p. 229. Ofenbrüggen, 
bas alemannifche Gtrafredt im deutſchen Mittelalter, p. 11—14, beri, 
die Gaſtgerichte des beutfden Mittelalters, in Haimers Vierteljahrsfchrift 
f. Rechts: und Staatswiffenfhaft XVI. 1. p. 5—11. 


. 16) Dies gefhicht in dem Stadtredt von Freib. i. B. felber. Man 
vergleige Art. 5. der Handfefle, mo den mercatoribus, mit Art. 6 des 
Stabtrobels, wo den burgensibus bag theloneum gefchenft wird, während 
bod offenbar an beiden Stellen basfelbe gefagt werben mill. In Art. 1 
ber Handfelte erjcheinen auch die mercatores unfîreitig al8 die An: 
fiebler, alfo nicht identifh mit den mercatores, tele nad Art. 5 der 
Handfefle von Bern tempore fori in bort erfdeinen und auf dem Reids- 
boden ihre Buden auffchlagen. — Es hat ben Anfchein als ob erft 
fpäter fit zwifchen ben burgenses und den fich anfiedelnden mercatores 
ein Unterfchieb gebildet babe, den bie Handfefte v. Freiburg noch nicht 
fannte. Bereits angedeutet mire er freilich in Artikel 41, welcher für 
ben Nibtbefiger eines proprium valens unam marcham zwar nod 
feinen Namen bat, aber doch im Widerfpruch zu Art. 1 folde Nicht: 
grunbdbefiger als Anfäßige mercatores fdon zu fennen fdeint. Sie 
bürften die hospites der Handfefte Berus, Art. 25, fein. — Daß übrigens 
nit nur fremde Anfiedler, fondern auch einheimifhe Hörige u. dgl, 
als mercatores erfcheinen, darf nad ben von Fr. v. Wyß in feiner 
Abhandlung Über bie freien Bauern u. f. w. der Oſiſchweiz, in Zeitfchr. 


= 
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für fchw. R. XVIII. p. 111 abgebrudten Urkunden und Quellenfieflen 
als wahrfceinlich angenommen werden, indem bafelbfi eigene Leute, 
die „Kaufleuten⸗Recht“ Gaben, befonders erwähnt find. 


17) Die bezüglihen Stellen, Art. 5 von Bern, Art. 46 von Freie 
burg i. U., und Art. 96 von Burgdorf find in Anm. 3 theilweife 
reproducirt. 


18) Schon bie Unfiderbeit, ob nach den Quellenfiellen das befondre 
Redt der mercatores nur auf die reifenden Handelsleute an den Märkten, 
oder auf bie anfäßigen mercatores im Verfebr unter fich, oder auf die 
mercatores im Serfebr mit ben Bürgern u. f. w. zu beziehen wäre, 
madt die Annahme einer Verſchiedenheit des Taufnrännifhen Rechtes 
vom gewöhnlichen Recht über die im Tert angenommene Grenze hinaus 
febr wenig ratbfam. Dazu fommt, daß Bern biefes ius mercatorum 
ausprüdlich für Prozeffe zwiſchen Kaufleuten und Bürgern in Ausficht 
nimmt und bie Beurtheilung ben civibus anbeimftellt. Siebei war 
biefes ius mercatorum ganz fider vom gewöhnlichen Recht nicht unter = 
ſchieden; batte doch der Fremde nad allgemeiner Regel fih dem Recht 
des Ortes, wo er feine Anfprade geltend machte, zu fügen (val. Schwa— 
benjpiegel L., c. 33) und feinen Anfpruh auf Anerkennung feines 
eignen Rechtes. Sobald mir eine weitere Verſchiedenheit des Kauf: 
mannsrechtes uns im flädtifchen Leben auch nur einigermaßen in ber 
praftifchen Geftaltung der Dinge vorftellen, fo fommen wir zu den un: 
glaublibfien Verwicklungen. Es ift mit dicfer Erwähnung des ius 
mercatorum baber überhaupt nichts weiter anzufangen. Ihr eigent- 
liber Sinn ergibt fi, wie im Tert erwähnt, nur aus der Antitheje 
zum arbitrium domini. 

19) Bal. Anmerkung 3, lit. b, greibg. i. B. 1120, Art. 7, Bern 
Art. 5, Dießenhofen Art. 6, Flumet Art. 10, Freiburg i. U. Art. 3, u. a. 


20) Aud diefe Stellen finden fi in der Anm. 3, lit. b abgedrudt, 
Gtabtrobel, Art. 40 und Diefenbofen Art. 6. 


21) Bal. die am Schluffe der Anmerkung 3 aus Freiburg, Rhein: 
felben und Aarau angeführten Nachrichten. 

33) Beachtung verdienen biesbezüglich die Art. 4, 6, 7, 9, 12, 15, 
16, 17, 18 ber Sanbf. v. 1120. 


23) Angeführt von Schreiber in feiner Borrebe zur Publifation 
der „älteften Verfaffungsurfunde der Stadt Freiburg i. B.“ 1833, p. 8 u. 9. 


#) Die Hanfentifhen Urkunden bei Lappenberg, Hamb. Redts- 
altertbilmer I., geben bievon vielfad Zeugniß; vgl. auch Gaupp, beutfche 
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Stadtr. II. p. 197 „Köln erfcheint als großer Mittelpunft des fHäbtifchen 
Handel8verfebrs im Weften von Deutjchland.“ 


25) Es ſteht dies in Webereinflimmung mit den Ausführungen 
Stobbes, Geſch. bd. deutſch. Redtsq. I. p. 528—534. Vollſtändig paßt 
eg hieher, wenn Stobbe, p. 530, Anm. 8 fagt: „Webrigens fommt es 
au vor, daß das Recht einer Stadt übertragen wird, von welcder wir 
gar nicht miffen, daß fie ein gefdriebencs Stabtreht beſaß. Hier batte 
die Verleibung befonders die Bedeutung, ba burd fie cin Obergof be: 
Rimmt wurde.“ 


26) Man möchte einwenden, es lege eine folde Auffafjung dem 
Willen des Stadtrechtverleihers zu wenig Gewicht bei, jedoch mit Unrecht. 
Solde Stadtrehtaverleihbungen wurden oftmals mit unglaublicher Leicht⸗ 
fertigfcit ausgefprochen, und nachher befümmerte fit um deren Effekt 
fein Menſch mehr, wenn nicht die Bürger felber. In diefes Kapitel 
gehört es, daß Freiburg 1282 bas Redt Kolmars erhielt (von König 
Rudolf), ohne dag zu erfehen wäre, von welder Wirkung diefer Aft 
gemefen, oder auf welde ſpezielle Rechte er Bezug baben follte, und 
dod iſt nur eine fpeziche Beziehung diefes Altes annebmbar, mie ein 
ähnlicher Fall bei der Verleihung des Rechtes von Kolmar an Klein: 
Bafel (vgl. Heusler, Verfaffungsgeih. der Stadt Bafel, p. 358) fon: 
Hatirt if. Es if uns auch aus dem Gebiet ber zähringifchen Städte 
ein Fall überliefert, baf cine Stadtrechtsverleibung nicht nur das Necht 
der Mutterftadt auf die Tochterfladt nicht übertrug, fondern fogar nicht 
einmal die Erhebung des Ortes zur Stadt zu bewirken vermodte; wir 
meinen die Bewidmung Kirchbergs durh König Nudolf mit Berner 
Redt (1. Nov. 1283, Zeerleders Urf. II 286. Fontes III Nr. 371); 
eine Stadt wurde barob bas Dörfchen nie. 

27) Die Nothwendigkeit eines foldden Zufammenhanges der Tochter: 
mit den Mutterftàbten Debt hervor Eichhorn, deutfhe Staats: und 
Rechtsgeſch. IIL $ 430, Unm. vo., in Bezug auf Frankfurt. Die Ber: 
bältniffe der fähfifhen Städte, an der Nordfee, in Böhmen find gleich: 
falls Belege für die Richtigkeit diefer Auffaffung. Dazu fam bann aller: 
dings in Nordbeutfhland cine verbältnigmäbig bedeutendere Pflege 
gefchriebenen Redts und wifjenfchaftliher Rechtsſprechung. Die Cin: 
wirfung biefer Faktoren auf die Ausbildung von Oberhöfen gehört 
jedoch in's fpätere Mittelalter. 











Abhandlungen. 


Beitigrift f. ſchweiz. Recht. XXII 9 u. 8. (1) 4 


Zur Lehre von der Gollifion und der Wandel: 

barfeit der chelihen GBüterredhte, vom Berweife 

augebradten Frauengutes und von Den Schen: 
tungen unter Ehegatten. 


(Ein Rebtsgutabten von Prof. Dr. P. Fr. von Wyß in Vafel.) 
Mitgetbeilt von Herrn Dr. Weibel in Luzern. 


I. @batfahen. 


Am 2. September 1877 verftarb in Luzern, mobin er 
jeit 1875 von St. PeterSburg feinen Wohnfig verlegt, À... 
L..... B ...von Mabingen Kt. Thurgau, mit Sins 
terlaffung einer Wittwe M...... B ... geb. G.., die 
er im Sabr 1846 in St. Peter8burg geebelicht Hatte. 

Kinder überleben ihn aus diefer Ehe nicht, ebenfomenig 
die au8 zwei früheren Ehen (die erfte batirt vom Jahr 
1832 mit V. .. W. ..., getraut in Rieben bei Bale, 
geſchieden 1838 im Kt. Thurgau; von der zweiten ift Name 
der Frau mie Zeit des Eheſchluſſes nicht mitgetheilt und übri- 
gend hier unerheblich) ihm geborenen Töchter. 

Dagegen. überlebt ibn von feiner Tochter erfter Che, 


L.... verebel. R..... , geb. 1832, geftorben 1873 in 
Bafel, ein Enkel, L...R...., wohnhaft in Bafel. 
Die Wittwe M ..... B .... geb. SG... madt nun 


an ben Nachlaß ihres Ehemanne3 vor Lugernèr Geridt eine 
gorberung geltend im SBetrage von 35000 Gilberrubel, den 
Rubel zu Fr. 3. 50 ©. bereduet. 
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Sie ftüßt ihre Korberung auf eine Urkunde, deren In— 
balt laut beglaubigter Abjchrift folgender ift : 


Schulddekenntniß. 

Gemäß der mir burd bas Geſetz auferlegten Verpflich⸗ 
tung befenne id Endesunterzeichnete R . . L .. 5 .., als. 
Ehemann der PM... geb. O . . , beide v. 3. wohndaft in 
Luzern, daß ich meiner genannten Ehefrau M . . geb. G . . 
ais ihr gebührendes Frauengut mit beute ſchuldig gemorben. 
bin die Summe von 35000 Silberrubeln, mit Worten fünf: 
undbreißigtaufend Silberrubeln, der Rubel zu Fr. 3. 50 E. 
berechriet. Diele Summe, welche gemäß der mir zuftehenden. 


ehelichen Bormunbidaft für die Dauer der Ehe in meiner 


Berwaltung und Nutnießung fteht, fol gemäß der gejeblichen: 
Beftimmungen bei bereinftiger Auflöfung der Che dur ben 
Tod ala ein auf meinem Nachlaß rubende3 privilegirtes Baf- 
fivum vorab und in erfter Linie ausbezahlt und von eben die— 
fem Seitpunft an meiner Frau als der rechtmäßigen Credito— 
rin zu 5 °/, zindbar werben. 

Zu Urfund deſſen babe ich dieſes Schuldbekenntniß heute 
errichtet und eigenhändig unterzeichnet. 

Zürich 18. Mai 1876. 

sig. R..L...8.. 


Der Enkel deg Erblaſſers . . . À ..... als allei= 
niger Snteftaterbe, beltreitet diefe Forderung, ba die Klägerin 
feinerlei Vermögen in ihre Ehe gebracht babe und obige Ur= 
funde eine nad Iuzernifchem, eventuell thurgauiſchem Rete 
unzuläjlige Dispofition auf den Todesfall verdede. 

Obſchon Klägerin das Erbrecht des Beklagten, beffen Exi- 
ftenz ihr, wie überhaupt die Thatfache der erften Ehe, vom 
Erblafjer beharrlich verheimlicht worden war (in einem anderen 
Prozeſſe) principiell bejtreitet, fo anerkennt fie doch eventuelt 
für den gegenwärtigen Prozeß deffen Paffivlegitimation, ohne 
Präjudiz für den anderen Nechtäftreit. 
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Zu eventuellem Nachweije der Realität obiger Urkunde 
beruft fi Klägerin auf Vorgänge, die in PeterSburg, wo 
die Eheleute vor und feit ihrer (im Jahr 1846 ftattgefunbenen) 
Berbeiratbung bis zum Fabre 1875 ihr Domizil hatten, die Frau 
als Inhaberin eigenen Vermögens erfdeinen ließen, nämlid: 

1.) auf die notarialifh beurfundete Thatſache, daß fie 
am 2. Dezember 1871 auf ihren Namen in Peteräburg ein 
Grundſtück Taufte; 

2.) auf die durch rogatorijde Seugeneinvernabme bekun⸗ 
bete Wahrnehmung mehrerer zum dortigen Befanntenfreije der 
Gamilie B . . gehörigen Perfonen, daß die Frau ala Eigen- 
thümerin ded von den Cbeleuten zulegt bewohnten Saufes galt, 
welches auf dem von ihr gefauften Grundſtück erbaut wurde; 

3.) auf die notarialiich beurfundete Thatjache, daß Île am 
19. April 1875 auf ihren Namen das Wohnhaud um 30000 
Silberrubel verfaufte; 

4.) auf die von einigen Seugen befunbete Thatfache, daß fie 
auf ihren Namen die im Haufe befindliche Fabrbabe verkaufte, 

Dem sub 3 erwähnten Raufbriefe ift eine vom 21. Mat 
1875 batirte Erklärung des Ehemannes der Klägerin beige: 
fügt, monad er fih als Bevollmächtigter feiner Frau zum 
vollen Empfang des Kaufpreiſes bekennt. 

Diejem Pemeismateriale der Klägerin gegenüber producirt 
Bellagter, um die Vermögenslofigleit der Klägerin nachzu⸗ 
meifen, unter Vorbehalt weiteren Gegenbemeijes: 

1.) Auszüge aus den Protofollen des Bürgerrathsjchreis 
ber3 ber Gemeinde Burgdorf, früherer Heimathsgemeinde der 
Klägerin, wonad im Januar 1846 ihr Vater in gänzlich vere 
môgenSlofem Zuftande ftarb, der einzige ihre Verehelichung 
überlebende Bruder von feiner Frau beerbt wurde und fie felbft 
in den Sahren 1843 und 1844 von der Gemeinde Unter- 
ftüßungen im Betrage von Fr. 1142. 85 €. bezog, welche 
Summe durch ihren Ehemann, den Erblaffer, am 14. Juni 
1856 ‚zurüctvergütet wurde. | 
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2.) beglaubigte Copie des von der Klägerin mit dem 
Erblaffer unterm 5. November 1846 in Peterdburg abgelchlof- 
jenen Ebevertrage8, worin lebterer erklärt, felbft keinerlei Vere 
mögen, fondern nur ein noch zu verbienenbes Tontraftliches 
Guthaben von 12000 Silberrubeln zu befiten. Seine Frau 
folle an feinem Erwerb und Verdienft allen und jeden vollen 
Antheil haben und nad feinem Tode die Hälfte ded gefammten 
Vermögens erhalten. Vermögen der Klägerin wirb nicht erwähnt. 


Der Anmalt des Bellagten wünſcht nun vom Verfaffer 
die Begutachtung folgender Fragen: 

1.) Leiftet bas Schulpbefenntnig vom 18. Mai 1876 
nad) luzerniſchem, eventuell thurgauifhem Rechte Beweis für 
die Weibergutsforderung der Klägerin? 

2.) Sind die Nachmeife über Liegenfchaftserwerb Der 
grau B... und die Seugenausfagen gegenüber $. 49 des 
Iugernifchen bürgerlichen Gejebbudes1) von irgend melder Be- 
meistraft zu Gunften der Klägerin? eventuell: 

3.) Müßte nicht die Klägerin fid mit dem begnügen, was 
beim Tode des Erblaffer3 in deffen Nachlaß vorhanden ift? 


II. Mafgebendes Gefek. 


Die Antwort auf diefe Fragen wird fih aus nadfolgen- 
der Erörterung des geſammten Streitverhältnifjes ergeben. 

Die ftreitige Forderung qualificirt fi rechtlich als Tor: 
derung auf Herausgabe des durd den Tod des Eheman— 
nes ledig gewordenen Frauenvermögens, gerichtet 
gegen dejjen präjumtive Erben. Diefe Natur ihrer Forderung: 
anerkennt Klägerin felbft ausdrücklich, indem fie diefelbe lebig- 
lid auf bas „Schuldbefenntnig* vom 18. Mai 1876 ftüßt, 
welches al3 materiellen Schuldgrund den Empfang'eines Frauen= 

1) „Das während einer Ehe errungene Vermögen gehört dem 


Ehemann, mit Ausnahme der aus dem vorbebaltenen Gute ber 
Ehefrau bervorgebenden Griparnik oder Ermerbung.” 
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gutes von 35000 Gilberrubel in die ehemännliche Verwaltung 
und Nußnießung angibt. 

Die Statthaftigfeit einer ſolchen Forderung fegt nun eine 
beftimmte Art des ehelichen Güterverhältniffes voraus, indem 
diefelbe nur da gebenfbar ift, wo beim Tode des Chemannes 
ber überlebenden Frau ihr Eingebradtes als ſolches zuräcfällt 
und nicht etwa in der Geſammtmaſſe des ehelichen Vermögens 
verſchwindet. 

Allein auch abgeſehen von dieſer Hauptfrage iſt, wie unten 
au erörtern, die allgemeine Natur des zwiſchen den Ehe⸗ 
leuten B . . begruͤndeten ehelichen Güterverhältnifjeg in mehr⸗ 
facher Beziehung von Wichtigkeit, ſo daß dieſelbe vor allem 
aus feſtgeſtellt werden muß. 

Sie kann aber nicht eher beſtimmt werden, als wenn feſt⸗ 
ſteht, welches Geſetz für die ehelichen Güterverhältniſſe der 
Eheleute B.. maßgebend ſei. Denn auch ein allfaͤlliger Vers 
trag iſt von der Anerkennung ſeitens dieſes Geſetzes abhängig. 
Wir haben ſomit zunächſt die nicht ganz einfache Frage zu er⸗ 
örtern, unter der Herrſchaft welchen örtlichen Rechtes bas 
Güterverhältniß der Eheleute B.. geſtanden babe. 

Da unterliegt es zunächſt kaum einem Zweifel, daß ur- 
jprünglid, nad dem Beginn ihrer Che, die Eheleute B.. 
unter dem ehelichen Güterredte des Kantons Thurgau, ihres 
Heimatfanton8, ftanden. Neben bielem fônnte bloß bas Recht 
ihres erften ebeligen Domiziles, alfo bas in St. 
Peter3burg geltende ruffifhe Recht in Frage fommen. 
Allein nicht nur ift die Geltung Ddesfelben von Feiner Seite be- 
bauptet worden, fondern es galt im Kanton Thurgau zur Beit 
des Cbejdluffes, im Jahr 1846, noch entihieben bas Hei: 
matSprincip, demzufolge auch die im Auslande bomiüilirten 
Thurgauer in Hinfidt auf ihre perjönlichen, Familien- und 
Erbrehtäverhältniffe bem Heimatrechte unterftellt waren. Die 
geht bervor aus dem Umſtande, daß der Kanton Thurgau 
damals in allen, auf Anerkennung des Seimat8principes ge 
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richteten, cibgendififchen Concorbaten fich befand, fomie aus her 
Boridrift von $. 127 des thurgauijhen Erbgefebed vom 17. Juni 
1839, welches mit feinen Beftimmungen über die Erbfolge der 
Ehegatten ($.37— 48) die Grunbprincipien aud) des ehelichen 
Güterrechtes — Gemeinfchaft der Errungenſchaft zu glei- 
Ken Hälften und Rückfall des beiderjeit3 Cingebradten — Tar 
und deutlich auëfpridt (cf. bei. $. 40 und 42). Der Schluß: 
artikel (127) biejes Geſetzes lautet (Rantonablatt ded Standes 
Thurgau, Bb. III, ©. 250): „Kantonsbürger, aud wenn 
fie fi nidt im Kantone aufbalten, haben ſich 
nad diefem Gefeg zu ridten, und ed wird ben von 
ihnen errichteten legten Willensverorbnungen und Erbverträgen 
nur infoferne Vollziehung gegeben, ala biejelben mit den Bor- 
ſchriften Des gegenwärtigen Gefeged nit im Wiberjpruche 
fteben. — Was jebod die Form von...... Erbverträgen 
betrifft, fo fünnen biejelben nach den gejeblihen Beftimmun= 
gen desjenigen Staates erridtet werden, in wel- 
dem ein Kantonsbürger zur Zeit der Erridtung 
feinen Aufenthalt Hat.” Bergl. aud v. Wyß, über die 
Collifion verſchiedener Privatrechte nach ſchweizer. Rechtsanſich⸗ 
ten, in dieſer Seitidrift Bb. II, Abth. 1, S. 61 u. 65. 
Daß ruſſiſche Grundfige über Collifion der örtlichen 
Rechte der Herrfchaft fremden Rechtes über in Rußland nieber- 
gelaffene Fremde im Wege ftanden, ift nicht behauptet worden 
und müßte überdies gemäß $. 7 des Luzern. Civilgejegbuches 
von der intereffirten Partei fpeziell nachgemwiefen werden. Viel- 
mehr zeigt der oben erwähnte Ehevertrag vom 5. November 
1846, durch melden der Klägerin „voller und ganzer An = 
theil” an der Errungenfhaft und nad bem Tode Des 
Mannes die Hälfte feines (zur Beit no nicht vorhandenen) 
Bermôgens zugefichert wurde, ganz unzmeibeutig, ba die Pacis- 
centen die Nechtögrundjähe des Seimatstantons be Che 
mannes al3 maßgebend erachteten. Denn das thurgauifde 
Redt beftimmte eben {on vor der im Sabre 1860 eingetre- 
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tenen Gobififation des Familienrebte8 die Gemeinſchaft 
der ebeliden Errungenschaft zu gleiden Hälften: 

cf. da3 cit. Crbgefeb vom 17. Juni 1839, $ 40 u. 42, 

und ben (laut Vorwort von der Gefeggebung3commijfion 

approbirten) Commentar zum private. Gefeßbud) des 

Kantons Thurgau (Frauenfeld, Huber, 1861) bei $. 89 

u. 106. 

Damit fol nun nidt gejagt fein, daß bem Acte vom 
5. November 1846 bie Bebeutung eines fon bas Güterver- 
bältniß der lebenden Ehegatten unabänbderlid feititellen- 
den eigentlichen Ehevertrages zukomme: denn folhe Ehevers 
träge (im Gegenfaß zu ehelihen Erbverträgen) waren und find, 
jomweit fie nicht lediglich den Vorbehalt und die Sicherung ein- 
gebrachten Frauengutes gegenüber der unbeſchränkten gejeglichen 
Dispofition des Pannes zum Gegenftande haben, dem thur- 
gauifen Rechte fremd (cf. Erbgef. v. 1839, $. 111; Privatrecht 
v. 1860, $. 109 ff). Aber man fiebt aus dem Bertrage vom 
9. Nov. 1846 menigften3 joviel, daß, die Verlobten fid dem 
gejeglichen Rechte der Heimat unterwerfen wollten, daß Îie 
deffen Grunbdfige vor Augen hatten und mit Bemußtjein den: 
jelben fich unterzogen. 

Wenn fomit fejtiteht, daß die Eheleute BD... anfäng- 
lich unter bem geleglichen ehelichen Güterrechte des Kts. Thurgau 
ftanden, fo frigt e3 fi) nun meiter, ob in dieſem Suftanbe 
vor bem Tode des Cbemannes eine Beränderung einges 
treten jei. Man könnte im vorliegenden Falle fid den Eintritt 
eines jolchen Wechjeld aus verjchiedenen Umftänden benfen : 
1) au8 Veränderungen in der thurgauifbhen Ges 
jeggebung felbft, 2) aus der Verlegung des ehelichen 
Bobniites in den Kanton Luzern, endlich 3) aus Wils 
lensentſchlüſſen der Eheleute. 

Dabei wiederholen wir, daß einem allfälligen Wechjel nicht etwa 
der Bertrag vom 5. November 1846 im Wege geftanben hätte, fomeit 
es ih nur um bas Verhältnig unter Lebenden handelt. Die im 
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gemeinen und befonberS im franzöfiichen Rechte oft vertheidigte 
Anficht, als enthalte die einfache (ausdrückliche oder ſtillſchwei⸗ 
gende) Untermerfung unter daß gefeblide Recht eine 
vertraglihe und daher unabänberlide Feftiegung des 
Güterredtes auch unter Lebenden, ift im gemeinen Rechte nicht 
mehr die herrſchende und von der Rechtsanſchauung der deutfch- 
ſchweizeriſchen Kantone, welche durchweg die zwingende Kraft 
des Gefebes in den Vordergrund ftellt, nie getheilt worden. 

1. Was nun zunädft die thurgauilde Gefeggebung 
betrifft, fo bat biele bas fogenannte Seimatsprincip in 
Dinfidt auf bas eheliche Güterredt bei der ermabnten, mit 15. 
April 1860 in Kraft getretenen, Cobififation des Familienrechtes 
beftimmt und ausbrüdlid verlajfen und ift zu dem Grund 
fate übergegangen, daß die Vorforiften dieſes Gefebed liber 
ebelihes Güterredt maßgebend feien für alle Kantonsein- 
mobner: (cf. bas cit. privatr. Gefegb. $. 108 und 116 und 
den ermabnten Commentar zu $. 116). 

Den nämlichen Grunbfab bat ein Geſetz betreffend die 
Berbaltniffe der Aufenthalter und Niedergelafienen vom 27. 
Juni 1866 (GefegesfammI. für d. Kanton Thurgau Bd. III, 
©. 35 ff.) in $. 33 ff. für Vormundſchafts- und Erbrecht 
auSgeiproden, jo daß auf den 1. October 1866, al3 den Tag 
des SInfrafttreten3 dieſes Gejebes, der Kanton Thurgau feinen 
Rücktritt von den eidgenöffiihen Concorbaten vom 15. Juli 1822 
betreff. vormundjchaftlihe und Bevogtigungsverhältniife und 
betreff. Teftirfabigfeit und Erbrechtsverhäftniffe erklärte (amtl. 
Samml. der Bundedgef. IX, ©. 34). Bei einer Revifion des 
Perfonen: und Familienredtes vom Sahre 1867 murben bie 
Grundſätze der cit. $. 108 und 116 betreff. bas eheliche Güter- 
recht natürlich beftätigt (cf. Geſetzesſamml. für den Kt. Thurgau 
Bb. VI, ©. 20 und 21). Bei der gleichzeitigen Revifion des 
Erbgefetes blieb dagegen mol aus Verfeben der oben erwähnte 
S. 127 des früheren Gejebes unverändert ftehen (cf. ebendafelbft 
©. 97 $. 127), bis ein Großrathsbeſchluß vom 11. Septem= 
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ber 1871 denfelben, al8 mit bent cit. Niederlaſſungsgeſetze im 
Widerſpruch ftehend, ausdrüdli für aufgehoben erklärte (Neue 
Geſetzesſamml. für den Kt. Thurgau I, ©. 129). 

Hat nun diefer Wandel der thurgauiichen Geſetzgebung 
der Anwendbarkeit thurgauiichen Nechtes auf die ehelichen Güters 
verhältniffe auswärts mobnbafter Thurgauer ein Ende 
gemacht? refp. dieſe Bürger dem Rechte ihres Wohnſitzes 
unterftelit? Wir haben die Frage nur für den Fall zu unter: 
juchen, da die Ehe vor diefem Wandel — möge man für legteren 
den 15. April 1860 oder den 1. October 1866 ober den 11. 
September 1871 als maßgebend anfeben — bereit3 bejtand, 
aljo bas thurgauifche Redt in concreto bereits begrüns 
det mar. Die Bejahung der Frage Hätte für unferen Fall 
die nothmenbige Folge, daß vom entideibenben Beit: 
punfte an die Eheleute B... unter die Herrichaft ruſſiſchen 
Cberedtes gefallen wären, da fie bia zum Sabre 1875 in St. 
Petersburg wohnhaft waren. Allein von einem folden Cins 
fluffe der neuen thurgauifchen Gefebgebung auf beftebende eheliche 
Güterverbältniffe ausmärtiger Thurgauer fann nicht die Rede 
jein. Nach dem befannten Ariome, wonach im Smeifel neue 
Civilgeſetze Feine rückwirkende Kraft haben, d. 5. ihren Einfluß 
auf folde vergangene Thatjachen nicht erftredfen, melde (wie in 
unferem Falle der Eheſchluß v. J 1846) beftimmte Rechtsfolgen 
nah Maßgabe des früheren Rechtes bereit3 nad fich gezogen, 
müßte eine gegentbeilige Willen3meinung vom Gejebgeber 
ausdrüdlich erklärt fein. Dies ift nun aber nidt nur nidt 
der Fall, fondern e8 erflären die neuen Gefege lediglich, daf das 
thurgauifche Recht fortan die Güterverbältniffe der Kantonz- 
einwohner ausfchlieglich beherrichen folle, mit gemiffen trans 
fitorifchen Vorbehalten zu Gunften der von diefem Wechjel bes 
troffenen Niedergelajjenen. Man wollte innerhalb dea Ran: 
tons aus politifchen Rückſichten bem thurgauiſchen Rechte die Alleine 
berrfchaft fichern. Dagegen fam ed Niemandem in den Sinn, 
auswärts mohnende und bisber dem thurgauifchen Rechte unter- 
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worfene Rantonsbürger dem Einflufje besfelben kategoriſch zu 
entziehen. 

Die Annahme eines folden Wechſels müßte fich daher 
gründen auf das beftimmte Verlangen nicht der thurgaui: 
fen, fondern der betreffenden auswärtigen, Bier alfo der 
ruſſiſchen Geſetzgebung, menigften® in ſolchen Fällen Ausländer 
unter ihre Serridaft zu ziehen, da deren heimatliches Recht 
die jeinige nidt mehr ausdrücklich beanfprudt. Ein foldes 
Berlangen madt 3. dB. Züri in $ 2 und 3 feines privatr. 
Geſetzb. geltend (cf. Bluntſchlis Commentar zu $. 3 ©. 11 
Nr. 5 und ein intereffantes Erlenntnik der aürder. Gerichte 
v. I. 1872 in Schauberg’3 Zeitſchr. für Geſetzgeb. und 
Rechtswiſſenſchaft Bo. I, S. 432 ff., wofelbft die Frage fpeziel 
mit Ridfibt auf den Kt. Thurgau geprüft wird). Allein für 
Rußland ift ein jolhes Verlangen nicht behauptet worden 
und e3 ift fomit nicht anzunehmen, daß bas ruſſiſche Güter: 
recht, welche vorher die Eheleute B . .. nicht berührte, mit 
bem Sabre 1861 oder 1866 feine Herrichaft über fie angetre 
ten babe. Gefegt alfo 3. B., e8 würde bas ruſſiſche Necht eine 
Verfügung zwilden Ehegatten ala gültig anerfennen, welde 
materiell dem thurgauiſchen Güterredte widerjpricht, fo fonute 
diefelbe al3 rebtlid mirffam nicht anerfannt werden. 

2. Nun frägt es fio aber in zweiter Linie, ob die im 
Sabr 1875 ftattgefundene Berlegung des Wohnſitzes der 
— bis zu biejem Seitpunfte vom thurgauifchen Güterredte 
regierten — Eheleute B. in den Kanton Luzern einen Wedhiel 
in ihrem ehelichen GOüterredte, beziebung3meife ihren Weber: 
gang unter den maßgebenden Einfluß des Luzerner Nechtes 
herbeigeführt babe. Wir mieberbolen, daß mir nur das Vers 
baltnig unter Lebenden im Auge haben und die Frage gänz 
lit unberührt laffen, ob und welde befonderen Anfprüche auf 
den Todesfall burd ben unter thurgauifchen Recht ge 
ſchloſſenen Vertrag vom 5. November 1846 allfällig begründet 
worden find. Ebenſo handelt es fich lediglich um bas geſetz⸗ 


Ù 
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lide Güterverhältnig zwifhen den Ehegatten felbft, 
rep. ihren Redtanadfolgern, nidt aber um dejjen Wirkungen 
gegenüber Dritten, etwa Grebitoren, zu deren Gunften oft |pes 
zielle Geſichtspunkte geltend gemacht werden. 

Im gemeinen Recdte ift der Einfluß des Domizil: 
wechſels auf die bloß gefeblid geordneten Güterverbältniffe 
beftebender Ehen bekanntermaßen Gegenftand einer alten und 
vielerörterten Controverfe. Als durchaus vorberrihend und 
von den anerfannteften Autoritäten getheilt kann heutzutage 
unbedenflich die Anerkennung des Principes der Un manbel- 
barkeit bezeichnet werden, monad bas einmal begründete 
gejegliche Güterverhältniß die Eheleute an jeden neuen Wohn⸗ 
fig begleitet, deſſen Gefebe nicht fategorifà die ausſchließliche 
Geltung des eigenen Rechtes verlangen. Und zwar wird, mie 
bereit3 gejagt, dabei nicht abgeftellt auf einen fingirten oder den 
Gbeleuten imputirten (ſtillſchweigenden) Vertrag, jondern auf 
den Grundſatz der Unveränderlichkeit von Rechtsfolgen, die fi) 
aus einem in der Vergangenheit abgejchloffenen T©batbeftanbe, 
in concreto dem Gbeldluffe, mit unmitielbarer gejeglicher 
Rothmenbigfeit ergeben haben. Dies um fo eher wenn, mie im 
vorliegenden Falle, eine augbrüdliche Anerkennung diefer Redt3: 
folgen feiten3 der Ehegatten, ihre auSbrüdlide Unterwerfung, 
unter ein beftimmtes gejeblides Güterrecht dargethan ift: 

v. Savigny, Syftem Bb. VIII, ©. 328 ff. 

Bar, das internation. Privat: u. Strafredt S. 341 ff. 

Stobbe, beutihes Privatreht I, S. 205 ff. | 

— Unger, Syftem des dfterr. Privatr. Bb. I (3. Aufl.) 

S. 194. 

v. Roth, Syftem de beutiden Private. I, ©. 290. 

Gemeinrechtl. Praxis ſ. z. B. in einem bei Seuffert, Archiv 

Bb. XXXII Nr. 103 abgedruckten Erkenntniſſe des Preuß. 

Obertribunales v. 17. Dez. 1875, worin eine entgegen- 

gefebte Praxis der (nad gemeinem Rechte enticheibenden) 

ſchleswig⸗holſtein. Gerichte geradezu, meil auf falſcher Doftrin 
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berubend, al3 unverbindlih und ungeeignet zur Bildung 

eines abweichenden Gewohnheitsrechtes bezeichnet wird.) 

Aud vom Standpunkte allgemein ſchweizeriſcher Redts- 
anfhauung verfidt den Grundfat der Unmanbdelbarteit bei 
Domizilwechſel: 

v. Wyß, Colliſion der Privatrechte nach ſchweizeriſchen 
Rechtsanſichten, in dieſer Zeitſchrift Bb. II, Abth. 1, S. 85. 

Es greifen mithin gegen den abändernden Einfluß der 
Geſetze des neuen Wohnſitzes weſentlich dieſelben Argumente 
Plat, mie fie gegenüber der rüdmwirfenden Kraft zeitlich neuer 
Gefege geltend gemacht werden. In definitive Geſtalt ermad- 
fene individuelle Rechtsbeziehungen follen burd ben Wechjel 
des Geſetzes, unter belfen Einfluß fie entftanden find, Feine 
Veränderung erleiden, fei e8 nun daß der Wechlel durch Ab- 
änderung ded Gejetes, ſei ed daß er burd den Uebertritt der 
Snbivibuen in dad räumliche Geltung8gebiet eines anderen 
Geſetzes bewirkt werde. Beide Ehegatten haben ein wohler- 
worbenes Recht auf den unveränderten Fortbeftand ihrer 
unmittelbar durch den Eheſchluß einmal in Rechtskraft erwach- 
jenen ehelichen Güterverhältniffe und dürfen nicht bei jebem 
Wechſel des Wobnfike3, wobei fie in der Negel von ganz andern 
Rückſichten geleitet werben, al8 von dem Wunſche einer Umge⸗ 
ftaftung ihres Güterrechtes, der Unbill einer Veränderung auSge- 
jest fein. Ausnahmen rechtfertigen {id nur gegenüber jolden ge- 
jeglichen Beftimmungen des neuen Wohnfites, die im öffent: 
lien Intereſſe zmingendes Recht erhalten (3. B. Schenkungs⸗ 
verbote unter Ehegatten), und zwar nur infofern als nicht 
ein bereit3 vollzogener Erwerb (3. B. eine am früheren Bobn- 
fie bereit3 vollzogene Schenkung) durd die Anwendung des 
neuen Geſetzes angetaftet wird. 

Auf eine bie und da verfochtene Mittelmeinung, 
welche überhaupt nur die rechtlihe Wirkung fpecieller ver: 

1) Weitere Litteratur f. bei Teihmann, über Wanbelbarfeit 


oder Unmanbelbarfcit des gejeglichen ehelihen Güterrechts bei Wohnfig- 
wechſel. Bafel 1879. 
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gangener Thatfachen, refp. die aus denfelben einzeln und definitiv 
erworbenen Rechte vom Wohnfigwechjel unberührt laſſen will, 
werden mir bei Gelegenheit zurüdlommen (S. 83 ff. 98 ff.). 

Hätte fomit nach der berrjchenden Lebre de gemeinen 
Rechtes die Verlegung Des Wobnfige3 der Eheleute B . . in 
ben St. Luzern — mit den aulebt erwähnten Vorbehalten — 
auf die Geftaltung ihres ehelichen Güterverbältniffes feinen 
Einfluß geübt, jo frägt e8 fig nun allerdings, ob bas pofi: 
tive Recht des Kts. Luzern nicht vieleicht Grundſätze aufs 
ftelle, die von denen ded gemeinen Rechtes abmeiden. GS 
verftebt fi), daß in diefem Falle die particulären Beitimmun- 
gen den gemeinen Rechtsgrundſätzen vorgehen müßten. 

Gn biejer Beziehung ift vorerft zu betonen, daß für ben 
vorliegenden Fall die Gefeggebung dea Kts. Luzern ihre 
volle Souveränität behauptet. Duro bundesrechtliche 
Rüdfidten ift fie gegenüber thurgauiſchen Bürgern nidt 
gebunden, jeitbem durch Nücktritt von den eidgen. Concordaten 
im Sabre 1866 der Kt. Thurgau fid von feinen interfanto= 
nalen Verpflibtungen losgeſagt bat. Anderweitige ſtaatsrecht⸗ 
liche Verpflichtungen fommen überall nicht in Betracht. 

Was nun die pofitiven Sage dea luzerniſchen Rechtes 
betrifft, fo ftebt allerbings an der Spie feiner wenigen Be: 
ftimmungen über örtlihe Rechtscolliſion in F. 6, ABS. 1, die 
möglichjt jchroffe und einfeitige Sanftion des reinen Terri- 
torialprincipes: „Die bürgerliden Geſetze beziehen fich auf 
alle Perfonen und auf alle Saden, die in bem Gebiet 
des Kantons ſich befinden und der hiefigen Botmafigleit 
unterworfen find.” Mit diefer Beftimmung folgt das luzern. 
Sefebb. dem Berner Civilgejes (Sabung 4) und meidt mit die 
fem von bem fonft vielfach nachgeahmten öfterr. bürgerl. Ge 
fegbude ab, welches in $. 4 im Gegentbeil bas Nationalprincip 
als leitenden Grundſatz aufftellt. 

Danach hätten Iuzernifche Gerichte, fomeit fie lediglich vom 
luzerniſchen Gejebgeber abhängen, feine andere Wahl, ala die 
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Reebtaverbaltniffe aller ihrem Gerichtäftand untermorfenen Per= 
fonen einzig und allein nah Maßgabe ded lugernifden Privat⸗ 
rechte zu beurtheilen, obne alle Nücficht auf den Ort, mo 
biefe Nechtöverhältniffe ihre Entftebung gefunden oder mo die 
Perjonen ihre Heimat haben. 

Allein daß diefer Grundfag boŸ cum grano salis zu 
verjtehen und erheblichen Einjchränfungen unterworfen ift, gebt 
hervor aus Abf. 2 und 3 des nämliden $. 6 und aus . 
25—27 des bürgerl. Gefegb., ſowie aus dem Umftande, daß 
der Kanton Luzern ohne Reftriktion allen Goncorbaten bei: 
getreten ift, welche den ſchweizeriſchen Niedergelaffenen die Un: 
wendung des Heimatrechtes zufichern. | 

Legterer Umſtand ift allerdings, mie gelagt, für den 
Thurgauer ohne direkten Einfluß, allein er bemeist Dod, 
daß die ungejdriebene Rehtsübung und Rechtsüber— 
zeugung im Kt. Luzern im allgemeinen eher bem Heimat 
principe giinftig ift, fomeit es fi) um perfonen- und familien= 
rechtliche Verbältniffe handelt. Auch im luzerniſchen Vormund⸗ 
Ihaftögefege von 1871 ($. 8 Abi. 3) ift dem Heimats⸗ 
principe volle Rücficht getragen. Dieje Anfchauung folte nun 
um fo eher zur Geltung gelangen, wenn es fi, mie im vor- 
liegenden Falle, um ein im Auslanbe entftandenes Rechts— 
verhältnig eines Nichtlantongbürger Handelt, gegen bejfen 
Ummandlung die allgemeine Rechtslehre au3 inneren, der 
Natur der Sade entnommenen Gründen mit aller Entjhieden- 
heit fi ausfpribt. Die Zeit ift vorbei, mo aud auf Dem 
Gebiete des Privatrechtes der Einzeljtaat feine abfolute Sou= 
veränität durch Nichtanerfennung jedes fremden Rechtsſatzes 
befunden zu müfjen glaubte. Selbft Thurgau bei feinem 
Uebergange zum Territorialprincip (Privatr. v. 1860 $. 116) 
und die auf Art. 46 der Bundesverfaffung, mofelbft bas Terri= 
torialprincip unter Schweizern zum fünftigen Tonjtitutionellen 
Grundfabe erhoben ift, gegründeten Entwürfe eines Bundeg- 
gefetes über die civilrechtlichen Verhältniſſe der Niedergelafjenen 
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baben ausdrücklich Mittel und Wege vorgefeben, mie die Härten 
biejes Principes in feiner Anwendung auf ebelides Güterredt 
im Falle des Domizilmedfel3 ausgewichen merden können, 
nümlid burd ausdrücklichen Vorbehalt feiten8 der Ehe⸗ 
leute. Wenn nun Luzern einen folden nicht ausdrücklich vors 
fiebt, jo darf wohl aus dem Stillſchweigen des Geſetzes nicht 
die Unzuläffigfeit desfelben, fondern eher beffen Entbehrlichkeit 
gefolgert werben. 

Allein es läßt fi auch direkt eine der oben erwähnten 
pofitiven Gefebesftellen zu Gunften ded unveränderten 
Fortbeſtandes auswärts begründeter Rechtsverhältniffe anführen, 
nämlich die Beftimmung von $. 27 des bürgerl. Geſetzb., deſſen 
für unferen Fall relevanter Theil lautet: 

„Wenn Fremde mit Fremden außer dem Kanton Rechts: 
gejchäfte vornehmen, fo find fie (d. b. die Rechtsgeſchäfte) nad) 
ben Gefegen des Ortes, mo bas Gejchäft abgefchloffen wurbe, 
zu beurtbeilen, bafern bei der Abſchließung nicht ein anderes 
Recht zu Grunde gelegt worden ijt.“ 

Diefe aus $. 37 des öfterr. bürgerl. Sefebb. berüberge- 
nommene Beftimmung darf nicht etwa bloß auf die äußere Form 
Der Rechtsgeſchäfte bezogen werben, da der formelle Grundſatz 
„locus regit actum“ bereit8 burd $. 6 Abf. 3 in viel weiterem 
Umfange anerkannt ift. Vielmehr muß er fich beziehen fomol auf 
die materiellen Requifite al3 auf den Inhalt, die redt- 
lihen Wirkungen folder Rechtsgeſchaͤfte: 

Stubenraud, dad ffterr. bürgerl. Geſetzb. mit Erläus 
terungen, zu $. 37. 

Unger, Syftem des öfterr. Privatr. Bd. I (3. Aufl.) 
©. 185 ff. 

Nun fteht durchaus nichts im Wege, den Eheſchluß in 
Hinſicht auf feine (geleblihen) vermögensrechtlichen Wirkungen 
als „Rechtsgeſchäft“ (in weiterem Sinne) aufzufaffen, d. b. al 
eine von privatrechtlihen Wirkungen begleitete Willenshandlung, 
in welch’ weiterem Sinne der Begriff des „Rechtsgeſchäftes“ 

Beiticrift f. Schweiz. Recht. XXII. 2 u. 8. (1) 5 
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meit über die Verträge des Obligationenvedtes Binausreidt. 
Schon nah dem früheren Eherechte unterjhied bas bürgerl. 
Geſetzb. von Luzern ($. 40) ganz beftimmt die Doppelnatur 
des Eheſchluſſes als faframentaler Perfonenverbindung und 
ala Rebtsafte mit „bürgerlichen Wirkungen“. Demnach ift 
e3 ganz fonfequent, auch ben Eheichluß, fomeit lediglich die 
lebteren in Betracht fommen, der allgemeinen Regel ded $. 27 
zu unterftelln in dem Sinne, daß für Die vermôgens- 
rehtlihen Wirkungen einer von RantonSfremben 
außerhalb des Kantons eingegangenen Ehe dag 
einmal begründete Recht als definitiv maßgebend aud in 
Luzern anerfannt wird. Es bat diefe Anerkennung um fo 
weniger Bebenfen, als der Iuzernifche Sefeggeber den von ihm 
beftimmten vermögensrechtlichen Folgen des Eheſchluſſes 
im allgemeinen nicht die Bedeutung abjolut zwingenden 
echtes beigelegt, vielmehr die Abänderung durch Vertrag ge- 
ftattet bat ($. 470). Warum follte er nicht auch die Abmweich- 
ung burd den mobl begründeten Einfluß eines fremden Gejebes 
anerkennen? namentlid wenn e3 fid, wie in unjerem Falle, bloß 
um die Wirkungen zwijchen den Ehegatten jelbft, reîp. ihren 
Redbtanadfolgern, nidt aber um die Wirkungen gegenüber 
Dritten bandelt, deren Intereſſen von den Anhängern des exclus 
fiven Territorialprincipe8 vornämlich in's Feld geführt werden. 

3. Aus der Verlegung des Wobnfike3 der Eheleute B . . 
in ben St. Luzern, für fi) allein, fann demnach eine Ver: 
änderung ihres nad) thurgauijhem Nechte begründeten Güter- 
verhältniffes nicht abgeleitet werben. Allein es bleibt noch der 
Geſichtspunkt zu prüfen, ob nicht etwa, im Zuſammenhang 
mit ihrem Wohnſitzwechſel, die Eheleute bei Beider Lebzeiten 
SH freimillig einem Wechjel des Güterrechteß unterzogen, 
refp. dem gejeßlichen Rechte des Kts. Luzern unterftellt haben, 
wobei bann meiter in Frage Hime, ob fie diefem Wechſel rid: 
wirfende Kraft beigelegt oder ibn nur vom Momente der 
freiwilligen Unterwerfung an ald wirkſam gebadt Haben. Yon 
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Seite Des luzerniſchen Nechteß würde einer folchen freiwilligen 
Unterwerfung wohl nichts im Wege fteben, aud wenn bie 
Chegatten fih an die in $. 468 ff. für Cheverfommniffe auf: 
geftellten Negeln nicht gehalten haben. Alle diefe erſchwerenden 
Beftimmungen find ja gerade zu Gunften der Herrichaft des 
gejebliden Rechtes aufgeftellt. | 

Nun könnte die freiwillige Unterwerfung unter bas luzer⸗ 
nijche geſetzliche Güterrecht allenfall3 aus bem Tenor ded Ein- 
gangs erwähnten „Schuldbekenntniſſes“ vom 18. Mai 1876 
gefolgert merben, bas vom Ehemann ausgeftellt und von der 
Ehefrau angenommen worden ift. In der That entipridt 
deffen Inhalt annähernd dem luzerniſchen gelebliden Güter- 
rechte, nach welchem der Ehemann al eheliher Bormund das 
grauenvermôgen in ber Regel in feinen Befik nimmt, ed ver: 
waltet und genießt, und im Betrage dea fonfumirten Kapi- 
tales Schuldner der Frau wird für den Fall der Auflöfung 
der Ehe ($.47,181, 182). Allein ganz die nämliden Grund: 
jage gelten bezüglich des eingebrachten Frauenvermbgen3 aud 
nah thurgauiſchem Rechte infofern, al8 zwar für die Dauer 
der Ehe bas unter der Verwaltung ded Chemannes vereinigte 
eheliche Vermögen alb Gemeingut behandelt, aber bei Auf: 
löſung der Che daS beiderjeitß eingebrachte und angefallene 
Gut wieder nad feiner Herkunft in der Weife auSgefchieden 
wird, daß an die Stelle fonfumirter Gegenftände ihr wirklicher 
Werth tritt: 

Perſonen- und Familienreht v. 1867 $. 89, 90, 98, 

100, 101. 

Erbrecht n. 1867 $. 40c, $. 42a. 

Nur bezüglich de während der Ehe errungenen Ver 
môgens beiteht der mefentlihe Unteridieb, daß basjelbe nach 
luzer niſchem Rechte Alleineigenthum des Chemannes wird und. 
bleibt ($ 49), während ed nad) thurgauijdem Rechte, mie. 
fdon oben bemerkt, beiden Ehegatten zu gleichen Hälften an- 
heimfällt, wogegen denn auch die Frau pro rata ihres einge- 
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bradten am Rüdidlage participirt (Xamilienredt $ 107; Erb- 
recht F. 40a und $. 45). Allein von Borfblag und Rüd- 
Ichlag ift im „Schuldbefenntniffe” gar nicht die Rede; es foll 
ſich dbasfelbe feinem Wortlaute nad bloß auf das dem Manne 
eingebrachte Frauenvermbgen beziehen. lo fann aus dem 
Schuldbekenntniſſe auf ein abjichtliches Verlaffen des thurgaui: 
fhen Rechte zu Gunften des Iuzernifchen keineswegs mit 
Sicherheit geichloffen werden, um jo meniger, ald der bem 
thurgauifen Medte betreffend die Errungenſchaft materiell 
entiprechende Ehevertrag vom 5. November 1846 unangetaftet 
blieb und bas Schulöbelenntnig aud dem Iuzernifchen Rechte 
nidt genau entipridt. Denn diejes anerkennt fo wenig als 
bas thurgauifhe Redbt ein Privilegium der Frauenguta: 
forberung gegenüber andern Creditoren des ebemännliden 
Nachlafjes. 

Demnad ift anzunehmen, es baben die Eheleute B . . 
bis zur Trennung ihrer Ehe burd den Tod dea Mannes 
unter dem gelebliden Güterredte des Kantons 
Thurgau gelebt. Demgemäk find die einzelnen während 
der Ehe ftattgehabten Vorgänge, die fih auf das güterredtliche 
Verhältniß beziehen, ſämmtlich nad thurgauifhem Rechte zu 
beurtheilen und ed muß aud die Auseinanderfegung nad) thur- 
gauiſchem Rechte fi) vollziehen, infomeit wenigſtens, als die An- 
Sprüche der Klägerin unmittelbar auf Das bei Lebzeiten des 
Mannes begründete Güterverhältniß zurüdgehen. Un- 
zweifelhaft ift dies bezüglich der Rückforderung des eingebradten 
Trauenvermögend. Nur die rein erbrecht lichen Anfprüde des 
überlebenden Ehegatten beftimmen fit nad demjenigen Rechte, 
weldes im allgemeinen für die Beerbung des verftorbenen 
Gatten maßgebend ift, und ala foldes läßt fim allerding3 das 
thurgauifde nicht mit Sicherheit behaupten. Allein mit erb- 
rechtlichen Anſprüchen bat ed der vorliegende Nechtzftreit nicht 
zu thun. 
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III. @emeiskraft des Empfangfcheines vom 18. Mai 1876 
für die nad) thurg. Recht erforderlichen Ælagethatfad)en. 


Aug dem gejagten ergiebt fi von felbft, daß der Un: 
Apruh der Klägerin auf Rückerſtattung der Summe von 
35,000 ©. R. rechtlich begründet ift, fobalb fie nachmeijen 
Tann, daß fie eigenes Vermdgen in diefem Betrage ihrem ver: 
ftorbenen Ehemanne augebradt babe, fei e3 bei Abſchluß der 
Ehe, jei e8 während derfelben. In grundjäglicher Uners 
tennung jenes Anfpruches gehen bas thurgauijde und das 
luzerniſche Recht vollfommen einig, jobald diefer objective 
Thatbeftand bergeftellt ift. Die Differenzen zeigen fich erft 
bei der Durchführung im einzelnen. Den ihr obliegenden 
Hauptbeweis glaubt nun Klägerin obne weiteres erbracht zu 
baben durch Produktion ded anerfanntermaßen von ihrem Thes 
manne unterzeichneten „Schuldbefenntnifjes” vom 18. Mai 
1876. Es frägt fi) daher, wie es fi) mit der vom Beklag⸗ 
ten Deftrittenen Bemeisfraft diejer Urkunde verbalte. Ihrem 
Wortlaute nach bofumentirt fie ein außergerichtliches Ge— 
ſtändniß des Berftorbenen uber einen Thatbeſtand, der jenem 
gejeßlichen Berpflihtungdgrund bilden jol. Die Prüfung der 
Beweiskraft der Hägerifchen Urkunde wird ji bemnad auf 
drei Punkte zu erftreden haben, die wir in folgende Fragen 
cinfleiben: 1. bemweist die Urkunde bas behauptete Geſtändniß 
an fig? 2. wenn ja, nôtbigt diefes Geftändnig zum Schluffe 
auf die Wahrheit der eingeftandenen Thatſache? 3. wenn aud 
dieſes der Fall, begründet die eingeftandene Thatſache nad dem 
zur Anmendung kommenden materiellen Rechte den klägeriſchen 
Rechtsanſpruch? 

1. Unzweifelhaft iſt die Beweiskraft der Urkunde für das 
behauptete Geſtändniß des Erblaſſers an ſich, alſo die Bejahung 
der erſten Frage. Die Urkunde bemeist, daß der Erblaſſer 
am 18. Mai 1876 fido gegenüber der Klägerin zum heutigen 
Empfange eines Frauengute im Betrage von 35,000 R. ber 
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fannt bat, nicht mehr und nicht meniger. Die Beftim- 
mungen beS lugern. Geſetzes über Civilvechtäverfahren vom 22. 
October 1850 enthalten betreffend den Urfunbenbemeis ($. 118 
bi3 127) nichts, mas diefer Bemeisfraft im Wege fteben 
mürde, ba die Aechtheit der Privaturfunde an fid anerfannt 
ft. Speziell darf nicht etwa die Beftimmung von $. 123 
Ziff. 1 entgegengebalten werden, monad eine Urkunde nur 
bann bemeisfräftig ift, wenn fie allen geſetzlichen Förmlich 
feiten entfprit. Denn befondere Förmlichkeiten find für Wei: 
bergut3empfangsfoeine infofern, als nur die Thatjache des 
Geftändniffes an fi in Frage fteht, im Iugernifchen Rechte nire 
gends vorgejchrieben. Der vom Bellagten angerufene $. 592 
des Civilgeſetzb. bezieht fid, mie der ganze Zuſammenhang 
zeigt, nur auf folde Privaturfunden, melde das beſtrit⸗ 
tene Geftinbnif eine empfangenen Darlehens gegen den 
Schuldner bemeifen follen, wovon in unferm Falle gar nicht 
die Nede ift. Singuläre Ausnahmäbeftimmungen dürfen nicht 
auf Scheinbar analoge Fälle beliebig ausgedehnt merben.*} 
Aud die Formvorſchriften des $. 182 Abſ. 2—4 haben einen 
anderen Sinn, movon glei die Rede fein wird. Es bedarf 


alfo gar nicht der Herbeiziehung des zürcheriſchen Rechtes, 


unter Ddeffen Herrihaft die Urkunde vom 18. Mai 1876 ent: 
ftanden fein fol, um ihre Beweiskraft bezüglich des Geftändniffes 
an fit darzuthun. Uebrigen3 ift ed ein befannter und allgemein 
anerkannter Grundfag, daß rein prozeſſualiſche Fragen — 
und lediglich eine folche ift die Frage nach der äußeren Beweis⸗ 
fraft einer Urkunde für die dofumentirte Thatſache an fi — 


+) Nach einer ftändigen Praris haben die Gerichte des Kt. Luzern 
entgegen der Anficht Des Hrn. Berfaifers den $ 592 Db. ©. b., welcher bem 
Art. 1326 des Code civil entipricht, dahin ausgelegt, daß er ſich auf alle 


Schuldverichreibungen und nicht nur auf Darlehenstitel beziehe. Bergl.. 


Urtheil vom 12. Januar 1866 in der Zeitichrift des bernifhen Juriſten⸗ 
Bereins IL S. 317 u. 391. Dr. VI. 
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ftet3 nach dem Geſetze desjenigen Ortes au entjcheiden find, 
wo der Prozeß geführt wird: 

Bayer, Vorträge über ben gemeinen Civilprozek, $. 11. 

Bar, da8 internationale Privat: und Strafrecht $. 116, 
©. 418 ff. 

2. Die Thatfache des außergerichtlichen Geftänbniffes ift 
aljo bemiefen: allein es frägt fi zweitens, ob das Ge 
ſtändniß ohne meitere3 auch die objective Wahrheit der 
zugeltandenen Thatjache herjtelle, ob es bem Richter obne mei- 
teve3 den Schluß auf bielelbe erlaube, ja ihn dazu zminge. 
Denn um die objeftive Wahrheit Handelt es fi ja, da der 
Anfprud der Klägerin nicht eine willkürliche Dispojition 
des Erblaſſers, fonbern bas thatſächliche Zubringen 
von Trauenvermögen im geforderten Betrage zur rechtlichen 
Vorausfegung bat. Auch diefe zweite Frage ift eine prozef= 
ſualiſche, denn fie bezieht fid auf diejenigen Momente, 
welde zur Bildung der rihterlihen Weberzeugung 
von der Wahrheit gemiffer Thatfahen an fich erforderlich 
find, Täßt dagegen die rechtlichen Folgen bieler Thatſachen 
noch gänzlih unberührt. Man behandelt daher auch bieje 
zweite Frage häufig fo, ala ob fie fit auf die Bemeisfraft der 
Urkunde al folder bezbge. Dies ift freilich bei näherem Bus 
jeben nicht richtig. Bewieſen wird durch die Urkunde lediglich 
die Thatjache des abgelegten Geſtändniſſes, und eine 
bievon verjchiedene Trage ift e8, ob aus bem bemiejenen Ge 
ftändniffe der Richter feine Weberzengung von der Wahrheit 
der eingeftanbenen Thatjache zu ſchöpfen babe Wir 
fönnen diefe zweite Frage diejenige nad der Schlüffigfeit 
des Geftänbniffes nennen. Allein auch fie bezieht jich im all- 
gemeinen auf den Smed der prozejjualiichen Bemweisführung, 
auf bas Herjtellen der ridterlihen Weberzeugung vom vechtlic) 
relevanten Thatbeftande, freilich nicht mehr fomeit diefe auf finn- 
licher Wahrnehmung, fondern fomeit fie auf vernunftmäßiger 
Würdigung des Wahrgenommenen beruht. 
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Demnad) ift auch diefe zweite Frage, ala eine prozeffualifche, 
nad luzer niſchem Redte zu beurtheilen und ed Tann außer: 
fantonales Redt nur etwa infofern in Betracht kommen, als 
der luzerniſche Richter fil veranfaft fiebt, allfällige Lücken 
. feines Gefebe3 in deffen Sinn und Geift burd anderwärts 
geltende Beftimmungen oder Uebungen zu ergänzen. 

Someit daher bloß die Schlüffigfeit des Geſtändniſſes in 
Trage ftebt, it e8 nicht richtig, ben allerdings in $. 6 
Ab. 3 des luzerniſchen Civilgeſetzbuches anerfannten Grundſatz 
„locus regit actum“ auf die Urkunde vom 18. Mai 1876 
in Anwendung zu bringen. Die Stelle lautet: „Die Form 
eines Rechtsgeſchäftes ift nad den Geſetzen des Landes zu 
beurtheilen, mo e3 vorgenommen worden.” Cin Rechtägeichäft, 
im Sinne einer materiellen Willengdispofition, ift eben bas 
fragliche Geftändnig nicht, indem nicht der Wille Des Che 
mannes, fonbdern die objective Realität der eingeftandenen That- 
fade entjcheidend ift. Höchſtens infofern könnte die Ausstellung 
der Urkunde vom 18. Mai 1876 — bdiefe lediglich in ihrer 
Bier zu beiprechenden Bedeutung als Geſtändniß aufgefaßt — 
unter den Begriff des Nechtsgejchäftes gezogen werden, al8 bei 
Austellung und Annahme der Urkunde die beiderjeitige Ab⸗ 
ſicht obmaltete, ber Klägerin ein für alle Fälle rechtsgenü— 
gendes Herftellungsmittel zu verfoaffen. Von biejem 
Gefibtäpuntte aus hätten mir zwar nicht einen materiellen, 
wohl aber einen auf prozeflualiihe Wirkungen gerichteten 
MWillensaft, alfo immerhin ein Rechtsgeſchäft im meiteften 
Sinne, vor und. In der That jcheinen auch die Eingangs 
morte der Urkunde: „gemäß der mir burd das Geſetz aufge: 
legten Verpflichtung” eine derartige bemußte Abficht anzudeuten, 
die Abſicht nämlich, der Ehefrau einen ficheren Empfangidein 
für ihr zugebrachte® Vermögen an die Hand zu geben, mie e8 
bas Iugern. Civilgefegbuh in $. 182 verlangt. Wenn nun 
das Iuzernifche Recht für die prozeſſualiſche Schlüffigkeit ſolcher 
Geftänbniffe über empfarigenes Weibergut — mas mir dem: 


und ber Wanbelbarfeit der ehelichen Güterredte. 63 


nächſt zu unterfuden Haben — deren Einkleidung in eine be- 
ftimmte Form, 3. 3. Öffentliche Urkunde, vorjchreibt, fo könnte 
man fragen, ob außerhalb des Kantons errichtete Em- 
pfangideine gemäß $. 6 Abf. 3 nicht denfelben Dienft Leiften, 
fobald fie den am Errichtungsorte geltenden formellen Requi- 
fiten genügen, die môglidermeile, wie 3. B. für unfern Fal 
am Grridtung8orte Züri, in gänzlider Kormlofigkeit 
befteben. Freilich müßte eine lediglich in fraudem legis, 
Bloß zur Umgebung des Luzern. Geſetzes vorgenommene Vers 
fegung des Errichtungsortes von vorneherein ausgeſchloſſen 
werden. Aber aud abgeſehen von bdiefem Falle, halten wir 
Die Anwendung des $. 6 Abf. 3 nicht für ftatthaft. Und 
zwar eben bebbalb nicht, weil es fi bei Musftellung des Em: 
pfangideines um ein Rechtsgeſchäft bloß prozefiualifcher Natur 
handelt, bloß darum, ein Serftellung8mittel für ben Anſpruch 
der Ehefrau zu jchaffen. Anber3 wäre ed, wenn nicht nur die 
Schlüſſigkeit ded betreffenden Geftänbnifies, fondern überhaupt 
die Bemeisbarteit und damit die rechtliche Verfolgbarfeit der 
MWeibergutsforderung von Beobachtung der gejeglihen Form 
des Emplangideines abhängig mire. Alsdann wäre die Be: 
deutung des Empfangfcheined in der That nicht bloß prozef= 
ſualiſch, ſondern — menigften3 indirect — materiel. Ein un: 
flagbarer RedtSanfprud ift in den meiften Fällen fo gut mie 
überhaupt nicht vorhanden. Aber von einer fol meitgebens 
den Bedeutung des Empfaugjcheines ift im Iuzernifchen Recht nicht 
die Rede, mie die weitere Ausführung zeigen wird. 

Die prozeffualiide Schlüffigfeit des beltrittenen 
Geftänbniffes ift mithin lediglih na luzerniſchem Redte 
zu beurtheilen. Das luzerniſche Prozeßrecht enthält nun keine 
allgemeinen Vorforiften über die Schlüffigkeit aubergeridt- 
liher Geftänbnifie. E3 beftimmt in $. 123 Ziff. 3 des Geſetzes be⸗ 
treffend bas Civilrechtäverfahren vom Sabr 1850 nur, daß die 
Beweidtraft einer Urkunde berube: 

„anf ihrer Verbindlichkeit für die Parteien, 
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mobei eè darauf ankomme, ob bie einfeitige Verfügung, 

bas Geftànbnif oder bas Beugnif, bas fie enthalte, 

nad den Gefeten rechtsbeſtändig fei.” 

Diefe Beftimmung enthält bei näherem Zuſehen zwei Ge 
danken. Sunädft wird offenbar die ,Bemeisfraft” der Ur: 
funde verwechjelt mit ber (materiellen) Rechtskraft des burd 
fie dokumentirten Xhatbeftandes, fei diefer eine Willenserklärung 
oder ein Geftändniß oder eine fonftige Thatfade. Se nachdem 
die in der Urfunde niebergelegte Willenserklärung, das darin 
erflärte Geftänbnif oder bezeugte Ereigniß bie ftreitige materiell 
rehtlide Wirkung zu erzeugen vermag ober nicht, fol fie 
„beweiskräftig“, d. 5. geeignet fein, ben vom VProducenten 
gemünjchten Redtserfolg aud zur richterlihen Anerkennung 
zu bringen. Aus diefer an fit nicht eben gehaltuollen Be: 
ftimmung gebt für unferen Smet menigften3 foviel hervor, 
daß ein urkundlich bewieſenes Geftändniß, mie wir ed in bem 
Schuldbekenntniſſe vom 18. Mai 1876 vor uns haben, dann 
den Richter bindet, wenn e3 an jich geeignet ift, bie ftreitige 
Rechtswirkung hervorzubringen, wenn es alfo felbft einen 
rechtlich zuläjfigen materiellen Dispofitionsaft enthält. Das 
ift aber eben, mie bereits gejagt, beim ftreitigen Verhältniſſe 
nit der Tall, da es Bier nicht darauf ankommt, mas der 
Erblaffer der Klägerin al8 Frauengut zugeftehen wollte, fon: 
was fie ihm thatfächlich als ſolches zugebrabt bat. 

Der zweite Gedanke obiger Beftimmung, an fich ebenjo 
jelbftverftändlich, bezieht fi auf die formelle Bemeisfraft der 
Urkunden, fomeit diefelbe burd ihren Inhalt bedingt ift. Er 
faun daher nur auf folde Urkunden Anmendung finden, welde 
nidt unmittelbar ben rechtlich relevanten Tbatbeftand 
felbft (Willenserklärung u. a.) dofumentiren, fondern ein 
‘ darauf bezügliches Geftàndnif der ‘Partei (bas eben nit 
zugleich maßgebender Dispofitiongaft ift) oder die bloße Wahr 
nebmung eines Dritten (Zeugniß). In diefen Fällen fol. 
der Inhalt der Urkunde, d. 5. eben bas Geftinbnif oder Zeug- 
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ni, für die vichterliche Ueberzeugung nur im Falle feiner 
„Rechtsbeſtändigkeit“ maßgebend fein, bd. 5. infofern als ein 
bejonderer (gelebliher) Rechtsgrund hiefür vorliegt. Wir 
ftehen alfo nach mie vor vor der offenen Frage, ob bas Ge- 
ftändnig für ſich allein tüdtig fei, bem Richter die Ueberzeu- 
gung von der Wahrheit der eingeftandenen Thatjache beizu- 
bringen. Diefe Frage lift aug $. 123 cit. offen, infofern 
er nicht etwa ergänzt wird burd eine andermeitige gefeblide 
Beftimmung, welche jagt, daß Geftänbniffe, abgelegt unter ge- 
willen Umftänden, in gemiffen Formen oder über gewiſſe That- 
jachen, allerdings den Ridter zum Schluſſe auf die Wahrheit 
zwingen jollen. 

Eine ſolche ergänzende Geſetzesvorſchrift, kraft welcher dann 
gemäß $. 123 Ziff. 3 bas Geſtändniß alerding3 „beweis⸗ 
fräftig”, d. b. für die richterliche Ueberzeugung rechtlich bindend 
wäre, hätten mir, da das Prozegredt fich über die Schlüffig- 
feit ber Geftändnifje im allgemeinen meiter nicht äußert, 
bei ben [peziellen Regeln über den Nachweis des zugebracdhten 
Frauengutes zu ſuchen. In der That finden wir in $ 182, Abi. 2 
bis 4 des Civilgeſetzb. Vorfchriften, die fi auf den Weibergut3- 
empfangjchein, das jchriftliche Geſtaͤndniß des Chemanne3 über 
erhaltenes Frauenvermögen, beziehen. Speziell auf unferen Fall 
würde Abſ. 4 paffen, welcher (in Verbindung mit Abf. 2 u. 3) 
jagt, baf der Ehemann für Vermögen, welches ibm jeine Frau 
auf anderem Wege (als durch Vermittlung des Gemeinderath8) 
zubringt, einen fpezificirten Empfangſchein auszuftellen bat, 
melder Uriprung, Herkunft und Werth der zugebrachten Vers 
mögensſtücke angiebt, vom Gemeinberathe zu unterzeichnen 
und in der Depoſitalkaſſe aufzubewahren ift. Aljo eine öffent— 
lie Urkunde wird verlangt mit genau vorgejchriebenem Inhalt, 
wovon bas flägerifhe Document vom 18. Mai 1876 geradezu 
nichts enthält. Allein, mas für uns die Hauptjache, die rechtliche 
Bedeutung biejer Empfangideine ift nicht angegeben, und 
wir milffen ung erft fragen, ob etwa bas Gefeg ihre progef- 
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fualifche Tauglichkeit als Serftelung8mittel ftreitiger Weiber: 
gutsanipradden ſchlechthin von der Beobadtung der vorge 
fohriebenen Formen babe abhängig machen wollen. Geſtattet 
nur ein in bie Formen des $. 182 Abf. 4 gefleibetes Ge 
ftändnig Des Chemannes über empfangene? Frauengut dem 
Richter, im Sinne von $ 123, Ziff. 3 des Prozeßgeſetzes den 
Schluß auf die Wahrheit de Empfanges? Diefe Auslegung 
würde doch mol der Gefebesitelle Gewalt antbun. Der Bu: 
fammenbang zeigt, daß bas Gefeb burd $. 182 vor allem 
für die Sicherheit der Frau forgen will. Zu ihren Guns 
ften jol ber Beweis ibre8 dem Manne übergebenen Vers 
mögen® beſtmöglich ficher geftellt merben. Daher mird die Aus: 
ftellung von Empfangſcheinen vorgefchrieben, und zwar von 
folder Beichaffenheit, daß diefelben gegen jede jpätere Bemän- 
gelung ihrer Realität von vornberein môglidft gewahrt find. 
Man Fönnte daher eher fagen, e8 liege im Sinne de $. 182, 
daß die feinen Borfchriften entfprechenden Empfangfcheine jeden- 
falls bemeisfräftig, alfo im Sinne von $ 123 Ziff. 3. des 
Prozeßgeſetzes ,rebtabeftindige Geſtändniſſe“ feien. Dagegen 
liegt e8 nicht im Sinne dea $. 182, alle anderen, alfo 3. 2. 
die bloß privaten, Empfangideine von jeder Bemeisfraft a priori 
auszuſchließen. Daburd würde ja die Stellung der Frau 
geradezu erjchwert im Snterefje Dritter, SInteftaterben und 
Grebitoren, welche der $. 182 überall nicht im Auge bat. 
Es bleibt aljo nichts übrig, als die beftrittene Schlüffig: 
feit Des Geftändniffes vom 18. Mai 1876 nad allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen zu beurtbeilen, welche una notbgebrungen 
die Stelle der im cit. $. 123 a. E, angerufenen — für unfern 
Tall gänzlich fehlenden — Gelebe vertreten müſſen. ‘Da ftebt 
nun voran die befannte Grundregel des gemeinen echtes, 
wonach außergerichtlihe Geftänbniffe gegen den Aud: 
fteller und deffen Rechts nachfolger ſchlüſſig find, jo 
bald der animus confitendi vorliegt. Diefe Regel bat ihren 
inneren Grund in der Beobadtung, daß Niemand ihn felbit 
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belaftende Æbatfaden anerkennen wird, wenn biejelben nicht 
wahr find: 

cf. Bähr, der Urkundenbeweis, in Iherings Jahrbüchern 
für Dogmatil Bb. XIV (1875), S. 54 ff. 

Heusler, die Grundlagen des Beweisrechtes im Archiv 
für civil. Praris Bi. LX (1879), ©. 230 ff. 

Aber eben um dieſes ihres inneren Grunde3 willen muß 
die Regel ceffiren in Fällen, mo der Ausfteller an der Wahr: 
beit der zugeftandenen Thatjache felbft ein Antereffe bat, 
neben welchem ber. ihm erwachſende Nachtheil zurücktritt oder 
ganz verfwinbet. Ein unter ſolchen Berbältnifien abgelegtes 
Geſtändniß fann ebenfogut bloße Behauptung fein, oder ges 
rabezu eine Willenserklärung, eine Dispofition bes 
Ausftellerd verbeden. Letzteres dann, wenn ber gugeftanbene 
Thatbeftand eine beftimmte Rechtswirkung ausübt, deren ab» 
ſichtliche Herbeiführung dem Ausfteller gugutrauen ift. Unter 
folben Umftänden muß fido der Richter hüten, aus dem fors 
mellen Geſtändniſſe ohne meitere8 auf die Wahrheit der ein- 
geftandenen Thatſache zu fcbliefen, da fonft jeder Mißbrauch 
der privaten Geftändnikform frei wäre. Er darf bebbalb aud 
vom Gegner nidt einen fürmlihen Bemeid ber materiellen 
Unridtigleit verlangen, fondern bloß den Nachweis derjenigen 
Umftände, welche das Geftänbnif verbächtigen. 

Bon bdiefer ganz in der Natur der Sade begründeten 
Erwägung ausgehend, bat man Geftändniffe des Ehemannes 
über augebradtes Frauengut manderorts, mo über befjen 
Rüderftattung ähnliche Grundfäge gelten mie im luzerniſchen 
oder thurgauifchen Güterredt, mit befonderer Vorficht behandelt. 
Denn allerdings befennt fi der Ehemann burd Gejtändnig 
des Empfanges als Schuldner; allein die Umftände find büu- 
fig, unter melchen die Anerkennung biejer, zunächſt nicht fühl- 
baren, Schuldpflicht nicht nur nichts beläftigenbes für ihn bat, 
fondern fit als geeignetes Mittel zur Verfolgung perjönlicher 
Zwecke barbietet. So namentli, wenn fen Concurß vor- 
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auszufehen ift, wobei er felbft bas mnächitliegende Snterelle 
daran bat, daß feine Frau in möglichft hohem Betrage Cre 
ditorin fei (vgl. ein Präjudiz bei Seuffert, Archiv Bd. XXII, 
Nr. 97). Cbenfo bei Borausficht feines Borabiterbens, mo 
er durò) Einräumung einer Forderung feiner Frau Vortheile 
verfdaffen fann, die in Form legtmwilliger Zuwendung gefeglià 
nicht erreihbar wären. 

Solde Rüdiibten find es jedenfalls, welche, wie mir ge 
feben, ben luzerniſchen Gelebgeber bemogen, die Sicherheit 
der Ehefrau durch einen unter öffentlicher Controle ausgeſtellten, 
Ipecifizirten Empfangſchein zu wahren ($. 182), deſſen Realität 
ſchwerlich angufebten ift. — Weiter geht bas thurgauijde 
Tamilienrecht, welches in $. 126 geradezu beftimmt, daß 
„bloße Zugeftändniffe der Ehegatten Dritten gegenüber nicht 
als Beweis für die Größe dea MWeibergutes gelten”. 

Obwalden (Gefeg v. 26. April 1846 in Lanbb. I. S. 152) 
und Bern (Sat. 94, wozu König? Commentar und die 
Präjudizien in der Zeitichr. des bern. Juriftenvereins Bd. XIV, 
©. 657 und XV. ©. 23 ff.) fnüpfen an die Errichtung 
eines amtlichen Inventars über bas zugebradhte Frauen: 
gut die Anerkennung des Concursprivilegium3. Nidmalden 
(Familienrecht $. 55) läßt die Frau oder deren Erben nur 
das als zugebrachtes Gut anfpreden, was jörmlich inventa: 
rifirt worden oder burd ein andere rechtsgenügendes 
Zeugniß (nicht Geſtändniß) ermwiefen werden fann. 

In Züri) fchweigt dad Gefeg. Allein die altberge: 
brachte und conftante Gerichtspraxis, wie fie aus den in 
Gmalter3 Bearbeitung von Bluntſchli's Commentar zum privat: 
rechtl. Geſetzbuch ($. 153. ©. 162 Nr. 2 Anm.) citirten zahl: 
reihen Präjudizien erjichtlich ift, geht confequent dahin, private 
aufergeridtlide Geftindniffe bed Ebemannes für bemeis- 
untüdtig querilaren in allen Fallen, wo Verdacht vorhanden 
it, daß bdiefelben in Vorausſicht ſeines Concurfed oder zur 
Umgehung des gejeliden Erbrechtes ausgeftellt worden find. 
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Und zwar bat der Bemeidgegner nicht einen ftriften Simulas 
tionsbeweis zu führen, um die Schlüffigkeit des Geſtändniſſes 
zu bejeitigen, fondern lebiglid dem Ridter das Vorbanbdenfein 
von Umftänben darzuthun, welche die Nebenabficht de Aud= 
flellerS vermutben laffen. Ala Beleg führen wir ein in 
Schaubergs Beiträgen Bd. XIV S. 389 Nr. 9 abgebrudtes 
obergerichtliches Erfenntnig vom 25. Februar 1851 an, we: 
ches wörtlich lautet: 

„Das Schuldbelenntniß eines Ehemannes gegenüber feiner 
„Shefrau in Bezug auf da3 von ihr zugebrachte Vermögen 
„bat dannzumal Leine Bemeisfraft, wenn basjelbe 
„unter Umftänden und zu einer Zeit audgeftellt wurde, 
„welche vermutben lafjen, daß damit eine Umgehung 
„der Erbgejege beabfihtigt worden jei.” 

Aehnliche Entideide |. Beiträge III. S. 21 Nr. 37. i. f. 
©. 259 Nr. 25 i. f. IX, ©. 261 Nr. 6 Erm. 1; Schau: 
berg=G walters Seitfdr. I, (1855), S. 167 Nr. 10 (auÿ 
abgedruckt in Ullmer’3 Commentar Bd. I, S. 99 Nr. 268), 
woſelbſt ein im Teftament erflärtes Geſtändniß des Ehemannes 
nur in Verbindung mit andern Bemweismitteln als genügend 
angejehen wird; IX, ©. 161 ff. (ein bem unferen überhaupt 
jehr ähnlicher Fall, wo ein der Wittme audgeftellter Dar= 
lebensfdulbidein ala Schentungsverfpreden be 
handelt wird). | 

Diefe aus den Beduͤrfniſſen des Leben3 geſchöpfte zürche- 
riſche Praris gibt uns einen evidenten Beleg dafür, daß obne 
jpezielle geſetzliche Beitimmung, lebiglidg an Hand der 
allgemeinen Rechtsgrundſätze die Schlüffigleit des auber- 
gerichtlichen Geſtändniſſes felbft gegenüber ben Erben 
Dea Uusftellers fein unerjchütterlihes Artom bilden darf. 
Die obigen Gitate aus Spegialgefeben und Prariß anderer 
Kantone, abgejehen von Nidwalden, ſowie bas gemeinvedti. 
Präjudiz bei Seuffert XXIII, Nr. 97 betreffen zunächſt bloß 
den Fall des Concurfes, gegen beflen analoge Verwendung 
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man einwerfen könnte, bag die Schlüſſigkeit des Geſtändniſſes 
Bier ja nicht fo faft gegen ben Ausſteller und feine Univerſal⸗ 
fuceefjoren, als gegen die Ereditoren, d. 5. gegen Dritte, in 
Trage ftebe. Allein gegenüber den aus Zürich citirten Fallen 
ift auch diefer Einwurf unbaltbar. Hier können felbft die gejek- 
lihen Erben Des Chemannes fit der Schlüfligfeit feines Ge- 
flänbnifjes entziehen durch einfache Darlegung folder Umftände, 
die eine beabfichtigte Umgehung des Erbgeſetzes vermuthen 
laffen. Die felbjtändigen und unverlegbaren Anſprüche, melde 
fie vermöge ihres gefeblihen Grbredtes an den Nadlaf zu 
ftellen haben, bringen fie, anläßlich der Concurrenz mit ben 
perfönlihen Anſprüchen der überlebenden Wittwe, gemifjer: 
maßen in die Rechtsſtellung von Drittperfonen gegenüber dem 
Erblafjer. So wenig defjen materielle Verfügungen für fie 
verbindlich find, ebenjowenig find fie den redilichen Conſe⸗ 
quenzen feiner Geftändniffe unterworfen, jobald der Ber: 
dacht begründet ift, daß unter dem Geftänbnifie ſich eine pflicht- 
widrige Verfügung verberge. Würde ihnen erft der ftrikte 
Nachweis der Simulation abverlangt, den zu führen fie als 
gerneritebende in ben menigiten Fällen in der Lage fein werben, 
jo wären fie, entgegen der beftimmteften Abficht des Erbgejebes, 
dem Willen bea Erblaffer3 völlig preisgegeben, und zwar ledig- 
lid um eines ftarren formaliftifchen Principe willen, monad 
Der rein äußerliche Umſtand, daß der Erblaffer feiner Urkunde 
die Faſſung eines Schulpbefenntniffes zu geben beliebt bat, 
ſchlechthin gegen fie entſcheidend mare. Wir haben gefeben, wie 
wenig diefer Standpunkt innerlich, theoretifch berechtigt wäre. Aber 
aud ein allgemeines praftifches Bedürfniß fpridt nicht dafür, da 
bie Frau weit eher in der Lage ift, fich ben Nachweis des veell Eins 
gebrachten burd unameibeutige Beweismittel bei Zeiten fier zu 
ftellen, ala die Erben im Stande find, die Unmwahrbeit eines 
ganz allgemein gehaltenen Belenntnifjes darzuthun. 

Den Spuren ber zürderifchen Praxis darf ber Iuzernifche 
Richter um fo unbedenklicher folgen, al8 er in der Gerichtspraxis 
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des eigenen Kantons Œutideidungen findet, die mir amar 
nach dem oben über $. 182 gefagten, miemobl fle für den Bes 
Hagten günftiger find als unfere Auffafjung diefer Geſetzes⸗ 
ftelle, nicht unbedingt für richtig halten, au8 denen aber a fortiori 
das von und verfodtene Refultat fi ergiebt. Es find bies 
die in Bd. IT. ©. 285 Nr. 9 und Bb. VII. ©. 52 Nr. 2 
der Zeitſchrift dea bern. Suriftenverein3 abgebrudten Erfennts 
niffe des Iugern. Obergeridtes vom 9. November 1865 und 
vom 3. November 1869. In diefen beiben Urtbeilen werben 
die Formoorjchriften des $. 182 al8 abjolut unerläkliche Be: 
dingung für die Berädfihtigung eines Weibergutsempfangjcheines 
im &oncurje und in „Erbsfällen”, bd. h. bei der Auseinander⸗ 
jegung mit den Erben des Chemannes aufgefafit. Wenn wir 
nun aud, mie gefagt, in der Auslegung des $ 182 nicht jo 
meit gehen fünnen, fo leuchtet doch ein, daß es jedenfalls im 
Sinne des luzerniſchen Geſetzes und der Praris liegt, private 
Empfangiheine im Nachlafje ded Chemanne3 menigften&ebenfo 
vorſichtig zu würdigen, af es in Zürich gejchieht. 

Somit haben mir ung, um die Schlüffigkeit des „Schulb- 
befenntniffe8” vont 18. Mai 1876 auf die Wahrheit der zu— 
geftandenen Thatjache zu würdigen, lediglich die Frage zu ftellen: 
bat der Beklagte Umſtände barautbun vermocht, weldde ver- 
mutben laffen, daß mit der Ausftellung jener Urkunde eine 
Umgehung der Erbgejege beabfidtigt worden fei? So geftellt, 
ift die Frage unzweifelhaft zu bejaben. Der Erblafler, 16 
Sabre älter als feine Ehefrau, hatte ſich wegen vorgerüdten 
Alters und Kränklichkeit nach Luzern zurückgezogen. Seiner 
dritten Frau, der Klägerin, bat er die Thatjache feiner erften Che 
und die Eriftenz von Leibegerben au berjelben bebarrlid ver 
ſchwiegen. Briefe des Crblaffer8 an feine Tochter, welche deren 
Sohn, der Beflagte, produzirt, zeigen, mie ängſtlich er bis zu 
deren Tod (1873) bemüht war, der Klägerin bas Dafein feiner 
nächſten Verwandten zu verheimliden. Der Beklagte, fein 
Enfel, weiß vom Großvater gar nids. Unter diefen Umftänden 

Beitidrift f. ſchweiz. Recht. XXI. 2 u. 8. (1) 6 
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errichtet ber Erblaffer den Aft vom 18. Mai 1876, gleichzeitig 
mit einem ganz Ähnlichen Schuldbelenntniffe zu Gunſten feiner 
Schwägerin, der Klägerin Schmeiter.) Die Summe, deren 
Empfang er feiner Frau bejcheinigt, ift fo groß, daß fie einen 
bedeutenden Theil des liquiben Nachlaſſes, wenn nicht den 
ganzen, abforbirt. Die Uusftelung des Scheine gejdiebt 
nidt am ordentlihen Domizile Luzern, fondern in Sürid, 
wo — im GSegenfage zu den meiften Kantonen — bai 
Gefet keinerlei Förmlichkeiten für den Weibergutdempfangfcein 
vorſieht. Fünfzehn Monate nad Errichtung des Scheine 
ftirbt der Erblaffer, im Alter von 67 Jahren. Einzig für 
diefen Todesfall ift auch die Fälligkeit der anerkannten 
Summe vorgejehen, während eine ordentliche Weibergutsforder- 
ung ebenfo beim Tode der Frau (zu Gunften ihrer Erben) 
und in Folge anderer Umftände, 3. B. Scheidung, Confurs, 
fällig wird. Diefe fonderbaren Umftände zufammengehalten 
miffen, wenn nicht geradezu die Gewißheit, jo doch bi 
Möglichkeit febr nahe legen, daß mit Ausftellung und 
Uebergabe des Scheines etwas anderes habe erreicht werden 
wollen alè die formelle Sicherung des Beweiſes reeller That: 
ſachen, nämlich eben eine, in Vorausfiht ded Vorabfterbend 
getroffene, ungeleblide Zuwendung an die Klägerin zum Nad- 
theile ber verheimlichten uud vernadjläßigten Leibederben. Eines 
mehreren aber bedarf e8 nad bem gejagten nicht, um die 
Schlüfligfeit des Geftändniffeg zu vernichten. Die Wahrheit 
" Der. im Scheine vom 18. Mai 1876 anerfannten Thatſache 
ift fomit durch das blofe Geftinbnif des Erblaſſers nidt 
bergeftellt. - 

3. Hienad) könnten mir und die Antwort auf die dritte 


1) G. L. 5. ftellte damals feiner Schwägerin R. ©. ein Schuld: 
befenntniß von Fr. 15,000 aus, ohne Angabe eines Schuldgrunbes. 
R. ©. ftarb feit dem Tode des E. 2. VB. Ihre Erben, darunter Wittwe 
3. belangten den L. R. um bic 15,000 Franfen. Durch obergerichtliches 
Urtheil vom 28. Mai 1881 wurde diefe Forderung abgewiefen. 

' Dr. BI. 
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unferer oben geftellten Fragen erfparen: begründet die aner- 
faunte Thatjache, ihre Wahrheit als bergeftellt angenommen, 
materiell ben flägerifhen Rechtsanſpruch? Snbdeffen mag . 
<8 immerhin nichts ſchaden, noch darauf binzumeifen, daß, gejett 
aud die im „Schuldbekenntniß“ vom 18. Mai 1876 vom 
Erblaffer anerkannte Thatjache wäre um dieſes Geſtändniſſes 
willen alè mabr anzunehmen, auf diefe Thatjache für fi 
allein keineswegs der klägeriſche Anſpruch gegründet werden 
tönnte. Was anerkennt denn eigentlich der Erblaffer? „Mit 
heute bin ich meiner Ehefrau ala ihr gebührendes Frauen: 
gut ſchuldig geworden die Summe von 35,000 ©. R.“ 
MWörtlih gefaßt enthalten diefe Ausdrücke nicht einmal bas 
Anerfenntniß einer beftimmten fonfreten Thatſache. Sie ziehen 
vielmehr den rechtlichen Schluß aus einer veridmiegenen, 
wenigftens nicht direft angegebenen Thatſache. Wenn der Erb- 
faffer fagt, er fei ſchuldig gemorben, jo anerkennt er das 
. mit Tediglih die rechtliche Conſequenz eines thatjächlichen 
Vorganges, aus meldem nach feiner Anficht oder nad jeinem 
Willen diefe Schuldpfliht rejultirt, welchen er ung aber als 
ſolchen nicht angibt. Nun ift wiederholt gefagt worden: nicht auf 
den Jubjeltiven Willen dea Erblafjerd, Schuldner jeiner 
Ehefrau zu fein, kaun dieje ihren Unfprud fügen, fondern 
lediglich auf die objective Thatjache des Zubringen3 von 
Trauengut im geforderten Betrage. Auch die rechtliche 
Würdigung der unterliegenden Thatſachen darf aljo nicht 
Sade des Erblaffer3 fein, fondern es find biele felbft unmittel- 
bar bloß zu legen, damit der Richter ihre rechtlichen Folgen 
an Hand des Geſetzes beurtheilen könne. 

Woran fol nun der Richter feine Folgerungen knüpfen, 
wenn ein beftimmter fonfreter Thatbeſtand überall nicht ange: 
geben ift? Mit der Verpflichtunggfraft der cautio indiscreta 
darf nicht etwa argumentirt werden, da biele Die Autonomie 
des fubjectiven Verpflichtungswillens vorausſetzt, melde in 
unferm Falle prinzipiell ausgefchloffen ift. Eine wohlwollende 
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interpretation des Schuldbekenntniſſes fann nun allerdings 
inter den Wortlaut der obgenannten Erklärung zurückgehen, 
und aus bemfelben die Anerkennung der Thatſache heraus 
lefen, daß Beute (i. e. am 18. Mai 1876) der Erblaffer 
von der Klägerin die Summe von 35,000 ©. A. 
zu ehevögtlider Berwaltung und Nußnießung er: 
halten babe. Etwas weiteres thatſächliches wird felbft 
die gemogenfte Auslegung dem Scheine nicht entnehmen Eönnen, 
nicht einmal den Modus der Aushändigung, ob Baarzahlung 
oder mas fonft. Diele Berjdlcierung ded maÿgebenben Sad: 
verhaltes iſt, beiläufia bemerkt, den oben angegebenen Œymp- 
tomen eined verdächtigen Geftändniffes angureiben. 
Welches wären nun aber die rechtlichen Wirkungen des. 
hienah anerkannten XThatbeftandes, wenn derjelbe um der 
bloßen Anerkennung feiten3 be3 Berftorbenen willen als mabr 
angenommen würde? Vermag derfelbe den Anfprud der Klägerin 
rehtlich zu begründen? Natürlich ift died eine Frage mate: 
riellen Oüterredtes und demgemäß zufolge unferer obigen 
Ausführungen nah thurgauifhem Rechte zu entjcheiden. 
Das thurgauiſche Recht geftatter, wie oben fon bemerkt, der 
überlebenden Ehefrau die Rücknahme ihres, ſeiſes zu Anfang, 
jet es während der Ehe, eingebradten Vermögens. Um 
da3 erftere koͤnnte e3 fich bier nicht handeln, da der Erblajjer 
ausdrücklich angibt, Heute, db. b. am 18. Mai 1876, aljo 
dreißig Sabre nad Abſchluß der Ehe, fei ibm bas Krauengut 
eingehändigt worden. Was die Frau bei Cingebung der 
Ehe an liquiden Vermögen befikt, bas fällt nach thurgauiſchem 
Net fofort und unmittelbar von Rechteswegen in’3 fo 
genannte ehelihe Gemeingut, welches unter der unbejchränkten 
Verfügungsgewalt dea Mannes Steht (Hamilienredt $. 90). 
GS ift alfo nad thurgauifchen Nechte — abgeleben von fpeziel: 
lem ebevertraglien Vorbehalt — ganz unmöglid, da 
ihon bei der Eingehung der Ehe vorhandenes Frauenvermogen 
erft 30 Sabre nachher in die Verfügungsgewalt des Manned 
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‚gelangt fei. Das am 18. Mai 1876 bem Grblaffer auâge- 
Händigte Vermögen müßte fomit während der Ehe von der 
‚Klägerin erworben morben fein. Nun bejtimmt aber das thur- 
gauifche Recht ganz jpeziell und genau, welcherlei in der Ehe 
gemadter Ermerb der Ehefrau al8 eingebradtes anzuerkennen 
und als folches bei Auflöfung der Ehe zu erftatten jei. Nämlich 
blof dasjenige Vermögen, meldes der Ehefrau durò gejeb- 
lie Erbfolge ober durch Teftament anfällt oder dur) 
folde Schenfungen Dritter, welche „durch ben Schenkungs⸗ 
aft zur Evidenz” ala perſönliche Schenfungen an die Frau 
dbargetban werden (gamilieuredt $. 98 und 99; Erbgeſetz 
$. 40 ce. und 42 a). Diefe Erwerböthatfachen allein bilden 
den velevanten Sachverhalt, auf melden die Klägerin ihren 
Anſpruch ftüben fann. Sie muß nachmweilen, daß Das bem 
Ehemann am 18. Mai 1876 übergebene Vermögen ihr burd 
Crbgang, Teftament oder ausdrücklich ihrer Perſon zugedachte 
Schenkung von dritter Seite angefallen je. Bon 
alledem enthält nun aber die DBeicheinigung dea Erblaſſers 
fein Wort. Sie bejagt lediglih, daß die Frau ibm den 
jtreitigen Betrag ausgehändigt babe. AllerdingS bezeichnet der 
Erblafier denfelben als „ihr gebibrende3 grauengut”. Allein 
bieje Bezeichnung gibt uns nichts thatfächliches, wiederum nur 
eine rechtliche Anficht des Crblaffers, jeine Auffaflung von 
der Natur des fraglichen Vermögens, die er auf einen und 
nicht funbgegebenen Thatbeftand gründet. Woher bas Geld 
fomme, ma3 den Ehemann veranlafje, es als der Frau ge: 
böriged Vermögen rechtlich zu qualifigiren: von dieſen allein 
centfcheibenden Thatſachen fehmeigt der Schein abfolut- Eine 
Bermuthung für die vom Gefebe geforderte Herkunft des 
Vermögens beftebt überall nicht; im Gegentbeil: die gefegliche Ver: 
mutbung ift, wie die wörtlich angeführte Beftimmung des $. 99 
bezüglich der Schenkungen zeigt, dagegen; die Bermuthung be- 
steht für ebelide Errungenfhaft. Die Errungenſchaft bat aber 
ah thurgauifcheın Necht ihr befonderes, vom Gelebe feft des 
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ſtimmtes Schidfal; fie darf mit dem eingebrachten Frauenver 
mögen nicht vermedjelt nod vermifdt werden, fie ift nicht 
Trauengut. Der Umftand, daß vielleicht ein Theil der Cr 
rungenfchaft zeitweile im Befite und der fattifhen Verfügungs⸗ 
gemalt der Ehefrau gelajjen worden, vermag an der rechtlichen 
Qualität jolden Vermögen? nidt zu ändern. Somit Bat die 
Klägerin, aud wenn alles thatfächliche, mas ihr Ehemann im 
Scheine vom 18. Mai 1876 anerkennt, als buchftäblich wahr 
angenommen und nur die redtliden Schlußfolgerungen des 
Ausftellerö bejeitigt, relp. der rihterlihen Würdigung vor 
behalten werden, die thatfächlichen Vorausſetzungen ihrer Were 
bergut8anfprade nicht bemiefen. Sie könnte deßhalb, da 
ihr Vertreter wiederholt erklärt bat, nur auf diefen Schein 
abftellen zu mollen, ohne weiteres abgemiefen werben. Da 
fie jedoch eventell, zunächft zwar nur zur Unterftügung und 
Bewahrbeitung des Scheines, weitere Beweismittel probucirt 
bat, fo find aud diefe noch zu würdigen, wobei vielleicht dem 
Scheine, wenn die übrigen Beweismittel etwas taugen, eine 
ergänzende Bedeutung zukommen mag. 


IV. Anderweitige Berftellungsmittel des nad) thurgauifchem 
Rechte erforderlichen Thatbeltandes. 


Der thatfächlihe Sachverhalt, welder durch diefe Beweis⸗ 
mittel Bergeftelit fein muß, um die klägeriſche Weibergutsan- 
fprade zu fundamentiren, ift nun genügend präcifirt: es ift 
natürlich derfelbe, den eben, nad dem gefagten, die Urfunde 
vom 18. Mai 1876 für fil allein nicht herzuftellen vermag. 
CS muß die Klägerin andermeitig bemeifen, daß fie entweder 
ben ftreitigen Betrag von 35,000 ©. R. fon vor Eingehung 
ihrer Che mit bem Erblaſſer befejjen, oder daß ihr derjelbe 
während der Ehe durch gejetliche Erbfolge, Teftament ober 
perjönliche Schenkung von dritter Seite angefallen fei. Ueber: 
die würde ſich gemäß Familienrecht S 98 daß Zugebrachte 
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fürzen um ben Betrag ber vom Erblajier an die Gemeinde 
Burgdorf im Sabre 1856 ausbezablten vorehelihen Schuld 
der Klägerin. 

Diefen Nahmeiß Bat nun die Klägerin mit dem Ein- 
gang3 erwähnten, bem Berfafler vorliegenden Materiale 
in feiner Weife erbracht. Das ganze Ergebniß ihrer Beweis- 
führung befteht darin, daß fie am früheren ehelichen Domizile 
St. Peter3burg im Sabre 1871 auf ibren Namen eine Liegen- 
ihaft gekauft, daß fie bei den Freunden der Familie als 
Gigentbiimerin De auf dieſem Grundftüd erbauten Haufe 
und des darin befinbliden Mobiliar gegolten, daß fie 
im Sabre 1875 Grundftüd, Haus und Mobiliar auf ihren 
Namen mieber verkauft und daß der Erblaffer den Erlös des 
unbeweglichen Verkaufsobjektes fofort zu Handen genommen 
bat. Letztere Thatfache ift — beiläufig bemerft — ein neuer 
Beleg dafür, mie mohlbegründet der Verdacht gegen die Realität 
des ©dulbideines vom 18. Mai 1876 ift, laut welchem erft 
an Diefem Tage (,beute”) der Erblafier ben ftreitigen Betrag 
in Empfang genommen haben mill. 

Alle diefe Momente find vor dem Geſetze des Kantons 
Thurgau abfolut unerbeblid. Denn von felbfiftindigem 
Eigenthumserwerb der Frau burd Kauf kann nad thurgauiſchem 
Recht während der Ehe nicht die Rede fein, fofern fit die 
Frau ihr Vermögen nicht von vornherein ebevertraglid vorbez 
halten bat. Bas fie mit Dritten handelt, ift ohne Ermächtigung 
ded Mannes ungültig; mit beflen Ermächtigung handelt fie 
auf Rechnung des ehelichen Gemeingutes (Familienredt $ 95 
bis 97). Faktiſche Befigüberlaffung an die Frau vermag 
hieran nicht? zu ändern, auch wenn fie im notarialiſchen Befik= 
titel ihren Ausdruck gefunden hätte. Aber auch von einem 
reptagiiltigen Erwerbstitel der Klägerin bezüglich der Mittel, 
aus welchen fie jenes Grundftüc kaufte, bas Haus baute und jenes 
Mobiliar anſchaffte, ift nirgends die Rede. Sie ftellt nicht ein- 
mal die Behauptung auf, daß fie diefe Mittel vor der Che 
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fon befejfen oder während derjelben erbredhtlih oder jchenf- 
meife von dritter Seite erworben babe. Zu allem Ueberfluß 
bat der Beflagte ben Gegenbemeis menigften3 dafür geleijtet, 
daß die Klägerin kurze Zeit vor Eingehung der Ehe gänzlich 
vermögenglod mar und während berfelben von Vater und 
Geſchwiſtern nichts geerbt bat. Demuad muß aud gegenüber 
bem Vermögen, bas die Klägerin thatjählich in Peteröburg 
für fit) bejeflen, die gejetliche Vermutbung Plab greifen, wo⸗ 
nad alles im Belite der Ehegatten befindliche Vermögen, wenn 
anders es nicht al3 eingebradtes Gut des einen ober andern 
Gatten fpeciell nadgemiefen wird, rechtlich als eheliche 
Errungenschaft ju betrachten ift, melde nad thurgauiſchem 
Recht ben Ehegatten gemeinjhaftlich gehört und bei Auf: 
löſung der Ehe unter diefelben zu gleichen Hälften ver: 
theilt wird. 

Nad bem gefagten läßt fid der angebliche Vermögenserwerb 
der Klägerin auch nicht etwa auf eine vom Ehemanne während 
der Ehe ihr gemadte Schenkung gründen. Ob eine. joldhe 
nad) dem in Rußland geltenden Rechte zuläßig gemejen, mag 
gänzlich dahin geftellt bleiben, da die Ehegatten, mie oben au3- 
geführt, nie unter ruſſiſchem, fondern menigften in Rufland 
ftet3 unter thurgauifhem Güterredte ftanden. Dieſes aber 
läßt für Schenkungen unter Ehegatten, die fih während 
der Ehe vollziehen follten, durchaus Leinen Raum. Denn 
während der Ehe bildet bad gejammte eheliche Bermôgen, 
beiderſeits eingebrachte® wie errungenes, ein zur freien ein- 
feitigen Dispofition des Cbemannes ftebenbes ,Gemeingut”, 
welches erft bei Auflöfung der Ehe mieber in Die genannten 
BeitandtHeile zerfällt (Familienrecht $ 90 u. 98). Sondergut 
fann für die Frau mit rechtlicher Wirkung nur burd auë- 
brüdlichen, vor Eheſchluß errichteten Vertrag vorbehalten werben. 
Wie follte da während der Ehe eine Schenfung des Mannes 
an die rau möglich fein? Demgemaf Bat aud der oben 
erwähnte $ 99, welcher die ſchenkweiſe Vermehrung des Se: 
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meingutes, fomie des Eingebrachten beider Gatten behandelt, 
nur Schenfungen von dritter Seite im Auge. 

Nicht ausgejchloffen find dagegen Sumenbungeu unter 
Ehegatten auf den Todesfall, fofern fie den verfügbaren 
Theil des Vermögens nicht überjchreiten (Crbgefeg $ 62, 108, 
111, 113). Diefer beträgt, wenn der CErblaffer Deszendenten 
Hinterläßt, 1/, de in birefter Linie ererbten und 1/, des übrigen 
Vermögens ($. 59 u. 60). ber für die Gültigkeit folder 
Zumendungen ift die Teftamentsform oder die dem öffent: 
fihen Teftament analoge Form des Erbvertrages noth- 
wendig ($ 65 ff. 108, 111, 113). Wird bas Geſchäft 
außerhalb Des Kantons errichtet, fo genügt die am Errich— 
tung3orte für legte Willensverorbuungen oder Erbverträge vor- 
gejchriebene Form ($ 127 Abf. 2). 

Nun Könnte materiell ein derartiges Gejchäft höchftens in 
dem in Zürich errichteten ©dulbbefenutniffe vom 18. Mai 
1876 gejucht werben, wenn man diefed, entgegen feinem Wort- 
laute, gemäß $ 503 des Iuzernifchen Civilgefeßbuches!) al3 ver- 
deckte Willensdispofition beurtheilt. Denn alles in Petersburg 
zu Gunſten der Klägerin gefchehene ift durch Wieveraushändig- 
ung des Geldes an den Erblajjer rüdgängig geworden. Al—⸗ 
lein daß jene völlig formloje Brivaturfunde weder den Bors 
Ihriften ded thurgauifchen, noch) denjenigen des zürcherifchen 
Rechtes über die Formen der Teftamente und Erbveriväge ent 
ſpricht, zeigt der erfte Blick auf die betreffenden Gefebesftellen 
(Erbgefet von Thurgau $ 65 ff. 111; Zürder Privat: 
recht $ 2056 ff. 2116). 








1} „Ein rechtliches Geſchäft it nad feiner wirklichen Beſchaffenheit 
und nicht nach der form oder dem “amen gu beurtheilen, deren ſich 
diejenigen, die zu jeiner Vollbringung mitgemirft, aus Irrthum oder 
deßwegen bedient, um die wahre Beichaffenheit des Gefchäftee zu vers 
bergen.“ 
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V. Nachweis des nad) Inzernifchem Rechte erforderlichen Ælag— 
fundamentes. ' 

Bei Erörterung der materiellen Rechtsfragen rejp. 
bei rechtlicher Würdigung Des aus dem Flägerifchen Bemweiß- 
materiale vefultirenben Xhatbeftandes find wir bisher fonfe- 
quent von unferer oben begründeten Anficht ausgegangen, Daß. 
lebiglid thurgauifdes Rebt Anmenbung finde. ES mag 
für alle Fälle noch geprüft werden, ob bei Anwendung luger- 
niſchen Rechtes für die klägeriſche Forderung fich ein beſſeres 
Schickſal ergeben würde. 

Nach dem Gange unferer obigen Debuftion fime zunächft 
die rechtliche Würdigung des — bloß nad feinem thatſächlich en 
Inhalte (S. 73 ff.) eventuell ala wahr fupponirten — Belennt= 
nifjed vom 18. Mai 1876 in Betradt. Wir erinnern dabei an 
unjere, auf luzerniſches Beweisrecht gegründete, principale Ver⸗ 
werfung der Schlüffigkeit des Geftändnifies, fo daß die recht= 
lihe Würdigung von deffen Inhalt nur eine eventuelle ift 
für ben Fall, da unfere Auffaffung von der Berbüdtigleit des 
Geftändnifjes nicht getheilt würde. Nach luzerniſchem Recht 
bat bei Auflöfung der Che die Frau mie nad thurgauifhem 
Recht Anspruch auf die Herausgabe ihres Cingebradten. Was 
unter Gingebradtem zu verfteben fei, muß nad der Natur 
der Sade fit im allgemeinen nad den nämliden Grundſätzen 
entideiben mie im thurgauiichen Redt. Es ift dbadjenige Ber- 
mögen, welches die Frau bei Cingebung der Ehe don inne 
bat, und dasjenige, welches ihr während der Ehe unter Iufra= 
tivem Titel anfällt. MWeberall unter der Boraußjebung, daß 
dieje8 Vermôgen dem Ehemann in der That zur ehenögtlichen 
Rerwaltung und Nugniegung übergeben morben fe. Diefe 
Rorausfegung verftebt fil nun allerdings nicht, wie im thur= 
gauiichen Rechte, ſchlechthin von felbft, da Luzern aud 
während der Che nicht ebelihes Gemeingut, fondern gezweites 
Gut annimmt und dem Ehemanne Bejig und Bermaltung des 
Srauengutes nur unter Bedingungen zuerfennt ($ 181 ff.). 
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Nah luzerniichem Rechte wäre daher die oben vom Standpunfte 
Des thurgauifchen Rechtes vermorfene Annahme nicht unmöglich, 
daß vor der Ehe ſchon vorhandenes oder in einem beliebigen 
Ipäteren Momente angefallenes Frauenvermbgen erft am 18. Mat 
1876 eingebradt, d. 5. dem Ehemanne thatfächlich mie vechtlich 
in Befik und Vermaltung gegeben worden, und damit erft 
jebt defjen Schuldpflicht entftanden mare. Aud läßt fio für's 
luzerniſche Recht nicht mit derfelben Beftimmtheit, mie für’ 
thurgauische, die Behauptung aufftellen, daß fein Veftandtheil 
des ehelichen Vermögens als eingebradtes Frauengut betrachtet 
merden dürfe, bis deffen Herkunft aus einem die Fran pers 
ſönlich betreffenden lukrativen Erwerbstitel fpeciell und beftimmt 
nadgemielen fei. Denn bei Auflöfung der Ehe banbelt es fid 
nad) luzerniſchem Rechte nidt um die Aufldfung einer Güterge- 
meinſchaft, melde allen Sonderrechten ein Ende gemacht batte, jo 
Daß Diefe erft mieber Bergeftellt und fpeciell begründet werben 
muiffen. Vielmehr darf nad den Grundfäßen des Syſtems 
vom gezweiten Gute ohne Bebenten vermutbet merden, daß 
Vermögen, melches nad inhalt des Shulbbefenntniffe3 am 
18. Mai 1876 von der Frau ihren Manne übergeben worden 
mare, alfo bia dahin in ihrem Befibe fid befinden batte, 
in der That ihr eigenthümliches Vermögen fei (Iuzern. 
Privatreht $ 2281). 

Somit läßt fih vom Stanbpunfte ded [ugernifden Rechtes 
nicht jagen, daß der thatfächliche Inhalt des Bekenntniſſes vom 
18. Mai 1876, wenn ander3 er al3 wahr angenommen werden 
dürfte, an ich ungenügend wäre, den klägeriſchen Aniprud zu 
fundamentiren. Es mûre dann vielmehr Sache ded Beklagten, 
den Nachmeis zu leiften, daß die dem Erblaffer am 18. Mai 
1876 übergebene Summe in der That nicht Frauengut, jon- 


1) ,Seber wirkliche Befig, obmol in foldem für fih allein nod 
fein Beweis des Eigentyumsrechtes liegt, bat die Nehtsvermutbung 
der Rechtmäßigkeit und Redlichkeit für id u. ſ. w. Wer cin befferes: 
Recht zu dem Beli behauptet, bat dasfelbe darzuthun.“ 
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dern ſolches Vermögen gemwejen jet, melches definitiv auf die 
Mannesfeite gehört, d. 5. entweder voreheliches oder angefallenes 
Vermögen des CErblaffer3 oder ehelihe Errungenſchaft die 
nad Iuzern. Recht ausfchlieglih bem Wanne gehört ($ 49). 
Diefer Nachweis fonnte nun auf Grund des vorliegenden 
Actenmateriales zwar bis zu hoher Wahrfcheinlichkeit, aber nicht 
bis zu voller Gemißheit ala erbradt gelten. Daf nämlich die 
Klägerin bei Cingebung der Ehe fein Vermögen beſaß, 
ift durch den Ehevertrag vom 5. November 1846, melder 
offenbar die Vermögensverhältniffe der Brautleute erjchöpfend 
darlegen wollte, in Verbindung mit ben Burgborfer Ausweiſen 
genugfam bergeftellt. Dagegen läßt fio natürlich nicht mit 
Sicherheit behaupten, daß der Klägerin nicht während der 
Ehe Vermögen angefallen fein fönne Da die Summe de 
Schulpbefenntniffes vom 18. Mai 1876 ziemlich genau über: 
einflimmt mit bem Erlöfe der Liegenfchaft, welche die Klägerin 
in Petersburg auf ihren Namen gekauft, bejejjen und ver: 
fauft bat, fo wäre ea geftattet, biele al8 frühere Anlage des 
Frauengutes anzufehen und anzunehmen, die Mittel zu deren 
Erwerb feien der Klägerin während der Ehe irgendwoher unter 
Iufrativem Titel zugefommen. Freilich) bat die Klägerin felbit 
eine Sole Behauptung nicht aufgefteflt und es ift Daher immer: 
Hin wahrjcheinlicher, daß die Liegenfchaft aus Mitteln der Er 
rungenfdaft erworben worden. Voreheliche8 Vermögen 
batte laut dem Ehevertrag vom 5. November 1846 aud der 
Erblaffer nicht. 
.__ Nun merben aber dieje, eventuell zu Gunften der Klägerin 
ſprechenden Argumente theilmeife Hinfällig burd bas, mas 
oben gegen die Schlüffigfeit dea Geftänbnifjes vom 18. Mai 
1876 ausgefübrt wurde. Sobald dieſes als bemeißuntüchtig 
gilt, mas mir unter den gegebenen Umftänden für durchaus 
nothmenbig halten, rubt die Pauptbemei3laft wiederum 
auf der Klägerin. Auch bem Iuzernifchen Nechte leiftet fie als: 
dann nur dadurch Genüge, ba fie durch andere Mittel als 
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die Urkunde vom 18. Mai 1876 nachweist, ein perjönliches 
Vermögen von 35,000 S.R. in die Ehe gebradt, refp. ihrem 
Manne übergeben zu baben. 

Bon bdiefem Standpunkte aus frägt e3 fi daher, ob 
vermittelft der Peter3burger Urkunden und Beugniffe bie 
Klägerin den ihr obliegenden Hauptbeweis erbracht babe. Wie 
foi gejagt, bat fie burd bieje Aktenſtücke allerdings 
nachgewieſen, daß fie that ſächlich in St. Petersburg fid 
im Defige eine3 VBermögendftüces befand, beflen Erlös mit 
minbdeften3 (d.h. abgefeben von der Fahrhabe) 30,000 ©. R. 
vom Ehemanne vor der Abreife zu Handen genommen worden 
ift. Nun würde nad dem Luzern. Syftem de3 gezmeiten Gutes, 
wonach die Ehefrau eines felbftänbigen Beſitzes fähig ift, 
wiederum nichts im Wege fteben, aus dem Befigverhält: 
niffe gemäß $ 228 auf eigenthümliches Frauenver- 
mögen fo lange zu jchließen, bis von beflagter Seite der Nach— 
meis anbermeitiger Herkunft jenes Beſitzthums erbracht 
würde Diefer Schluß mare um fo geredtfertigter, als — 
in Verbindung mit ben Petersburger Berhältniffen — bas 
für fi allein unfräftige Bekenntniß des Erblajjer3 eine Be- 
ftätiqung feiner. Realität gemänne, melde nun allerdings 
bloß durd den Gegenbemei3 der Bermbgenslofigleit der RI: 
gerin zu entfräften mare. Wie ea jid aber mit dem Gegen— 
bemweije de3 Beklagten verhält, ift foeben fon gejagt worden: 
er ift nicht voliftindig geleiftet. 

Allein gerade bei diefer Conſequenz fpringt in die Augen, 
wie mißlich es um die jhlehthinige Anwendung luzerniſchen 
Redtes auf das fireitige Güterverhältniß beftellt ift. Ein Bu: 
ftand, der in St. Petersburg gu einer Zeit vorhanden mar, 
wo von der Herrihaft Iuzerniichen Nechtes jedenfalls noch Feine 
Rede fein fonnte, würde nahträglich, nad feiner faktiſchen 
Befeitigung, nad den Grundſätzen dieſes Rechtes beurtheilt ! 
Man wende nicht ein, daß es fit bloß um beweisrechtliche 
Schlüſſe aus einem vergangenen Thatbeftande banble, 
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welche vom urtheilenden Richter jederzeit nach den Grundſätzen 
jeinea eigenen Gefege3 gezogen merben fönnen. Die Differenz 
liegt tiefer, fie betrifft bas materielle Verbalinib. Denn in 
St. Peter8burg konnte, gemäß thurgauijdem echte, der Be: 
ſitz ber Klägerin feine andere Bedeutung haben al3 diejenige 
eines rein fattifchen, prefären Berhältniffes, welchem burd- 
aus nicht ein entiprechender Recht Szuſtand zu ihren Gunften 
unterlag, welches un vielmehr die Frau bloß zeigt als, jeber: 
zeit miberruflide, Stellvertreterin dea Mannes im 
Befite jene8 Grundjtüces, da8 nothmendig zu dem vom Manne 
allein juriftifch bejejfenen ehelihen Gemeingute gehört. : 
Sollte nun nachträglich, nachdem er längft aufgehört, 
biejer Befibftand eine andere Bedeutung, diejenige eines felb: 
_ ftänbigen juriftiichen Befites der Ehefrau im Sinne des luzern. 
Nechtes, gewinnen können? Dies würde doch den elementarften 
Grundfägen über den Ausschluß rückwirkender Kraft neuer Ge 
fege auf vergangene Thatjachen*) miberfpreden. Sowie da: 
Ber zugegeben wird — und etwas anderes ift faum denkbar — 
daß menigften3 bis zur Meberfiedelung nad Luzern 
die Eheleute B... unter thurgauijbem Güterrechte gelebt 
haben, jo verliert der für Petersburg fonftatirte Befig: 
ftanb an und für fih jeglihe Bedeutung für den heuti- 
gen Hägerifchen Anfprud. Will daher die Klägerin bei Auf 
Löfung der Gitergemeinfdaft — gefegt auch dieſelbe fei in 
den Moment der Ueberfiebelung nad Luzern zurückzuver— 
legen — ben Werth jenes Befigthum3 ala Cingebradteé 
in Anspruch nehmen, fo bat fie, mie oben gezeigt, nadgu: 
meifen, daß fie die Mittel zu jenem Ermerbe burd Erb- 
recht, Teftament oder perjönlihe Schenfung Dritter erhalten 
Babe. Ja, ed wirkt nun bieje Rückſicht auf die beftandene 
Gütergemeinfdaft auch infofern zu Gunften dea Beklagten, al 
für den oben fupponirten, freilich febr unmahrfcheinlichen Fal, 


— 





*) cf. $ 3 Abſ. 2 des Luzern. Civilgeſetzb. 
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daß der thatlächliche Inhalt des Befenntniffe8 vom 18. Mai 
1876 alè wahr angenommen und daraus nad luzerniſchem 
Recht die Vermuthung für die Exiſtenz des eingeflagten 
grauengutes geichöpft, fomit dem Beklagten ver Gegenbemeid 
zugemuthet würde —, als auch für diefen Fall der Beklagte 
einen oben für ungenügend eradteten Gegenbemeis durò 
das durchſchlagende Argument verftärken Fönnte: die Summe 
des Schuldbelenntnifles fei offenbar Feine andere al8 diejenige 
des klägeriſchen Beſitzthums in Petersburg; lebteres aber fei 
in Anwendung des dort maßgebenden (thurgauiſchen) Rechtes 
‘fo lange als eheliche8 Gemeingut, refp. Errungenschaft aufzufaffen, 
bis die Klägerin ihren materiellen perfönliden Erwerbs— 
titel nachgemiejen. 

Somit bleibt einzig für den Fall, daß luzer niſches Güter- 
recht nicht nur auf die feit der Meberfiedelung nad) Luzern einge- 
tretenen Verbaltnifje, fondern rüdmirfend auf die ganze 
Dauer der Ehe angewendet würde, eine Lüde in der Gegenbe- 
weisführung bed Bellagten. Einzig im Falle diefer, den all 
gemeinen Rechtsgrundſätzen fo febr miderjpreenden und, mie 
oben (S. 54 ff.) gezeigt, aud vom Inzernifchen Gelege nicht 
geforderten Auffaljung time daher noch die Erheblichkeit eines 
weiteren Bemeisanerbieten3 be3 Beklagten für die Vermögens- 
lofigfeit der Klägerin in Betradt. Doch frägt e3 fid vorerft, 
ob vielleiht vom Standpunkte des luzerniſchen Rechtes es 
möglich fei, ben flägerijden Bermögenderwerb auf eine Schen- 
fung von Seite des verftorbenen Ehemannes zu 
gründen. In diefen Falle würde Beweis und Gegenbeweis 
betreffend die Eriftenz eine3 zugebrachten Frauenvermögens 
überflüflig. 


VI. Schenkung als eventuelles Klagfundament. 


Vom luzerniſchen Güterredte fann nicht wie (S. 78 f.) 
pom thurgauifchen behauptet werden, daß fein Grunbprincip 
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die Möglichkeit einer unter Lebenden vollzogener 
Schenfung des Ehemannes an die Frau von vornherein aus: 
ſchließe. Gezweites Gut, zumal wenn aud die Errungen- 
fait nicht gemeinfam it, fondern dem Ehemanne allein 
zufällt, erlaubt an ſich gar mobl die ſchenkweiſe Uebertragung 
eines Vermogensſtückes vom perjönlichen Vermögen des einen 
Gatten in dasjenige ded anderen. Inabefondere der Ehemann 
fann ſchenkweiſe ſowohl über fein Cingebradtes ala über die 
Errungenſchaft verfügen, da ja beides ihm allein gehört. Der 
Ausſchluß oder die Beſchränkung folder Schenkungen bedarf 
einer bejonderen pofitiven Beftimmung, mie fie 3. B. dad römische 
Recht bekanntlich aufgeftellt bat. Dem Luzerner Recht ift aber 
bas gemeinrechtliche Verbot der Schenkungen unter Ehegatten 
durchaus fremd, mie 3. B. aud dem zürcheriſchen Redte 
(cf. bafelbft $ 147, 1083 und 148). Wohl aber verftebt es 
fi, in CErmangelung eben einer fpeziellen Beftimmung, von 
felbft, daß die Schenkungen unter Ehegatten benjelben Beftimm- 
ungen unterliegen, melche die $ 564 u. ff. des Iuzern. Civil- 
gefegb. für den „Schenfungsvertrag” im allgemeinen aufftellen. 

Das Geſetz unterfcheidet in F 570 zwiſchen Schenkungen, 
die jogleih durch Uebergabe der geſchenkten Sade vollzogen 
werben (Schenkung von. Hand zu Hand) und ſolchen, bei welchen 
bies nicht geldiebt (fogen. Schenfungsvertrag, in der Doltrin 
gewöhnlich genannt „Schenkungs verſprechen“). Eritere be: 
dürfen feiner befonberen Form. Letztere dagegen find nur ffag- 
bar, wenn fchriftlih beurfundet; wird ihre Fälligkeit bis zum 
Tode des Soenfgeber8 aufgefchoben, fo ift bas Gejchäft den 
formellen Vorſchriften für lebte Willensverordnungen oder den: 
jenigen für Heirath3= oder Eheverfommnifje unterftellt, aljo nur 
aufrecht zu erhalten, menn es den einen oder andern gemügt. 
In allen Fällen aber darf die Schenfung ben von Todes 
wegen verfügbaren Theil ded Vermögen? des Schenkgebers 
nicht überjchreiten, bei Vermeidung verhältnigmäßiger Reduktion 
($ 565 ff.). Angeſichts diefer gejeßlichen Beftimmungen ergiebt 
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e3 ich, baf von efher gültigen Zuwendung des Exblafjerd an 
die Klägerin bezüglich des ftreitigen Betrages von 35,000 €. R. 
auch nach luzerniſchem Recht nicht die Rebe fein fann. 

Eine „vollzogene” Schenkung (von Hand zu Hand) fonnte 
allenjall3 in ber thatfädliden Ueberlaffung des Petersburger 
Beſitzthums gejehen werden, vorausgejegt daß alè Grund der 
Ueberlaffung, fei e8 jener Liegenjchaft jelbft, fei e8 der An⸗ 
ſchaffungsmittel, in der That ein Schenfungsaft des Ehemannes 
dargethan wäre. Auf diefen Ermerbstitel zu Gunften der Klä- 
gerin zu jchließen dürfte wohl im Sinne von $ 228 des Civil- 
gejegb. (S. 79) immer nod geftattet fein, wenn die von und even: 
tuell vertheidigte, näher liegende Vermuthung der Weiberguts: 
qualität Durch ben Gegenbemeis des Bellagten entfräftet mire. 
Allein ganz abgejehen von der prinzipiellen Unftatthaftigfeit 
einer rückwirkenden Anwendung luzernifchen echtes auf jene 
Peteräburger Vorgänge, hat ja der Erblaffer, nad der eigeniten 
Darftelung der Klägerin, ben Erlös ihres damaligen Beltg- 
thum3 fon vor bem Uebertritt in’3 luzerniſche Domizil in 
feinen Befig zurüdgenommen und erft nachträglich die 
Klägerin dafür mit einem nad feinem Tobe fälligen Schuld: 
befenntnifje anSgeftattet. Lag daher jemald eine vollzogene 
Schenkung vor, jo ift diefelbe rückgängig geworden und an 
ihre Stelle ein neues Berbältnis getreten, deffen befondere recht⸗ 
liche Natur fofort erörtert werden wird. 

Man mende nicht ein, der Ehemann babe lediglih in 
feiner Stellung ala Ehevogt das feiner Ehefrau geſchenkte 
Kapital wieder zu Handen genommen und basjelbe fortan in 
ihren: Namen bejeffen. Eine derartige Verſchmelzung ber 
Rolle des Schenfgeber3 mit derjenigen ded ehelichen Bormunbes. 
mirbe offenbar dem Sinne und Zwecke der Beftimmungen 
von $ 564 und 570 des Luzern. Civilgefeßb. zumiberlaufen.. 
QUS „volzogen” fann die Schenkung nur dann gelten, wenn 
ihr Object vom Vermögen des Schenferd ausgeſchieden mirb. 
und bleibt. Nur in diefem Falle erhellt der ernfte und 

Beitihrift f. ſchweiz. Redt. XXI. 9 u. 8. @.T 
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definitive Schenkungswille au bem äußeren Thatbeftand mit 
unmittelbarer Evidenz, und bedarf er daher, um rechtlich wirkſam 
zu fein, feiner weiteren form. Wollte man aber dem Schenfgeber 
geftatten, bas Schenfungsobject beliebig zurückzunehmen, e 
von neuem mit feinem Vermögen dauernd zu vermifchen und 
bia zu feinem Tode völlig frei darüber zu verfügen — vorbe 
halten einzig die Crfatfordberung des Beichenkten beim Tode 
des Schenfer8 — , fo mire die Umgebung der Kormvorfchriften 
des $ 570, die mwillfürliche Befeitigung bea Unterihiebes mi 
ſchen vollzogener und verjprochener Schenkung in's freie Cr: 
meffen des Sdenfer3 gelegt. Er könnte fid alle Bortbeile 
der nicht vollzogenen, bloß verſprochenen Schenfung verjchaffen, 
ohne an deren Form fi zu binden. An der Unftatthaftigfeit 
dieſes Verbaltniffe3 dürfen die ehevögtlichen Befugnifie des 
Sdenfer3 um fo weniger etwa ändern, al8 gerade feine 
Stellung als Ehemann, fein thatfächlicher und rechtlicher Einfluß 
auf die Vermôgensiphäre der Frau eine Umgebung des Gejebes 
durch bloß fcheinbaren Vollzug der Schenkung bejonders nahe 
legen müßte, wenn er den Gegenftand vollzogener Schenkungen 
beliebig und dauernd wieder zu Handen nehmen könnte. Will der 
Chemann feiner Frau „von Hand zu Hand” ſchenken, jo muß er 
auf feine ehevögtlichen Befugniffe bezüglich ded Schenkungsobjectes 
wenigften3 jo meit verzichten, als ed nöthig ift, um dasſelbe 
von feinem Vermögen definitiv ausgefchieden zu halten, fei es 
durch Ueberlafjung an die Frau zu Sondergut im Sinne von 
$ 48 Dea Civilgelebb., fei es fonftmie durch genügende Renn: 
zeichnung ala Frauengut, 3. B durch geficherte Kapitalanlage auf 
den Namen der Frau und dgl. 

Unftatt deffen bat der Erblaffer, nadbem er ben Gelb- 
mertb des von feiner Frau befefienen Vermögensobjectes gänz- 
li in fein Vermögen bat aufgehen laffen, ihr lediglich das 
Soulbbefenntnig vom 18. Mai 1876 auf fi felbft ausge- 
ftellt. Dieſes allein fann unmöglich genügen, um ben unver: 
änderten Fortbeftand der „vollzogenen” Schenkung zu bofumen- 
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tiren. Vielmehr zeigt ed umgefebrt, mie jegliche Wirkung 
eines allfälligen Schenkungsvollzuges — perjönliher Beſitz und 
Genuß der Belchenften am Objecte der Schenfung — rid: 
gingig geworden und legtere3 in’3 Vermögen deg Schenkers 
auf die Dauer zurücdgefehrt, in bemfelben völlig wieder auf- 
gegangen ift. Was vorher — eine Schenkung vorausge- 
fegt — übergeben mar, bas wird burd die Urkunde, dem 
Berthe nad, zu übergeben verfproden, und zwar auf 
den Seitpunft des Todes des Ehemanne3. Berubte daher 
da3 Petersburger Befikthum der Klägerin in der That auf 
Schenkung ihre® Mannes und lediglih auf folder, fo dient 
der Schein vom 18. Mai 1876 der Klägerin keineswegs als 
rechtsgiltiger Ausweis über heute noch ihr gebôriges 
effettive3 Vermögen, fondern bemeist vielmehr ben Ver: 
luft derjenigen Nechte, welche ihr aus jener einftmals vollzogenen 
Schenkung erwachſen fein konnten. 

Selbſt wenn alſo die Urkunde vom 18. Januar 1876 
in Beziehung gebracht wird zu einer früheren, als einſt vollzogen 
ſupponirten, Schenkung des Erblaſſers, ſo gewinnt dieſelbe 
keinen höheren Werth, als wenn ſie, überhaupt von jeder Be— 
ziehung auf früher vorhandenes Frauenvermögen entkleidet, auf: 
gefaßt wird al3 das, was in foldem Falle allein noch möglich 
it, als in Form dea Schuldbekenntniſſes gehüllte mene nnd 
jelbftändige Sumenbung. Wir fegen bei diefer Auffajjung 
voraus, ed werde unjern früheren Ausführungen gegen die un: 
mittelbare Glaubminbigfeit der Urkunde zugejtinnmt, biefelbe 
affo als Geſtändniß über wirklich eingebradtes Frauengut, 
immerhin nod mit Vorbehalt des Gegenbemeife des Beklagten, 
nur in dem faum benfbaren Falle anerkannt, da felbft die 
Peter3burger Berhältniffe ausfchlieglich nad lugernijhem Nechte 
beurtbeilt würden. In allen anderen Fällen bleibt, wenn der 
Urkunde überhaupt eine rechtliche Bedeutung zukommen fol, 
niht3 übrig al8 hinter ihrem Wortlaute eine Willenzdig- 
polition des Uusfteller3 zu juchen, welche bas bocumentirte 
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V. NHachweis des nad) Imernifhem Rechte erforderlichen Klag- 
fundamentes. 

Bei Erörterung der materiellen Rechtsfragen refp. 
bei rechtlicher Würdigung des aus dem flägerifden Bermeis- 
materiale refultirenden Thatbeſtandes find mir bisher Tonfe- 
quent von unferer oben begründeten Anficht ausgegangen, daß. 
lediglich thurgauifdes Rebt Anwendung finde. Es mag 
für alle Fälle noch geprüft werden, ob bei Anwendung luzer- 
niſchen Rechtes für die klägeriſche Forderung fich ein bejjeres 
Schickſal ergeben würde. 

Nach dem Gange unferer obigen Debuftion fime zunächft 
die rechtliche Würdigung des — bloß nach feinem thatſächlichen 
Inhalte (S. 73 ff.) eventuell alè wahr fupponirten — Belennt- 
nifjes vom 18. Mai 1876 in Betracht. Wir erinnern dabei an 
unfere, auf luzerniſches Beweisrecht gegründete, principale Ber- 
werfung der Schlüffigkeit des Geftändnifjes, jo daß die rédt- 
lihe Würdigung von deffen Inhalt nur eine eventuelle ift 
für ben Fall, ba unfere Auffaffung von der Verbächtigfeit des 
Geftändniffes nicht getheilt würde. Nach luzerniſchem Recht 
bat bei Auflöfung der Ehe die Frau mie nad thurgauifchen 
Redt Anfprud auf die Herausgabe ihres Cingebradten. Was 
unter Gingebradten zu verfteben fei, muß nad der Natur 
der Sache fi im allgemeinen nach den nämliden Grunbiäten 
entfcheiben wie im thurgauiſchen Recht. Es ift dasjenige Ber 
mögen, welches die Frau bei Cingebung der Ehe fdon inne 
bat, und dasjenige, welches ihr während der Ehe unter lufras 
tivem Titel anfällt. Ueberall unter der Voraudfebung, daß 
diefe3 Vermögen dem Ehemann in der That zur ehevögtlichen 
Verwaltung und Nubniegung übergeben morden fei. Diefe 
Vorausfebung verftebt fi nun allerdings nicht, mie im thur= 
gauiſchen Rechte, ſchlechthin von felbft, da Luzern aud 
während der Ehe nicht ebelides Gemeingut, fondern gezmeite8 
Gut annimmt und bem CEhemanne Befik und Verwaltung des 
Trauenguted nur unter Bedingungen zuerfennt ($ 181 ff.). 
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Der Unterfchied ift, mie bereit3 bemerft, namentlich wichtig 
um der befonderen Formvorjchriften willen, denen nad $ 570 
der nicht vollzogene Schentungsvertrag unterftellt if. Würde 
3 fi in unferem Falle um ein bei Lebzeiten des Schen- 
fer3 fälliges Schenfungsveriprechen handeln, jo fönnte man die 
Gejeglibe Form burd die Urkunde vom 18. Mai 1876 allen: 
fall? al3 erfüllt gelten laffeu. Es genügt in diefem Falle eine 
gewöhnliche Privaturfunde, welche freilich auch den ,Bemeis 
der Annahme des Verſprechens von Seite dea Beſchenkten ent: 
halten ſoll.“ Dieſen Beweis dürfte man mobl, ohne auf dem 
Requifite einer ausdrücklichen fdrijtliben Erklärung zu bebarren, 
Durch ben thatfächlichen Befig der Urkunde feiten8 der Klägerin, 
welcher die faftifche Uebergabe und Annahme ded Documentes 
vorausſetzt, al3 geleiftet erachten. 

Allein um ein bei Lebzeiten des Schenkers jälliges Ver: 
fprecben handelt es fi hier eben ganz und gar nidt. Die 
Urkunde jagt augdrüdlich, dag das Geld — nicht etwa in jedem 
salle ber Auflöjung der Ehe, fondern nur im Falle der Auf: 
Yöfung durch Tod, und zwar burd den Tod de Promittenten 
(„aus meinem Nachlafje”), ausbezahlt werden folle. Sit alfo 
da3 Beripreden ein ſchenkweiſe abgelegte8 — und daß ea fein 
reeller Weibergutempfangjchein fein fann, zeigt eben dieſe au8- 
drückliche Beſchränkung jeiner Fälligkeit auf ben Todesfall 
des Ehemannes fchlagender al8 jede andere Spur —, je 
ift es ein jolches, welches ($ 570 Sat 2) ,erit nach dem Tode 
des Schenker fällig wird“, und bedarf daher zu feiner Klag= 
barfeit weiterer Formen als derjenigen einer bloßen ‘Privat: 
urfunde. Es bedarf entweder der Form legter Willendver- 
ordnungen oder derjenigen der Heirath3- oder Chever: 
fommniffe. Da nun von Erfüllung diefer Formen ($ 433 ff., 
468, 473, 474; vgl. aud Vormundſchaftsgeſ. v. 1871, $ 3 a) 
feine Rede ift, fo fann die Urkunde vom 18. Mat 1876 aud 
als Schenkungs verſprechen nad luzerniſchem Rechte nicht 
geltend gemacht werden. 
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dern ſolches Vermögen gemefen fei, welches definitiv auf Die 
Mannesfeite gehört, d. 5. entmeder voreheliches oder angefallenes 
Bermôgen des Crblaffer3 oder ehelihe Errungenfchaft Die 
nad Iuzern. Necht ausfchlieglih bem Manne gehört ($ 49). 

Diefer Nachweis fonnte nun auf Grund ded vorliegenden 
Uctenmateriale3 zwar bis zu hoher Wahrfcheinlichkeit, aber nicht 
bis zu voller Gemwißheit als erbradt gelten. Daß nämlid die 
Klägerin bei Eingehung der Ehe kein Vermögen beiaß, 
ift burd den Ehevertrag vom 5. November 1846, welcher 
offenbar die Vermögenäverhältnifje der Brautleute erſchöpfend 
darlegen wollte, in Verbindung mit den Burgdorfer Ausmeifen 
genugfam Bergeftellt. Dagegen läßt fit natürlich nidt mit 
Sicherheit behaupten, daß der Klägerin nibt während der 
Che Vermögen angefallen fein fönne Da die Summe des 
Schuldbefenntniffes vom 18. Mai 1876 ziemlich genau über- 
einflimmt mit bem Erlöſe der Liegenfchaft, welche die Klägerin 
in PeterSburg auf ihren Namen gekauft, befeffen und ver- 
tauft bat, fo wäre ea geftattet, diefe al8 frühere Anlage Des 
grauengutes anzujehen und anzunehmen, die Mittel zu deren 
Erwerb feien der Klägerin während der Ehe irgendmober unter 
lufrativem Titel zugefommen. reilid bat die Klägerin ſelbſt 
eine folde Behauptung nicht aufgeftellt und e3 ift daher immer- 
bin mwabrideinlider, daß die Liegenichaft aus Mitteln der E rs 
rungenfhaft erworben worden. Voreheliches Vermögen 
Batte laut dem Ehevertrag vom 5. November 1846 aud Der 
Erblafjer nicht. 

Nun merben aber dieje, eventuell zu Gunften der Klägerin 
fpredenden Argumente theilmeife hinfällig burd bas, mag 
oben gegen die Schlüffigfeit des Geftänbniffes vom 18. Mai 
1876 auëgefübrt wurde. Sobald biees al3 bemeißuntüchtig 
gift, was mir unter den gegebenen Umftänden für durchaus 
nothmendig halten, ruht die Hauptbemweislaft mieberum 
auf der Klägerin. Auch dem luzerniſchen Rechte leiftet fie als— 
dann nur baburd Genüge, daß fie burd andere Mittel als 
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von fich fern gehalten. Lebterer Umftand begründet bloß die 
Anfechtbarkeit des Verſprechens wegen nadgemielener (mate- 
rieller) Pflichttheileverlegung (zürcher. Privatr. $ 1080 c und 
ein Urtheil des zürcher. Obergerichte8 vom %. 1860 in Gmalter8 
Zeitihrift IX. ©. 166 Crm. 4). 

Sn unferem Falle ift nun das Schenkungsverſprechen in die 
gorm eines Weibergutsempfangjcheine3 gefleibet. Die Weiber- 
guisforderung verfällt an fid in jedem Falle, ba bas eheliche 
Giiterverbaltnib fio auflöst, bei Concurs des Mannes, Schei- 
dung, Tod de einen oder andern Gatten. 

Wäre daher bem Empfangsjcheine feine Beichränfung bei: 
gefügt, jo könnte nicht gejagt werden, daß bas Verjprechen durch 
das Vorabfterben des Schenfer3 bedingt fei. Allein mir haben 
bereit8 hervorgehoben, mie auffallendermeije die Falligleit der 
angeblichen Weibergutsforderung eben ausdrücklich auf den Fall 
Des Todes, und zwar des Todes des Chemannes, bejchränkt 
wird. Angeſichts des Wortlautes der Urkunde mire man in 
der größten Berlegenbeit zu entjcheiden, mas mit der Weiber: 
gutSforberung zu gefcheben hätte, wenn unermarteter Weiſe die 
Ehe durch früheren Tod der Klägerin oder burd Scheidung 
gelöst worden mire. Wie nun bieje Klaufel die Urkunde als 
verſtecktes Schenkungsverſprechen charakteriſirt, fo Tennzeichnet 
ſie dieſelbe auch ganz ſpeziell als Schenkungsverſprechen auf den 
Todesfall, abgelegt und wirkſam bloß für den Fall des Vor: 
abfterben3 Des ©denters. Die Worte „bei bereinftiger Auf 
löjung der Ehe burd den Tod als ein auf meinem Nadblak 
rubendeS” ... verneinen deutlich die Abjicht, als ob etma aud 
im Falle Vorabfierben8 der Klägerin ihre Erben ein, bis 
zum Œobe des Ehemannes aufgelhobenes Recht aus der Ur: 
kunde jollten geltend machen fonnen. Sebenfall® müßte eine 
jolhe Abſicht, um aus dem nicht abjolut Haren Wortlaute 
berauSgelefen werden zu dürfen, in begleitenden Umftänden zum 
Ausdrucde gelangt jein, wie 3. B. dadurch, daf die Urkunde 
jhon bei Lebzeiten des Erblaſſers von der Klägerin perfönlich 
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befeffen und verwahrt worden wäre u. dgl. Solde Umftinde 
find aber von Niemandem angeführt worden. 

Es enthält aljo die Urkunde nidt bloß ein im Tobes- 
momente des Schenkers fälliges, fondern ein durch veflen 
Borabiterben bedingte Schenkungsverſprechen, ein wahres 
Schenkungsverſprechen auf den Todesfall im Sinne des 
gemeinen und dea zürcheriichen Nechtes, meldes nach zürcher. 
und noch viel mehr nach Luzern. Rechte in der Form einer ein= 
faden Privaturfunde nicht Flagbar ift. 

Allein gefegt auch) man wollte nicht jo weit gehen und der 
Urkunde bloß den erfteren Sinn, alfo denjenigen eines erfi beim 
Tode ded Schenkers fälligen Verjprechens im Sinne von $ 570 
Sag 2 des luzerniſchen Rechtes beilegen, jo glauben mir doch 
nicht, daß fie dadurch den ftrengeren Kormvorjchriften. des lu⸗ 
gernifchen Rechtes entzogen würde. Die Anwendung von $ 6, 
Mb]. 3 dürfte in diefem Falle bloß dazu führen, die Form der 
von $ 570 geforderten legten Willensverorönung, eventuell Che: 
oder Erbvertrages nad zürcheriſchem anftatt nad) luzerniſchem 
Rechte zu beurtbeilen: ein Wechſel, welcher angelicht der 
biesfälligen Beftimmungen Des zürdher. Rechtes ($ 2056 ff. 
$ 165 ff., $ 2116) der Rechtskraft der Urkunde in feiner 
Weile gu gute fime. 

Denn wenn das luzern. Recht in $ 570, Abf. 2 alle erft 
beim Tode des Schenfers fälligen Veriprehen den jtrengen 
Formen des Teftamentes oder Codizilles oder Chevertommniffes 
(b. b. Erbvertrages unter Ehegatten) unterjtellt, fo ift Dies nicht 
eine bloß formelle Beftimmung, welde durò die Errichtung 
des Aftes außerhalb des Kanton? aufer Kraft gefegt wuͤrde. 
Diefe Beftimmung bat vielmehr den (materiellen) Sinn, daß 
nad luzerniſchem Rechte alle erft beim Tode des Schenkers 
fälligen Schenkungsverſprechen als Schenfungsverjprehen auf 
den Todesfall angejehen und behandelt werden jollen. Das 
luzerniſche Recht folgt aud hierin dem ôfterreidifhen Gefegb. 
($ 956, wozu Stubenraud), und tritt zu der oben erwähnten 
Theorie ded gemeinen Rechtes in bewußten Gegenjaß: 
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cf. Unger, öfterr. Private. Bd. VI. $ 77, ©. 324 und 
©. 332, Nr. 22 (2. Aufl.). 

Pfyffer8 Commentar zu $ 564, welder Schnells 
Erläuterung zu der wörtlich iibereinftimmenden Sagung 721, 
Des Berner GCivilgelebb. folgt, irrt mobl darin, daß er ben 
Begriff der mortis causa donatio einzig im Falle des $ 571 
(Bern 730) findet. Hier ift allerdings der gemeinrechtliche 
Normalfall der einfeitigen, frei widerruflihen Schenkung 
auf den Todesfall behandelt, den das Zürcher Necht als jolchen 
gar nirgends ermabnt.1) Aber wenn $ 570 bas zweijeitige, 
burd Annahme unmiberruflide Schenkungsverſprechen 
für den Fall, ba e8 erft mit bem Tode des Schenkers verfällt, 
ebenfalls den Formen der Verfügungen auf den Todesfall 
unterjtellt, jo ift damit auch der materielle Charakter im 
Sinne unferer obigen Ausführung genügend gekennzeichnet. 
Natürlich trifft, wegen der Bmeifeitigleit und Unmideruflichfeit 
des Geſchäftes, die Analogie der Vermächtniſſe nicht ohne 
weiteres zu, wohl aber diejenige des fogenannten VBermädt- 
nifvertrage8 des neueren gemeinen Rechtes, den fonad das 
Iuzernijche Recht, mie daß öfterreichifche und bernifde, ander 8 
als das gemeine und zürcheriihe Necht, überall {con dann 
annimmt, wenn das Beripreden erft nach bem Tode de Schen- 
fers verfällt. 

Daraus folgt notbmenbig, daß, wenn aud ein auSmürtiges 
echt, 3. B. das zürcherifche, den Begriff des Schenkungsver⸗ 
ſprechens auf den Todesfall enger faßt als das Iuzernijche Recht 
und Daher die ftrengere Form nicht überall verlangt mo bas 
leßtere, diefer begriffliche Unterichied nicht maßgebend fein 
fann für ‘die Beurtheilung von auswärts errichteten Geſchäften, 
melde materiell unter Iugernifhes Recht fallen. Seine Norm be: 
ftimmt den materiellen Charakter des Gejchäftes und daher die 
Galle, in welchen die ftrengere Form, diejenige der ein: oder zwei: 
feitigen Verfügung auf den Todesfall, angewendet werden joli. 


1) cf. Bluntidits Commentar zu $ 2127. 
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Demnach bleibt aud nad luzerniſchem Rechte keine Mig: 
lichkeit, die Llägerifche Torderung auf den Titel einer Schen⸗ 
fung feiten3 bes Erblaffer3 zu gründen, und e8 braucht daher 
auf die Frage der Pflichttheilöverlekung ($ 565 ff.) überall 
nicht eingetreten zu werden. Cinzig als Rückforderung effektiv 
zugebrachten Franengutes bat der Klageanfpruch die in unferm 
Abſchnitte V erörterten Chancen. 


VII. Fiquidation der Rlagforderung. 


Mit ben vorftebenden Ausführungen glauben wir auf alle 
uns geftellten Tragen erjchöpfend geantwortet zu haben, aus 
genommen die eventuelle (dritte) Frage (S. 44), ob im Falle 
der Gutheißung ihres Anſpruches die Klägerin ihre Befriedigung 
in den vorhandenen Activen des Nachlaſſes zu ſuchen 
batte. SHierüber nod ein furzes Schlußwort, bas zugleich als 
Nejums unferer Erörterung gelten mag. 

1. Im Falle der Anmendung thurgauijhen Güterrechte 
für die ganze Dauer der Ehe fonnen wir ung, wie gejagt, eine 
Gutbeifung der Flägeriihen Anſprache auf Grund der vorban- 
denen Akten nicht benfen. Sollte fie wider Erwarten dennod 
erfolgen, jo wäre, wie {don früher erwähnt, der vom Erblafjer 
für die Klägerin in Burgdorf bezahlte Betrag von Fr. 1142. 85 
vorerft abzuziehen (S. 77). Sodann mûre die Hägerijche Anfprade 
im alle, ba der reine Nachlaß zu ihrer Dedung nicht aus: 
reichen folte, auf ben Betrag desfelben allerding8 zu beſchränken. 
Denn nad) thurgauischen Güterrehte (Familienredt $ 107, Erb⸗ 
geles $ 40 a. E $ 45) participirt die Ehefrau aud am ehe 
lihen Rüdjchlage mit demjenigen Cingebradten, das fie nicht 
nad den Beltimmungen des Geſetzes Tpeziell vorbehalten oder 
verfichert bat. Der Rückſchlag vertheilt fich zwiſchen den Che: 
gatten pro rata des Cingebradten. Da nun der Erblafjer 
laut Ehevertrag nichts in die Ehe gebracht Bat, jo hätte die 
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Klägerin ein allfüllige® minus gegenüber der Summe ihres 
Gingebradten allein zu tragen. 

2. Wird dagegen die Miagerifche Weibergutsanipradhe nad 
Maßgabe des thurgauifden Rechtes verworfen, fo bleibt der 
Klägerin immerhin ihr Anfprud auf die halbe Errungen- 
Ihaft (Erbgef. $ 40 c, Familiencedt $ 106). 

Diefer Anſpruch ift Kein erbrechtlicher, jondern unmittelbar 
im Giiterverbaltniffe der lebenden Chegatten, in ihrer Güter- 
gemeinfchaft begründet und daher vom thurganifchen Rechte auch 
dann beitimmt, wenn die Beerbung des Ehemann B . . {id 
nach Iuzerniihem Rechte vollziehen follte. Und zwar hat als 
Errungenſchaft, wovon der Klägerin die Hälfte gebührt, der 
gejammte reine Nachlaß zu gelten, da der Erblajjer laut Ehe⸗ 
vertrag nidts in die Ehe bradte. Der von feinem damaligen 
Arbeitgeber ihm zugeficherte Betrag von 12,000 ©. À. war 
bei Eingehung der Ehe noch fein liquides Vermögen, fondern 
erft zu verdienen, daher, wenn nachher mirilid erworben, 
Beitandtheil der ehelichen Errungenſchaft: 

cf. Jacottet, droit civil Neuchätelois I. ©. 90 3iff. 1. 

3. Wird gegen unfere Unfibt ausſchließlich luzer niſches 
Güterredt angewendet, jo könnte ein Miklingen der Gegen- 
beweisführung des Beklagten, fomeit dieſelbe noch ausſteht 
(S. 81 und 85), die Gutbeifung der klägeriſchen Aniprade 
herbeiführen. Alsdann verjteht e8 fi, daß diefe auf ben 
Betrag des vorhandenen reinen Nachlaſſes nicht beichränft ift, 
fondern als Paſſivum, wenn aud nicht als privilegirte Schuld, 
die gefeblihen Erben, ala Rechtsnachfolger des Ehemannes, 
perjönlich und in vollem Umfange belaftet. Nach luzerniſchem 
Recht „darf bas Weibergut weder wachen noch ſchwinden“ 
($ 47, 49, 54 a un. a). Der Empfang von Weibergut be- 
laftet ben Ehemann für ben Fall der Auflöfung der Ehe mefent: 
lich gleich wie der Empfang beliebigen fremden Vermögens zu 
Niegbraud und Verwaltung. 

4. Die erbrechtlichen Anſprüche, melde der Klägerin, 
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gleichviel ob ihre Weibergutsanſprache gerichtliche Anerkennung 
finde oder nicht, nach luzerniſchem Recht am Nachlaſſe ihres Ehe: 
mannes zuftehen, find bier nicht zu erörtern (cf. $ 418 ff. 
des Civilgeſetzb.). 

&benfowenig die Frage, ob und welche Anfprüche die 
Klägerin unter der VBorausfegung, dab fie unter dem gefeg: 
lichen Güterrechte von Luzern ftebe, aus dem Ehevertrag vom 
5. November 1846 ableiten könnte, ob und in wie meit diefer vom 
Standpunkte Iuzernijchen echtes anzuerfennen mire. Im vor: 
liegenden Rechtsſtreit ijt biele Frage nicht aufgemorfen worden. 

5. Befondere Schwierigfeiten bietet die Außeinanderjegung 
dann, wenn nad der, von uns ebenfall® befämpften, Mittel: 
meinung das thurgauifche Güterrecht bis zum Uebertritt in'3 
lugernifde Domizil als maßgebend anerkannt würde, von 
da an das Iuzernifche. Wir entwidelten (S. 84), wie unter dieſer 
Vorausfegung auf Grund der vorliegenden Alten die klägeriſche 
Anſprache zu vermerfen wäre. Sollte fie dennoch gutgeheißen 
werden, fo fonnte es fid fragen, ob ein allfälliger ehelicher 
Rückſchlag, deilen Vorbandenfein | Don für den Zeitpunkt 
des Domizilwechſels nachzuweiſen wäre, die klägeriſche Forderung 
bleibeud, alîo au zu Gunſten des heutigen Beklagten, ge: 
fürzt baben würde. Nehmen mir au, das Güterverhältnik 
hätte ji im Momente der Ueberfiedelung gelöst, fo hätte die 
Klägerin zweifellos am damaligen Rückſchlage participirt. Wird 
nun aber bas Berbültnif, ohne daß der damalige Rückſchlag 
verſchwindet, unter einem neuen Güterredt fortgelebt, jo fann 
dieſer Umstand allein ein Wiederaufleben des verlorenen 
Theileg der Weibergutsforderung unmöglich zur Folge haben. 
Eher liefe ji ein joldes auf bas ausdrückliche Verjpreden 
bes Erblaffer8 vom 18. Mai 1876 gründen, mwonad der volle 
Betrag von 35,000 S.R. feinen Nachlaß belaften jol. Man 
tünnte daraus menigitens für Dielen fpeziellen Punft eine, 
im übrigen von uns verneinte (S. 56 ff.), ausbrüdlide 
Unterwerfung des ErblafferB unter bas Iuzerniiche Güterredht 
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ableiten und zwar mit ridmirfender Kraft. Aber unmittelbar 
von Rechte 8wegen fann die Veränderung nicht eingetreten, 
Tann aljo die Weibergutaniprache der Klägerin nicht über ben 
Betrag de8 vorhandenen Ehevermbgen8 binausgemadfen fein. 

Ebenſo definitiv mie an fi, d. b. abgejehen von aus: 
drücklicher Willensdispofition, die Teilnahme der Klägerin am 
ehelichen Rüdfchlage feftzubalten wäre, ebenfo unveränderlich ift 
ihr Anjprub auf die Hälfte der zur Zeit des Domizilmechfelg 
bereit3 vorhandenen Errungenihaft. Wird daher 
menigiten3 bis zu diefem Seitpunfte die Geltung des thurgau: 
iſchen Güterrechtes anerkannt, fo bleibt der Klägerin im Falle, 
da fie mit ihrer Aniprade eingebrachten Vermögens unterliegt, 
beute noch ihr Recht auf die Hälfte derjenigen Errungenfcaft, 
d. D. (bei der urjprünglichen Vermögenslofigfeit des Erblaffer3) 
desjenigen ehelichen Vermögens, welches fie für den Moment 
des Domizilwechjel3 als ſchon vorhanden nabmeifen fann. br 
damals moblermorbenes Miteigentbum Tann wiederum nicht 
durch den bloßen Domizilmechjel erlofchen fein, jondern es 
müßte der Untergang auf einen bejondern Rechtsgrund zurüd- 
geführt werden, einen Verzicht u. dgl. ALS folcher kann aber 
die Annahme des Schuldverfprecheng vom 18. Mai 1876 un: 
möglidy gelten, da dieſes die Nechtsverhältnijje bezüglich der 
Errungenschaft gänzlic) unberührt läßt, und auch nicht, mie 
oben (S. 56 ff.) ausgeführt, eine allgemeine und jchlecht- 
binige Unterwerfung beider Ehegatten unter bas luzerniſche 
Süterrecht befundet. 

Diefer Blick auf die Ronfequenzen der Annahme eines 
durch Die bloße Domizilveränderung berbeigefübrten Wechſels 
des Güterrechtes, welchem doch nach allgemeinen Rechtsgrund: 
lägen rüdwirfende Kraft nicht ohne weiteres beigelegt werden 
dürfte, mag deutlicher als alles früher gejagte zeigen, wie miß- 
lib überhaupt diefer Standpunkt ift. Laffe man ein und das— 
felbe Güterrecht für die ganze Dauer der Ehe gelten und zwar, 
da von anfänglider Geltung ded luzerniſchen Rechtes 
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nicht die Rede fein fann und deffen Ridbeziebung auf ver: 
gangene Berhältnifje wider ein allgemein anerfanntes Rechts 
princip ftreitet, bas geleblide Güterredt des Kanton? 
Thurgau, womit denn and der Ehevertrag vom 5. No 


vember 1846 übereinjtimmt. 
Im Dezember 1879, 
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Titteratur. 


I. Rechtsſchulen und Reditsliteratur in der Schweiz. 


Vom Ende des Mittelaiters bis zur Gründung ber 
MUniverfitàten von Züri und Bern. Feſtſchrift verfaßt von 
Dr. Aloys v. Orelli, Prof. in Züri. Zürid, F. Cult: 
heß, 1879. 8°. 


Es ift dies eine Abhandlung, welde am 3. Auguft 1879 von der 
ſtaatswiſſenſchaftlichn Fafultät in Aürid bem feither verftorbenen 
Prof. Bluntfhli zur Feier des Jubiläums der ibm vor 50 Vabren ver: 
liehenen Doftorwürde überreicht wurde. Das Thema pafte für ben 
Zweck ganz befonders; einmal weil es dem Gebiete entnommen if, 
welches Bluntfdli mit bervorragendem Erfolge in der erften, in Zürich 
fid abfpielenden Periode feiner Laufbahn cultivirt bat, nämlid der 
Mechtsgeihichte des engern und weitern Baterlandes, fodann aber aud 
weil damit die Thätigfeit Blunfdlis in feiner Heimath unferm Bere 
ſtändniß näher gerüdt und bas Bild des jugendlichen Gelehrten gleichſam 
in bie ibm gebührenden Rahmen eingefügt wird, Kommt bod die Feſt⸗ 
fchrift nad forgfältiger Darftelung der Entwidlung der Yurisprudenz 
in ben verfchiedenen Kantonen zu dem Schlußfag, ba die ganze Schweiz 
„bie Neubelebung des wiffenfhaftligden Studiums, bas Eindringen ber 
MWiffenfchaft in Gefeggebung und Braris, die rehtshiftorifhe Forſchung, 
welche auf die Quellen felbft zurüdgeht, hauptſächlich und in erfter Linie 
ben beiden Koryphäen Keller und Bluntichlt verdante,* 

Wer ein beftimmtes rechtshiftorifches Thema für bas Gebiet ber 
heutigen Schweiz behandeln mill, der wird immer gemiffe tiefgreifende 
Gegenjäte antreffen, welche die Arbeit befonders fchmwierig, aber aud 
befonders intereffant machen. Bei dem vorliegenden Gegenftanbe beftand 
für den Berfaffer diefer Gegenfat in dem Umftand, daß die Rechts: 
wiffenfhaft in der franzöſiſch fprehenden Schweiz einen ganz andern 
Entwidlungsgang aufweist als in ben beutfden Kantonen. Diefe Vers 
fchiedenbeit mag ſich zunächſt daraus erklären, daß in der MWeftichweiz 
bas römifhe Redt eine ganz andere Rolle fpielte als in den Stäbten 
und Ländern der alten Eidgenofjenfchaft, fowie daß die franzöfifche Zuris- 
prubenz bes 17. und 18. Jahrhunderts burdaus auf die Städte Genf 
und Neuenburg und aud auf die Waadt einen bedeutenden Einfluß 
ausüben mußte. Aber die Berfchiedenheit der NRechtsentwidlung findet 
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ihren Ausdrud fchon weit früher. Sie ift [don marlirt in bem Volfs- 
rechte ber Burgunber vergliden mit bem Paktus ber Alemannen. Sie 
findet fih wieder im Stand der ländlichen Redtequellen des [päteren 
Mittelalters, da die deutfhe Schweiz aus einem gemeinfamen Boden 
von Rechtsuüberzeugung eine erflaunliche File von Variationen erichafft, 
während bas Burgunderland in eine einförmige Armutb verfinft, welche 
alébann fpäter, nach der Renaiffance, allerdings ein um fo geeigneteres 
Feld für mehr oder weniger römifchrechtlich gefättigte wiffenfchaftliche 
Arbeiten dargeboten bat. — Den beiden Strömen in der beutihen und 
in ber welſchen Schweiz, folgt der Verfaffer in der erften Abtheilung 
des Buches mit überlichtlicher Gruppirung des Stoffes. Naturgemäß 
bejchäftigt fit der größere Theil diefer Darftelung mit der Biffenfhaft 
ber franzöfifchen Schweiz, und es bietet das betreffende Kapitel eine febr 
wertbvolle Ergänzung beffen was I. Schnell in feinem Aufſatz über bie 
frühere fchmeizerifche Nechtsliteratur in bdiefer Zeitfehrift, Bo. XIII 
p. 112—130, niedergelegt bat. 

Die zweite Abtheilung der Feftfchrift beginnt mit der Zeit, ba 
in Bern, Zürih, dann Genf, Neuenburg, Laufanne und andern Orts 
befondere Rechtsſchulen als „politifche Snftitute”, „Afademien“ u. f. w. 
auftreten, eine Entwidlung, die mit ber Gründung ver Univerittäten 
von Zürih und Bern abgefchloffen wird. Die juriftifhe Facultàt in 
Bafel bat ihre Entwidlungsgeichichte für fih auf Grund von Ueber: 
lieferungen viel Älterer Zeit. Was die Regierungen von Bern, Zürich zc. 
bewog, diefe Rechtsfhulen in's Leben zu rufen, war ausgefprochener 
Mafen bie Abficht, dafür zu forgen, daß junge Männer in einheimijchen 
Schulen für ben Staatsdienft berangebilbet werden können. Es ift aber 
ein gar ſchöner Zug diefes Entwidelungsproceffes, wie es ih nun gibt, 
bag je nach ber PBerfönlichkeit der Organifatoren und Lehrer der Schulen, 
früher ober fpäter, eindringlicher oder oberflädlier von diefen Bildungs 
centren aus für die Verwiffenihaftlihung des Rechtsſtudiums und ber 
Rechtspflege gearbeitet wird. Die Gründung der Univerfititen in Zürich 
und Bern ift hauptfächlich diefem Geifte zuzufchreiben. Beſonders ein: 
gehend bat bier ber Verfaffer die Gefchichte des politifhen Anftitutes in 
Zürich behandelt, wobei der Umftand, daß der Aubilar felber einftens- 
Dozent an diefem Inſtitute war, die verhältnigmäßig febr ausführliche 
Darftelung bicfer Materie wohl entfchuldigt. Fa wir find bem Berfaffer 
für biefes Kapitel noch befondern Dank fdulbig, da er darin eine Menge 
von Privatnotizen, handfchriftlihen Berichten u. dergl. mit großer Liebe 
und Sorgfalt zu einem gar anmutbigen Bilde des Rechtsſtudiums und 
der Pflege der Jurisprudenz in Zürich aus ben erften Jahrzehnten unfers- 
Sahrhunderts verarbeitet bat. Wir fehen daraus, was wir nur zu leicht. 
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vergeffen, baf eine Retbe bedeutender Männer Sabre lang mit aller 
Hingebung an dem Werke gearbeitet haben, bas dann allerdings, ba 
einmal Keller, Bluntidli u. A. an der Univerfität Zürich wirkten, bie 
ganze Of: und Zentralfchweiz befruchtet und für geraume Zeit der deutſch⸗ 
fehweizerifhen vor der franzöfifch-fchweizerifchen Aurisprudenz einen Vor: 
rang verichafft bat. 

Der Abhandlung find in zwölf Seiten ſchätzenswerthe Litteraturs 
nachweife beigefügt, Der Tert gewinnt noch fpeziellen Werth baburd, 
bag in überfichtligen Kapiteln alle bedeutenderen Auriften der Schweiz 
feit ber Reformation bis in die neuere Zeit mit furgen biograpbifchen 
Notizen gufgeführt, fowie ihre Hauptwerfe angegeben und theilweife 
kurſoriſch befprochen find. E. H. 


II. Die ehelihden Güterrechte der Schweiz. 


Syſtematiſche Zufammenftellung der gegenwärtig geltenden 
Rechte mit bejonderer Berüdfichtigung der Art. 46 und 47 
der Bundesverfaffung, refp. des Art. 6 ded Bunbdesgefebent= 
wurfes über bie civilrechtlichen Verhältnifje der ſchweizeriſchen 
Riebergelaffenen und Aufentbalter in feinen verjchiedenen, von 
ben eidgenöffiichen Behörden vorgeichlagenen Redaktionen. Bon 
Dr. $riedrih Schreiber in Arth. Bern, F. Haller. Erfte 
Lieferung 1880, zweite und lebte 1881. 


Die Berathungen der Bundesverfammlung über die civilrechtlichen 
VBerhältniffe der Niedergelaffenen haben befanntlich bis jett zu feinem 
definitiven Refultate geführt. Die Verhandlungen förderten fehr viele 
Anträge zu Tage und bie Räthe haben fich auch die befte Mühe gegeben, 
namentlid die Beftimmungen über bas eheliche Güterrecht gründlich zu 
erwägen. Gleihwohl bat gerade derjenige Rath, der am meiften Beit 
auf den Gegenftand verwendet, fchlieplich den ganzen Entwurf verworfen; 
fo der Nationalrath in der Dezemberfeifion von 1859, und feither blieb 
bie Sache liegen. Was zu biejem negativen Refultate führte, war vors 
wiegend ber Umftand, daß die jurifiifhen Notabilitäten des Ratbes in 
ber Hauptfrage des Art. 6 fich ſchroff gegemüber flunden und von der 
Annahme der gegnerifjhen Anträge nichts Gutes vorausfagten. Sie 
Rügten fich biebei auf ihre Kenntnif des bezüglichen kantonalen Rechtes 
und ba die Mitglieder des Ratbes ih faum ein Urtbeil über die Rechte 
außer ihren refp. Kantonen bilden fonnten, fo bemächtigte fit ſchließlich 
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eben der großen Mehrzahl bas Gefühl der Unficherheit betr. die Folgen 
des Befchloffenen für bie verfchiedenen Kantone und fiegte bie Anficht, 
beffer fei e8, vor ber Hand nichts zu befchließen, unb bie beifle Sache 
auf fpäter zu verfdieben. — Es muß nad dem Gefagten als eine ernſt⸗ 
bafte Arbeit betrachtet werden, gerade im Oinblid auf jene Unfiberbeit 
bie fantonalen ebeliden Güterredte zur Darftellung zu bringen. Freilich 
ift jede foldde Arbeit über ſchweizeriſches Redt mit ganz befonbern 
Schwierigkeiten verbunden; es ift ſchwierig fid bie bezügliden Geſetze 
volffindig zu verfchaffen und wenn man aud glaubt, biefe vollftänbig 
zu befiten, fo tritt une wieder ber Umfland entgegen, daß die Praxis 
vielerort8 nur notbbilrftig mit den oft althergebradten gefebliben Be: 
fimmungen zufammenbingt. Dies bat jedoch ben Berfafler nibt abge: 
féredt, fi mitten in feiner praftifhen Thätigfeit als Anwalt an bie 
als nüpli und nothwenbig erfannte Arbeit zu maden. Er fonnte fit 
babei auf den allerdings viel Fürzer gehaltenen Bortrag von W. Mun: 
zjinger, fowie auf die trefflife Publication Larby’s flügen. Behandelt 
bat er, was die Gefebe der Kantone über bas eheliche Güterredt fagen, 
obne weitere Berüdjichtigung der Braris, jebod mit großer Ausführlich: 
feit und, namentlid was die Centralſchweiz betrifft, mit flarer Be: 
berrfduna bes fo fprôben und in den Gefegen oft nur lüdenhaft er: 
Orterten Stoffes. In den Hauptzũgen ift die Darftelung durchaus richtig; 
ob in ben Details beim einen oder andern Kanton Berföße vorgefallen, 
haben wir nicht eingehend geprüft. Mag es aud, wie von anderer Seite 
behauptet wird, ber Fall fein, fo if dem Berfaffer daraus doch Fein 
ernfibafter Borwurf zu maden. Solde Berfeben lafjen fi ausmerzen 
und man darf wohl fagen, daß bei dem gegenwärtigen Stand ber 
Wiffenfhaft und der Rechtsquellen in ber Schweiz eine ähnliche Arbeit 
fit gar nicht leiften läßt, obne daß fie nicht nadhträglih in mehr oder 
weniger wichtigen Punften berichtigt werden müßte. 

Die erfte Lieferung enthält zunähft den Tert der verfhiebenen 
Entwürfe für die civilrebtligen Berhältniffe ber Niedergelaffenen im 
ehelichen Güterredt, fowie die Bergleihung diefer Entwürfe (15 Seiten). 
Sodann folgt (auf 175 Seiten) eine Darftellung bes Recht der Kantone, 
jeder Kanton für fit. Die zweite Lieferung vergleicht bis Seite 111 die 
fantonalen Rechte nach den verfchiedenen Beziehungen (gefetlides, ver 
tragémägiges Gilterrebt u. f. w.); und endlich zum Schluß (46 Seiten) 
betrachtet ber Berfaffer das bisherige interfantonale Recht, die diesfalifige 
gemeinvechtliche Theorie, fowie nochmals die verfchiedenen Entwürfe der 
eidgendffiigen Räthe und fpricht fich fehlieklich für den lebten Beſchluß 
bes Rationalrathes (Syſtem der Bandelbarfeit mit verfdiebenen Cautelen) 
aus. Diefe Dispofition bringt es mit fi, baf der Berfaffer in ber 


Litteratur. 105 
\ 


zweiten Lieferung febr oft gezwungen ift, ausführlich zu wiederholen, 
was er in ber erften fon ebenfo ausführlih gefagt bat. Die ganze 
Tantonsweife Zufammenftelung bes Oejesesredtes hätte obne Beein⸗ 
trächtigung des eigentlichen in der Einleitung ausgefprodenen Zweckes 
weggelaffen und voAfändig in die vergleihende Zufammenftellung ber 
zweiten Lieferung aufgenommen werden fônnen. Hinwieder barf aller: 
dings auch nicht verfannt werden, daß die Aufführung der Redite nad 
Kantonen einen fonft der Arbeit ferner liegenden praftifben Zwed mit: 
«fühlt, bem man burd ein Regifter wohl aud, aber nicht {o in die 
Augen fpringend hätte geredt werden können. 

An der Darftellung greift der Verfaffer mit Vorliebe und großer 
Eonfequenz die praftifhe Wirfiamfeit der einzelnen Anftitute heraus und 
läßt deren dogmatifhe Gonftruftion und die hiftorifche Begründung bei 
Seite liegen. Er glaubte wohl, daß das Bud mit Berüdfichtigung bdiefer 
Momente zu umfangreich werden würde, jebod nidt ganz mit Redi. 
Wir befigen nun für die in Deutichland beftebenden ebeliben Güter: 
rechte feit Herbſt 1881 eine Arbeit, die gerade das erfüllt, was wir an 
dem vorliegenden Buche vermiffen: Roth bat in dem zweiten Theil 
feines Suyftem8 bes deutichen Privatrechts, Seite 25—270, die dort no 
verwidelteren Verhältniſſe des ebeliden Güterrechts meifterbaft in 
ſyſtematiſche Rahmen zufammengedrängt und dabei nirgends die Dog: 
mati? ober die Mechtsgefchichte, wo fie zur Aufklärung dienten, vernad: 
läßigt. Der Berfaffer fonnte bei ber Abfaffung feiner Arbeit freilich 
nur erft bas bairifche Givilredt von Roth kennen, in welchem eine ähn⸗ 
lihe Gruppirung weniger anipredend ausgefallen ift. In Betreff des 
Stils wollen wir mit dem Buche nicht rechten; eine beffere Gorreftur 
wird für die zweite Auflage freilich geboten fein. Kräftig und flar if 
die Sprache durchweg, und durch Maffiiche Formen werden wir befanntlich 
in unfrer wiffenfchaftlihen Litteratur nicht gerade verwöhnt. 


III. Le droit civil Neuchätelois. 

Cours professé à l’académie de Neuchâtel par Henri 
Jacottet, complété et publié par P. Jacottet, avocat et 
professeur de droit à l'académie de Neuchâtel. Neuchâtel, 
J. Sandoz, 1879 & 1880. n zwei Bänden. 


Diefes Lehrbuch des Neuenburger Civilrechts fiellt fit bar als einen 
Eurfus, wie ibn Profeffor Henri Sacottet an der dortigen Wlademie 
vorgetragen. Dod bat Legterer nur einen Theil des Buches felber druds 
fertig ausgearbeitet. Den andern Theil beforgte nad bem Tode Henri 
Jacottets fein Nachfolger im Amt, B. Facottet. 

Neuenburg iff einer der Kantone, melde das Gemobnbeits: und 
Statutarredt früberer Jahrhunderte lange in Ehren gehalten und durch 
eine gute Praris den modernen Berbältniffen möglihft entfprechend ent- 
widelt haben. Die Namen eines de Boyve, Ofterwald, Matile, Galame 
tnüpfen fid an die Neuenburgijhe Rechtsgeſchichte und beweifen ges 
nügend, baf es bier an fleißiger Arbeit nicht gefehlt bat Um fo mehr 
überrafcht es, daß alsdann bei der Gobification von 1854 und 1855 in 
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In dem namen Gottes jelenflih angeuangen. Amen. 
Man ala Job, der from gebultig heidiſch küng, under andern 
fonen fprüden geredt hat ond anzöugt, bas an mellichen orten 
mangel ift guter ordnungen, bas doſelbs vil irrungen vnd 
mibermertigleiten nbergoffen und fo verr durch die ftarfen 
menner, die do all regenten reprefentieren, dowider nit ges 
bumen, fo werden vnd find die ingeng aller tugenden jo gar 
verroftiget, Das die nit an merklich müg vnd arbeit mider 
mogen gebradht werden. Dad haben nun nit allein die Römer, 
die die gröften Comun, funder8 die von Athenis, do anuenklich 
die wurgel aller menfchlicher wysheit ift gewejen, barnad die 
von Carthago vnd iebunb in vnfer gedechtnuß die beſchyb 
berichaft der Venedigern nit an vrſach geberzen geuaft. Dan 
geſwygt der erfamen ftatt Niirenberg ordenlichen reformation, 
die fi der fufftapfen tapfrer regierung nit wöllen entfrömbden, 
ſunders fo bat fi fi, als die bygen 03 ben blumen, die füfjig- 
Teit des ebeln titel der fürfichtigfeit und wysheit 03 zimlichen 
guten molgeftalten orbnungen teilbaitig mellen madjen, durch 
wellih erfam, titel bifer erlichen ftatt Fryburg vnd vnſer aller 
notturft und from vordern, Das das nit minder betrachtet, ir 
ftand behalten, merklichen rum erlangt, ir vnbertanen in ges : 
Borfamfeit vnd rum gefterft onb ir wibermertigen burd ir gut 
tapfer orbnungen zemachen von fderpfe ir fürnemmens gemyät. 
So haben wir der ſchulths, ret, vennr, jechzig und die zwei⸗ 
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Bunbert der felben ftatt Fryburg, bie ir ftatt vnd gemeind 
oud ir berichaften und Landen regiment reprejentieren, geacht, 
uns gebüren folle, Das mir zu banbbab de Beiligen rychs, 
bem mir an alles mittel augebôren, vnd onjer felb3 ebeit, 
oud vnfer ftatt banbuefte, orbnungen und lobliden barfomens 
mit Gotts vordt, von bem alle gnab und wysheit flüßt und 
ratfamen molbebadten ordnungen naduolgen ire fufftapien 
vnb mit bebanf, was inen nub ober ſchedlich ift gemefen, bas 
gut boru3 Tiefen und bomit vnfer ftatt onb ir gelider in frid⸗ 
famen ftenben und rumen behalten und irn wibermertigen mit 
tapferfeit begegnen vnd alfo 03 inbrünftiger begird, fo wir 
bili) haben: foflen, vnfern gemeinen mit ze fürdern vnd all 
vrſachen ze fwenben, die den felben binbern mogen, bie vor 
gar alten zyten ben Römern übel find erjchoflen, ala bo find 
gemefen heimlicher und eigner nut, junger und vnverfwigner 
rat, bodoart, onftreflichfeit des böfen und veraditung ir alten 
gejeßt. So find mir mit gar wolerwegnem rat ober vnfer fiatt 
Banbuefte (die und von feliger, {oblider gedechtnuß bem burd- 
lũchtigen bochgebornen fürften ond berren, herren Berchtolben, 
Berzogen zu Seringen, wilend vnfern gnebigen bern ftifter ge 
geben onb für und für mit andern onfer flatt frybeiten privi: 
legia und gnaben von feyjern vnd füngen find beftettet worden) 
geſeſſen; die felben ond ander vnſer ftatt nublid vnd qui 
orbnungen für on? genommen vnd die, alè hernach vnber- 
ſcheidenlich wirt gemelbt (doch berjelben vnſer fiatt handueſte, 
bie wir zu halten gejworn haben, in alweg vnideblid), ermiimert, 
beftett onb, als mir keyſerlicher vnd Tünglicher vollomenbeit 
madt haben, die gebeflert, bomit Gott der herr gelopt, ſyn 
mirbiger nam geeret, vnfer regiment vnd mir felb3 gebefiert, 
bie geredtigfeit vnd das vrteil in glychem mefen vnd nad ir 
erwordrung menglidem beſchyn, arm mitwen vnd meifen ge 
üb vnd geſchirmt vnd burd vnſer gut policy vnd regiment 
frib, gut gemad, rum, immerlide trim vonber vns enthaltet 
sub alle bosheit, ontrüm vnd ſaſſch viîag von ung gemorfen 
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werben. Dorzu geruden und der almedtig ewig gott, bie 
mutter aller erbermbb vnd vnſer wirdiger patron und beſchirmer 
der Lieb Himelfürft fant Niclaus emenclid ze enthalten. Amen. 
Geben vnd gehandelt vf zinftag nad dem ingenden jarstag 
von Eriftus geburt gezalt tufent fünfhundert vnd barnad im 
dritten jar onder und in bem regiment vnfer Wilhelmen velgen 
ritter8 Schulthn, peter von fouffignier ritter3 alt Schulthn, 
Dietrich von Enblifper, rittern, Rubolfen von praroman, Vlman3 
von garmiswylr, Petern ramu, Gacoben von garmiſwylr, Wils 
belmen. reyff8, Henjlin veyffs, Franzen arfent, Hanfen ſwytzers, 
Marti tedtermans, Sans fryefen, Sanjen muffilier3, Sans ftoffen, 
Willi ftoibis, Johanſen meftraur, Niclaufen lumbarts ftatts 
ſchribers, Jacob vôguillis, Hentzman bennis, Hanſen ftubers, 
Genk lariz, Sanfen wurſts und Hanſen tebtermans, aller der 
reten, Hanfen fromenftoln vennr3 vf der burg, Hanjen loupper8, 
vennr3 in der Ow, Antonin villing8 vennr3 in der nümen ftatt 
vnd Sohanfen meilliard3, vennr3 im ſpital. | 

4) Das dbein ordnung, jo et beftand baben 
vnb gehalten, nit fol gemadt werden, dann durò 
vufer ret vennr Ir vond ij". Diemyl ala obftat dig 
göttlich wert ift allein angeuangen, ein gut regiment vnber 
vns zu machen vnd das, alfo gemacht, zu Halten, jo haben 
wir, dem tapferlid anzuhangen, an bem boupt wellen anuaden, 
von on8 aljo geachtet, bad zu fürdrung aller rum vnb fribens 
not fy, dhein ordnung oder fagung werd gemacht, dann Durch 
vnſer ret, vennr, fedaiger und qweibundert vmb willen, das 
folihen wnjern orbnungen beit trümlider gelept merde vnd 
nieman8 vnderftand bomiber zu reden. Vnd barumb fo haben 
wir geordnet und angefechen, das die fagung, fo vnſer vorbern 
vf fant filuefter8 tag im jar gezalt vierzechenhundert und rrrir 
bebbalb batten geadt, im mefen belibe, bas als obftat, dhein 
ordnung fol gemadt werben, dann vor vnb mit vnferm Kleinen 
und großen rat. Wellicher aber dowider tete, ber fol ein ganz 
jar v8 unfer ftatt und burger ziln in leiftung fmeren und 
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dorin nit teren, er bab dann vor vnſerm burgermeifter zechen 
pfunt pfenningen vergolten. Dod fo mogen vnjer handwerk 
ais von ir veilgefellihaften und büfer wegen onb bas ir band: 
wert vfrechtgebalten werben, vonder fi) felb3 mol zimlich ord: 
nungen madjen jo verr bas fi fi ir Ionen Halb nüß verein 
baren und das folich orbnungen wider vnſer ftatt und den ge 
meinen nub nit fyen. 

2) Wider die vngeborfamen. Vngeborfamfeit if 
ein ſoͤllich ſchedlich lafter, bas burd ft an vil ftetten und enden 
verergrung nd zerftörung der land, ftett ond füten zu manden 
maln erfdinen. Si ift ouch ein gebererin aller vneinbeligfeit 
ond befunberS deren, die do vnber ben mitburgern vnd tm: 
wonern entftanb, in latin bellum ciuile genempt. Deshalb 
wir ob allen bingen ir bofheit bi vns nit wellen Inden. Dann 
Die von vn3 gar väzerüten und ir bebenbigfeit zu vertilgen, 
fo haben mir betradt, bas vnſer vorbren oud Haben gemüit 
zu ermeffen, mas {haben boruS mag ermadifen burd bas fi 
diß nachgejchriben ordnung an gemychten ftetten mit aller ir 
gemeind von ftatt unb land zu halten geſworn und haben 
deshalb jölih ir ordnung biemit beftetiget und ernümert die 
alfo ift. Wann es fi begebe, bouor gott fn, bas einid 
vfrur, gefchrei und bewegen? under ben vnjern zu ftatt, zu land 
ober im velb vferftunde oder einich zeichen murden vfmerfen 
an vnfern Keinen und großen rat3 miffen und willen, fo mellen 
wir, alè sud das billih ift, das ein jeder vnſers Schulthn, 
onjer reten, unfer vennren oder ber bouptlüten gebotten, von 
jollihen vfruren zu ftan geborfam und gemertig Îy vnd nit 
von fynem eignen boupt bas vnderſtand ze tunb, bas zu 
joliden vnrumen dient. Dann wellicher bomider tett über bas 
er von ſolichen finen fürnemen 3e ftan von vnferm Schulthn, 
einem, zweien oder mer ber veten, vennren oder Bouptman by 
finem eid gemant worden mere onb iren gebotten folicher fachen 
halb nit geborfam fin welt, der ober die follen mb bas boupt 
veruallen fie mit bem teil alles ira gut3 fo fi mit wyb vnd 
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find zu teilen haben. Item füegt e3 fit bas einich gejchrei 
in onjer ftatt vferftund von füres oder anbrer nöten wegen 
oder 03 andern vriaden, mag vrſachen bas fin möchten, e8 {y 
tag3 oder nachts, jo Haben wir, allen vntrüwen inuellen zu 
begegnen, georbnet und gefebt, bas ein jeber der vnſern von 
ſtund an fyner weri bewart fol ryten ober Toufen an bie ort 
vnd end bo er ift geordnet und borumb er dann bat gefmworn, 
es fn zu ben toren, nf die türn, of ber ftatt mur, zum für 
oder. anderſwo, an dba ſich ieman3 von folicher finr orbnung, 
v8 was gejbreis oder rumor bas fyn möcht, wyſen lafjen, 
e8 mere dann Jah bas im durch vnjern Schulthn reten oder 
vennren 08 eruorbren ber notturft gebotten wurd anderima 
bin ze loufen, dem fol er oud dann gemertig fin und fiÿ 
wider dhein® ber obgemelten ftuden feben, ala lieb ibm ſye, 
den eid zu halten, ben ein jeber al jar nf Suntag nad fant 
Peters vnd Paulus tag von der fürß ordnung wegen finem 
venne tun fol vnd von alter bar gewont ift. 

3) Wider die fo Die gebott vnſers Schulths 
nit halten mwellen. So fich begipt das durch unjern fleinen 
rat oder burd vnfer ret und Ir oder vnfer ret Ir vnd ij‘ 
etwas geordnet und vnferm Schulths oder finem ftatthalter 
jo ie zu ziten find beuolchen wirt, iemans einich gebott ze tun, 
jo wellen wir, bas foliden gebott menflid der unfern gehorfam 
ft ſyen mer fi wellen. Erjchynt aber ieman3 darin vngeboriam, 
der oder die, jo did bas beichicht, follen unjerm Schulths vmb 
tif 8 pfenn. zu vechter buß veruallen fon, durch in ober finen 
flattbalter bezogen werben, ed mer dann jach, bas iemans 
einich gerecht vrjach oder ebaftig not bar mußte ze tun, bie 
burd vnfern fleinen rat genugiam vnd volfomen wirt geacht. 

4) Wider die jo einih befampnung madten oder 
die gemeind wurden bewegen. Wir haben betrachtet, bas 
vnrüwig, bebrig lüt vnb die bo geneigt find, vfloüf ze machen, 
gar bald bem gemeinen volf ein vrjach. geben, fi) wider ir 
oberfeit 3e ſetzen. Domit aber Solid vnruw, die ein gebererin 
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ift großer vneinbeligleit, abgeftellt vnd unfer gemeinb ben ciò 
trũuwlich halte, ben fi vns jerlichen tut, namlich bem gefirags 
ze geleben und nad) ze Tomen, jo wir gemeinlich oder burd 
bie merern banb orbnen und aufechen, und vnfer amptlüt vnſer 
fagung ze erftatten mogen helfen ftart zu machen, fo Haben 
wir einhellenklich geordnet von vnſers, vnſer ftatt und vnfer3 
gemeinen nutzes wegen, bas welicher der ift, ed ſy ber reiten, 
burgern, hinderſeſſen, heimbſcher ober frömbder, der von dißhin 
in oder vſſerthalb vnſer ftatt einich befampnung oder party 
wiber vnfer ftatt vnd fiatt orbnungen machent, die fy groß 
oder Mein oder vnſer gmeind bewegen, vmb mas faden dad 
möcht fyn, und einich trömort bruchten, die zu jolicher befamp- 
nung vnd bewegnus wurben dienen an vnfers Schultha, vnſers 
Heinen und großen rats gunft müffen vnb willen, der oder bie 
follen on? an alle gnab lip vnd gut veruallen ſyn. Es fol 
oud ein jeber, jo an vn3 etwas bat ze bringen, Ddafjelb mit 
züchten vnd tugentlih tun und bas halten, ob e8 jod wiber 
fin meinung ift, fo burd ben merern teil vnber vns beflofien 
wirt. Dann welder von finem fig fliinde und mit einichem 
geſchrei fin anligen fürbringen und bomit unjern rat Ind gemeind 
entruften, bewegen ober an fin feil ziehen wolt, ben behalten wir 
vus zu ftrafen nad dem und der handel ie erhdiſcht. 

5) Wider die fo einich anfleg tund. Welcher der 
ift, der einichen heimlichen oder offnen anflag wider bhein perfon 
tut, domit er in onderftat an lip vnd gut ge jbebigen an 
vnſers Schulths und teglichen rats wüflen und willen, der fol 
‚ fünf pfunt pfennigen vnſer ftatt gelten und dorzu tar und 
tag v3 vnſer ftatt und burger ziln an alle gnad leiften. 

6) Wie man leiften fol. Wir haben georbnet und 
angejechen, bad al die, e3 fien fromen oder man, fo in vnſer 
ftatt figen vnd einungen begand, die do leifibar find, fi ver: 
f@ulben die in vnſer ftatt oder vffem land, v8 unfer ftatt vnd 
burger ziln leiften follen ble zit 08, fo die ordnung wyst, wider 
bie fi getan Detten. Aber der landsman ober die from fo vffem 
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land fit, fo einichen leiftbaren einung verjchult, es fi in ber 
ftatt oder vffem lanb, ift er bie difent der Sanen gefeffen, fo 
fol er enent der Sanen, ift er aber enent der Sanen gefeflen, 
fo fol er bie bifent der Sanen als lang leiften al8 die ordnung 
wyst, bo wiber er gebanbdelt Bette, und über baffelb maffer nit 
teren, er hab dann vor gu vnfer ftatt handen die buf vergolten, 
jo er verſchult Bette. 

7) Wider die fo nit tröften mellen und wellich 
mogen beiffen tröften. Das Teftament, bas ons gott vj 
erden bat gebracht vnd gelaffen, ift geweien, das er vn3 für 
onfern erbteil finen Beilgen friben Bat gegeben, es fi in finer 
geburt, in finem leben und nad finr vritenb, Alles zu einr 
bewyſung, dad wir finen fufftapfen volgen, vnſer herz, rat und 
gemüt zu handhab des friben3 vnd rum föllen richten und 
die allentbalben fchaffen. Vnd jo wir nu adten, das folies 
durch und mit halten der troftungen, die under zwitrechtigen 
perfonen vfgenomen, gar wol dienen mag, — dann wo mangel 
der felben erfeden werben, fo wachſen by ziten merklich vfrur 
und wibermertigfeiten, wir geſwigen der partyen und beë vns 
millens, fo dorus under ben vnſern entfpringen und vmb bas 
fünftig möchten ze erforgen fin — borumb fo haben wir, einigfeit 
under ben vnſern ge ftiften, angejechen vnd geordnet, dad vnſer 
Schulths, ein ieber vnfer8 Keinen vnd groffen rat, ein ieder 
vennr, burger, weibel, amptman vnd inwoner vnfer ftatt und 
berichaften, der alten und der nümen, nieman3 vsbedingt, fol 
and mag ben gewalt haben, alle die heißen 3e tröften, jo gegen 
einanbern in fpennen ftand, ft fien man ober myber, frömbb 
ober heimbſch, und ob das not ift, nit allein die, fo in fpennen 
find, funber8 die partyen, fründ, gefipten und anbenger folicher 
ir fidffen. Vnd babenb bomit vnfer vorbern ordnung abgetan, 
die bo myst, bas allein vnſer Schulths, vennr ober meibel 
Batten die troftungen zu bieten, boburd fid niemand mag 
wiberwertig machen, bann bas er fbulbig fi vf menglih3 vorb- 
zung troftung ze geben. Wo aber ieman8 mere, was ftats, 
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weſens oder eigenfchaft der fi, fromen oder man, die von temans 
mit guten vnderſcheiden morten bis vf bas britmal ze tröften 
wurden ermant vnd die nad) folicher dritten manung nit troften 
und fi) einicher fiirmort oder abſchlags borin wollen gebruden 
alfo bas fi über ein nit betten mellen tröften, der oder die, ſo 
bald bas gewüblid wirt eruaren, jöllen angend3 angenomen, 
in gevenfnuß gelegt, vierzechen ganzer tagen vnd nedt, darin 
ge biyben vnd dorus in mittler zit nit genomen werben, fi 
haben dann vor jolih troftung getan und bemnad, jo fi 18 
ſolicher gevenknuß komen, follen fi ein ganz tar v8 vnfer ftatt 
ond burger ziln varn und borin nit fomen, vnferm Burger 
meifter fyen dann vor zu vnfer ftatt banben zechen pfunt 
pfennigen zu einung vergolten vnd bezalt. 

8) Das einer an frômbben enden trôften fol vnd 
einer bem anbern troftung eruorbren mag. Vnd umb 
willen, bas niemand der vnfern an frömbden orten und enden 
getroft fih mög beichönen und entjchuldigen, bas er nit 
pflihtig fi den ander, die onfern ge tröften, menn er ze tröften, 
als obitat, zum dritten mal wirt eruorbert, durch das jemand 
möcht fürziechen, er mere in einer frömbben ftatt, land, ort oder 
plat vnd deßhalb 3e tröften nit verbunden, boburd aber den 
onjern zu giten großer fab möcht mibervarn, haben wir 
angefechen und geordnet, bas die vnfern, es fien burger oder 
ingefeffen, nieman3 vsbedingt, fi fien mo ft wellen an frömbben 
orten, {Glen ſchuldig fin, vf ander der vnfer dritten eruordrung 
ein andern ge trôften, alles bt der buß und peen, in der nechſt 
vorgelbribnen orbnung begriffen. 

9) Wa3 der liden fol, der den friben oder 
troftung bridt. Vnd fo nu bißhar in vnfer ftatt und land: 
Ihaft vil troftung- oder fribbrud gar Liechtlich find befchechen 
burd das die bug vnd ftraf bievor gar Mein ift geweſen vi 
bie vnd gegen ben, fo jölich frid alfo haben gebrochen, haben 
wir, bas übel fürzefomen, fo mir borus erjorgt, big nad 
gejhriben orbnung angejechen, bas melicher von dißhin über 
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ein troftung dem andern übel zu vebt oder im vf fin hand vnd 
fafter gat ober über im zuckt ober mit ber fuft oder mit ftedfen 
ond andern bingen vf in flecht oder mit fteinen zu im mirft 
und bas merlichen ift eruarn, ber fol riiij tag inligen, borau 
zechen pfunt pfennigen onferm burgermeifter zu einung geben 
und den manot leiften. — Wunder er in aber, fo fol er it 
wuchen inligen, xxx pfunt gelten vnd ein jar 03 vnſer 
ftatt. — Erſticht er in aber, fo fol er omb da Boupt ver- 
vallen fin. — Welicher aber der were, der vber ein gejmornen 
troftung dem andern übel zu redt, im an fin ſchand gat oder 
in let ober vf in trengt oder auft, der fol iij mwuden in: 
ligen, ein iar feiften vnd xxxj pfunt geben. Wundet er 
in aber mit verbadtem mut vnd an reblid vrfad, der fol 
vmb das boupt fomen fin. ft aber das einr ein andern über 
ein gefwornen troftung erftidt oder funft omb fin leben bringt, 
ab bem fol gericht werden alè ab einem mörder, alles an gnab. 
Dod mo einer den andern in folicher troftung munbet oder 
eriteche vmb bas er in by finem wyb vj fin ſchand vnd laſter 
gefunden oder das er fid fines lips vnd leben3 bett finen 
müeſſen ermeren, wo er bas vor vnferm teglichen rat und den 
fechzigen fweren und mit zweien fromen vnuerlümbten mannen 
bewijen mag, bas folier fin cid gerecht fi, jo wellen mir ben 
teter nit allein Des mords, funber ob folies das vrteil er= 
vorbert des totflag3 vnd aller ander peen ledig fin, fo er deß⸗ 
Balb funft möcht veridult Haben. Vnd mellen doch biemit nit 
verftan, das der verbunden fi, einich bemifung oder zügnus bar 
ze tun, der ben andern bi finem wib vf fin ſchand und [after 
tag3 oder nadt8 gefunden Dette. Dann die bemwifung, deren 
hieuor meldung beſchicht, fol allein langen vf bas bas fit 
einr fins lebens erretten muß. 

10) Wie all bemifungen bejheden föllen. Die 
bewifung, bo fit einr fins Tips und lebenS bat müfjen retten, 
ſol alfo beichechen, bas der fit bat alfo müfjen ermeren vnd 
ben andern gemunbdet, fol vor vnſerm Heinen rat durch zwen 
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biderb onuerlümbt man fürbringen, bas er fich fins Lips vnd 
leben3 Bat muͤſſen ermeren und ba8 er ben andern nit hat 
gewundet, dann in der geftalt bas er fit finen bat müflen, 
al8 obftat, erweren. nb foverr die felben zwen erber man 
ben eid tund, das fi babi fien gemejen vnd bas gejechen haben, 
bas er fich des andern bat miiffen ermeren, fo fol er borumb 
nit gelten noch Fein peen liben. Beſchicht aber der freuel 
vf land, fo mogen zwen erber langman borumb bezügen. 

11) Wie man bezügen fol. Wonn in dem mund 
zweier warbaîtiger fromen vnverlümbt und unpartufchen menner 
ftat bas vrteil, Durch bas die mogen und gnugjam find einen 
teben handel, ben ft miffen Haben, zu bezügen, laffen wir zu, 
bas der mund der marbeit billich fin ftat bab alfo bas vmb 
af contracten, brief und ander jachen, fo in vnſer ftatt befchechen, 
zwen erber from burger mogen am rechten und funft kuntſchaſt 
tragen. Vnd fol oud dann denen vf irm eib ze glouben fin. 
Was aber vfjerthalb vnfer ftatt belbidt, borumb mag ein ieber, 
er fi burger oder ein gaft, funtjdait tragen, ed fi dann bas 
er nit genugfam oder ein verlümbter man, dodurch er nit 
wirdig fi, einich bewiſung ze tun. 

12) Bellid einzig perfonen mogen bezügen. 
AU vnſer ftatt amptlüt, fi fien in vnfer ftatt oder gebieten, 
mogen kuntſchaft tragen vmb al die gefchefft vid Handel, jo 
ir empter berüren. Vnd fol borin ein ieder für gmen man 
vf finem eid ze glouben fin. Aber vmb al ander fachen, die 
ir empter ni berüren, follen fi nit mer dann für ein perfon 
ze glouben fin. 

13) Daß der, fo nit burger ift, miber den burger 
dhein funtfaft tragen mag. ALS bieuor ift gejagt, ver: 
ftan wir nit, das einid bifer vnfer orbnungen fol wider vnſer 
ftatt bantuefte langen, fo mir bod die ze halten haben gejmorn. 
Dorumb fo wellen wir nit, bas der gaft ober der vnſer ftatt: 
recht nit tut, wider dheinen vnſer burgern für iemans, er fi 
burger oder nit burger, einich kuntſchaft iendert tragen, dodurch 
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nd mit er finen eren und gut8 einichen ſchaden mog empfaden, 
bann bis an iij B ben. Domit aber alle erberfeit vnder vnſern 
burgern werd enthalten und bbeinr berjelben fo gar verlaffen 
fi, bas er, jölicher vnſer bantuefte getröft, iemans das fin vere 
ſlachen wôlt, jo mog des burgers miberfeder, er fi burger ober. 
nit, die funtidaft, jo im ber burger find burgredten halb ver: 
worfen bat, vnfern vier vennren fürbringen. Die jöllen dann 
die kuntſchaftlüt vf irm eib verhören. Wirt dann der burger 
durch fi fine vntrüw erwyst, fo fol er bem ienen bas, fo er im 
vnberflagen Dette, gelten (beſſern) und borzu fin burgrecht vers 
lorn haben. Es mag aber wol ein frômbber miber ben burger 
funtidaft tragen, menn bie funtiaft erfant ift vmb al pac= 
tungen vnd geldefft, die fich vffertbalb der burger ziln begeben. 
Was aber innertbalb der burger ziln bejchicht, borumb mag 
der frömbd, al8 bieuor ftat, wider den burger nit bezügen. 

14) Das dhein frünb für fin frünb kuntſchaft 
tragen mag dann in abrednus eelider geſchefft. 
MWellicher dem andern in ber Linien der gefipfchaft bia zu ber 
dritten‘ ftaffel, die under una wirt genempt zu ben vierten 
(corr. dritten) finden, anhört, der fol für in dhein kuntſchaft 
tragen. Dann die mag ein jeder verwerfen. Wider in mag 
er aber mol funtidaft tragen, doch die gefchefft, die vf eetagen 
bejheden, vSbedingt. Dorumb mag ein frünb dem andern 
fin fac bewiſen, angelehen, bas ſöllich gejchefft allein under 
fründen gemeinlich werden beflofien. 

15) Wellid die fien, fo dhein kuntſchaft jöllen 
tragen. Sub bomit all erſamkeit under und werd enthalten 
und der from genieß finer fromfeit vnd der böß entgelt fine 
boßheit, fo gebürt vns nit ze liden, bas der lift des boshaftigen 
trüwloſen mônfden ben fromen onbertruden fol. Darumb fo 
baben wir georhnet, bas der fo fit ſelbs willenklich erbüt, 
einen cid ze tun oder kuntſchaft ze tragen ee im bas vrteil 
ſolichs nachlaſſe, und der fo fin burgrecht verlorn durch bas er 
fit Bat laffen überzügen, der wüfjentlich meineibig und all die, 
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fo ir eeren befledt und offen verlümbt lit find, Durch das vr: 
teil follen verworfen werden, jemans einid zügnus der marbeit 
zu fragen. 

16) Das niemand den andern heiß liegen. Vel: 
lier burger dem anbern burger oder wellider frümbber bem 
andern frombben fagi, er lieg, der ift vmb fünf fbilling ver: 
vallen. Ob aber ein frömbbder, ein jüngling oder einer, der 
nit burger were, einem erbern burger fchmechlichen zurebt vnd 
in hieß Tiegen, ift ein ander burger bobi, der bas hört, der 
bem felben zurebenden ein badenfireich gipt oder in jlecht, der 
fol bbein buß gelten weder ona noch bem gejchlagnen. 

17) Belder bem andern vnmillentlid an fin 
ere rebt und das beberten mill. Wellider in boßheit 
ober in einem ſchalk oder mit verbadtem mut dem anbern zu 
redt, bas er fi ein bößwicht, ein mörder, ein bieb, ein ketzer, 
velicher, meineidiger oder anders, das im an fin leben, ere vnd 
gut langt, vnd er bas will beberten, der fol vf in bringen, 
das er ein föliher man fi, mit zweien fromen vnparthyſchen 
mannen. Ob aber da nit fin’ mag burd da er die funt: 
fait nit vinden oder ob er fi vinden wurd vnb fi nit reden 
mag, verlümbdung balb ir eeren oder bas der burger mer, 
dem an fin ere geredt ift, wiber. dem find burgredten halb 
Der frombb nit möcht bezügen, fo jöllend fi beid ingelegt werben 
ond fi dann in gevenfnus die fa an dem zureder zum 
erften erlütern, ob dem alfo ift, Das der ein bem andern bat 
zu geredt vnd vngütlich getan. So eruorberten all redt mol, 
bas er an fin ftatt ftanb allo das er die ftraf liven, bas der 
ander folt gelitten haben, mo er fit ein föliher man bett 
gefimben. Aber ungehindert def fo haben wir geordnet, bas 
Jölicher fmeber und valider zureder dem andern fin ere offen- 
li an der canzel, wenn allermeift Dit in der pfarrkilchen find, 
{DI midergeben, in entjlahen und jagen, er bab vf in gelogen 
ond im vnredt getan. Dorzu foll er im fin foften und {mad 
nad vnfer erfantnuß geben. -Darnad fo föl er vnferm 
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burgermeifter zu einung geben vnd vsrichten gden pfunb 
pfennigen vnd vnfer ftatt und burger aile vnd der langman fin 
parochiam ein ganz iar miben. 

18) Dad einer dem andern in einem gornigen 
mut und funft mutmilliglid an fin ere redt. Iſt 
aber ſach bas einr ben andern in einem gornigen mut vnd 
funft mutwillenflih an fin ere redet und baë nit beberten mil, 
der fol in vor vnferm gericht entfladen vnd im fin ere beferen, 
erfennen bas vf in erbadt und erlogen haben, und vmb ſechs 
pfunt pfennigen nad vnſer alten ordnung fag fol er dorzu ges 
ftraft werben, die halb vnſerm ſchulths vnb Halb dem jedher 
gehören füllen, demnach 03 unfer ftatt und burger aile und ber 
lanÿman v8 finer parochia ſechs wuchen leiften. 

19) Bas fromen follen Liden, fo der gliden 
zimliden red vud fheltwort bruden. Wellihe from, 
fi fi erlid oder vnerlih, gemannet ober vngemannet, zu der 
andern in zornigem mut oder funft fpricht, fi fi ein Bur, ber, 
mörderin, biebin und der gelichen jcheltwort, die fi of ft nit 
bringen mag, bie fol ir ir ere miderferen und an vnferm 
gericht offenlich jagen, fi bab follih3 erbadt und erlogen vnd 
vnſerm ſchulths und der miberpart ſechs pfunt pfennigen geben. 
Dod jo find in bifer ordnung v8 geflagen die gemeinen frowen, 
jo eine wiber die andern redet. 

20) Wider die öden myber, fo fromen ee und 
andern frowen an ir ere reden vnb funft erlogen 
jaden wider vnd für tragen. Vnd domit die dben mwyber 
ir ſchalkhaftigen böfen zungen halb alfo geftraft, bas die fromen 
töchter, cemmber, witwen und ander vor inen gejehirmt werben, 
fo Haben mir georbnet, bas mellid öbes, verlümbtes wyb, jo 
eins offnen, vonuerfdampten lebens ift oder ift gemefen, einer 
frome tochter oder fromen, fi fi in der ee oder nit, an ir ere 
redt heimlich oder offenlich oder mibermertigleit vnder fromen 
eelüten vonberftat zu ftiften, burd bas, bas fi erlogen böß 
ſachen wider vnd für tregt, die fol an bas balsijen gelegt 
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ond barnad ein ganz jar von vnfer ftatt vnb burger giln für 
bie erften ftraf. gewyst werben. Und ob fi fi borab dennoch 
nit mil beffern, aljo bas fi in die vorbrigen boßheit wiber 
rebt, fo behalten wir uns ſelbs vor, fi albann ze fwemmen 
ober ertrenfen ze laſſen. 

21) Wider die gotslefterer. Sibmaln mir die, als 
ob ftat, vnberftan ze ftrafen, die iren nedften menjchen jchelten 
vnd irn an ir ere reden, billich und vor allen jachen follen wir 
Die vngeftraft nit laffen, die vnangefechen gôttlider gütigen 
barmberzigleit Gott vnd al fin Liebi beilgen burd ir valſch 
vnd ongütig zungen vngeleftret nit mogen vnd mellen laſſen, 
Harumb da8 mir dem göttlichen zorn empflieden, in den wir 
gar Lieberlich möchten valloen, mo wir folich gotsleftrer under 
vns vngeftraft wurden manblen laffen, fo haben wir geordnet 
und angefechen, das wellicher von bigbin, ed fien frowen ober 
man, in einem fall und befinnter bobbeit einichen ongewonliden 
four tut ond onfern berrn, fin marter, fweif, wunben, fraft, 
anmadt vnd der gli vngewonlich ſwür und vnfer lieben 
fromen ir gelider vfhept, die ein mitlerin ift zwuͤſchen gott vnd 
ons, bas Der geftraft merde, als bid bas beihicht an vnſer 
filchen bum vnd fünf pfunt pfennigen oder aber, wo er bas. 
nit vermag, für bie fünf pfunt fünf tag vnd fünf nadt zu 
wafjer und brot in geuenfnus in lige zu und für ein bug vnd 
abftinenz begangen3 freueld. Dann als fi gott mit ir got3= 
leftrung enteren, aljo achten mir zimlih, bas fi bogegen fin 
bus helfen zieren, e8 fi mit irm gut oder Teftigung irs lip3. 
Bud behalten vns doch nit deftminder vor, ſoͤlich gotsleftrer 
und lefterin an irm lip oder leben ze ftrafen nachdem und ir 
begangnen mißhandel wurd eruorbern. Wellicher aber junit 
in zornigem mut ober mutwillenklich gewonlich 658 fwür tund, 
als do eine 08 bôjer gemonbeit fmert bi unfer3 herrn blut, 
ber fol für ieben ſwur fünf ſchilling geben an vnfer Filcden 
bum. Dnd jöllend all die fo jolich 653 jwür, fi fien gervone 
ih oder vngemonli®, hören, Die gotBleftrer vnfrem kilchmeier 
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angeben ober aber in der peen fin, fo ſölich gotaleftrer ver: 
dient haben, die von in fol bezogen werben. 

22) Wider den burger, der den andern burger 
mit gewapneter band munbet in bofbeit. Wellicher 
burger den andern burger in oder vfjerthalb vnſer ftatt vnd 
burger aile mit gemopneter band in einer bofbeit munbdet, der 
ift vmb fünf pfunt zu einung veruallen vnd fol ein jar v8 
vnjer ftatt onb burger zile fmeren und in die ftatt miberumb 
nit fomen, er bab fi dann vor mit bem vermunbten verricht. 
Wo aber der gewundet ze Bert fin wölt, fit mit bem anbern 
ze verrichten vmb willen bas er in die ftatt nit miber feren 
möcht, fo follen aldann vnfer ſchulths und Meiner rat den 
gemaft haben, jolih munbeten ze verrichten. Aljo mellen mir 
oud veritan, bas diſe fagung gehalten werben fol, wenn ein 
frombber den andern frômbben wundet zu ftatt vnd zu lant. 

23) Wider die frömbden, fo den burger ſchlachen 
oder munben. Slecht ein frömbber, e3 fi inner oder vijer- 
halb der burger ziln und in nit blutrung macht, fo fol ev an 
einen ftod gebunden und im die but fins Houpt abgezogen 
werden. Dod jo behalten wir ung vor, baë zu miltern mogen. 
Wundet er in aber ober madt in blutrung, jo fol er vor 
allen dingen verbürgen vnferm ſchulths, omb fin buß gnug ze 
tun und den verwundten gerecht alhie zu werden. Vindet er 
aber nit bürgſchaft, fo fol ine vnſer ſchulths laſſen inlegen 
als lang bis er ime fin buß vnd dem burger oud fin bug 
vergilt mit abtrag des jchererd vnd fins empfangnen ſmerzens 
vnd ſchadens. Ob aber innerhalb der burger ziln allein ber 
burger den frömbden flecht, fo fol er onferm ſchulths dry pfunt 
und dem frömbden dry jchilling gelten. Macht er in aber 
blutrung, fo fol er dem ſchulths dry pfunt und bem frômbben 
oud iij # gelten. 

24) Wider den, fo denandern in boßheit werfen 
ond ftoßen wurd. Welher den andern ftoßt oder wirft in 
einem zornigen mut, er fi burger oder nit, der ift onjerm 
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burgermeifter omb dry pfugt veruallen vnd fol ſechs muden 
08 pnfer ftatt und burger ziln fmeren. 

25) Wider die fo mit vngemapreter band über 
einandern tringen. Welcher über ben andern in 30m 
tringt mit vngemapneter Band, der fol vnſerm bBurgermeifter 
4 ® vB gelten zu einung. | 

26) Wider den fo mit gemapneter band über 
den andern tringt. Welcher über den andern in zornigem 
mut tringt mit gemapneter hand oder mit vagezugitem meller, 
der fol vnſerm burgermeilter dry pfund zu einung gelten. 

27) Wider ben jo zu bem erften mal zudt. Vel: 
ber über ben andern mit blaßem meſſer zuckt zu dem erften 
mal, der fol ein pfunt fünf filling vnjerm burgermeifter 
gelten vnd riiij tag 03 vnfer burger ziln leiften. 

28) Wider die fo zu ieman3 werfen mellen 
ond ben ftein in behalten. Sft jad Das einr zu dem 
andern ein ftein wirft und ben von der band laßt gan, der 
jol, als bas bieuor ftat, vmb dry pfund pfennigen veruallen 
fin ond ein manot leiften. Bebalt er aber den ftein in der 
band alfo bas er fi bat zemerfen vermegen vnd nit wirft, 
der fol fünf pfunt zu einung gelten und zwei manot leiften. — 

(Hier folgt die Lücke eines Blattes.) 

29) Wie man bumen vnd die muren vf füeren 
fol. Wellider in vnſer ftatt ein mur vof füert, ben fol fin 
nedfter nacbgebumr zum balben teil der felben helfen nad) 
erfantnus der ſchatzung deren, fo von ung zu bumbefdomern 
geordnet find alfo das er im eintmebers bas houptgut oder 
den gepürlichen zins bouon geben, ber oud für al ander zing, 
die vf dem felben bus fin möchten, gan fol. Ob er aber die 
mur nit mwölt helfen zaln, fo fol boran nüß leinen noch an 
die muren bumen laffen alles by der buß bryer pfunden, bie 
jener verfchult fo bit er bomiber tut. Bezalt er aber bie 
mur, fo under dem tad ift, nach der ſchatzung, fo mag er mol 
daran bumen vnd leinen. Wölt er aber ben übrigen teil föl- 
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Ticher mur zum halben. teil nit zalen, das für bas tach vagieng, 
fo mag der, der die mur bat vfgefüert, ein pfenfter oder mer 
in der mur, die für das tac of gat, machen und das vergetern 
lagen, ob er mil, zu einer bemyfung, dad die mur allein fin 
ift, {o für bas tad v3 gat. Aber finen nachgebumern oder 
finen nadfomen fol borumb vnuerzigen fin, fin bus oud vf 
ze füeren mogen, jo es im geliept jo verr dad er dem andern, 
des die mur tft ond die pfenfter bat laſſen machen, die 
nur halb bezal, jo für bas tac ift vf gangen, nad dem vnd 
die gejdebt wirt. Vnd menn bas beichicht, fo fol der anber 
fin pfenfter vermuren, die er vor in der mur bat machen 
lajjen zu einem vrfund, bas er die mur allein bat bezalt. Vnd 
aljo wenn fin nechiter nachgebumr die mur mil bezalen, fo 
mag er bumen, es fi dann fach, das der, der do wölt vf bumen 
oder fin vorfarn fi gegen finen nadgebumern, der die mur 
bat vof gefüert, betten verfchriben, das er nit bebörft fin bus 
witer vf füeren. Aber funft all ander brief, fo iemang möcht 
haben, die jöllen niemand hindern ze bumen als Bod e8 im 
geliept. Vnd omb willen das vf das Fünftig nüß invife, bo- 
durch ieman3 fol gehindert werden, in die höche nit ze bumen 
mogen, fo haben mir angejechen, dad nieman3 fin bus fol 
verpenigen oder verfoufen mit einicher vorbebaltnu3, bas fin 
nachgebuwr fin bus nit vf füeren mög. Dann mir folio) 
brief, fo aljo gemacht wurden, mir hiemit kraftlos und vnnutz 
erfennen. 

30) Wie der burgermeifter all die foll für 
nemen, fo mit gemapneter oder vngemapneter hand 
über einandern tringen oder ieman3 blutruns betten 
gemacht. nb fo mir adten, das al dig vnſer orbuuugen, 
fi fien vor oder nach gejchriben, die einungen ertragen, vnnutz 
weren, mann niemand murd dorzu gefabt, jo der felben über- 
treter erfuden vnd mit dem rechten beiagen wurd, jo haben 
mir von vnſers gar alten gebruchs wegen ſoliches vnſerm bur- 
germeifter beuolden vnd angebenti, domit bas bo werd erlütert, 
wie durch in joli einunger merben für genomen und jeber 


20 Das Stadibud von Freiburg von 1503. 


geftraft merde nad der orbnung do mider er gehandlet. So 
baben mir georbnet bas fo jemang mit gemapneter ober vnge- 
mapneter band wirt überluffen oder fo jeman3 zu dem andern 
tringt, wirft ober fleht oder jemand ben andern blutrung 
madt vnd das Funtbar wirt, bas föliches ift beſchechen innert= 
halb vnjer ftatt und burger ziln, namlich vf offner ſtraß vnd 
vſſerthalb ben bejlüffen, das ift zu verftan vſſerthalb eins buje3, 
fo fol der burgermeifter, fo bald im das zu wüſſen fumpt, ed 
ft mit clag oder an clag, die felben für nemen vnd mit recht 
bejagen. Ob aber die fach dea überloufens mit bloffem mefler 
oder mit gemapneter band vffertbalb den vorgenempten ziln 
bejchicht, fo fol borumb der burgermeifter niemand fürnemen, 
es wurd im dann geclagt, e8 mer dann fab bas bo blutrun3 
mere. Dann fo fol der burgermeifter bas für nemen, mo ed 
joch beſchechen fi mit gemapneter hand, wenn e8 im zu miiffen 
wirt fouerr das e8 vf niemand Berrliteit bejchechen fi. Dann 
wir mentlihen bi finer berrlifeit mellen beliben laſſen. 

31) Wie der burgermeifter nüß bat für ze 
nemen, mas vf den gejelihaften beldbidt, bas do 
jelb8 wirt verridt. Begeb es ſich aber, das jemans vf 
onfern vedt gejelichaften, die jet find ober vf bas fünfitig 
merdben möchten, mit ſlachen, zuden, tringen, ftofen, merfen 
oder mit wunbeten, bod den tobidlag vögefcheiden, einichen 
einung begieng, jo mogen die gefelichaften dag under ein andern 
behalten vnd die partien verrichten. Vnd mie fi bas verrichten, 
bo by fol es beliben an das jemand dorzu witer ze tun hab, 
es mere dann fad, das der handel, borumb der ftoß ermadien 
mere, uns oder vnfer ftatt berürt, bas jeken mir bindan. 
Dann wiber die fol bbein frybeit der geleliaft, mie groß fi 
ift, milk haben ze banblen. Ob aber die in der gejelihaft 
nit mag verricht vnd dem burgermeijter üzit werd 3e miiffen, 
es fi geclagt oder nit, fo fol er die einunger fürnemen, als 
ob ftat, und borin ganz nieman jchonen. 

32) Was gefelfhaften das redt haben fölen, 
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fölih obgemelt ftöß ze verridten. Domit vnd man 
miiffen mog, mwellich oder mas geſelſchaften wir achten, die ſich 
joliher fryheit Haben ze bebelfen, das find die jeger, Tremer, 
gerber, pfifter, mebger, ſmid, tuchbereiter, weber, fniber, ſchuch⸗ 
mader vnd al ander vnfer ftatt handwerklüt, die vmb bas 
Tünftig hüſer foufen vnd recht gefeljdaften mit vnſerm willen 
vf richten werden. Dann in ben übrigen gefelfchaften, die wir 
adten als wirtshüſer, mynhüfer vnb tafernen, möllend wir 
nit, das {olio frybeit fi, dann bas der burgermeifter die mol 
fürnemen mag, die im für fomen, einichen einung doſelbs ver- 
{ult haben. 

33) Wie der burgermeifter das nit bat fürge 
nemen, fo vffem land in jemand geridten be 
ſchicht. Vnd diemyl wir begern, das nad) befag vnſer ftatt 
banduefte onjer burger bi ir gemerd und irm rechten, fo mellen 
wir oud, das fi bi irn buß und freueln beliben, fo mit flachen, 
wunden, merfen, tringen vnd der gelich fachen, die do peen und 
einung ertragen, vf fi vnd binber ir berrlifeit bejchechen, von 
onjerm burgermeifter onerfudt, fouerr bas die leiftungen von 
irn lechenlüten erftattet merben in der geftalt, als bas Bieuor 
in der ordnung, mie man leiften fol, ift gemelt. 

34) Wie fich der burgermeifter der obgemelten 
tinungen fol ervarn, burd wen vnb in maß alters 
eine fin fol. Vnſer burgermeifter fol fich obgemelter vnd 
nad gefchribner ſachen, fo einung ertragen, durch zwen gezügen 
oder mer, ob er die gebaben mag, eruarn in bimejen zweier vnfer 
teten. Vnd fôllen die gezügen ob achtzechen jar alt fin, wiewol 
ein jeber, der vierzechenjerig tft, buß verfchulden und oud wiber 
in verjchuldet merden mag. 

35) Das der burgermeifter dhein eruarung tun 
jol durd ein perfon, die einung nit bezalen môdt. 
OP ieman3 einung verjchult, fo fol (er) über ben dhein bemifung 
baben vnd nemen von perfonen, jo nit ftatthaftig find, einung 
ze bezalen wiewol buß oder einung mogen verfchult werben 
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‚wiber ben, fo einung nit bezalen môdt und ouch einr, der 
einung nit mag bezalen, einung verfdulben mag. 

36) Wie dem burgermeifter mag 3e glouben fin 
des eruaren® bi finem eib. nb vmb willen bas jeman8 
vnſerm burgermeifter nüß fürziechen mog, jo haben mir gejekt, 
wenn der jelb burgermeilter mil vnd mag jpredjen, bas er 
bi finem eid hab ein jach eruarn, mie fi das gezimpt, fo fol 
ed bobi beitan und nieman3 bormider üßit fürwenden. 

37) Wider ben, jo dem andern vor rat oder 
gridt fmedliden zuredt oder den rat oder gridt 
entrüftet. Ein ftatt befmert die fund fürer, dann die andern, 
bebbalb ein jünd ftreflicher ift fürer dann Die andern boburd 
minder vor einem erbern rat und an der ftatt beS orteils fol 
gefreuelt werden dann an andern enden. Dorumb fo haben 
wir geordnet, daß mellider in vnſerm rat oder an vnjerm 
gericht bem andern ſchmechlichen zu redet oder in beißt Liegen 
oder ben rat ober bas gericht entrüftet, der ift vmb jedes mal 
. fo er bas tut vmb iij @ ben. zu rechter buß veruallen und fol 
ein manot leiften. Ob aber jemand an bmeberm vor rat ober 
gericht ben andern in boßheit ftieß oder vf in trunge, der ift 
vmb v # ben. fomen vnd fol dry ganzer manot leiften. Vnd 
ob villiht vnſer Schulths oder fin ftattbalter nit zit noch mil 
betten ze fragen vmb folio fachen ze erfennen, jo fol er aber 
des erften mals, jo er fouil rats gebaben mag, fragen was 
dorumb redt fi umb willen bas vnfer burgermeifter bem jenen 
mit dem rechten mog fürnemen. Welliher aber an dem end 
und offem rathuß über den andern zuckt, der ift omb x pfunt den. 
veruallen und ein iar 03 der ftatt fol er leiten. Vnd munbet 
er in dofelb3, fo fol er die peen bortzu tragen, jo die ordnung 
wyst wiber die, fo einandern blutrund machen. Heift eine bann 
Dffem rathus, im rat oder am gericht einen der räten Liegen, 
jo fumpt eg omb x pfunt den. Heiſt er einen der fedaiger, 
vmb v & ben. vnd einr einen der burgern vmb iij # ben. 

38) Wie man die einung verburgen fol und der 
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do einung verfhult bat fmern fol in bie leiftung vnd 
von dem, der einung nit mag verburgen vnb wider 
den oder vor bem burgermeifter flüdtig wirt. Item 
wir haben georbnet, bas mellidjer mifbandelt oder der obge: 
fdribnen einung einen oder mer verſchult, das der angentà 
fol verburgen folid einung in adt tagen ze bezalen vnd fol 
jmeren in adt tagen v8 der ftatt vnd burger ziln ze gan vnd 
zu leiften als Tang als er leiften fol. Vnd ob iemans, der 
einungen verſchult Bett, ben einung mit möcht bezalen oder 
verburgen vnd für folih fin vnuermogen fmert vor unjerm 
burgermeifter und zweien der reten, der fol v8 vnſer ftatt 
ond burger ziln ſweren vnd niemer wider dar in fomen 
bis bas er fin eimung bringt. Wellicher aber wiberjpennig 
wirt bem, fo ob ftat, oder funft flüchtig wirt, ben fol vnfer 
burgermeijter, mo er in in ber ftatt vnd ftatt ziln betreten 
mag, faffen vaden. Vnd fol alfo ro tag gefangner in Ligen 
von fine vngeborjame wegen. nb nad ben rv tagen jo fol 
er den obgejchribnen eid tun und bem barnad geleben, fo 
ob ftat. 

39) Wider den jo 08 gejworn bat und wider 
in Die ftatt fompt vor vnd ee er vageleiftet bat. 
Wellicher ze leiften bat geſworn und fit boruf v3 vnfer ftatt 
vnd burger ziln ze leiften gefüegt bat und wider in vnjer ftatt 
und ziln fompt vor vnb ee er fin zit 08 geleiftet bat, (fol) für ein 
meineidiger gehalten und finr eeren entfegt vnd geftraft werden. 

40) Wider die fo vor vnferm burgermeifter 
flüchtig werden. Durd bas die einunger vngeftraft nit 
beliben, die bo in der ftatt verborgenlich mider und für gand 
burd das ber burgermeifter fine pflicht gegen inen nit nad 
fomen mog, jo haben mir georbnet, bas vnſer burgermeifter zu 
onferm Schulths vnd zweien der reten fomen vnd fragen, db 
folicher flüchtiger icht v8 gerüft werben fol von finr vngebors 
fame wegen, das man oud tun alfo baë man in angend3 vers 
ſchrien fol. Vnd wellicher jolich flüchtigen über ſolich verſchyn 
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(verſchrin) Bufet, bôfet oder vffentbalt, dem vnſer ftatt und 
burger ziln verbotten find, der ift ond fol veruallen fin iij # ben. 
ond fol ein manot leiften, er mog vonb well dann ÿmeren, 
da3 er von folihem vsſchrien vnd verbot nu gewüßt bette. 
Aldann fol er de mals ledig fin vnd fol der burgermeifter 
ben durch clag oder bas er e3 funit gemüft bat, mit redt 
fürnemen. 

41) Daß vnfer burgermeifter dhein einung 
fürnemen fol, der do verjaret ift. Bon bheinen einungs 
megen fol vnſer burgermeifter niemand beclagen noch fürnemen, 
der vor jar und tag beſchechen ift, er werd im geclagt oder 
junft zu willen getan. Dann was einung oder freuel verjaren, 
die im jar nit fürgenomen werben, barumb fol bhein redt- 
vertigung mer beſchechen, es mer dann fa, dad einr flüchtig 
geweſen mere alfo das man in nit mogen anlangen. Alſo 
follen oud all veruallen buß in jarsfrift von bem tag an ze 
rechnen als fi erfant, bezogen. Wo es aber nit beſchicht, fo {ol 
dauon nit mer nad gefragt werden. 

42) Wie man pfenden fol. Welder burger, inge 
jefiner oder landeman omb mas ſachen das fin möcht under: 
ftünbe, ieman3 mit gemalt ge pfenben vſſerthalb vnſer ftait 
ond berrlifeit an vnſers Schulths vnb der reten vrloub, fo er 
bi im gebaben mag, der fol vmb fünf & zu einung ver 
vallen fin vnd fol ein ganz jar v8 vnſer ftatt vnd burger ail 
fiweren. Wellicher oud mit im gieng ober ritte, folio) pfandung 
mit gewalt vnd an vrloub alfo ze tun, der fol aber dry pfunt 
gu einung gelten und fol fiveren ein manot 03 vnjer ftatt. 

43) Ob jemand were, der den andern omb fin redt, 
Das ift zu verftan vmb gichtig ſchulden oder vmb ſchulden, 
borumb vrfund, brief vnd figel legen, pfenden môlt, ift der 
ſchuldner in der ftatt gefeffen oder bas er fist vffem lanb, 
vf fin eigentbumb alfo bas er dheinen herren hab, fo fol er 
ſolich pfandung tun mit vrloub vnſers Schulths vnd fins ftatt- 
halters oder vnſers grofmeibel8, wo er fi nit gehaben mag, jo 
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verr das ſolichs mit vier der reten beſcheche, ob man die ges 
haben mag. ft aber der ſchuldner vffem land gefeflen, jo fol 
er vmb fin gichtig oder verfchriben fdulb gepfenbet werden mit 
vrloub fins herren, vf ben er fibt. Vnd ob fin herr nit wölt 
erlouben, das man fin ledenman vmb fin jchuld pfenden fölt, 
fo mag der gelt, er fi burger ober nit, ſolchs vnſerm Schulths 
oder ftatthalter clagen vnd der dann gemaltig fin, im 3e er: 
louben, ſolichen finen ſchuldner ze pfenben. 

44) Ourd wen man pfenben fol. AU pfandungen, 
die, ala ob Stat, mit vrloub zu gand, follen bejchechen in der 
ftatt durch den meibel und {unit nieman3, aber vffem land 
durch fi, die landmeibel oder der Beren amptlüt und amman, 
vonder denen die Schuldner find gefeffen. 

45) In was geftalten der do flüchtig ift gepfent 
werden mag. Wer nit der ftatt vedt tut, bas ift zu verftan 
wellicher frömbd ift und von ſchulden oder andrer jachen megen 
flüchtig wirt oder in vnſer ftatt heimlich fompt vnd ſich vor 
finen gelten verbirgt, ben mogen fin gelten, die recht burger 
find, omb ir ſchuld an ir vrloub pfenden oder arreftieren 
deweders inen baß geuellt. Were aber der gelt nit burger, 
fo fol er bas mit vrloub tun, ed mer dann ja bas er in 
forgen müft fin bas dozwüſchen im ber fdulbner von band 
fomen, fo mag er in, als ob ftat, an vrloub pfenden vnd 
verbieten, mo er bi fint trüm an gejmornen eids ftatt mag 
behalten, bas er allein von fölicher forg wegen in Bab aljo 
gepfent und verbotten. 

46) Wie fio burger oder nit burger gegen 
einandern mit der pfandung halten föllen. Ein jeder 
burger mag den andern burger, der fin bürg ift, von folicher 
bürgſchaft wegen vſſerthatb finem hus frylih und an ieman3 
vrloub pfenden. Aber vmb die ſchuld fo fol er in pfenden mit 
vrloub, als obftat. Vnd ob ein frombder, der nit burger, 
der ein ritter, priefter ober orbenèman mere, ein® burger8 
bürg ift vnd wirt, in vnfer ftatt fompt, fo mag vnſer burger, 
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ber gelt mit vrloub vnfer8 Sdulths fölichem bürgen alle das 
fin verjperren, fo er in der ftatt bat, vnd funft nit mit gemalt 
nemen. ft aber der bürg ober ſchuldner, der frömbb und 
nit in vnſer ftatt vnd lantidaft gefeffen were, weder ritter, 
priefter noch ordensman vnb er in vnſer ftatt fompt, jo mag 
in vnſer burger vmb fin gichtig oder verfchriben geltſchuld 
frylid und an jeman3 erloupnus pfenben. 

47) Bas der liden fol, der einem weibel das 
pfand verfeit. ft es fad, bas jemans, er fi burger ober 
nit, einem meibel ober amman ein pfanb verfagt und fich vmb 
fin gidtig oder verjchriben ſchuld nit pfenden laffen mil oder 
dem meibel, fo er gepfent mere, das pfand mit oder on gemalt 
wider nimpt, der fol, ift e8 in der ftatt oder vffem land vf 
fin eigentbumb gefeffen, onferm burgermeifter zu einung iij # 
den. veruallen, bat er aber einen berren, bemfelben jinem herrn 
vmb ii; # ben. zu rechter buf veruallen fin vnd nit Deft 
minder bemnad ze erwarten fin, das in finem foften, bad ift 
ein pfunt, im durch vnfern großmweibel nad dem und im Das 
vnſer Schulths oder der herr des lechens erlouben oder heißen, 
fin bus und gebeld vfgebrochen und dorus fouil pfenber genonten 
und getriben merben, die dem gelten omb fin vSftenden ſchuld 
genugiam fien. nb follen meibel oder amman jölih8 bi irm 
eib vnſerm burgermeifter fund tun. 

48) Das die meibel und amman ee zu den 
varenden dann den ligenden gütern gryfen jöllen. 
Wir haben georbnet vmb wellen, bas jederman beft richtiger 
bezalt werben mag, bas vnfer meibel und ander amptlüt, jo zu 
pienden geordnet find, die varenden güter der ſchuldner al diewyl 
fi deren vinden, pfenden vnd die ligenden nüt angrofen föllen ;. 
bis der varenden nüb mer ift. 

49) Das man dhein barnefd fol verpfenden. 
Wellicher dem andern fin harneſch oder waffen verpfent, der 
ift onferm burgermeifter zu einung tij & pfennigen veruallen. 

50) Wie man bie varenben pfenber vertriben 
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jol. Ob ieman3 bas pfand, fo im der meibel gipt und fins 
bürgen oder ſchuldner ift gemefen, ro tag behalt und Binder 
im bat, fo mag er daffelb vor vnferm fpital, vor dem fod, vffem 
piag oder vor bem farbom in der nümen ftatt vffen nechiten 
famitag, der do fompt nad) folichen ro tagen al die wyl e8 tag ift 
von der erften ftund bid zu angender nacht oder an vnſerm ge 
ribt (verfoufen). Ob er aber daffelb in der ftatt oder am ge 
ridt nit mag verfoufen, fo er ed rv tag bett behalten, jo mag 
er das funft foglio verfoufen und e8 binfüeren bo bin es im 
geliept. Vnd ob der, des bas pfand ift, denfelben gelten mit 
bem rechten anlangt vmb dad er jölih pfand vnrechtlich bin 
verfouft, mo der gelt mag bi finem cid fmeren, das er dad 
pfand recht vnd reblid bat verfouft, jo fol er von bem ſchuldner 
ledig fin, vnſerm Schulths ober andern ridtern vnſers gerichts 
irn kopf wyns bas ift vier jchilling alzit vorbehalten, fo inen 
von jedem verfouften pfand am gericht von alter bar gehört 
bat. Ob aber der ſchuldner bem gelten bas piand felb3 gipt, 
jo ift dem gelten bi finem piand alfo ze glouben, das er 
dafjelb, mann er das act tag behaltet, am nechiten fampftag 
oder an vnſerm gericht, als ob ftat, mag verfoufen vnd für 
fin güter demnach behalten fo verr daß folider verfouf durch 
den meibel dem jchuldner oder dem bürgen in acht tagen zu 
wüjjen getan werd von dem tag bin ze vednen, bas ſolich 
pfand verfouft worden mere. nb fo {Oli adt tag verjchinen 
und niemand fomen mere, der bem fôufer Bette gebotten, die 
band ab ſolich pfand ze tun, fo fol der koͤufer bem gelten fin 
erfouft pfand miber geben und beferen und dann der gelt, jo 
im folio remiffif vom köufer beſchicht, bi jolichem pfand, mie 
ob ftat, gerümiget beliben vnd bas für eigen gut behalten, ijt 
eht bas pfanb varend gut gemefen, in melidem varenden gut 
wir benemen filber geſchirr, bargelt, husrat, geltidulb, ein jlecht 
lechen, ſpycher und alle bad do zerleit, gefürt und gezogen werden 
mag. Wir mellen oud verftan, dad wenn der ſchuldner finen 
gelten pfender gipt, jo fol und mag er die vor dem fpital ver= 
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foufen. Gipt aber der meibel einem pfender, fo fol er die an 
vnſerm geridt nad riüj tagen verfoufen und vnſerm Schulths 
fin fopf wyns davon verlangen. 


51) Wie man die büfer und fdüren verfoufen 
fol. Wirt aber einem fin bus oder ſchür omb fin ſchuld oder 
bürgfchaft verpfent und folih pfand rv tag, al8 obftat, fo 
mag der gelt nad foliden zo tagen bas verfoufen vf tagen 
vnd an bem end, als ob ftat. Gipt im dann der füufer folio 
pfand wider in, aljo bas im nieman3 bat gebotten, die hand 
dorab ze tun, fo fol nad) befanter vrteil vnfer großweibel 
den gelten in poſſeß vnd gemerd fegen ded verpfenten bus 
ond geſchirrs und alles des jo borinnen ift, ob er echt dad 
mit dem bud oder der {our verpfent Bette. Bud zu einem 
vrfund des jo fol er ein fpan v8 der türen howen, bem gelten 
ten geben und dem jchuldner gebieten, 03 folichem bus ze 
ziehen. Vnd jo das bejchicht, fo fol der gelt daffelb befließen 
mit allem bem, jo dorinnen ift, den flüfjel zu im nemmen 
vnd jar vid tag folio) bus und ſchür offenlid aljo poifidieren. 
Beſchicht im dann do zwüſchen von nieman3 intrag, fo fol er 
bemnad das beliten als fin cigentbumb von menglichem vnge- 
hindert. Verpfent aber einer blog ein hus ober ſchür vnd nit 
bas, fo borinnen ift, fo mag er das nit poffidieren al diewyl 
ützit do belipt, bas des ſchuldners ift geweſen. 


52) Wie funft all Tigend ftud, als ader, 
matten, zins, zehenden follen veruertiget werden. 
AU gina, zechenden, ader vnd matten, all lechen vnd funft all 
ligend güter follen vmb geltidulben vnd bürgfchaften verpfent, 
verfouft vnd veruertiget werden, al. bieuor der büjer halb 
ftat, dann fo vil bas an ftatt des fpan3 ber großmeibel ein 
mutten zu bemyjung, das ded der gelt in gemerd gejeßt werd, 
vshowen oder graben und bem gelten die geben. Der fol oud 
dann bem ſchuldner gebieten, fich folicher verfouften zinfen, 
zehenden vnd gütern nübit an ze nemen, funberS die dem 
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gelten fin (Halb)*) jar und tag poffebieren und im die frudt und 
nug bauon verlangen ze laſſen. Dann ob in bem jar vnd 
tag von der veruertigung bin nieman3 funft gebüttet, die band 
ab ze tun, fo fol er nach ſolichem jar vnd tag bas als fin 
eigentbumb von menglidem vngebinbert befiben vnd Haben. 

53) Bas der liben fol, der fit ab und v8 
einem veruertigten bus nit feren mil. Vnd wann, 
als ob ftat, ein ligend ſtuck veruertiget mere vnd fi der nit 
darab feren mwölt, der das in hielt und bas aljo bett veruer- 
tigen lafjen, über das im durch vnſern grofmeibel nad jolicher 
veruertigung gebotten mere, die band dorab zu ziehen und dem 
andern, jo bas veruertigt bett, das befiten 3e laffen, fo fol 
der vngeborfam als did vnd vil im bas gebott beſchicht, vmb 
vj # ben. zu rechter buß veruallen fin. Die jollen halb vnſerm 
Schulths vnb halb bem fecher beliben und fülider ungehor: 
famer, wo {oli ftraf der buß nit helfen môlt, von fine vn- 
gehorjamkeit wegen von vns miter ftraf ze erwarten fin. 

54) Bon dem für gebieten. Wellicher in vnfer ftatt 
von dem andern recht ze haben begert, der fol im durch vnfern 
weibel fürgebieten lafjen vnb vffem land ouch durch denfelben 
oder durch den landweibel oder durch des herren amman, under 
bem der angefproden teil fist. Vnd zu bem fürbieten, fo der 
weibel tut, jo fol er verbunden fin, ob er echt baffelb weist, 
dem angejprochnen teil die vrſach des fiirbiten3 zu jagen vmb 
willen Das der cleger vf ben, bem er hat fürbieten lafjen, nit 
ander3 mag behalten, dann bas, borumb er in für recht bat 
vordern lafjen. Wellicher dann vnfer reten der rritij einen 
wil fürbieten Lafjen, der mag bas vffem funtag vnd funft 
dheinen andern tag daffelb tun, dann fuuft fo jol er zu artwurt 
nit verbunden fin. 

55) Wie lang ein jedes gebott, bas do nit 
von mund an mund befdidt, beftan fol. Vnd dies 
wil vs vnjerer alten loblichen gewonheit all onjer ftatt empter all 
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jar zu fant Soban3tag von vnſern amptlüten vfgeben vnd durd 
on? ernümert werben, fo achten mir zimfich, ba3 ein jeglichs 
fürbott, fo doch vnfer meibel aldann oud gelebt werden, von 
einem fant Johanstag zu funmenben zu dem andern meren fol und 
nit (enger. Sub fol ſich das alfo verftan. Sett ein dem andern 
allein act tag vor fant Johanstag fürgebotten, fo fol daſſelb 
fürbott nit lenger, dann bia zu fant Johanstag, glych barnad 
volgig, weren und fraft Haben. 

56) Wenn das gebott von mund an mund be: 
ſchechen ond mie die Flein buß ingezogen merden 
Töllen, fo am geridt vallen. So einem fürgebotten 
wirt, al8 ob ftat, fo mag fer, der bo bat fürbieten laſſen nf 
den andern, die erften, anbern vnd dritten clag dry tag, die 
necbften von dem fürbott bin nemen. Vnd fol der, vf den die 
clag genomen wirt, für ben erften tag nit gelabigt, aber 
vmb ben andern, durch das er fi nit verfpribt und bas ge: 
richt veradtet, fo jol er omb vj B, und omb den dritten tag 
vmb ir B gebüßt vnd biefelben buß fällen durch vnſer meibel 
jerlih nad den vier fronuaften ingezogen vnd die borumb 
gepfent werden, fo die verjhulden. Dauon fol vnſerm Schulth3 
der britteil werden vnd gelangen. Aber die bug fo in folider 
geftalt vf onfer landſchaft vallen, das ift zu verftan die vnſer 
landlüt verjdulben, jöllen vnſerm landgericht beliben, daſſelb 
boruS ze galen (und mas überblipt, bas fol den herren der 
leenlüten veruolgen), und doch die groffen bufen der dry & fo 
an vnſerm ftatt und lanbgeridt vallen, binban gefaßt. Die follen 
onferm Schulths oder den herren ganz beliben vf die die gebüßten 
figen) *). Ob aber einr das fürbott, fo im bejchechen mere, 
vnd da gericht aljo verachten, bas er nit wurd erjchinen, jo 
fol vnſer groß oder Mein meibel vf des anfprechenden erfuchung 
dem verjprecher von mund an mund an das gericht fürbieten. 
Vnd fol ſölich gebott im perfönlich beſchechen ungehindert des, 
das im bas erft fürbott ouch perſönlich möcht beichechen fin, 
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mit folider lütrung: mere der in vnfer ftatt, bem ſolich gebott 
an mund Beldecen jdlt, und ſich aber der felb verbergen ober 
aber flüchtig wurd vor bem meibel affo, bas er in finem bus 
mit möcht gefunden merden, nachdem und in der meibel zu dem 
dritten mal gejudt Dette, fo fol vnſer meibel dad vnjerm 
Schulths oder finem ftatthalter des gerichts zu erfennen geben. 
Vnd dann fo fol im mit rechtlicher bekantnus folich fürbott 
von mund an mund zu bus und bof befhechen. Vnd wenn 
bas ift beldechen, fo mag er fin fach beheben bi bem eid und 
fol dem andern dhein ebaftige not nit vorbehalten mit iij # 
buß dem ridter angend® 3e zalen. Aber bas fürbott von 
mund an mund fol nit lenger ban zwen manot meren, ange: 
feden bas der cleger vf fin angelprochnen miberteil dozmilchen 
mit recht mol beberten mag alles da3, fo er vf in bi finem 
cid Bet anzufprehen. nb mellen verftan, das bas fürbott 
von mund an mund fol allein berüren die burger. Dann 
wenn ein landaman dem lanb8man fürbietten läft vnb vf in 
die dritten clag nimpt, bo fol er verbunden fin, finr clag gnug 
ze tun, wo er bi finem eid mag vnd mil behalten, bas fin clag 
gut und geredt fi mit iij # ben. buß die follen dem richter 
beliben und angends ingezogen werden. Dod fo jol dem 
lantzman ebaftige not vorbehalten fin. 

57) Bas der liden fol fo fih von geltjchulden 
oder ander fahen wegen 08 vnfer ftatt rufen läft. 
Es fol v3 vnfer ftatt und landſchaft niemanS 03 geruft werben 
mweber vmb geltſchulden noch ander3 all die wyl fins guts fo 
vil gefunden werden, das er finen fchuldnern gelten mag. Wo 
aber boran mangel erjchint und iener, bem er ſchuldig ift, der 
nit mil emberen, jo mag er in offenlid) an vnferm gericht vnd 
marft burd vnfern meibel varufen vmb millen baë in dorüber 
nieman3 bebufe, berberge, eg oder trent. Dann wellicher vber 
föllich verrufen den fdulbner Bufet, höfet, ebt, füriebt oder 
trenft, der fol an finer ftatt ftan vnb dem gelten, der in bat 
verrufen laffen, bas alles bezalen, jo er im fbulbig ift. Der 
mag dann lipli zu gott vnb den heilgen ſweren, baë er von 
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folibem vsrüfen nit gewüſt Bette. Der.der aber alfo 08 gerüft 
ift, der mag felb3 gan in die brot oder fleifchichal oder in das 
offen wynſchenks bus vnd fin gelt bartun vnd felb3 wyn, brot, 
fleilh oder ander effig {pi nemen fo verr daß er fouil gelts 
dartüg, als baë pfennmert wert ift. 

58) Das dhein geiftliher no amptman je: 
mans vogt fin fol. Vsgenomen vnfer gotsbüfern, fo 
ordnen mir, das bein ordengman noch dhein ander geiftlià 
perfon noch ley, pfaff, dortzu weder unjer Schulths, ret, venni, 
ftatt= gerichtichriber, groß= noch Meinmeibel jemans vögt fin jöllen 
oder ji) ieman3 fürmündung beladen v8 bebanf, bas vun? 
ſölichs Hieuor in vnſer reten vil irrung gebradt bat. So aber 
ein fründ von De andern wegen 03 vnjerm rat treten fol 
vnd onjer ftatt Banduefte wijt, bas die nechiten fründ mogen 
ir nedften fründ vögt vnd fürmünder fin, jo laffen wir es 
ir früntſchaft halb bobi beliben, fo verr das jdlih vögt ge 
oben, dem gericht geborfam ze find und bas ze halten, jo inen 
do geurteilt wird ungehindert aller privilegia, der fi {id do: 
wider möchten oder mblten bebelfen. 

59) Wie man loben fol, das redt gebalten on 
appellieren. Vnſer loblichen fryheit getrôit, die wir von 
jeliger gebedtnuS füng Rudolf Haben, die vns barnadÿ von 
füngen vnd feiern beftetet ift, jo mellen mir, bas all die, fi 
fien frombb oder heimbſch, fo ein andern in vnſer ftatt wellen 
berechtigen, jo bald des cleger3 clag bejchicht, fi fien cleger 
oder antwurter, an vnſers Schulths oder fins ftattbalterS ftab- 
jöllen geloben, bas vrteil ze halten und ben vechten ze geleben, 
jo inen ie beihicht, an alle weigern und appelliern. Da 
aber der frömbd bas 3e balten nit geloben mdlt, jo fol im 
bbein gericht gehalten werden. Aber die vnſern, jo fich alfo 
ze geloben widerten, die mellen wir inlegen al8 lang bis fi 
bas gern geloben. 

60) Wa3 der liden fol, der dem andern fürge 
botten bat und aber in nit beflagen mil. Wenn einr 
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dem anbern fürbitten laſt vnd in nit beclagen, funder8 in 
mutwillenclid) vmbtriben mil, fo mag der, bem fürbotten ift, den 
andern beclagen, der im Bat fürbotten vnd denfelben, ob er 
nit gegenwärtig ift, empreften alfo bas er nit ſchuldig fin fol, 
im of fin erſt fürbott zu antwürten, er hab im dann vor ſechs 
Ihilling bezalt und im von nümen bingen fürbotten. Ob fi 
aber in vrkünd fomen alfo bas die clag beichechen were vnd 
ber cleger ben verjprecher vf ziechen wölt v8 hoffnung, wenn 
er nit gegenwärtig mere, Das er vf in beheben wôlt, fo mag 
der verjprecher mit finem vrkünd an bas gericht fomen, einen 
fürjpreden baben vnd memen, fin vrfünd lejen laffen. Wil 
dann der cleger fi nit dar ftellen, dann, mie ob ftat, fi fliffen, 
den andern vmb ze triben, jo fol ber verfpreder, der cleger 
fi gegenwürtig oder nit, vom cleger ledig erfant, vnb*) bem 
jelben cleger ehaftige not (nit)**) vorbehalten werden, (vorus, 
jo er gegenwärtig oder aber abmwejend, nit Frank mere borzu**) 
jo fol Der cleger von fins mutwillens megen vnſerm gericht . 
omb ein pfunt veruallen fin ond dem verjprecher fin vrfiind 
bezalen. 

61) Was der cleger liben fol, wider den das 
vorteil tut. Wir haben geadt, bas bishar vmb fleinfueg 
ſachen, jo redtigen3 nit würdig meren, die vnjern ein andern 
ombgetriben haben burd bas der cleger allzit in Hoffnung 
was, dhein buß ze bejchulden mogen und das wir der vnſern 
nug an dem end fürdern vnd mander jölicher untrüm ver: 
tragen und an finem werk nit gehindert werden mog, fo haben 
wir angeleden, dad mellicher vf den andern clagt, vmb mad : 
lachen e3 fi, vnd ji aber am vunrechten vindet, bas er von 
ftund an vnd ee er 08 vnſer gerichtshus fum, vonjerm. gericht 
zechen jchilling an gnab geben fol. 

62) Das nieman3 an einichen brief ziehen fol 
wenn er brief nit enbat. Den mibbrud abzetun, fo bis 

2) Gorr. , Dod fol”. 
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bar an vnferm gericht ift zugangen burd bas vil der vnſern 
vil faen vf 3e ziechen und ein andern geuarliden vmb ze 
triben an bem felben offenlich gejagt, brief wider jemans clag 
ze haben vnd aber das an im ſelbs nit ift gemefen, jo Haben 
wir jölih vnwarhaft jachen nit mer mellen liben, ſunders ge 
ordnet, dad von nu hin fo ieman3 vf den andern clagt und 
folid clag beichechen, die gelüpt des rechthaltens vngeappellierter 
fad ergangen ift, der cleger nit jagen föl, brief ze haben, fo 
er die nit en het dann im dhein tag fol geben werben, Die 3e 
haben, fo er Dod vor fölicher clag die mil mol bett gebept, 
die 3e fuden, ond dad nütz anders ift dann ein vfzug de 
rechtens. Der verfpreder mag aber mol tag haben, fin brief 
wider die ergangnen clag an das redt ze bringen foverr das 
er brief hab. Wenn er aber die nit en hat, fo fol er fölicher 
vnwarheit an der ftatt ded vrteild müſſig gan. Er mag aber 
einen verdanf begeren, fin antwurt vf die clag ze jeßen. Darzu 
follen im xitij tag gegönnt werden für den andern tag vnd 
barnad ein manot für den britten und lebten tag. Vmb 
freuel fol aber gar nieman3 an einich brief ziehen noch Dingen. 
Melliher dann an brief zieht und die nit en hat, der fol dem 
gericht vmb x B veruallen fin. 

63) Wie man procebieren fol an redten gegen 
den die verurfündet find vnd einer under inen nit 
erihinf, bas redt veradtent. Ob jemand gegen ben 
andern an vnſerm rechten bat ze ſchaffen vnd vmb {ili ge- 
Ihefft vrfünd geuellt und ben partien ze geben erfant find und 
die ein parti, es ft der cleger oder verantmilrter mit irm vrkünd 
wurd erſchinen nachdem vnb der tag were verſchinen oder fomen, 
bas fi wider an dz recht fomen fblten, fo fol man der erfdi: 
nenden parti ir vrkünd lefen vnd fol bemnad bem andern 
teil, der nit gegenmiirtig ift, durch vnſern weibel am gericht 
vffem rathus vnd daruor gerüft werden, ob er iendert gegen: 
würtig ift. Dann die eruorderten parti oder jemand von ir 
wegen nit gegenmwürtig, der dem andern erjchinenden teil wöll 
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begegnen vnd unfer meibel durch fin miderbringen das vf fin 
io bezüget, fo fol man bem erfchinenden teil, ift er cleger, fin 
anfprad gut befennen, ma3 er bi finem eib beheben mag, 
das im jener ze tun ſchuldig fi. Vnd fol bann der verfpreder 
ij # bem ridter oder finem herren befern. ft er aber ver: 
fprecher, fo fol er vom cleger finr vorderung halb, borumb er 
in angelangt bat, ledig erfant werden vnd dann der cleger 
zechen jchilling ze buß geben. Doch fo fol der abmelenben 
parti allzit ebaftige not vorbehalten werden, Vnd bringt dann 
der alfo geuelt mere fol not für, fo fol der Des fo vil ges 
nießen, Das er dem richter noch der gegenparti dorumb nüb 
{ol haben ge bebern und im doch nit beft minder fin vecht 
alzit vorbehalten fin, bas für vnd für ze üben mogen. 

64) Wie man ebaftige not fol bezügen. Ein 
ieder, dem ehaftige not ift vorbehalten, der mag ſölich not 
mit zmeien vnuerlümbten mannen, fi fien burger oder nit, Dis 
bringen, ob im echt das zubelent wirt, jo verr dad ir ſach 
geb anzdigung, bas in folih not bat begriffen in der zit als 
bas vrteil wider in gangen ift. Wir achten oud für eehaftig 
not fin, mann ein herren not, das ift herren gebott, liplid 
frantbeit, maffer oder fürsnot vnd finbtoufen hindert, an bas 
recht aljo ze fomen mogen. 

65) Das nieman8 am geridt einiden ciò tun 
fol, fin miberteil, der den cid vor im begert, hab 
dann vor vB vergolten. Ob ieman3 an vnferm gericht durch 
bas vorteil wirt zugeben, einichen cid ze tun, fo fol er ben ze 
tun nit verbunden fin, der gegenteil, der ben eid vordert, hab 
dann vor fünfzig filling vergolten. Die fol man angends tun 
in ein büchlen, jo dorzu ift geordnet. So aber einid funt= 
ihaftlüten ir fach Halb wirt eruordert, fo fol dorumb nik 
vergolten werben. | 

66) Das der burger oder hinderjäß dem frônb- 
den zu antwürten nit ift verbunden bis daß er 
im verbürget, fin foften abzetragen. ft es fach, das 
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ein frömbber, das ift ze verftan der, fo vns mit bheinem burg- 
rechten ift verwant, von vnfern burgern oder binberfäfjen 
einen oder mer bas redt haben mil, fo fol im der vnfer ze 
antwürten nit verbunden fin, ob er mil, der frömbb hab im 
dann vor bürgjchaft geben, im allen coften vnd ſchaden ab- 
zetragen, ob er fich am vnrechten funde, vnd allem bem genug 
ze tun, dad er in zu ſchaden gebracht Dette. Ob aber der 
frombb folio bürgichaft nit finden möcht, fo fol er borumb 
nit rechtlos ſtan, mo er zu got vnd ben beilgen fmeren mil, 
von binnen nad der vrteil nit ze mwichen, dem onjern fi dann 
vor vmb allen often vnd ſchaden' und dem genug beſchechen, 
jo er im burd dag vrteil vellig erfant mirt. 

67) Das die, jo elter brief haben, für varen 
föllen. Sit jemang, der vil oder wenig ſchuldig fi, der vmb 
fin ſchuld finen gelten brief und figel oder fin eigen handgejchrift 
gegeben Bab, der von finen gelten vmb folio fin ſchuld mil 
angegriffen werben, ſo fol ie der elteft gelt vorman fin alfo 
bas er vngebinbert den andern gelten, die jünger find, dann 
er, v3 fraft finer Brief vf ded ſchuldners gütter vallen und ft 
doru3 mog bezalen, bod bas ſolichs nach veruertigung ded 
rechtens beicheche, als hieuor ftat, an bas er ſchuldig fi, den 
jüngern gelten iren foften abgetragen, al8 bas bieuor etma 
gebrucht ift. Wer e3 aber fach, bas jemand fouil ſchuldig 
mere, baë v3 finem' gut fin gelten nit möchten bezalt werden 
vnd er tod mere, fo jöllen vnfer vier vennr, fo te zu ziten 
find, of all des ſchuldners gütter die band tun, imm lon vmb 
ir arbeit boruS nemen vnd bemnad die vonder ben gelten 
teilen nad marfzal eines jeden ſchuld, doch mit jölicher ord: 
nung, da3 ie die elteften nad marfzal ir ſchuld, ala ob ftat, 
vsgericht merben, ed mere dann jach, bas fölicher fbulbner fi 
gegen ieman3 verfchriben Bette vmb fölich bouptfummen, borumb 
er gin3 gebe. Die füllen, mie jung fi fien, vor den andern 
vmgenben fdulben gan. Vnd namlid ie die elteften vor 
bannen 03 bedanf, das von jolicher verjchribner ſchulden wegen 
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niemand zu bezalung der bouptfummen mag bezmungen, all bie 
il bouon die zind gegeben werben. Vnd mie ba die felben 
onfer vennr das vrteilen, bi bem fol ed Iuter an jemand ine 
trag beliben. 

68) Was der liden fol, der jeman8 gebietet, 
die hand ab einem pfand zetun und fid am vnredten 
find. Ob einer ein pfand nad) vnfer ftatt recht verfouft vnd 
ein ander an brief im gebietet, die band borab ze tun vnd 
fi der verbieter am vnrechten findet aljo baë er im vnbillich 
ſolich pfand Hat verbotten, der fol bem koüfer allen zimlichen 
billichen koſten abtragen vnd vnſerm Schulths oder ſinem herren, 
doruf er ſitzt, iij # und bem verfoufer ouch ii pfunt zu 
rechter buß gelten, es were dann ſach das ſolich pfand des 
eigen gut were geweſen, der das verbotten hat. Dann ſo ſol 
es im, wo er brief dorumb hat, vor menklichem vmb ſin ſchuld 
beliben. Vnd ob er brief hett gehept, dorumb er ſolich verbott 
hett getan vnd das verbotten gut ſin eigen gut nit wer ge— 
weſen, dann ſo ſol er, ſin ſchriftlich gewarſame angeſechen, dhein 
wandel ze tun haben. Doch ſo ſöllen vnſer amptlüt von 
vnſer ſtatt ſchulden wegen hierin nit begriffen ſin. 

69) Das man ein geſchribne kuntſchaft für gut 
erkennen ſol. Alsdan hieuor dhein kuntſchaft für gut er— 
kant, dann die von mund an vnſerm gericht geredt vnd ander 
vernichtet, die in geſchrift geſtellt, dadurch vil der vnſern vnd 
ander an groſſen koſten find gemist worden, haben mir, den 
abzeſtellen, geordnet, das welchem kuntſchaft wirt erkant, die 
nit inlendig iſt, das der mog die in geſchrift nemen vnd ſo 
verr ſolich geſchrift ordenlich geſtellt vnd beſigelt vnd ſolich 
kuntſchaft vor deren ordenlichen richter geredt wirt, vnder den 
die kuntſchaftlüt ſitzen, das die gut erkent vnd das vrteil doruf 
geſtellt werden ſol. Da aber die kuntſchaft inlendig und die 
nit krank weren, die gezügnuß tragen ſöllen, die fol perſönlich 
an vnſerm gericht erſchinen und die von mund doſelbs geredt 
werden. 
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70) Das man vmb verfperten gütter bürg- 
haft nemen fol. Etlich mißbruch, die bishär in vnſer 
ftatt und landichaft find erjechen, fürzefomen, indem bas etlich 
der onfern vmb ir geltfehuld der ſchuldner gütter vnd befunder3 
älig pfender, doruf döglicher fab gieng, haben veriperrt vnd 
fi gemidert, bürgſchaft dorumb ze nemen, boburd zu ziten mer 
foften3 über die abung folicher pfender gangen ift, dann Die 
ſchuld fi gemefen, haben mir georbnet, ba3 vmb dad wert ſö— 
licher verbietung vnd befunber3 äfige pfender werben verfperrt, 
vfrecht bürgichaft gegeben werden mog. Vnd fo die alfo gegeben 
wirt, fo fol der, der das alfo veriperrt bat, ſchuldig fin, Die 
bürgjchaft vfrecht alfo ze nemen, mo fi echt fo genugjam tft, 
baë er fid doran balten mag, vnd die pfender dann varen 
laſſen. Vnd welcher aber bafjelb nit tun mil, der fol vmb 
ein pfunt veruallen fin dem gericht. 

71) Wie man durò) gewaltähaber banblen mag. 
Durd bas niemand fine eigenen merklichen gefchefften halb fo 
vaft werd gehindert, bas er zu erfolg fina rechtens nit fomen, 
haben mir nachgelafien, das ein ieder burd fin gemalt8baber 
rechtigen mog, ed fi vor vnferm rat, gericht oder in cafactraict, 
jo verr das der fo fich folihes gemalt3 underziecht, gnugſamklich 
dartüg, bas ift zu verftan mit brief vnd figel, bas er von 
dem houptjecher vollen gemalt hab, an jinr ftatt ze redtigen. 
Dann fol dem Bouptfeder bis vf bem eid vngeuarlich bas recht 
vergan, als ob er fel63 perfönli bo mere. Stallt fih aber 
iemand bar für ein gemaltäbaber, der vor datum bes tags, 
jo er fich in bas recht ftellt, von dem bouptieder nit gemalt 
bett gebept, der fol für ben freuel omb vj pfunt dem richter 
und der miberpart vellig erfent werden. 

72) Das hbein onbejigelter brief ond vrfünd 
gut fol erfent werden. Vnd fo nu in vil geichefiten 
vrkünd, brief ond figel für richter bargeltellt, dann daß vrteil 
boruf gegeben wirt, fo achten mir die billifeit wol eruordern, 
Das folich brief ordenlich gemacht vnd befigelt follen werben. 
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Dorumb fo haben wir geordnet, bas bhein brief, der bo nit 
befigekt ift noch einich vrkünd, bas ouch nit befigelt ift ond aber 
noch mol befigelt werden mag, an vnſerm rechten für gut er: 
fent werden fol, bis das der befigelt wirt, das oud in adt 
tagen bejchechen fol bi verlierung fins briefd, es mer dann {ad 
dad die eigen banbgefdrift bargetan wurd wäre eind frommen 
werbaften vnuerlümbten mans, bas fich der bomit gegen iemans 
bett verbunden. Die föllen wir für gut ertennen. 

73) Das man all tag gericht balten fol. Wir 
haben betrachtet den heilgen fegen, ben gott denen gipt, bie zu 
allen ziten gut recht und bas vrteil tund halten. Vnd borumb 
fo haben mir geordnet, Dad mir vf den virtag abend vnb zu 
den fronuaften bad gericht nit minder jöllen vnd wöllen halten, 
dann vf andern tagen vnd ziten, jo das zu haben gewonlich ift. 

74) Wellider den eid tun fol. Dbeinem fol an 
onjerm gericht einicher eid ze tun befant werben, er fi dann 
wirdig, einen eib ze tun, vnd die eineft offenlich meineidig 
worden, die offenlich verlümbt lüt find vnd verwürfer ir eeren. 
Denen allen ift des eid nit ze vertrumen. 

75) Das einer ben andern vmb ein fad, die 
vögetragen ift, uit mer fürnemen fol. Ift es {ad 
das zwo partien ein andern vmb ein banbel an vnferm gericht 
fürnemen, dorumb eineft bas vecht beichicht, fo füllen fi ein 
andern borumb nit mer fürnemen. Ob e3 aber beicheche, jo 
fol bem fürnemer deshalb bbein recht gehalten, ſunders fol er 
das vnferm gericht mit einem pfunt pfennigen beffern. 

76) Das omb den foften der vrfünben, jo einer 
jin fac verlürt, angenb8 fol erfent werden. Vmb 
willen bas von eins bandel8 wegen vnſer gericht nit lang ges 
mügt vnd alt verlegen faden Tieberlich werden fürgenomen, 
jo Haben wir geordnet, bas mellider fin fach an unferm rechten 
verlürt, der fol finem gegenteil allen den foften abtragen, der 
allein ded handel über fin vrkünd und über fin rechtuertigen 
ift gangen nad beſcheid des ‚gericht. Vnd fol dorumb of 
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anrüfen der bebouptenden parti erfent werden, fobald die houpt⸗ 
fad endet. Dann mo das dann nit beldidt, fo fol man 
barnad vmb füliden koſten nüg mer erfennen. 

77) Rider die fo an vnferm geridt einen 
valfben eid tunb. Durdh bas die bofbeit des valfchen 
eids abgetilget vnb der zorn gott? von vns genomen werd, in 
den wir liectlich deshalb vallen möchten, fo jölich 658 hendel 
ongeftraft fblten bliben, vmb willen oud, bas er andern liechten 
perfonen zu einem bifpel fi, die ben eid wenig jchegen, den⸗ 
felben liederlich tund, fo haben wir georbnet, bas fo einem ein 
cib ze tund befant ift, fo mag er adt tag nemen, ben alfo 
ze tun. "Die follen im oud nadgelaflen werben burd das 
der cid aljo ſnell nit getan werd vnd fich einr vaft mol befinn, 
ob er mit gott den tun mog oder nit. Vnd mo fi dann er- 
fund, eine hab dorzu verdank genomen oder nit, dad iemans 
einen valjchen cid getan bett, jo wollen wir, bas vor allen 
bingen folicher übelteter aller finer eeren entfegt und niemans 
mer nüglih oder fdeblid fin mog, bemnad bas er in, bas 
balayfen, einen ganzen tag bojelbs ze beliben, gelegt und, fo 
er dann dorus genomen, im die gwen vinger abgehomen werden, 
bomit er den eid getan bett. Dorzu foll er verbunden fin, 
dem andern, dem er das fin abgefmorn bat, bas fin zu beferen 
vnd zu beffern. 

78) Wider die fo valid gezügnuß tragen. 
Bali gezügnuß ze tragen ift bi dem tod der feel von gott 
bem herren verbotten und allen den, fo das vrteil geben, bi 
der pin des ewigen fhürs gebotten, acht und befunber vfjechen 
3e haben, da3 all valid gezügnuß vngeltraft nit belibe. Dorumb 
jo eruordert die billifeit mol, bas ber valſch gezüg an finr 
zungen, mit der er in der red fünbet, und an finen vingern, 
mit ben er fin valid red vnredlich vuberftat ze befteten, ge» 
ftraft werd. So aber die größer ftraf vonder den zweien an 
die hand ze nemen ift, haben mir geordnet, bas dem wüſſent⸗ 
Tiden valfchen gezügen, der in gott vnd finen nediten mönjchen 
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alfo fündet, umb ben miphanbel, ben er in gott begat, fin zungen 
abgefcinitten werben, aber vmb da8 übel, fo er an finem nechiten 
mönfchen begat, fo fol er bemfelben fin fchaden vnd bas alles 
abtragen, fo er im mit finem valfden ſchwetzen abgerebt hat. 
Vnd ob ed im dann an fin eve gat, fo fol er im fin ere offenlich 
an der cangel vor und ee im fin zungen abgefdnitten merde 
wiberferen vnd offenlich doſelbs erfennen, ein valide gezügnuß 
wider in getragen Haben. Doc fo behalten mir vns jelb3 vor, 
die ftraf der zungen abbomen3 3e miltern mogen. - 

79) Wie man ein des valfben eid8 oder der 
valſchen gezügnuß fol ermifen. Wellihem ein valfcher 
cid beſchicht oder wiber mellichen ein valide kuntſchaft ift ge- 
tragen, ob er deö nit mag oder mil emberen, der mag zu vnfern 
vier vennern vnd ftattfchriber mit finem vrkünd feren und deme 
fin anligen ze erkennen geben vnd bas er fid Iuter vermwigt, 
vf ben jenen burd fin funtidait ze bringen, dad er ein valid 
gezügnuß getragen hab. Vnd fo nu bas befdidt und in vnfer 
vennr vnd ftattidriber von finem fürnemen nit mifen mogen, 
dann Das er fi ir empteru balb erfudt im fin kuntſchaft ze 
verhören, fo fol er vor allen dingen inen zechen pfund piennigen 
alfo bar vsrichten. Demnad fo fôllen diejelben vnſer amptlüt 
fin vrkünd verhören und eigenlich vfmerfen, 13 mas grunda 
er ben andern meineidig machen ober erwilenywil, bas er ein 
valid gezügnuß hab getragen und, fo er fin bewilung tun 
mil, Die mit drien onuerlümbten mannen, fi fien burger oder 
nit burger, befdeden. Dann mir dif ſtucks halb mellen, bas 
ber frômbb vnverlümbt biberman wider ben bezügen mog. So 
fol dann der fecher, mann er fin andingen tut, von inen treten 
vnd vnfer vennr fin gezügen ein nach dem andern in abmefen 
der andern eiden, ir fach in gefchrift nemen vnd die an vnfer 
rat bringen. Wo dann vnfern rat mil bedunfen, bas ber fin 
kuntſchaft genugiam dargelegt, der fich vermegen bat, vf ben 
andern den meineib und bas valid veben ze bringen vnd Die 
gezügen mit gott und bem cid beheben, baë ir fag warhaft vnd 
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gerecht fi, jo fol der ander, der geſworn oder kuntſchaft getragen 
bat, eintmeber nad der nedft bieuor gejchribnen ordnung 
geftraft werden und bem andern, bem er bas fin abgeſworn 
oder aberfuntichaftet bett, fin fchaden befjern, ungehindert der 
vorteil, die of fin cid oder gezügnuß fin bald bieuor gegeben 
were, die wir dann für vnnütz erfennen, nit berenbalb fo fi 
betten gegeben, fonbern von folchen meineid8 und valfchen ge 
zügnuß megen. Ob er aber das gnugſamiklich nit fürbringen 
vnd fi nit mag finden, bas der ander valid gefmorn oder 
ein valide gezügnuß getragen bab, fo fol der, der in aljo & 
velfen bat vunderftanden, in vor vnferm gericht entjlachen, die 
vögerichten zechen pfund vnjern vennren vonb ftattidriber an 
im ſelbs verlorn haben vnd dorzu bem andern nad erfantnuß 
vnjers rats vmb die ſchand und ſchmach die er im vnberftanben 
bat zuzefügen abtrag und wanbel tun. 

80) In was zit einer jeden vrteil fol gelept 
werden. Wann ein vrteil in vonjerm rat oder vor vnferm 
gericht wirt gegeben, fo fol man derfelben in riiij tagen genug 
tun von dem tag bin zu rechnen, ba*) die gegeben worden ft. 
Vnd ala bit bas die parti fit de vnſerm Schulths oder richter 
erclagt, under dem die andern vellig parti ift gefeffen, jo fol er 
ft vmb iij pfund pfennigen an alle gnab ſchicken pfendben bis 
bas (fi) geborjam wirt. Vnd die buß follen vnſerm Schulths 
oder bem herren gehören, of bem der vngeboriam teil ift gefefjen. 

81) Das all fmer benbel, fo an bas geridt 
fomen, in bas Cafactret follen gemist werden. 
AU geridt8benbel, die bo fmer find und eigen, erb und funft 
ewig gejchefft berüren, die eruordern vil gut3 bedanks, bas die 
wol ermeffen zu gutem billihen vstrag fomen. Dorumb fo 
haben mir gefebt, bas folid {mer benbel, fo die in onfer vfier 
gericht fomen, mit clag, antwurt, red, wiberreb und bem redt: 
jab mol verhört, in vrkünd veruaft und mit ſolichen vrkünden 
in vnſer gericht der fürgeflagnen jachen, do all redt handel 


#) Der Tert bat: bas. 
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bi vns enben follen, gemist vnd funft nienbert vSgetragen 
werden. Es fol aber ouch bobi bbein ſach in folio vnſer letſt 
ond entlich recht fomen, ft werb bann erer an vnferm vilern, 
e3 fi ftatt und landgerichten, aller bingen, als vor ftat, erlütert 
e3 ji burd kuntſchaft oder ben eid, barnad vnd ein ieber handel 
ie erbdifcht. Ob dann einich kuntſchaft borumb verhört, fo fol 
die in den vrfunben gefchriben, bomit in foliden mog gehandelt 
werden, bas fich ie gebürt. Dafjelb gericht fol oud nit gehalten 
werden, zwölf vnſer reten fien dann gegenmürtig biemil vnb 
bob vnd dofelb3 all gerichtöhendel enden, e3 mere dann fac 
bas fi) die zwo partien Der gegenmürtigen vnſer reten in 
mindrer zal mblten benügen. Ob dann ein teil doſelbs wurd 
erihinen fo verr das die obgenanten zal vnjer reten gegen- 
wilrtig fi ond der ander teil nit, fo fol dem nit erſchinenden 
teil durch vnfern meibel gerüft werden am rechten nf und vor vus 
ferm richthus. Bezüget dann der meibel, das er nod ieman® 
von finen wegen bofelbs fi, der am rechten wöll erjchinen, fo 
ſol der gegenmürtig teil fin ſach bezogen und aber ber nit ere 
Ihinend teil die finen verlorn haben mit drien pfunden vnferm 
Schulth3 zu beberung, allea vnangefeden bas vnjer rat nod} 
gefeffen mere, biemil und doch ein iebe fach nad der andern, 
die efter ift, gan vnd ie die vorderft vsgericht werden fol. 
82) Das die elteften benbel am redten der 
fürgemiSten faden vor dannen gan follen AU 
retäbenbel die vor vnſern vffern gerichten an bas recht der 
furgeflagnen faden gewist, die föllen von vnſern ftattidribern 
in das bud) casuum reseruatorum mit folicher guter ordnung 
geichriben werden, bas ie der elteft Handel vor dem jungen in der 
ordnung ftand. Den jöllen für ir Arbeit [eh (Pfund) *) pfennig 
veruolgen. Vnd fol onfer Schulths oder fin ftatthalter dheins 
der felben geichefften bi finem eid nit fürnemen ein für bag 
ander. Dann mir mellen, bas ie die eltefte ſach den vorgang 
Bab und vSgetragen merde, die irrung bomit fürzefomen, das 


*) Das Cingefflammerte geftriden. 
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ein ieber ber erft mellt fin, dodurch aber bie elteften zu vötreg- 
lichen rechten nit fomen möchten. 

83) Das am gericht der fürgeflagnen fade 
niemand fein verdanf fol gegeben werden. n 
diemil bas Cafactret gericht, als ob ftat, bas entlich vorteil ertrog, 
fo adten mir zimlich, bas an demfelben bhein ander richter ji, 
dann vnfer Sulth3 oder fin ftatthalter. C3 {ol ouch niemand 
doſelbs einichen verdank gegeben werben, bomit iemans burd 
folio vfzüg find vatraglichen rechtens nit gehindert merde. 

84) Das ein handel ftill fol ftan, borumi 
temans am gericht vmbebadt ift ze vrteilen und 
fih vor einem erfamen rat nimpt ze bedenken. 
Wirt iemand vmb ein vrteil an vnferm vfjern gericht gefragt 
ond fi der der vrteil nimpt für vnfern rat 3e bebenfen, jo 
fol vnfer ridter in fragen, ob er bi finem cid behalten mag, 
das er der vrteil nit bedacht fi. Und mo er das alfo bi finem 
cid beheben mag, fo fol dann der handel, borumb er fich nimpt 
ze bedenken, ftill ftan, bid der vor vnſerm rat beraten mitt. 
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1. Weisthum über Ehegüterredt. 
(26. Oct. 1503.) 
R. IL 508. 
Mir der fdultbeis und rat ze Friburg tunb fund hiemit, 


das vff bijer batum vor vns ift erfdinen der erber fans zum 
Bad von Sigriſwyl innamen vnd ala ein vogt Aennilis Wolf: 
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gangs von Louppen eeliche gemachel, vnd hat von derſelben ſinr 
vogt tochter wegen vns gebetten, im vnſer ſtatt handueſte vnd 
rechtens der wybern halb ein lüterung ze geben über die do, 
nachdem vnd ſi in die ee komen ſind, etwas erben oder den etwas 
gegeben wirt, domit ſich ſin vogttochter des wüß zu ir zit ze 
behelfen, begert ouch innamen als vor von vns ze wüſſen, ob 
icht die fryungbrief, ſo ir vnſer lieben mitburger von Bern 
hetten gegeben, bi vns ftatthaftig fin ſolten oder möchten. 
Vnd ſo wir im ſin bitt gnug fugſam geacht, ſo haben wir 
im of fin erſt bitt vnſer ftatt hantueſte erclert, mie das die 
wyſt, das ds wip, der do etwas gegeben wirt oder an welichs 
etwas erbs anuellt, nachdem vnd ſi zu der ee iſt komen, mit 
ſolichem ererbten oder gegebnen gut tun, laſſen vnd handlen 
mag nach irm fryen willen vud geuallen, von irm man vnd 
kindern luter vnerſucht, bi welchem rechten wir ouch ein jede 
frouw handhaben, ſchützen vnd ſchirmen, doch den rechten gelten 
one ſchaden, denen ſi ſchuldig were. So verr es aber die 
fryung vnſer lieben mitburger von Bern berürte, die lieſſen 
wir in irm wert beliben. Wo Wolfgang von Louppen vnd ſin 
wip hinder vns ziechen, ſo wellen wir ſi halten vnd haben 
als ander vnſer burger vnd hinderſeſſen vnd ſi nach vnſer ſtatt 
rechtens vnd ordnungen vnd ſunſt anders nit bedenken, alle 
geuerd vermitten in craft dis briefs, ben mir des zu befant- 
niffen mit onjer ftatt ingedrufts fecret haben bemaren laffen, 
geben vf dbonftag8 vor Symons und Jude 1503. 


2. Berbot der Einführung ded „neuen Rechts“ zu Faun. 
(6. Febr. 1505.) 
R. IL: 67 a 


Mir der Schulths und rat zu Friburg tunb funt biemit, 
als vns dann vf difer zit vnſer lieben getrümen die vnſern 
von Jaun gemeinlid durch ir anmalt mit bemut haben laffen 
anferen, ft bi iren frybeiten ond althargebradten guten üebungen 
ires lands gnabenclid beliben zu lafjen vngeftattet bas jemand 


Indiviſion. 4 


fin recht vfgetan vnd wider von nümen Dingen angeuangen 
merde, dann ſolichs an mittel wider ir landredt zu bem, bas 
zu erforgen mere, bag inen doru3 vil unrumen wurden erwachlen, 
befundber durch bas fit ein ieber beffelben bebelfen, irn rect- 
liden lütrungen nit geleben, die miberteil befümberen vnd zu 
verberplichem ſchaden bringen melte, bauor fi vns hoch anruften 
fi ze befchügend. Dorumb inen ala vnfern lieben bifunder 
in jolihem zu hülf zefomen nu vnd vfenthalt mir ze bes 
wirken, fo haben mir folichen ir lantabotten für ein antmurt 
gegeben, wir mellen fi folicher ir obangezeigten üebungen, das 
Jemand das recht von nümen Dingen vfgetan werde, von nu 
bin vertagen vnd fi in difem ftud bi irm lantrechten des gerichts 
vnd der vrteilen beliben laſſen alfo bas fi bomiber nieman3 
befümberen noch mit nüwem gerichtsanuangen ombtryben folle. 
Dod jo behalten mir denen den Bug oder Uppellat futer vor, 
die fi) in der unfern vrteil befmert funden, da3 die vor vns 
ala oberberren zu Jaun nad folider der vnſern von Saun 
vrteil appelliern und fi funft miter noch verrer nit erjuchen 
mogen, geuerb ond arglift Inter binbangelebt in craft dif briefs, 
den mir mit onfer ftatt vigebrudtem infigel baben bemaren 
lafjen vf den feMaten tag bornung3 1505. 


3. Weidthum über Gudivifion. 
(16. April 1543.) 
R. V. 400 b. 


Nous l’aduoye... de la ville de Frybourg faisons 
scauoir a tous par ces presentes quil est chose veritable 
que danciennete jusques a present ainsi que nauons 
memoire du contraire, — auons eheu de coustume vser 
sur nos subjects et bourgeois de nostre ville que ceulx 
qui sont este indeuis et de leurs biens contribuant et 
communicant par ensemble, ont participe en tous et 
chacuns leurs accidents soit en guaing soit en perte en 
sorte que ils ont par ensemble pourtes les charges deptes 
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et pertes et aussi eheus part aulx esmolumens et proufits 
si le cas feust que telle chose soyt aduenue. 

Et par aultant que Niclaus Wagner alias Nunoug 
residant de nostre ville nous a informe luy estre neces- 
saire de ce en auoir apparence pour sen ayder a certaines 
ses affaires icelles luy auons concede soub nostre sean 


secret sans nostre preiudice Lundi apres Jubilate anno 
1543. 


4. Weisthum über Liegenſchafts⸗Zugrecht. 
(17. Juni 1546.) 
R. VI. 101 b. 


Nous laduoye et conseil de la ville de Fribourg ... 
attestons par la presente lus et coustume pardeuers 
nous estre telle que quelconque en proximite est appa- 
rente jusques au quatriesme degre en linie descendante 
ou ascendante soit du genre masculin ou feminin a la 
personne faisant vne vendition de bien en meuble icelluy 
peult et doibt jouxte le contenu de nos chartres tirer 
et prendre le marchie dicelle vendition jusques au degre 
susdit sans que personne y aye a contreuenir. Et pour 
verification de ce auons scele la presente du seau secret. 
de nostre ville Jeudi apres pentecouste 1546. 


5. Landredt von Yann. 
(13. Sept. 1560.) 
R. IX.: 223 a. 


Wir der Schulths nd rat der ftatt Friburg befennenb 
offenti® mit Difem brief, bas vj hütigen tag für uns fomen 
find Die erfamen gejanten onfer getrümen lieben lantlüten vnd 
ondertanen vnſer herrſchaft Joun und habend vns in namen 
der ganzen lantſchaft Soun ze verftan geben, baz obmol fi 
bishar nad irn alten guten gemonbeiten under einandren vnd 
mit irm nadpuren in fridlih rumigem ftanb vnb fun gelept, 
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fit oud für und für irs lantredten bebelfen wölten, ft doch 
von nôten bebunfen, foliches ir lantredt ze ernümern und borin 
die ding, fo irrung fpan und zwytracht nit allein vonder ben 
inmonern fonder8 oud zmüfchend inen und gebadten irm nad: 
puren 03 mißuerftand ftiften vnd bringen möchtend, burd vnfre 
lütrung vnd giitig anfeden erbeffren ze lafjen vnd deßhalben 
vns in aller demut anfert vnd gebetten, Das mir gnediclich 
jolides von inen vfnemmen vnd die artifel und orbnungen, 
fo ft guter meinung vnd zu 'vfenthalt guter policy vnd irs 
lantrechtens angejeden vnd vns hiemit in gefrift übergeben, 
verhören, ermejjen, was billih, borin beftetigen, was aber vn- 
zuläſſig vnd vns mißfellig mere, als ein gütige berrichaft 
erbefiren, meren, mindren vnd endren ond nad vnfer beiter 
mwolmeinung irm vertrüwen nad darin banblen. AIS mir 
nun {blico ihr anbringen Gottes even und ber billigfeit gemeß 
befunden und vns pflichten halb mol gezimpt, den vonjern in 
vechtmeffigen faden ze willfaren, haben mir boruf etlich vnjer 
mitreten georbnet vnd inen beuolden, obingement artilel für 
ft zenemmen, wol ze bebenfen und vns ir lütrung darüber 
zegeben. Vnd nachdem ſoliches alles der notturft nad) eritattet 
ond vf bütigem tag oud der Tenge nad) gebadter vnfer ges 
trümen lieben vndertanen von Joun meinung vnd ir geftalte 
orbnung mol ermegen und verftanden, haben wir vnjer lütrung 
geben und beſchließlich barin geordnet wie bernad volget, namlich 

Zu anfang alle vnridtigfeit die fid von irer alme vnd 
gemeiner weidfart megen zmüjchen inen und den inbabern der 
güteren, |yenb berg, vorfäß oder andre ligend und inbefchloßne 
ſtück ertrichts, an die alme ftoßend, möchte Fünftiglich begeben, 
hinweg zetund vnd eegemelt Eren lantlüt miffen mögind, wie 
fi in fal jolider vnridtig'eit banblen jällend, Haben wir zu 
lütrung Des geordnet, bas mann fit, mie obftat, der alme 
wegen jtöß vnd fpin zutragen alfo bas die inbaber der zins- 
baren gütren wyter dan ir ail ond mard vf die almend groffen 
wurden, jo ed einen inmonern und fantman antrifft, follinb 
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vnd mogind zwen oder bry vnparteiifch vnd vnuerlimbbet 
lantlüt dorumb zügen vnd es bi der mard, fo fi bezügen 
werben , beliben one miberipredien, cè were dan fad bas der 
inbaber des zinsbaren ftud darmwiber möchte erzeigen. Wan 
aber ber ftoß ander perfonen, vjjertbalb der Lantichaft gejellen, 
berüren wellte, diewyl die lantlüt der alme balb anjpredig 
find, fol ir Teiner barumb funtidait vnd zügnus ze tragen 
haben, fonder ben vermeinten übergriff und mard mit vnpar: 
teiſchen Tuntichafte erwyfen. — Zum andern als eegemelt 
lantlüt vnzhar nit im brud gebept, bas die l'inbäfint an ftatt 
irs abgangnen vatter8 babinb mogen erben, biewyl ſolichs 
natürlichen und gef@ribnen rechten ongemek ift, mellend wir 
es hiedurch abgetan vnd Hingegen geordnet und angejechen 
haben, das in der abfiggenden Linien der ſipſchaft die kinds⸗ 
finder nun binfür in der lantichaft Soun an irer verjcheidnen 
vättern ftatt großvätterlid und grokmütterli gut, als ire 
vätter hettind mogen tun, one einich widerfpreden jöllind erben, 
wie in onfer vnd andern ftetten der brud und redt ift. — 
Aber antreffend brüber vnd ſchweſter, jo einandern verteilt und 
geichidiget find, ſöllen des abgegangnen bruders finder das gut, 
jo irs vatterS bruber one Iyberben verlafien, nit erben, fon: 
ders ander fine gejchwifterten, es fie dan fad, bas der ver: 
feiben ift, fein bruder oder ſchweſter verlaffen hab oder mit 
fines bruder feligen finden in vnuerteilten güetern geſeſſen 
jue. Alsdan mögen fi nod vnfer ftatt vecht erben an ir 
vatter3 ftatt. — Zum dritten diemwyl fi fich beſchwerend dea 
furzen zil3, fo fi in bezüchung der Youfen bishar gepflegt ze 
haben, namlich) allein ſechs muden und dry tag, lajjen wir 
inen nad), dad in bas künftig ein ieber foufsgenoß den fouf 
cine3 ligenben ftud3 züchen und nemmen möge innertbalb eines 
jar8 vnd eines tags ſouerr der ben foufzug haben mil oder 
vermeint zetund dem Toufer alles fin vsgeben gelt fampt bem 
zimlichen foften, ben er. borumb getragen (dev oud nit über: 
ſchwenklich fin fol), aljo bar, man er den fouf nimpt, erlege 
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ond darin handle nach vnfer ftatt recht. So bas ban gefchicht, 
mag er ben fouf zuͤchen mit allen gebingen, mie berfelbig be: 
ſchloſſen iſt. Zum vierten ala fi oud von altem Bar 
fomen für ein lantredht gebept, das die eelüt vf einanbren 
nübit haben nod nemmen follind bis fi eelich lebend Finder mit 
einander gewinnint, fonber jo der ein vor dem anbern one 
eelich Igberben, von inen beiden geborn, abftirbt, ein jeber fich 
fins zugebrachten gut3 benüegen und damit ab des andern gui 
zuchen fol, haben mir foliches vf ir barumb getane pitt no: 
mal ze bruden nachgelaffen, beftettiget vnd bemilget, doch bars 
neben ouch geordnet, bas die eelüt des, jo obftat, ungehindert 
einander mögend in zimlichkeit begaben onb mas fi einanbern 
vergaben beftenbig fin fol, fi habind Finder oder nit. — Zum 
fünften mie fie ouch in loplidem brud vnd lantredten ge: 
bept, bas die finder ir elter als vatter ond mutter erben mögen, 
lafjen mir ſolichs nochmaln barby biyben, ea ſye ban fach, bas 
ein int fin vatter ond mutter überjechen tuye, in melichem 
val vatter vnd mutter gmalt und macht haben jöllen, bem vn⸗ 
geborfamen fint ir leben lang nübit gegeben vnd e8 nad irem 
tod zeenterben, fo die überjehung ſolichs nad vnfern rechten 
verfchulden und eruorbren mag. Uber fo vatter und mutter 
meer dan ein3 fint überfomen, jo inen in allen zimlichen 
dingen geborfamen, follen fi nit gmalt haben, einem mwyter dan 
dem andern ze vergaben, ſonders fi glychlich halten und machen 
in iren güetern, dan allein in naguolgenden ftuden. Namlich 
jo ein meer vmb fi verdient bette ban bas ander, welichem 
bili fin lidlon in gzimlifeit vnd nit zehoch geftimpt vnd 
vorus gelafien vnd werden fol. Vnd daß der vatter gmalt 
Babe, dem fun rof harniſch gmeer und Fleider zeuergaben vnd 
die mutter der tochter ir morgengab, houptgwand, fleiber und 
fleinotter. Dod fo mellen mir ben vatter und mutter über 
bas alles oud gefryet haben irer varenden hab, bas fi v3 ber- 
felben nad vnſer ftattrecht einem tint meer dann dem andern 
vergaben mogind nad eruordrung fine3 verdienft. — Zum 
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ſechs ten diemyl wir aff von Got dem. Bern vf difem ertrid 
onfer eignen güetren Balb fry find gefebt, haben wir bemelten 
onfern lantlüten oud zugelajlen, bad wo under inen ein frye 
perfon mere, die Tein natürlih vnd redtgemef erben Bette, 
diefelbe ir fry gut, fo der tobnen band nit vnderwürfig ift, 
frolid Hingeben vnb vergaben möge, man e8 ir geualt, mit 
vorbebaltung der berichaft geredtigleit ond mit gebingen, bas 
biefelbe gabung folle für vn3, ee fi kraft hab, gebracht und 
durch vn3 beflettigt werden. — Zum fibenden lafjen wir 
inen oud nad, Das in Toüfen vnd verfoüfen ligenber ober 
varender güetern fo ire nadpuren und umbfeffen Halten vnd 
mit inen aller geftalt banblen mögind, wie fi von inen ge 
halten werden. — Zum adten zu mybung vonnüber ver: 
thuyung Iychtueriger hushabern, die nit allein ir fonder ouch 
irer eefroumen vnd finden gut mit vnnntz vertun möchten, 
haben wir geordnet vnd mellen, das er ftatt babe, das fobald 
einer vermerkt wirt, nit nach gezimenden eeren buszebalten, 
fonder3 fin, finer husfrouwen vnd finden gut vertut, {Ole 
von ſtund fôlihes fin gut zu Der berrichaft handen geftellt 
ond durch vnfern vogt zu Soun, fo ie zu ziten fin wirt, ein 
verwejer vnd vogt darüber geordnet werden, on welches gunſt 
vnd wüfjen der man weder fouf noch verfouf oder andere pace 
tungen bejchließen noch treffen (mag). Bud ob er einid harwider 
tete, biejelbe Biemit fraft[o3 erfant fin. Vnd fol doch der 
geordneter vogt Fein gwalt haben, demfelbigen gut zu nachteil 
üßit ze verhandlen. — Zum nünten, diemyl ze bejorgen, 
bas die lantſchaft (alè anderswo geſchicht) mit frembem volt 
bejegt merde, haben mir inen verbotten, das fi fein frembden 
jollind in der lantſchaft Joun figen laffen nod empfaden on 
onfern vergunft vnd vermilgen, fonber alle die frembben, fo 
ih by inen niberlaffen wellend, für vns wyſen. Vnd fo mir 
einem fin niederlaß daſelbs bemilgen wurden, follen fi Dod 
nit verbunden fin, denjelben vf die alme und gemeine veldfart 
mit finem vid varen gelaffen dan allein fouil ime die lant- 
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fait nadlaffen vnd erlouben wirt vnait derfelbig bas lant- 
redt von inen erfouft vnd fit mit inen deſſenhalb güeticlich 
vertragen hab. So ban das gejchechen, follen fi ine der 
alminen teilhaft machen vnd fin laffen al8 ein ander lant- 
man. — Zum letjten fitmal (leider) bifer zit die religion 
in fpänigen verftand geuallen vnd aber menger, fo nit vnfer 
religion ift, Binder der lantſchaft Joun güeter befigt, doruf etliche 
zit wonet und die bumet, aber in folichem Fein chriftenliche 
geborfame tun mil, haben mir geordnet, das gedacht vnfer 
lantlüt von Soun mit iren nadpuren früntlih leben vnb 
onfer vogt ond ftattbalter dafelb3 gut acht haben vf diejenigen, 
{o vſſerthalb vnſern gebieten gejejlen vnd aber Binder gemelter 
herrichaft giieter inhabend und bumend, ob fi vnſer manbat 
mit fleifh effen an verbotten tagen, firtagbruò vnd andern 
dingen verachtlich übertretend vnd die fi alfo bandlende findend, 
nad) verniog vnſer ordnungen fürnemmen vnd firajen. Doch 
follend fi keinen trengen noch zwingen, ben kilchgang und riften= 
lie gehorjame zetund, ed {ye dan fac), das einer ein zit lang 
of finen güetern mit füwr ond mit liecht gefeffen mere, melichen 
in dem val vnjer ftatthalter fol erfragen, ob er fi in der 
lantſchaft melle Hushablich niberlagen und, fo er dan ein 
abjchlegige antwurt gibt, ine beiffen 03 bem lant züchen. Dan 
wir nit mellenb, bas darin gegen niemand einiche geuerd ger 
brucht werdind. — Vnd jolicher geftalt haben mir vf dißmal 
gebadten vnjern getrümen lieben vndertanen von Soun bis 
lantrecht in gejchrift gegeben gegen inen vnd gegen meuc- 
lichen one meigrung ze halten mit gebott, bas ein jeder dem 
nadfomen, in vrteilen vnd andern {penigen jadjen ſich des ge: 
bruchen, barmider nit reden, tun, raten noch banblen jölle in 
feinem weg. Dan mir fi darby bantbaben, ſchützen vnd ſchirmen 
mellen fo lang und vil er vns geuellig fin wirt, fi barby be. 
liben gelaffen, vns berbalben vorbehaltende, nad) unferm gut 
bedunfen vnd geftalt der inrygenden jachen darin zeendren, 
geminbren und zemeeren, mas füglich vnd rehtmäifig befunden 
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wirt, alles erberlih. — Vnd zu fin dea alles Baben mir 
bifen brief mit unfer ftatt fecret beuefinen und befiglen lafien, 
vns bod in alveg one ſchaden. Beſchechen vf ben drüzechenden 
tag feptembri3, bo nach ber Beilfamen Gbrifti geburt gezalt ward 
tufend fünfbunbert und fedaig. 


6. Sqhiedſpruch über die Derfsensfienféaitéregte von Corbaft. 
(21. Mai 1563.) 


R. X. 158 a. 


Wir der jhulth vnd rat der fiatt Fryburg tund Fund 
offenlich biemit, bas Dit abermaln für vns fomen find die 
erfamen vnjer getritwe lieb undertanen namlich Peter Homan 
der einen und die verorbnoten von Gurbaft der kilchhoͤry Gur- 
mel anders teils. Vnd Bat gen. Homan abermaln anzeigen 
laflen, bas obwoln er von und bieuor ein befantnus erlangt, 
wie die vnfern von Gurbaft ine follend laſſen mit inen ge 
meinden vnd teilbaft fin an irer gemeinmeib onb holtzhow zur 
gine und fine notturft, mellend fi ime doch darin ein intrag 
tun vnd ime nit geftatten, bas er an irm gemeinen bachofen 
badge noch ime fin erlittnen coften vsrichten, wenden oud für, 
vrfre befantnuß ftredfe {id nit wyter ban vf fyn Ieben lang, 
bas ine bejchwere, vermeint, er folle Iut vufer vrteil nit allein 
fin leben lang folicher ime zugeiprochner rechtſame teilhaftig 
fon, fonder die ine erben und ime nachlomen werden ou, mit 
vnbertenigen pitten, ba8 wir im über bas alle unire lüterung 
geben und die von Gurbaft, fyne nadburen, vermögen, ine Tut 
vnfrer befantnuß ſyner rechtjame genießen ze lajfen. Als nun 
erjigenempte von Gurdaft aller lenge nad den fpan, fo fi mit 
gemeltem Homan bisbar gebebt, erzelt, vnnoͤtlich bie ze äfren, 
ond barby angezeigt, mie fi vrbüttig fgenb, ime fyn leben lang 
bas, jo wir ime zugorbnet, gütiglich merben 3e lafjen, wie banni 
wir es oud anfang angejedeu vnd erfent vnangeleÿen ded, 
das er, wie e8 ſich finden wirt, alle ſyn rechtſame mit ſynem 
gut verfouft babe. Doch vermeinen fi, nit jchuldig ze find, 
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ine in irm badofen baden ze faffen von finr feltamfeit 
wegen, mo er ſich aber früntlicher halten, wurden fi villicht ges 
urſachet, mit ime bas megeft ze tunb, fyend ime oud ben 
coften nit fulbig, fo er von langem har mit jynem vorigen 
handel vfgetriben, fonber allein den, darumb inen ein nüm 
recht vfgetan worden, welchen fi jhaffen vnd nad getaner 
ſchatzung in vnfer ampty zu vnpartyiſchen handen tun laffen — 
haben mir vf verhör ded alles entlich gejproden und geordnet, 
wellen ou, das genannter Homan fich des erjettige, ala bilid 
ift, namlid bas gebadter Homan allein fyn leben lang der 
redtjame, fo wir ime gegen ben vnſern von Gurdaft an meib, 
holzhöw und gine zugeſprochen, nad fut und vermog der 
befantnu3, fo er von ons bat, genießig fyn vnd jölle das gelt, 
jo an vnfer canzly gelegt worden, von fine coften3 megen, 
darus nemen vnd fich def erfettigen, damit oud gegen fynen 
nadpuren rumig plyben und fit mit inen nachpürlich ergeigen, 
wie gut dorfgenoffen vnb gemeinber ze tunb verbunden find 
one wyter eruorderung. Des badens halb mellend mir, dad v8 
gnaben die dorfgenofien obgemelt ine follend darin baden laffen 
der zyt vnd wyl es inen geuellig fn vnd er mit inen früntlich 
leben wirt. Dann mo nit, jo mögen und follen fi gemalt 
haben, ime denjelbigen ofen zeuerbieten. Vnd funft jöllend fi 
oud mit ime früntlich leben, ime weder anlaß nod vrſach zu 
zant vnd vneittigleit geben, fonder fid als gut fründ vnd 
nadpuren gegen ine erzeigen und ime an ſyn redtfame des 
weidgangs, holzhöw vnd züne, mie wird zwüſchen inen voran 
geordnet vnd v3bedingi, ganz vnd gar Fein yntrag tun meber 
heimlich noch offenlich, und daS by verlierung vnfer gnad gegen 
dem teile, von mellidem erftattung Halb biejes und voriges 
vnſers ſchreibens mangel barreiden merde, alles in fraft dif 
brief8, ben mir zum jchyn bem begerenden under vnferm fecret, 
uns doch on ſchaden, geben Laffen of Frytag ben rrj mejens 1563. 
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muns comme vng des leurs entendant par vertu de leur 
franchises len deiecter et priuer. Et sur ce le dict 
Ihenin auroit demonstre comme il auroit faict au diet 
Granuillar longue residence ja auant que le conte de Gruyere 
feust paruenu a nos mains et que le bien (de) sa femme 
viuant son pere estoit priuilege de pouuoir jouir du dict 
bien commun comme vng aultre natif du lieu, ce nonobstant 
il se seroit offert destre a nostre cognoissance et de 
donner aulx dicts du Granduillar ce quil nous plairait 
ordonner. Apres beaucoup dominables *) demonstrances et 
aduis donnes aux ambes parties de se reigler a raison et 
considere le toutaige, aussi apres que ycelles nont voulu 
accepter certaines amiables prononciations faictes par 
nostre moderne ballif Carle Fruyo, nous auons ce jour dhuy 
(este entendues leurs raisons) ordonne que daultant il 
ne se conste aultrement sinon que le dict Johan Ihenin 
durant la demeurance quil a faict au dict Granuillar 
tant sous la gubernation du jadis conte que apres soub 
nostre subiection et quil a preste serement comme aussi 
ont faict les aultres en prenant nostre possession de la par- 
tie du dict conte et **) nous reduicte et depuis sest monstre 
bon subject obeissant a nos commandements, — en respect 
de tont ce et que le jadis seigneur conte la aussi laisse 
resider au dict Granuillar sans que sachons luy ayt este 
faict empechement par nos dicts modernes subjects, les 
dicts proudhommes du dict Granuillar doiuent laisser com- 
muner le dict Ihenin auecque eulx aux montaignes pas- 
quiers et biens communs tout ainsi que vng deulx et 
comme les predecesseurs de sa femme ont vse sans luy 
faire empeschement et molestation alencontre, en facon 
que ce soit, en leur payant (ce quil doit faire prompte- 
ment) cinquante florins nostre monnoye pour son intraige, 


*) d’amiables ? **) à? 
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toutefoys nentendons aulcunement par ce preiudicier aulx 
franchises des dicts nos subject, (lesquels doiuent estre 
valides enuers aultres aduenaires au futur ni aussi par 
ce faire innouation a personne qui a laduenir cherchera 
sa demeurance riere la communite du dict Granuillar. 
Faict soub nostre seau secret sans nostre preiudice en 
reseruant en tout ce nostre bon vouloir. Le mj de 
Juillet lan 1569. 


10. Rathsſpruch in Sachen Faure gegen Gemeinde Billarbolar 
betr. Anfprud an den Burgerunten. 
(18. Sanuar 1570.) 
R. XI. 88. 


Nous les aduayer et conseil de Fribourg a tous 
fesons scauoir que ce jour d’huy sus la comparoissance 
et remonstrance faicte par Jaques Faure natif de Charmey 
et de present residant a Villarduolar riere nostre Sei- 
gneurie de Corbiere desirant induire nos feaulx subjects 
du dit Villarduolar de le recepuoir en leur communance 
et laisser jouir de leur pasquiers communs comme vng 
deulx a cause du bien que illecq il auoir aquis, offrant 
conuenir auecque eulx selon leur ordonnance et aussi que 
aultres deuant luy auoyent faict. A ce resistant les 
communes des dicts proudhommes de Villarduolar asseu- 
rant que sils estoyent contraints recepuoir en leur com- 
munal tous ceulx qui aqueroyent riere eulx quelques 
pieces et maisons, cela leur reuiendroit a grand domaige 
et dechasseroit les vrays habiteurs natifs au dit lieu 
hors de leurs maisons, a ceste raison nous humblement 
priant ne les vouloir contraindre a ce faire, mais dire 
audit Jacques Faure quil se contente de ce que lon ne 
jui faict contredicte ni empeschement a la jouissance de 
ses biens aquis comme ce tout a este plus amplement 
dit par ambes parties. Apres auoir bien entendu leurs 
raisons et considere la consequence nous auons entre eulx 
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ordonne ce que sensuyt, ascauoir que daultant le dict 
Jacques Faure nest estrangier ni aduenaire mais natif 
au pais de Charmey et longtemps a faict sa residence 
a Broch au bon contentement des proudhommes du dict 
lieu qui lont faict participan de leur communal, les dicts 
nos feaulx subjects du dict Villarduolar le doigent recep- 
voir en leur communal comme lung deulx et le laisser 
jouir de leurs communs par vertu de ses aquis duran 
quil fera residence au dict lieu sans contredire, par telle 
condicion et expresse reserue quil doige conuenir auecq 
eulx raisonablement pour lentraige a lordonnance de 
notre chastelain de Corbiere et ne sarrester a peu doigent 
et en apres ne doigt pasturer sur leurs pasquiers com- 
muns si non auecque les bestes soyent paches ou ma- 
geons *) quil pourra yuerner de la pasture yverne sur ses 
biens aquis sans en achepter daultre et sentretenir en 
toutes choses raisonables aueeque la dicte commune de 
telle sorte quil nayent occasion se plaindre justement 
de luy mais en reaynie bon contentement et que la 
presente permission de grace au dicte Jaques Faure faicte 
ne soit preiudicialle ni face ni consequence mauuaise 4 
la dicte nostre comunaucte de Villarduolar touchant aul- 
tres estrangiers qui semblablement vouldroyent venir 
abiter riere ycelle en tout, et reseruant notre bon plaisir 
et vouloir dont pour apparence de ce luy auons faict 
donner la presente, scelee de nostre sceau secret, sans 
nostre preiudice. Faict 18 de januier lan 1570. 


11. Rathsſpruch zu Geftattung directer Pfändung der Schuldner von 
Kloſter Marſens ohne Dazwiſchenkunft sbrigteitiiter Beamter. 


(8. Yan. 1571.) 
R. XII. 36 b. 
Nous les lieutenant et conseil de la ville de Frybourg 
a tous fesons scauoir que respectant a la negligence des 


®) paches ou mageons = Kühe (pascere) oder Rinder. 
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redeuables censiers de nostre venerable maison et mo- 
nastere de Marsens gisant riere nostre Seigneurie 
dEverdes qui nonobstant admonestations gracieuses de 
la part de reuerends et deuots seigneurs abbes d’icelle 
a eulx faictes ne font semblant de sacquiter de leur deues 
censes et aultres esmolumens de droict a la dicte maison 
appartenants, mays se laissent molester et poursuyure 
auecque costanges par les officiers, considerant aussi la 
dicte nostre venerable maison perceuoir en diuers lieux 
et seigneuries de nos terres ou sans le comandement 
de nos officiers nest permis faire execution de gaige par 
son propre sergeant et mestraul (ce) qui cause retardation 
aux paiements de ses droicts et apporte aulx debiteurs 
plus grandes costanges, — a lhumble requeste de reuerend 
et tres deuot pere en Dieu frere Claude Frachibo mo- 
derne abbe et recteur de la dicte maison de Marsens 
qui nous a ce jour dhuy faict entendre ce quest dessus 
et que par ce la dicte maison recoit tres grand domaige, 
Nous luy auons (de grace speciale et seulement pour 
laduancement de la dicte maison et si longtems quil nous 
plaira et le trouuerons permectable) oultroie et concede, 
concedons oultroions et permettons de pouuoir par son 
sergeant mestraul et officiers a ce deputes par et en toutes 
nos jurisdictions, balliaiges et chastellainies recouurer et 
faire recepte de toutes censes directes et des lods reprises 
ou oultres droictures et esmoluments diceulx provenans et 
dependans et en refus ou aultre occurente necessite 
gaiger les debiteurs ses censiers seulement et non aul- 
tres pour les dictes censes directes et leurs dependances, 
notifier le gaigement vendition et mise en possession 
et faire toutes executions de gaiges selon le droict et 
coustume du pays des biens meubles et pieces mouuantes 
de la dicte maison, en ses recognoissances contenues, sans 
vser en saidant des officiers de la seigneurie ou le dict 
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debiteur son censier fera residence ou les pieces geui 
sans mean que voullant en ayant faict le gaigement 
lofficier de la dicte maison soit tenu de reueler a nostre 
officier et chastelain du lieu et faire leuer les executions 
sous son seau et non soub scelluy du seigneur, — apres 
et auecque ce laisser paruenir au dict nostre officier du 
dict lieu ou les executions se feront tous ses droicts 
sans en cacher ni obfusquer aulcung sous pretexte et 
vmbre que ce soit soub crainte de estre chastie estant 
sa faulte manifeste. Et ce en recognoissance de la haulte, 
moyenne et basse jurisdiction qui a nous comme sei- 
gneurs et souuerains appartient sur les personnes et 
biens desdicts subjects censiers de la dicte maison de 
Marsens. Et aux fins que ne le dict seigneur abbe de present 
ni les successeurs en la dicte maison ni aussi les religieux 
dicelle ne puissent a laduenir sapproprier et faire droicture 
de debuoir ou pouuoir pour vertu du present oultroy et 
permission faire tel office en perpetuite riere nos dicts 
seigneuries nous nentendons que ce ne leur doibt ni 
presentement ni en futur faire ni causer droict propriete 
ni droicture quelle quelle soit ni aulcune prescription 
vs ou coustume si tant estoit que la dicte maison vsa 
de ceste permission - plus longuement que memoyre de 
personne sans contredict ou que nous ou nos successeurs 
ne fissions aultre ordonnance. Car en ce nous ne voulons 
que rien nous doibue nuire ni preiudicier a nos dicts droicts 
lesquels nous reseruons en tout et partout ni aussi ayder 
ou proufiter a la dicte nostre maison, — par ce nous re- 
seruant aussi de pouuoir interdire et reuocquer la pre- 
sente et que le dict seigneur et ses successeurs soyent 
tenus la nous remettre entiere tant de foys quil nous 
plaira ou a nos successeurs au temps aduenir. En foy 
de quoi tout nous lauons faict sceler de nostre seau se- 
cret sans aulcung preiudice de nos droicts et signer par 
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nostre secretaire en retenant ung double en perpetuelle 
memoyre aulx successeurs. Passe le huietiesme jour du 
moys de januier lan de grace (de) nostre redempteur mil 
cinq cents septante et vng pris a la natiuite. 


12. Großrathöfpend in Sachen Joh. Ihenin gegen Grandvillar 
betr. Burgernutzen. 
(31. Mai 1571) 
R. XII. 60 a. 


Nous les lieutenant petit et grand conseil de la 
ville de Frybourg certifions a tous par la presente que 
par deuant nous sont venus les commis du Granduillar 
nos feaulx subjects dune et Jehan Jeneina du Chasteau- 
deyes residant au dict lieu aussi nostre ame subject 
daultre part pour auoir nostre sommaire et finale declai- 
ration et ordonnance si les dictes nos subjects du Grand- 
uillar deuoient laisser le dict Jehan Jeneina participer 
aulx montaignes et pasquiers communs de leur communaul 
auecq toutes ses bestes quil peult nourrir tant des biens 
de sa femme que de ses aquis comme le dict Jeneina 
disoit luy auoir este permis par mon dict petit conseil 
dont les proudhommes du dict Granuillar se tenoient fort 
charges et aggraues et ne vouloyent conceder au dict Jeneina 
de pasturer aux dicts pasquiers et montaignes communs 
sinon le bestial quil pouuoit nourrir sur le bien paternel 
de sa femme fille de feu Claude Mora. Ayant donques 
au long entendu la suplication des dicts nos subjects du 
Granduillar contenant pour non faire mauuaise con- 
sequence a leur posterite ils ne pouuoyent faire la per- 
mission au dict Janeina quil demandoit, mais soffroyent 
et se soubmettoyent pour bien de paix luy laisser par- 
venir en leurs biens et montaignes communes le pasquier 
et jouissaire rate du bestial quil pourra yuerner sur le 
bien de sa dicte femme et non de ses aquis et outre ce 
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encore trois vaiches, priant induire le dict Jeneina se 
contenter de leur dict offre, — et reciproquement ayant aussi 
entendu les defenses du dict Jeneina prenant son aquis 
a la lettre quil a obtenu de mon dict le petit conseil 
contenant en substance que en payant cinquante florins 
il deust estre jouissant des diets biens communs comme 
vng des aultres communaulx ainsi que tout en a este en 
longues paroles dict ef recite par ambes parties, — nous 
auons sur cela donne ceste declairation, — cest que non 
obstant la lettre obtenue par le dict Jeneina de notre 
dict petit conseil nous voulons et ordonnons que le dict 
Jeneina doit se contenter de loffre a luy comme des- 
sus faicte par les dicts nos subjects du Granuillar, asca- 
voir quil doit vser et jouir du dict bien commun seulement 
a la rate du bestial quil peult yuerner sur le bien de 
sa femme et non sur ses aquis faicts ou à faire sil nest 
le bon vouloir de la dicte communite daultant quil se 
conste que le dict Jeneina au comencement de la pre- 
sente litigation nauoit demande davantaige et sen estoit 
contente si la communite leust voulu permettre. Toutefois 
ne doit luy estre defendu mais permis de faire tant da- 
quis que sa faculte pourra supporter sans contredict des 
nostres. Et pour bien de paix voulons aussi en super- 
fluite que nos dicts subjects du Granuillar luy permet- 
tent encore quatre vaiches oultre la jouissance du dict 
bestial pour les mener sus les dictes montaignes et biens 
communs du dict Granuillar, voulant par ainsi que ambes 
parties soyent pacifiees sans soy playdoyer plus oultre 
sur la presente question ni a Gruyere ni par deuant 
nous, leur imposant silence perpetuel en vigueur des pre- 
sentes lesquelles auons scelles de notre seau secret, sans 
nostre preiudice, nous reseruant toutefois en ce tousjours 
nostre bon vouloir. Faict le dernier jour de may lan 
mil cinq cents septante et vng. 
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18. Weistzum über Epegäterzedkt. 
(81. Oct. 15719) 
R. XI 8 a 


. Nous... a tous fesons — manifeste que (de) la 
part de noble nostre ame bourgeois Loys de Praroman ce 
jourdhuy ayons este requerus de luy donner certification 
de nostre droict et coustume obserue et tenu et fesant 
traictes de mariaiges et singulierement comme sur tout 
ce qui est conclu entre les parties contrahantes ayt force 
et vigueur (en) nos justices pour sen servir en une cause 
que sa femme noble M. de Heideck a intente contre les 
biens tenans de son dict mary quy sont ypotheque de 
son mariaige surquoy (luy ayant bien voulu acquiescer 
comme a chose raisonnable) nous certifions et attestons 
nostre droict eserit et ancien de nostre ville porter 
et contenir tel article cest que quand contract de ma- 
riaige se faict et (est) conclu pour valoir principalement des 
parties contrahantes et de leur pere mere parens et affinis, 
selon nostre droict tout ce qui est accepte arreste et 
faict au dict contract a lieu et vigueur en nos terres, 
pour quil nest equitable qne en tels contracts parens 
soyent defraudes meant que en yceulx soyent faictes 
toutes choses admettables et non derogeantes aux droicts 
daultrui precedent, de quoy luy auons donne la presente 
seelee de nostre seau secret sans nostre preiudice. 


14. Weisthum über Ehegüterrecht. 

(11. Son. 1572.) 

R. XII. 104 a. 
Nous les aduoyer et conseil de la ville de Frybourg 
a tous fesons scavoir que au jourdhuÿ est venu par- 
deuant nous nostre bien ame bourgeois Loys de Praro- 
man et a faict exibition dune copie de sentence donnee 
par le seigneur baillif de Morge contenant en substance 

Zeitfeprift f. {quei Net. XXII. 1. 2) 5 
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que le dict noble de Praroman debuoit faire apparoir de 
la coustume et droict de nostre ville concernant le mari- 
aige constitue aux formes, selon les contracts (usites?) 
en nostre ville en laquelle il auoit espouse noble .... de 
Heideck laquelle le repetoit au contenu de son contract 
sur les biens de son dict mary geuisant a Chaudens riere 
le balliaige de Morge, nous pour ce humblement priant 
quil nous pleust luy en donner certification afin la dicte 
sa femme sen peult ayder par (deuant) le dict seigneur ballif 
de Morge et allieurs ou necessite serat. Considerant donques 
sa raisonnable requeste et que attestation de verite ne 
se soit refuse a personne, nous disons et attestons par 
iceste le droict et coustume de nostre ville et pays 
auoir d’anciennete jusques a present pour ce et ainsi en 
auons vse et vsons encore que quant le mary a faicte 
constitution et assignation a sa femme de son mariaige 
et augmentement et puis apres les biens a elle assignes 
et constitues sont alienes par son dict mary ou executes 
par aultres sans son consentement et vouloir, a ycelle 
est licite selon noz droicts de repeter et se recourir, aussi 
demander ses mariaiges sus les assignaulx alienes ou 
executes. Et si elle precede en date, les dicts biens luy 
serat adjuges et les possesseurs induits les relinquir et 
luy remectre ou payer son dict mariaige ensemble les 
coustes et missions non obstant le mary est en vie. En 
foy de quoy nous luy auons donnee la presente scelee 
de nostre seau secret sans nostre preiudice et signee 
par nostre secretaire le XI januier lan 1572. 


15. Ablöfung der Primizpflicht durch eine fiebende Laft. 
. (12. Febr. 1580.) 
KR, XV. 102 a. 


Vir Shulth3 und rat der ftatt.Fryburg tund fund vnd 
offenbar Biemit, bas 03 verhör vnd vrfaden, v8 welichen etlich 
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vnſer vnbertanen in der filbori von Düdingen vermeinen, des 
primig, dafür ein jeder pfargebbriger, der zechenden ab ſynem 
gut gibt, zu handen des pfarberren järlich ein mik roden ab: 
legen, ledig vnd quit ze fun, wir ben vertrag, der zwüjchen 
einem kilchherren vnb gemeiner purfame der kilchori von Di: 
dingen im 1488 jar vfgericht worben, abgehört and vf difen 
{pan abgeraten und erfent haben, bas obſchon gemelt vnfer 
vnbertanen, die fi der primig bejchwert, nit ganze lechen vnd 
güeter, jonder allein zwo, dry vnd mer judarten befiten vnd 
den zechenden borab geben, jo jöllind bdiefelben, mie all ander 
plargebôrigen, nüt beltomeniger in fraft Des obberürten ver- 
trag8, darin wyter gemeldet, bas ein jefliher vndertan in der 
ganzen parodien zu Dübingen, der bo zechenben gibt, verbunden 
ige vnd folle dem Filcherren vnd fynen ewigen nadfomen 
emwigli® alle jar ein möß miden vm der primig megen one 
hindernuß ge entrichten, eergedachtem filchherren bas angeuorbdert 
mäß für die primig geben in fraft des obberürten vertrag, 
den wir hiemit beftetiget und befreftiget Haben mellen, Def mir 
dem eerwürdigen vnd geiftlichen herren Sacoben Schneüwly, 
difer gut kilchherren derfelben zu Düdingen diefen ſchyn vnber 
vnſerm fecretinfigel, vns doch on ſchaden, werden laffen. Datum 
xjj Februarii 1580. 


16. Alpverhältnifie auf Molloſie und Rottovache. 
(31. Mai 1580.) 
R. XV. 182 a. 


Nous l’aduoye et conseil de la ville de Frybourg 
a tous fesons scauoir que de la part des honestes et 
tres chers et fealz subjects... en leur nom et au nom 
des aultres compartionniers des montaignes de Mollosie 
et Rottovache en nostre Seigneurie de Chastel St. Denis 
tres humble requeste nous a este presentee que nostre bon 
vouloir et plaisir fust de leur apprecier quelque raysonable 
pris lemolument du fruit que sy fesoit de trois jours apres 
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leur donner la mesme faculte et priuilege que vng cha- 
cung de nos subjects des lieux prenommes peuluent en 
toute sayson tenir closes ses possessions et en jouyr 
comme bon luy sembleroit, chose non moings commode 
a ceulx qui en auroyent peu comme a ceulx qui en au- 
royent plus quantite paroeque un chacung pourroit faire 
meilleur proufit du mesme peu quil a que aultrement 
oultre l’aggrandissement de nos esmolumens et droicts 
en cas d’alienation des dites possessions. Donques ayant 
esgard et consideration à lhonnestete de ceste petition 
de nosdits subjects, enclins que sommes dailleurs a les 
fauoriser et auancer leur proufit et commodite tant en 
general quen particulier, considerant aussi la presente 
requeste ne tendre a aulcune diminution de nos droicts 
ni vsurpation daultruy, nous auons oulctroye et permis 
comme par ces presentes oulctroyons et permettons a 
nosdicts fials subjects de la banniere dudict Gruyere et 
du villaige et communaulte de Granduillar que vng cha- 
cung deulx desormais et a laduenir puisse jouyr de 
toutes et singulieres ses possessions quelques ce soyent 
et en quelle qualite que ce soit particulierement et a 
part et les closre et tenir closes en toutes sayson et si 
longtemps que leur commodite portera et bon leur sem- 
blera et ce sans destourbier et empeschement de qui ce 
soit, voulant que nostre officier et bailly du dict Gruyere 
les doibge main tenir jouxte nostre present oulctroy et 
permission, nous reseruans toutefoys d'en pouluoir disposer 
aultrement a laduenir selon que expedient nous semblera. 
En apparence de quoy nous leur auons donne la presente 
scelee de nostre seau secret le douzieme d'octobre lan de 
nostre Seigneur mil cinq cens quatre vingt et vng. 
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18. Folgen einer Weigerung der Erfüllung cines Eheverſprechens. 
(17. Oft. 1582.) 
R. XVIL 10 a. 


Sur la comparaissance des parens de partie actrice 
et du ree cy dessus nomme assiste des siens ce jour dhuy 
faicte par deuant la grace de mes magnifiques seigneurs 
de ceste ville de Frybourg pour entendre leur bon vou- 
loir et ordonnance et disposition a eulx reseruee par- 
les venerables seigneurs juges et assesseurs de la cour 
spirituelle, ont mes dicts seigneurs apres exhortation 
faicte au dict ree de vouloir epouser la dicte actrice a 
quoy il n’a voulu aquiescer, ordonne et cogneu que le 
dict ree doige estre incarcere et tenu rembourser a la 
dicte actrice les missions a elle adjugees et apres ce 
estre par serement banny hors de leur ville, terres et 
pays si longtems et jusques a ce que la dicte Joni ac- 
trice ayt trouue partie honneste et legitime reseruant a 
icelle son action contre luy pour cause des cent escus 
par elle auances et pretendus. Passe en conseil le dix- 
septieme d’octobre lan mil cinq cent octante deux. 


19. Zengniß, daß alle Angehörige der alten Landfdjaft von Leibs 
eigenfchaft frei feien. 
(5. Apr. 1583.) 
R. XVII 185 a. 

Wir der Schulths vnd Rat der Statt Fryburg im 
Nüchtland tund fund vnd zu willen menglidem mit bifem 
brief, bas vf pittlich erjuden des erfamen Caſparn Hüßler, 
einen ſchriftlichen ſchyn ſynes eerlichen barfomens vnd mol: 
haltens, ſich des an orten vnd enden, da er ſich hushablich 
niderlaßen willens vnd benantlich in vnſer getrüwen lieben 
eidgenoſſen mitburgern vnd brüdern der ftatt Bern landen 
vnd gepietten ze behelſen, mitzetheilen, wir den eerſamen Franzen 
Schultheis vnd Joder Schnewly von Wuͤnnenwyl in vnſer alten 
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leur donner la mesme faculte et priuilege que vng cha- 
cung de nos subjects des lieux prenommes peuluent en 
toute sayson tenir closes ses possessions et en jouyr 
comme bon luy sembleroit, chose non moings commode 
a ceulx qui en auroyent peu comme a ceulx qui en au- 
royent plus quantite parceque un chacung pourroit faire 
meilleur proufit du mesme peu quil a que aultrement 
oultre l’aggrandissement de nos esmolumens et droicts 
en cas d’alienation des dites possessions. Donques ayant 
esgard et consideration à lhonnestete de ceste petition 
de nosdits subjects, enclins que sommes dailleurs a les 
fauoriser et auancer leur proufit et commodite tant en 
general quen particulier, considerant aussi la presente 
requeste ne tendre a aulcune diminution de nos droicts 
ni vsurpation daultruy, nous auons oulctroye et permis 
comme par ces presentes oulctroyons et permettons a 
nosdicts fials subjects de la banniere dudict Gruyere et 
du villaige et communaulte de Granduillar que vng cha- 
cung deulx desormais et a laduenir puisse jouyr de 
toutes et singulieres ses possessions quelques ce soyent 
et en quelle qualite que ce soit particulierement et a 
part et les closre et tenir closes en toutes sayson et si 
longtemps que leur commodite portera et bon leur sem- 
blera et ce sans destourbier et empeschement de qui ce 
soit, voulant que nostre officier et bailly du dict Gruyere 
les doibge main tenir jouxte nostre present oulctroy et 
permission, nous reseruans toutefoys d'en pouluoir disposer 
aultrement a laduenir selon que expedient nous semblera 
En apparence de quoy nous leur auons donne la presente 
scelee de nostre seau secret le douzieme d'octobre lan de 
nostre Seigneur mil cinq cens quatre vingt et vng. 
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18. Folgen einer Weigerung der Erfüllung eines Eheverſprechens. 
(17. Oft. 1582.) 
R. XVI, 10 a. 


Sur la comparaissance des parens de partie actrice 
et du ree cy dessus nomme assiste des siens ce jour dhuy 
faicte par deuant la grace de mes magnifiques seigneurs 
de ceste ville de Frybourg pour entendre leur bon vou- 
loir et ordonnance et disposition a eulx reseruee par- 
les venerables seigneurs juges et assesseurs de la cour 
spirituelle, ont mes dicts seigneurs apres exhortation 
faicte au dict ree de vouloir epouser la dicte actrice a 
quoy il n’a voulu aquiescer, ordonne et cogneu que le 
dict ree doige estre incarcere et tenu rembourser a la 
dicte actrice les missions a elle adjugees et apres ce 
estre par serement banny hors de leur ville, terres et 
pays si longtems et jusques a ce que la dicte Joni ac- 
trice ayt trouue partie honneste et legitime reseruant a 
icelle son action contre luy pour cause des cent escus 
par elle auances et pretendus. Passe en conseil le dix- 
septieme d’octobre lan mil cinq cent octante deux. 


19. Zengniß, daß alle Angebürige der alten Landfdjaft von Leibs 
eigenfchaft frei feien. 
(5. Apr. 1583.) 
R. XVII 185 a. 

Wir der Schulths vid Rat der Statt Fryburg im 
Nüchtland tund fund und zu willen menglichen mit bifem 
brief, bas vf pittlich erjuchen des erfamen Caſparn Süsler, 
einen ſchriftlichen ſchyn ſynes eerlihen harkomens und wol- 
Balten3, fi) de an orten und enden, ba er ſich busbablid 
niberlaÿen willend und benantlid in vonjer getrümen lieben 
eidgenojjen mitburgern vonb brübern der ftatt Bern landen 
and gepietten ze bebelfen, mitzetbeilen, wir ben cerjamen Franzen 
Schultheis vnd Joder Schnewly von Wünnenwyl in onfer alten 
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leur donner la mesme faculte et priuilege que vng cha- 
cung de nos subjects des lieux prenommes peuluent en 
toute sayson tenir closes ses possessions et en jouyr 
comme bon luy sembleroit, chose non moings commode 
a ceulx qui en auroyent peu comme a ceulx qui en au- 
royent plus quantite parceque un chacung pourroit faire 
meilleur proufit du mesme peu quil a que aultrement 
oultre l’aggrandissement de nos esmolumens et droicts 
en cas d’alienation des dites possessions. Donques ayant 
esgard et consideration à lhonnestete de ceste petition 
de nosdits subjects, enclins que sommes dailleurs a les 
fauoriser et auancer leur proufit et commodite tant en 
general quen particulier, considerant aussi la presente 
requeste ne tendre a aulcune diminution de nos droicts 
ni vsurpation daultruy, nous auons oulctroye et permis 
comme par ces presentes oulctroyons et permettons a 
nosdicts fials subjects de la banniere dudict Gruyere et 
du villaige et communaulte de Granduillar que vng cha- 
cung deulx desormais et a laduenir puisse jouyr de 
toutes et singulieres ses possessions quelques ce soyent 
et en quelle qualite que ce soit particulierement et a 
part et les closre et tenir closes en toutes sayson et si 
longtemps que leur commodite portera et bon leur sem- 
blera et ce sans destourbier et empeschement de qui ce 
soit, voulant que nostre officier et bailly du dict Gruyere 
les doibge main tenir jouxte nostre present oulctroy et 
permission, nous reseruans toutefoys d'en pouluoir disposer 
aultrement a laduenir selon que expedient nous semblera. 
En apparence de quoy nous leur auons donne la presente 
scelee de nostre seau secret le douzieme d’octobre lan de 
nostre Seigneur mil cinq cens quatre vingt et vng. 
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18. Folgen einer Weigerung der Erfüllung eined Œheveripredens. 
(17. Oft. 1582.) 
R. XV. 10 a. 


Sur la comparaissance des parens de partie actrice 
et du ree cy dessus nomme assiste des siens ce jour dhuy 
faicte par deuant la grace de mes magnifiques seigneurs 
de ceste ville de Frybourg pour entendre leur bon vou- 
loir et ordonnance et disposition a eulx reseruee par- 
les venerables seigneurs juges et assesseurs de la cour 
spirituelle, ont mes dicts seigneurs apres exhortation 
faicte au dict ree de vouloir epouser la dicte actrice a 
quoy il n’a voulu aquiescer, ordonne et cogneu que le 
dict ree doige estre incarcere et tenu rembourser a la 
dicte actrice les missions a elle adjugees et apres ce 
estre par serement banny hors de leur ville, terres et 
pays si longtems et jusques a ce que la dicte Joni ac- 
trice ayt trouue partie honneste et legitime reseruant a 
icelle son action contre luy pour cause des cent escus 
par elle auances et pretendus. Passe en conseil le dix- 
septieme d’octobre lan mil cinq cent octante deux. 


19. Senguif, daß alle Angehörige der alten Landſchaft von Leibs 
eigenſchaft frei feien. 
(6. Apr. 1583.) 
R. XVll 185 a. 

Wir der Schulths vnd Rat ber Statt Fryburg im 
Nüchtland tund fund vnd zu willen mengliden mit difem 
brief, bas vf pittlich erſuchen des erfamen Caſparn Süsler, 
einen ſchriftlichen ſchyn ſynes eerliden barfomen3 und wol- 
baltens, ji des an orten und enben, ba er fit hushablich 
niberlaßen willen® vnd benantlich in onfer getrümen lieben 
eidgenofjen mitburgern vnd brübern der ftatt Bern landen 
vnd gepietten ge bebelfen, mitzetbeilen, wir ben eerfamen Franzen 
Schultheis and Joder Schnewiy von Wünnenwyl in vnſer alten 
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leur donner la mesme faculte et priuilege que vng cha- 
cung de nos subjects des lieux prenommes peuluent en 
toute sayson tenir closes ses possessions et en jouyr 
comme bon luy sembleroit, chose non moings commode 
a ceulx qui en auroyent peu comme a oeulx qui en au- 
royent plus quantite parceque un chacung pourroit faire 
meilleur proufit du mesme peu quil a que aultrement 
oultre l’aggrandissement de nos esmolumens et droicts 
en cas d’alienation des dites possessions. Donques ayant 
esgard et consideration à lhonnestete de ceste petition 
de nosdits subjects, enclins que sommes dailleurs a les 
fauoriser et auancer leur proufit et commodite tant en 
general quen particulier, considerant aussi la presente 
requeste ne tendre a aulcune diminution de nos droicts 
ni vsurpation daultruy, nous auons oulctroye et permis 
comme par ces presentes oulctroyons et permettons a 
nosdicts fials subjects de la banniere dudict Gruyere et 
du villaige et communaulte de Granduillar que vng cha- 
cung deulx desormais et a laduenir puisse jouyr de 
toutes et singulieres ses possessions quelques ce soyent 
et en quelle qualite que ce soit particulierement et a 
part et les closre et tenir closes en toutes sayson et si 
longtemps que leur commodite portera et bon leur sem- 
blera et ce sans destourbier et empeschement de qui ce 
soit, voulant que nostre officier et bailly du dict Gruyere 
les doibge main tenir jouxte nostre present oulctroy et 
permission, nous reseruans toutefoys d'en pouluoir disposer 
aultrement a laduenir selon que expedient nous semblera. 
En apparence de quoy nous leur auons donne la presente 
scelee de nostre seau secret le douzieme d'octobre lan de 
nostre Seigneur mil cinq cens quatre vingt et vng. 
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18. Folgen einer Weigerung der Erfüllung eines Eheverſprechens. 
(17. Of. 1582.) 
R. XV. 10 a. 


Sur la comparaissance des parens de partie actrice 
et du ree cy dessus nomme assiste des siens ce jour dhuy 
faicte par deuant la grace de mes magnifiques seigneurs 
de ceste ville de Frybourg pour entendre leur bon vou- 
loir et ordonnance et disposition a eulx reseruee par- 
les venerables seigneurs juges et assesseurs de la cour 
spirituelle, ont mes dicts seigneurs apres exhortation 
faicte au dict ree de vouloir epouser la dicte actrice & 
quoy il n’a voulu aquiescer, ordonne et cogneu que le 
dict ree doige estre incarcere et tenu rembourser a la 
dicte actrice les missions a elle adjugees et apres ce 
estre par serement banny hors de leur ville, terres et 
pays si longtems et jusques a ce que la dicte Joni ac- 
trice ayt trouue partie honneste et legitime reseruant a 
icelle son action contre luy pour cause des cent escus 
par elle auances et pretendus. Passe en conseil le dix- 
septieme d’octobre lan mil cinq cent octante deux. 


19. Seugnif, daß alle Angehörige der alten Landſchaft von Leib⸗ 
eigenfchaft frei ſeien. 
(5. Apr. 1583.) 
R. XVII 185 a. 

Wir der Schulths vnd Rat der Statt Fryburg im 
Nüchtland tund fund ond zu willen menglidem mit bifem 
Brief, bas vf pittlich erfuden des erjamen Caſparn Süsler, 
einen fériftliten ſchyn ſynes eerliden barfomen3 und mol: 
Balten3, fi) des an orten und enden, ba er fit busbabliÿ 
niberlaÿen willen? vnd benantlich in vnfer getrümen lieben 
eidgenojien mitburgern und brüdern der ftatt Bern landen 
vnd gepietten ze bebelfen, mitzetbeilen, wir den eerſamen Franzen 
Schultheis und Joder Schnewly von Wünnenwyl in onfer alten 
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landſchaft, unfern Lieben getrümer geſchwornen, gebotten, ir wuͤſſen 
des gebachten Caſpern Hüslerd barfomen, gepurt vnd abidei: 
den3 halb ze entbeden. Die baben by getanen eiben einmünbig 
bezügt, mie vorgebadter Cafpar Hüsler, wylanb des eerfamen 
Peteru Hüslers feligen zu Wuͤnnenwyl ſaͤßhaft, eelidier fun 
und bajelbs zu Münnenwyl erboren und erzogen {ye, der fid 
aud die sut fyned daſelbs anmefen3 eerlid vnd mol gehalten 
und ſye vmb feiner andern vrfad dann vmb beferer gelegenbelt 
und narung willen an vfjere ort gezogen, besbalben ime als 
oud ſynen verftorbenen vätern anders nichts als eerlichs liebs 
vnd gutes nachzereden, ime oud eid und cer ze vertrumen 
juge. So bezügen wir oud, bas vns nit in wüflen, das be 
melter Gafpar Hüsler jemanden mit lybeigenſchaft verpflidt 
noch zugetan oder einichem nachjagenden berren vundermorfen 
fpe. Dann alle vnjere vutertanen balelbs zu Wünnenmgl 
vnd andern orten vnfer alten landſchaft aller lybeigenſchaft 
fry find. 

Des zu marem vrfund mir ime bifen brief, mit vnſerm 
fecretinfigel verwart, zuftellen Laffen ben fünften tag Aprellen 
des jahrs nach der Beilfamen gepurt Chrifti unfer8 berren ge: 
zelt tufendfiinfbundert adtaig und dry. 


20. Ermahuung zu Bermeibung vou Beiurtheilen an Jaun. 
(21. uni 1583.) 
R. XVII. fol. 255 b. 


... Alsdan der rechtſatz bifer burd ben verfpredenden ob 
des vndern gerichts zu Jaun gegebner vrteil fürgemanter frag 
halben ufgenommener appellation von mgb. bed täglichen rats 
wol erburet und verftanden worden, bier neben Die vrjachen, 
fo beib partyen müntlid anzogen, ber Tenge nad abgehört 
worden, baben mwolgebadt mgb. nad) genugfamem ermegen ge: 
vellter byurteil erfant und abgeraten, daB diewyl anzogne 
burd ben Meger fürgemante frag, boruf bie gerichtjäflen ir 
vrteil gefebt, zu erlüterung bes houpthandels in bheiner geftalt 
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dann allein zu verzug vnd vfſchub defielbigen dienſtlich noch 
eruorderli, fue es am vnbern gericht übel erfennt nd mol 
geappelliert worben, folle deshalb ber kleger den verfprediern 
iren gepürenden iebigen coften abtragen und infedlen, — mit 
bem anbarig, dard wellichen ire gnaben berüerte gerichtfäflen 
mwöllend ermant haben, bas fi ji fürobin fölicher vergeben- 
lider vnd vnnüßer byvrteil miiffigen vnd ir vorteil vf ben 
houpthandel geben und vellen follind, bomit ben partyen vnuor- 
berlider coften erfpart werde. Dat. xxj Sunii 1583. 


21. Stellung der Nenburger zu den Aliburgern in Menieres. 
(3. Sept. 1583.) 
R. XVIL 332 a. 


Nous l’aduoyer et conseil de la ville de Frybourg 
scavoir fesons comme soit que auant quelque espace de 
temps aux requestes tres humbles de Henry Porchet, 
Martin Trossiez, Claude Marguit et Pierre Germet nous 
eussions reçeu iceux pour nos subjects auecq faculte de 
pouluoir habiter et resider en nostre villaige de Menieres 
et jouyr des biens commungs comme vn des aultres du 
dict lieu moyennant satisfaction des sommes pecuniaires 
que leur auons imposees a rayson de leur entrage in la 
diete commune a teneur des lettres passees tant en nostre 
grand que petit conseil que par deuant nostre chastelain 
de Surrepierre sur quoy comparaissant ce jour dhuy 
deuant nous les gouuerneurs dudict Menieres ils nous 
ont remonstres comme les susnommes nouueaux habitans 
estoyent si arrogants et presomptueux que entre aultres 
choses non consonantes au deuoir de bons voysins et 
communiers ile se vouloyent ingerer en leur conseil 
secret et oultre ce participer aux pugissier qu’ils fesoyent 
en temps requis comme sils estoyent originaires du dict 
lieu, — a quoy les dicts gouuerneurs nous prioyent de 
vouloir auoir esgard et induyre les dicts nouueaux com- 
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muniers a se contenter de la jouissance que la dicte 
commune leur permettoit A quoy repondans les dicts 
sus nommes particuliers ont dit quils nauoyent donne 
occasion aux dicts gouuerneurs de se plaindre deulx 
lesquels ne taschoyent que de viure en toute paix en 
amitie auecq le reste de la commune sans sopposer 
a ce que par commun accord dicelle seroit aduise, pro- 
duisant les lettres de leur receptions et compositions, 
nous requerans sur ce de vouloir imposer silence aux 
dicts gouuerneurs. 

Nous donques ayant entendu le discours de leur 
altercation et considere la source dicelle que n’estoit que 
d'affection particuliere nous avons vne fois pour tout 
declaire que les susnommes particuliers par nous: receus 
soyent (et) doigent estre jouissants de toutes et singulieres 
preeminences, droictures, pasturaiges, fruicts, pugissies 
et aultres choses dependantes de la commune du dict 
villaige de Menieres non moings que nos aultres subjects 
anciens du dict lieu sans leur estre faicte perturbation 
que soit. Et quant au faict du conseil nous auons de- 
claire que les dicts nouueaux habitants ne se doigent in- 
gerer soit en la justice soit au conseil du dict Menieres 
si a ce quils ne sont expressement et legitimement 
appelles et deputes et cas aduenans que en aulcuns en- 
droicts ils se fouruoyassent on de nos ordonnances ou 
de leur debuoir et serement qu’ils nous ont faict ou en 
aultres endroicts concernant le faict de leur commune 
lesdicts gouverneurs le pourront et deuront remonstrer 
a nostre chastelain de Surrepierre lequel par vigueur de 
sa charge et office aura a y remedier comme requisera, 
Et afin que les dictes parties soyent desormais a repos 
nous inhibissons aux vns ‘et aux aultres et vng chacung 
diceulx de ne attenter aulcune chose contre nostre pre- 
sente ordonnance soub peine de nous estre esmendable 
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de cinquante florins monnoye coursable recouurable par 
nos chastellains modernes et futurs de Surrepierre. En 
vigueur des presentes scelees de nostre seau secret le 
troisiesme de Septembre lan 1583. 


R. XVIII. 152, 


Gleide Klage von Midiel Cuanet gegen die Gouverneurs 
von Cugie, worauf aber Beſcheid, fich zuerjt bittlih (amiable- 
ment) an fie zu wenden und dann, wenn unerhört, an bas 
Geridt zu Stäfis. (30. Mai 1584.) 


22. Freiung einiger unfreier Leben (heritages taillables) durch den 
Rath als Oberlcheuäherrn. 
(7. Febr. 1584.) 
R. XVIII. 18 b. 


Nous laduoyer et conseil de la ville de Fribourg 
scauoir fesons comme soit que genereux et puissant 
Frangois de Challant Seigneur de Villarzel et Attalens 
nostre tres cher et aime Vassal ait reduict plusieurs 
hommages et heritages taillables en et riere sa seigneurie 
d’Attalens en hommages et fiefs libres et lieges sans 
interposition de nostre adueu et consentement que re- 
dondoit au detriment et diminution de nos droictures 
feudales sur la dicte seigneurie a la reintegration des- 
quelles il estoit sollicite par nostre commissaire general 
qui nous en ha ce jour d’huy fait remonstrance et sur 
ce requis declairation de nostre bon vouloir et plaisir 
aux fins de suyure a la renouation de la recognoissance 
specificatoire de la diete Seigneurie d’Attalens. 

Donques estant pour cet effect par deuant nous com- 
paru le dict Seigneur d’Attalens et nous ayant expose 
comme aux affranchissemens et manumissions par luy 
comme Seigneur d’Attalens faictes il nauroit point touches 
a nos droicts ains expressement reserue nostre bon vou- 
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loir nous considerant la qualite de ce faict et voulant 
en cest endroict comme aussi en daultres supporter E 
dict sieur dAttalens esmeus que sommes de bonne af 
fection a lendroict de luy comme auons este enuers ss 
predecesseurs a nous exempte comme par les presentes 
exemptons le dict Seigneur dAttalens de la reintegration 
et reduction des dicts fiefs en leur pristin estat et par 
ainsi voulons que les affranchissemens quil en a faicts 
auant la date des presentes doigent auoir leur force et 
vigueur a teneur des lettres sur ce donnees jouxte la 
teneur desquelles il fera specification d’iceulx hommages 
‚et fiefs affranchis moyennant toutefois que les subject 
en facon qué sus est dict affranchis et mainmis nous doi- 
gent payer les lods desdits affranchissemens a rayson 
du quart denier comme ils en conuiendront auecq nous 
pour nos droicts et auecq nostre dict commissaire general 
pour son droict auecq toute moderation et rayson et sur 
ce impetrer et retirer nos ratifications et confirmations 
particulieres et speciales. 

En apparence de quoy auons scelee la presente de 
nostre seau secret le septieme de feurier lan de nostre 
Seigneur mil cinq cent octante quatre. 


23. Eprud über die Beweislaſt binfibtlià Primizpflicht. 
(11. Febr. 1585.) 
R. XIX, 47 a. 


Wir der Schulths und rat der ftatt Fryburg tund fund 
biemit, alsdann ber eerwürbig geiftlich her Jacob Schneüwly, 
pfarrherr zu Dildingen an einem, fobenne der cern und notneſt, 
fürnem, 1098 here Krumenftoll, vnfer geliebter mitrat, ala in: 
baber des huſes und Hof vffm brut, fo bieuor Vly Offners 
von Tauer8 augebôrt, am andern teil, in fpan geftanben und 
das von wegen der primib, fo genanter pfarrherr ab difem gui, 
Defswegen es in difem kilchſpil von Dilbingen gelegen, beuorbert, 
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ba aber belagter Ber Krumenftoll vermeint, diewyl ſyn kouf⸗ 
beie nit vowyſe, dad bie primit borin worbebaften, fo {lle er 
diſer norberung lebig fun, es wer dann fach, baë bemelter pfarrs 
ber mit briefen erwile, bas bijes gut bie primit fchuldig, zu 
dem daB er ein capelle bajelbB babe, die er halten miiffe .... 

Wann wir nun ben grund beffelbigen mol veritanden, 
haben wir erfent und abgeraten, diewyl bifer bof und gut im 
berärten kilchſpil von Düdingen gelegen, fo fölle molermelter 
herr Krumenftoll, fun erben und nadfommen, die daffelbig gut 
inbaben werben die primig zu handen der kilchen von Dis 
bingen jerlid) abridten und ablegen obne einich wiberfagen. 

Dep vrfumben wir diſen brief, mit vnſerm fecret infigel 
verwart ben eilften tag Bornung3 des jars nad Chrifti geburt 
gezalt fünfzechenhundertachtzig und fünf. 


24. Kirchliche Corporation. 
(28. Zebr. 1585.) 
R. XIX. 24 b. 


Nous laduoyer petit et grand conseil de la ville de 
Frybourg scauoir fesons comme soit que nos tres chers 
et feals nos subjects les proudhommes du village et com- 
munaute de Vuistarnens en nostre baronie de Pont ayans 
par leurs commis et delegues faict remonstrance et pro- 
posite par deuant nostre conseil estroit comme leur diets 
ancestres et predecesseurs a leurs propres frais et de 
leurs biens propres sans laide ni charge de leurs voy- 
sins ayant basty une eglise dans leur village et pour le 
maintient dicelle ayent fonde une confrarie du reuenu 
de laquelle ils fesoyent annuellement aulmosne ou do- 
nation oultre plusieurs aultres charges que leur conuenoit 
supporter et afin que tant mieux ils pussent interuenir 
tant la dicte eglise que le seruice divin acooustume en 
ioelle que aussi la dite confrarie et aultres charges ils 
requeroyent destre priuileges de ceste faculte et droicture 
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que un chacun qui par eux ou leurs successeurs seroit 
reelu a la participation de leur communaute et droicts 
dicelle fust tenu de leur payer et satisfaire cinquante 
florins pour le proufit de leur commune et cinquante 
florins pour leur eglise et confrarie et cinquante florins 
aux mains de nos chastelains de Pont en nostre nom. 

Surquoy de laultorite de nostre conseil estroit au- 
roit este commande a honorable Ulrich Weber nostre 
chastelain moderne de Pont quil eust senquerir de lestat 
de la dicte eglise et confrarie que des droictures vsages 
et aultres preeminences communes du dict village de 
Vuistarnens et du toutage nous rendre information et 
semblablement faire conuenir les dicts proudhommes ou 
leurs commis pardeuant nous pour sur le tout entendre 
nostre bon vouloir. 

Doncques comparoissance ce jour d’huy pardeuant 
nous les commis du dict village et communaulte de 
Vuistarnens deuant Pont iceulx ont reitere leur requeste 
ci deuant faicte et quant et quant produit linformation 
que nostre dict chastelain par le commandement sus- 
mentionne auoit prise sur lestat de leglise confrarie et 
commune predicte nous requerans sur ce tres humblement 
de leur vouloir gracieusement accorder leur petition et 
leur en largir lettres et seau. 

Et nous ayant ouye telle leur exposition et mesme- 
ment linformation literale a nous presentee comme sus est 
dict et ayans par le contenu dicelle entendu comme nos 
subjects du dict village ont jusques a present entretenu 
la distribution de laulmosne fundee en leur confrarie 
dont auons espoir quils continueront de bien en mieulx 
a la conseruation et augmentation de la dicte eglise et 
confrarie, auons largy oulctroye et concedy comme par 
ces presentes largissons oulctroyons et concedons aux 
proudhommes de la dicte communaulte et leurs succes- 
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seurs en icelle le priuilege suyuant, asscauoir que quand 
quelquun non communier et heritier du bien riere la dicte 
commune de quelquun qui a este communier et quil de- 
sire estre receu communier iceluy soit receu en la dicte 
commune en participation du proufit et charges communes 
a legalite du dict bien que fera moyennant la somme : 
de cent florins entierement payables et appartenans a 
la dicte commune. Et si quelquun venoit a acquerir du 
bien riere la dicte commune par achept ou echange et 
quil soit receu a communier iceluy soit tenu payer et 
satisfaire la somme de cent et cinquante florins dont la 
tierce part appartiendra a la commune lautre tierce part 
sera applicable au proufit de leglise ou confrarie et les 
restans cinquante florins payables aux mains de nos 
chastelains de Pont qui pour le temps seroyent qui nous 
seront comptables des deux partis diceulx cinquante 
florins. 

En apparence de quoy auons faict donner la pre- 
sente aulx dicts de Vuistarnens scelees de nostre seau 
secret, sans nostre preiudice, nous reseruans den pouluoir 
disposer a laduenir selon nostre bon vouloir et exigence 
du cas, faict le jeudi dernier de feurier lan de nostre 
Seigneur mil cinq cens quatrevings et cinq. 


25. Ofenbannredt. 
(20. Febr. 1586.) 
R. XIX, 386 Db. 


Wir der Schulths vnb rat der ftatt Fryburg tund fund 
hiemit: Alsdann Antoni Gallen, inbaber dea bachofens zu 
Chavannes in der herrſchaft Villarzel Lubolfen Brunner den 
germer mit recht erjucht, dad berjelbig in bem badofen zu 
Chavannes baden folte, was er ze bachen bat deswegen, bas 
des berrn von Villarzel, vnſers lechenmanns, vnbertanen das 
jelb3 ze baden pflichtig, borab dann gemelter Brunner vor 
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aller antwurt ded rechtens vnſers anſechens erwarten wert, 
ſich bempelben vabermerfen wellen vnd bütigs tags beiden par: 
tien für vns eriinen, ba dann gemelter Brunner und beridt, 
mie er nuͤwlich ein busmwonung by ſynern gerbhujen vfgeriät, 
in weldem bus vnd benantlich im ftubenofen daſelbs fun bre 
+ baden mußte in anfecjung were”) bed meges (pour estre le 
lieu trop distant) zu bem borf Chauauned. Daſo haben 
mir angejeden, ouch billich befunden, Das bemelter Brunner 
nit ſchuldig fye, fen teig gan Chauanues zu bachen zu tragen, 
junber8 môge er benfelbigen in funem bus benantlich in ben 
ftubenofen verbaden. Dod wollen wir biemit zugelafien haben, 
der gemelter berr von Villarſel vnfer ledenmann ime Brunner 
umb bife frybeit ein jarzins bis an dry groß vflegen möge, 
wie mir dann folides dem amiman von Billarzel zugefchriben. 
Des zu vrlund wir ime Brunner diſen brief unter vnſerm 
fecretinfigel zugeftellt ben zwenzigiften hornungs 1536 jares. 


26. Nbhängigleit des Güterrechts vou der Thatfade der Beiwobuung. 
(27. Aug. 1586.) 
R. XX. 54 a. 


Alsdann Claude George von Mertella mit Joni Barrat 
ſyner busfromen frinben im fpan gewefen zum teil vmb bie 
zuftellung ire8 beurat8gut8, fo benne ouch vmb erfegung ſynes 
eignen gut8, fo fi onberbanben gebept folle baben, bargegen 
aber befagter Joni früntichaft in vilen artiflen ab ime Claude 
George flagbar gemefen und vnber anderm loufen laffen, bas 
er zu befagter Joni bisbar fein eeliche bymonung gehabt nod) 
baben möge, ba fo haben m. g. 5. eines gefefinen rats vmb 
bie fpan, bie zmüfchen benfelbigen partyen vmb des zytlichen 
guts willen ſchwebend, fein anorbuung tun noch ſchaffen tounen, 
eè were dann der ander vnd ſchwerwichtiger artikel der 
eelichen bymonung halb und ob bife partyen zeſcheiden ober 


*) wyte? 
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nit zeſcheiden ſyend durch ein geiftlih oberteit erlütert. Der⸗ 
balben ir gnaden beid partyen zu dem eerwürdigen geiftlichen 
bern probft vnd dechan gemifen, allda bifen fpinigen puncten 
für zebringen vnd denjelbigen geiftlichen herren oder eines geijte 
lichen eegerichts zufeben vnd vrteil barob ze erwarten. ct. 
27. Aug. 1586. 
27. Zuſtändigkeitszweifel. 

(4. Nov. 1586.) 

R. XX. 102. b. 

Estant le venerable domp Claude Bussard cure de 
Ryaz en contention encontre les communiers de Mar- 
sens (?) fesant difficulte de respondre par deuant la 
justice temporelle, ont mes magnific puissans seigneurs 
de ceste ville de Fribourg sur ce cogneu (et) ordonne que 
le dict differend doige estre mis en souuenance jusques 
a ce que determination soit faicte entre la spiritualite 
et temporalite si pour le dict (besoin?) des esglises lon 
doibt suyure en droit deuant la spiritualite ou temporalite. 
Actum 4 nov. 1586. 


28. Zuftändigleit in Primizftreit. 
(12. Nov. 1586.) 
R. XX. 107 b. 

Bi den fpan zwüſchen den geſchwornen der kilchen zu 
Rechthalten und Hrn Bendichten Sturni von Seeli parodien 
Tauer3 von der primiz megen ob einer matten, die bemelter 
Sturni in der parodien Redtbalten belitte, welche primiz be- 
fagter Sturni zeentrichten nicht ſchuldig ze fun vermeint, diewyl 
er fein hushaltung Binder bemelter parochien Bette, ift durch 
m. g. D. des gefefinen rat8 biler handel yugejtellt worden 
vnz Dad irer g. verordnete mit dem eermürdigen brn probft 
(bar)über geleffen und ein fatte ordnung, wie es mit ben 
primizen gehalten folle werben, vsgebracht habend. Act. vii 
novembris 1586. 

Beitidrift f. ſchweiz. Reÿt. XXII 1, (2) 6 
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29. Verwendung für Kirchengut. 
(26. Mai 1589.) 
KR. XXI. 217 b. 


Comparaissant venerable et deuot seigneur Johan 
Ruedi au nom .. du .. chapitre de S. Nicolas de Fri 
bourg par deuant Mess. du Conseil priue de dicte ville 
remonstrant comme ayant feu Johan Ressin de Villar- 
uolar dernierement decede au pays dUnterwalden en son 
testament legue six cent florins a leglise de Villaruolar 
pretendant le dict venerable chapitre comme cures de la 
dicte eglise retirer la dicte somme a leur profit. Les 
goyuerneurs du dict Villaruolar ne le vouloyent per- 
mettre ains pensoyent icelle debuoir estre employe a 
ledifice et entretenement de la dicte eglise quasi ruinante 
priant ambes parties mesdicts seigneurs en donner leur 
declairation. Et trouuant iceulx la requeste des ambes 
parties raisonnable aux fins que les ecclesiastiques auecq 
aussi leurs eglises soyent maintenus ont ordonne que la 
dicte somme de six cens florins doibt estre partie par 
moitie et que la moitie doige paruenir aux dicts eccle- 
siastiques lautre moitie deboir estre applique a la main- 
tenance de leglise du dict Villaruolar. Passe en conseil 
le 26 de may 1589. 


30. Zubehör zum Herrſchaftsrecht von Mefiere8. 
(Gantbrief vom 3. Oct. 1589.) 
R. XXL 283 a. ff. 


... Der ganz vonder teil der behuſenſchaft, als der garten 
vor der filchen über vnd bim badofen vnd der bachofen, Teller, 
kuchen, ftuben und fälin daneben fampt dem fleinen gemad, 
da die gefentuus gfin ift, fo ban der ſchnecken vnd ftegen im 
hus vf, in gmein mit den inhabern des andern teil3 . . it da 
obergemad, dorzu ein wachtel fomen ift, letftlih der ganz 
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ſpycher fampt dem nebengemad de obern erlels im großen 
turn vonder bem ta) ded ſchloſſes. Zum andern dz der ob: 
beftimpt teil der berrenginfen weniger dann 104 % nit ers 
trage fampt 10 pflugtagwanen genant couruees vnd bd; ein 
herr von Mefiered dagegen nicht? fbulbig fue, dann 27 garft 
fauoyijcher merung der pfarrfilchen daſelbs jerlid ze entrichten 
von der funtegliden vefper wegen, in berjelbigen kilchen ze 
halten. — So find bemelte 14 fümritett jerlid ze zinjen 
ſchuldig nämlich jede fiimrftat ein Topf baber3 Remontermef 
vnd ein capunen. Der furungen für ded herren füwrſtat 
find nit weniger dann 10, vnd fo der herr den Tandjaffen von 
Meſieres anmutete, das bol im Brückenwald zereichen, fo find 
diejeldigen landſäſſen ſchuldig, daffelbig zuzefüren one des herren 
coften. Dod folle er fi alddann mit einer malzyt empfaden. 
Für dz dritt ftande ime... ſynes teils zu, den ganzen halben 
teil im zehnten von Meſieres vnd Villargijard, {ye an forn, 
baber, gerften, erbfen, linfen, wicen vnd dergigchen gewechs 
jerli ze bezüchen, vorbehalten ben heümzehnten, daran er ganz 
fein teil babe; dargegen aber gehöre ime... der ganz werch⸗ 
vnd flab8zebnten zu. — Sum 4. gehöre ihme der ganz halb- 
teil des bachofenzinfes zu Mefiere, welcher balbteil 3 fed 
ond 6 quarten mijdelforns, Nemontermeß, jerlich zinjes er- 
trage. — Türer was die berrlifeit vnd jurisbiction der berr- 
ſchaft Mefieres, an melder (er) ben ganzen halbenteil inbaben, 
nubaen vnd nieflen werde, belangen tun, {ne diejelbe alfo be- 
ſchaffen: namlich dz dem herren alle buffen, löber, twing, benn 
vnd confiscationen, fo in derfelben herrſchaft ... vallend, ... 
allenflich zugehörend; allein fol er der D. Oberfeit rechnung 
halten vmb ben dritten teil der hohen bufien... nd von 
fôlider jurisbiction wegen möge der herr ein hochgericht zu 
bem halsyſenſtock vfrichten Laffen, an welchem ort es ime ge: 
valt, mie oud andere ftöc und venlin an den grenzen der 
berriait. — Des glyden möge ein Herr zu Mefiered ſyn 
funberbar gericht befeben und in Mefiere halten laſſen ... 
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Dod gehören die Appellagen für die landuögt zu Romont. 
eben velenden, der in der berrichaft bezirk freuelt, mag 
er büffen, ftrafen vnd venklich ynzüchen... Die übelteter, in 
bemelter berrjchaft ze betreten, mag er venflih ynzüchen vnd 
mit gerichtliher examination wider fi procedieren bi an die 
erfte marter, ba dann die vrteil an die b. Oberfeit zugefant 
vnd bero entſcheid dorüber gewartet werden fol und alfo fort: 
bin bis au volfomner execution der entlihen vrteil ded male 
figeö, Die der herr vf beitetigung der b. Oberfeit mag lafjen 
durch den nachrichter in volg ftellen one inmiſchung der land: 
vögten zu Romont. — Zu dem 5. fye der herr zu Mefieres 
befügt, der gemeinen felbuart an allen orten der berrfdaft mie 
oud in der beſchloſſenen almend, genant la Pralie, (gly®) ala 
ſyne vnbertanen vnd landſäſſen ze nieffen vnd fun veech darin ze 
meiden zu jeder zyt one ir miberreb.. ba oud ein jeder herr 
au Mefieres alle die almenden, jo er von den lanblüten inner- 
halb der berridaît.. erkouft.., infchlagen vnd aljo nachwertz 
yngeſchlagen nad ſynem geuallen nugen.. möge. — Sum 6. 
ſyen die landlüt old vundertanen fchuldig, bem berrn vier mütt 
wyns v8 dem tal: vnd rebland, mie ſich dz von Monftrur*) 
bi3 an den ort gen. la Coste erftredt bis gan Meſieres für 
bas Ichloß ze füeren vnd daſelbs ze entladen one des herren 
cojten, vorbehalten ben furlüten oder farrern ein malzyt. Zum 
7. mann jemand zu dorfjäßen oder zu gemeiner dorfgenojjame 
zu Mefiere3 empfangen wirt, jo gehören dem herrn zu Meſieres 
30 % one dz er ſynem oberberren einich teil noch rechnung 
darumb ze tun jchuldig Îne. — Zum 8. ftand demjelbigen 
herrn allein zu allerhand ge (rütt) und weidwerk. Zudem fo vil 
die muli vnd bero zugehörd belangt, {ye diefelbige niemand ver: 
pflidt... dann dem Schloß Romont vmb ded millimaffer8 wegen 
vmb 12 fed miſchelkorns Nemontermef jerlih3 zinjes, melches 
muͤli vedt ift, Das alle der ftatt vnd fleden Romonts ynmwoner 


*) Montreur. 





Pertimenzen zu Herrichaftsrechten. 85 


ſchuldig ven, in berlelbigen müli ze malen, alfo ba der berr 
der müli die vngeborfamen, jo anderSmobin würdend ir fürn 
ze malen geben, büflen mag, glychuals oud die müller, fo die 
funben difer müli murdend vnderitan abzezüben vnd ir fürn 
abnemen ze malen, pfenden und vmb den freuel büfjen môge. 
Doc folle der herr diefelbe müli bermaffen mit rechtgefchaffnen 
mülfern verjechen, dz jeber pflichtiger in bijer müli al8 dem 
miller onclagbar und von ime gebürende rechnung vnd merung 
vom dargegebnen gemalten fürn fut der müliorbnung vnd in: 
halt der immelinen haben möge. Dann mo einiche Hegd barumb 
gefürt und ber mangel erjcheint wurbe, fol der herr alsdann 
Ihuldig fon, ben mangel nad erfantnuß zu erjegen, ime, dem 
herrn fyn erfagung und recur3 gegen ben miller vorbebaltende. 
Zudem fo babe der miller, fo darin ift... ſyn gemeinschaft 
vnd felbuart allenthalben mit denen von Romont und Mefieres. 
Es möge oud der herr von Mefiered die muli accenfiren 
omb ein nümen Berren= und bodenzin3, ime gehörig, welchem 
er mil, bod one abgang der obgenanten 12 jeden korn⸗ 
ginjes bem flo Romont zugehörig. tem möge er zu 
derfelbigen müli andre geldirr meer bumen one mytere be: 
ladnus vnd one jemandes miderred. So {ye die blaüwe one 
pflicht einicher andern beladnus. Im val oud jemand da 
vmb möge vnberitan, ein müli, bläume oder jagen ze bumen, 
fo zu nadteil bifer müli und gelhirren möchte reichen, möge 
ſoͤlichs gemeret werden. 


31. Kirchenban. 
(9. Oft. 1589.) 
R. XXI. 274 a. 


Ayant venerable messire Guillaume Darbalet cure 
de Prez remonstre a Messeigneurs du conseil estroit de 
cette ville de Fribourg la descheute aduenue en la mayson 
de.la cure du dict lieu et que lon en ha a craindre la 
ruine entiere dicelle pour son antiquite, implorant sur ce 
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la grace de mesdicts seigneurs comme collateurs de leglise 
de Prez a celle fin que la dicte mayson fust restauree 
et remise en bon estre. Mes dicts seigneurs ont consi- 
dere que si bien ils ont quelque droict a la collation du 
benefice si ne sont ils pourtant astraincts a la main- 
tenance de la mayson ains que cest le cure meme qui est 
astrainct a telle maintenance auecq l’ayde de des pa- 
rocheans desquels il est pasteur ecclesiastique et parainsy 
nont mesdicts seigneurs voulsu admettre cette nouueaute 
comme consequence trop importante, ains ont aduise et 
ordonne que le cure mesme y emploie du reuenu du be- 
nefice dont il est jouissant et que les parocheans sy 
doigent ayder de leur pouuoir. A quoy mes dicts seigneurs 
gracieusement accorderont quelque quantite de plantes 
de leurs bois et quant la mayson sera dressee ils four- 
niront les tuiles requises a la couuerture dicelle mayson 
de quoy a este donnee la presente audict cure. Faict le 
IX doctobre 1589, 


32. Rleinsebnt. 
(19. Zul. 1590.) 
R. XXI. 405 b. 


Nous l’aduoyer .. Scauoir fesons que estant enter- 
venue question et difficulte entre noble Jean Musy de 
Romont agissant au nom du sieur de Curtilles comme 
proprietaire auecq ses compartitionniers du disme de le- 
gumes au territoire et confins dEstauaye le Gibloux et 
les proudhommes du dict lieu comme admodiataires du 
grand dixme du dict lieu a nous appartenant et ce a 
cause de lorge que le dict Musy pretendoit appartenir 
au dict Seigneur de Curtilles et ses compartitionniers 
pour estre cette espece comprise soub le vocable de 
legume, — a lopposite de quoy les dicts proudhommes rempn- 
stroyent quils auayent seme lorge et auoine par ensemble 
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a rayson de quoy lauoine nous seroit appartenant a cause 
de nostre dict grand disme, — nous auons sur ce declaire . . 
que daultant les paisans du lieu ont seme lauoine auecq 
lorge a ceste cause soit ceste orge partissable entre les 
decimataires de nostre grand disme et du disme des le- 
gumes et ce par moitie egale ores et a laduenir es lieux 
esquels les dicts paisans semeront de lauoine auecq et 
parmy lorge. En foy de quoy les presentes sont scelees 
de nostre seau secret le dixneufvieme juillet 1590, 


33. Aderum Pertinenz des Waldes. 
(31. Oft. 1591.) 
R. XXII. 87 a. 


Wir der Schulths 20. tun fund biemit: Als ba pan . . 
erwachſen zwüſchen den fildenpflegern vnd parodien von Mer- 
tenlad an einem vnd die gemeind ded großen Mertenlah am 
andern von de acherums megen eines waldes, fo gejagter 
Rien zugehörig, barumb gemelt von Mertenladen craft eines 
alten jpruches, fo im 1488 jar gejchechen, welcher glychwol ge- 
melten wald berfelben filden zubekennt vnb aber meldung 
tut, es möge ein filer Ddafelb8 fi allein mit bam- vnd 
brennbolz verfehen und des acherums nit gebadt wird, iren 
teil Baben molten, mie fi dann angezeigt, von jemelten darin 
recht gehabt ze Haben, ba jo haben mir darüber abgeraten, 
georbnet ... vnd erfennen oud biemit, diewyl ougenſchynlich 
der bemelte malb der filden von Mertenlachen zugehörig, ſo 
folle fi oud madt vnd gmalt haben, deffen acherumbs zege- 
nüfjen onb dafjelbig zeuerlüchen. Deßhalb mo gerüert von 
Mertenladen oder andere dafjelbig haben möllen, fi jchuldig 
ſyend, mit der filden barumb ze überfomen, es fue denn ſach 
bas fi erzeigen fonten, bas fi beë fpanigen acherums bieuor 
genoffen vnd recht dazu babinb. Defjen zu vrkund haben mir 
bijen brief mit vnſerm fecretinfigel verwaren faffen vf dem 
legten tag wynmonats al8 man von Gotteß geburt zalt taufend 
fünfhundert ein vnd nüngig jar. 
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34. Actenfertigung duré Gerichtſchreiber. 
(18. Febr. 1592.) 
R. XXII. 333 a. 


Nous laduoye et conseil de la ville de Fribourg 
faisons scauoir a tous questant par nos tres chers et 
feals le chastelain et curial de Pont en Ogoz informe 
de labus qui se commet en la dicte chastelainie a len- 
droict des remissives et subhastations et aultres actes 
judiciaux lesquels oultre la coustume en nos pais gene- 
ralement vsitee et audict lieu se dressent et escriuent 
non seulement par le curial de la justice auquel de 
rayson tels actes appartiennent seulement ains aussy par 
vn chascun notaire ou pure particulier au grand detri- 
ment du curial lequel daultre coste souuentefois est at- 
tedie par nostre seruice et de nos officiers, nous donques 
voulons couper chemin a tel abus, commandons et or- 
donnons expressement que toutes subhastations ou aultres 
actes de justice quelsquels soyent se doigent dresser et 
escripure par le curial de justice moderne ou seulement 
sans ce que nul aultre notaire et jure en cest endroict 
leur face aulcung destourbe ny empeschement, injoignant 
a nostre dict chastelain de tenir main afin que dores 
en auant cela soyt ainsy obserue riere la charge comme 
lon lobserue en ceste nostre ville et aultres nos pays. 
En foy de quoy les presentes sont scelees de nostre 
scel secret le mardy 18 de Feburier 1592. 


35. Biebforit. 
(16. Nov. 1592.) 
. R. XXII. 288 a. 


Nous laduoyer et conseil de la ville de Fribourg 
gcavoir fesons que Jehan Leuo de Missy nous a presente 
tequeste tres humble quil nous pleust luy impartyr at- 
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testation de nos ordonnances que tout homme qui trouue 
bestail en son dommage le peult prendre et mener es 
main de la Seigneurie pour auoir esmende de son dom- 
mage pour le seruir dicelle attestation en la justice de 
St. Aubin ou cest quil est poursuiuy pour une esmende 
ce que luy n’auons peu accorder entierement pour aul- 
tant que nous nauons ordonnance qui en fasse mention 
expresse comme pretend le requerant. Toutefois nous 
disons quil nous semble chose non impertinente ny hors 
de rayson que quand quelquun trouue du bestail domma- 
geable en sa possession ıl le puisse prendre et le mettre 
riere la puissance du Seigneur ou officier du lieu ou cest 
que le bestail sera trouue et pris tant pour euiter le 
dommage que pour en auoir esmende aussi pour faire 
chastier la faute que en est l’endroict se peult com- 
mettre. De quoy luy auons imparti ceste scelee de 
nostre scel secret le XVI de novembre 1592. 
36. Ausweiſung eines Gemeindeeinwohnerd wegen Betragend. 
(s. d. *) 
R. XXII. 336 a. 


Nous laduoyer etc. Comme heussions par cy deuant 
sur les plaintifs de nos feals et bien aimes subjects les 
gouuerneurs de Menieres commande pour approbation 
diceux dresser examen sur la. vie conuersation et com- 
portement de Jaques Porchet lequel examen nous estant 
ce jour dhuy presente en forme dheue par lequel nous sont 
apparues plusieurs occasions et raisons desquelles la ge- 
neralite et commun nont tort a se plaindre justement et 
daultant le diet Porchet na convenu avec eulx pour la 
commune ny pour la permission de sa residence au dict 
lieu non obstant il soit receu et quil nous ayt preste 


*) Stebt zwijchen bent 1. und 9. Juli 1593. 
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serment de fidelite — cognoissons et ordonnons que la 
dicte commune ne soit astraint supporter a leur mal gre 
tel voysin lequel pour les raisons contre luy prouuees 
pourront expellyr. Toutefois permettons au dict Porchet 
quil soy puisse domicilier ailleurs riere nostre obeyssance 
ou il trouuera quelquuns qui le reçoiuent de bonne vo- 
lunte, et quant aux missions de la dicte commune le 
dict Porchet leur deuoir payer au support dicelles six 
florins. En foy de quoy les presentes ont este cachettes 
de nostre sceau secret sans nostre preiudice. Etc. 


37. Berufung auf die „Staädtſatzung“. 
(5. März 1593.) 
R. XXII. 296 b. 


— biemylen molermelter W. Foͤgely vf recht tringt und 
onfer ftadtjagung vermag, daß welcher darby fi einer rats: 
erfantnu8 bejchwert vnd redt anruft, von dem reiten nit folle 
trungen werden . . . 


38. Verbindung zwiſchen Bodenzind und Bodengennk. 
(16. März 1598.) 
R. XXII. 29 b. 


— ont messeigneurs de la ville de Fribourg daul- 
tant que la dicte Antenie ne tient point de biens et na 
aulcune jouyssance des esmolumens de commune cogneu et 
ordonne icelle doige estre quitte et exempte de la coppe 
dauoine que pour dicte cense lon luy a impose et que 
les communiers qui jouissent du bois en doigent aussy 
pour la cense. Dat. 16 Martii 1598. 


39. Zindtagwenorduung. 
(28. Juni 1593.) — 
R. XXII 335 a. 


Schulths x. Als fih zwiſchen dem erfamen wyſen 
Tranzen Praderwan (Praroman), vnſers grôffern fpital8 pflegern, 
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ond beffelben gotähufe® gemeinen zinslüten des Tilchipales 
Gurmels bea vrſach ein fpan erhept, bas ermelte 3inslüt, 
man fi zu verribtung ſchuldiger mabdertagmen angeftellt morben 
vnd ongfarlih vmb den mitten tag ein angeuangen ftud voll: 
endet, abziehen wollen und wyters zearbeiten nit vermeindent 
verbunden 3e fun, welches alles ein bem fpital bodnadteiliger 
ynryßender misbrud fi wyters erftreden möchte. Darüber 
ermelter vujer fpitalmeifter und vmb notwendige prouifion er: 
judt. Do mir nun die beclagte landlüt ouch verhört, die fit 
eines angemaffeten misbruchs bebelfen wöllen, diewyl aber ded 
ſpitals vnd anderer lebenberren gerechtigfeiten nit ein halben 
ond vnuolfomnen tagman inbaltend, haben wir difer vnd ans 
derer lebenlüten megen dif injechen geſchaffen, bas mann die 
zu erfiattung tirer mäderspflichten angeftelt werden, jollend 
fi zu rechter fryer tageszyt, mie taglöner nach landes art 
pflegen, {id zur arbeit verfügen und den ganzen tag volfomen- 
lich vsharren. Der fpitalmeifter fol oud zu allen jachen gute 
befcheidbenbeit bruden vnd befonder8, bad er zu einem ftud nit 
mer werdlüt anftelle, als die e8 füglid in einem tag vollenden 
mögend. Qnd zu ftraf bifes felerà follend die jet beklagten 
noch jeder ein andern tagman bifem abratben gemäß verbringen. 
Zu vrfunden deb 20. 28 Junii 1593. 


40. Dorfredt der Töchter. 
(7. März 1594.) 
R. XXII. 407 a. 


Nous l’aduoyer etc. scauoir fesons, comme soit que 
nos tres chers et feals les communiersde St. Albin heussent 
faict refus et difficulte a Franceois Waser, mary de 
Marguerite fillie de feu Antoine Ramuz, de luy laisser 
participation es biens et parties communes, pretendans 
en vertu de leurs ordonnances par nous confirmees, d’aul- 
tant elle nestait la fillie plus aisnee, de len priuer et 
forclore et le dict son mary. Mais considerant que des 
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aultres sœurs aisnees nen ha aulcune que face residence 
au dict lieu et la dicte Marguerite est restee seule au 
dict St. Albin, auons rendu ceste declairation et arrest 
sans derogation des dictes ordonnances, quelle puisse et 
doige auoir et tirer sa part et rate esdicts parties com 
munes en tant quelle et son mary doige aussy contribuer 
esgalement aux charges et impositions communes tout 
ainsi que lun des aultres du dict lieu et que si la sœur 
plus aisnee vinst a demander les dictes parties et quelles 
luy soyent permises qualora la dicte Marguerite et son 
mary en soyent priuez et denues a teneur de dicte or- 
donnance. Le 7 du mars 1594. 


41. Rich» Stod- Nüti- und Novalzehnt. 
(21. Sun. 1595.) 
R. XXIII. 71 b. 


Wir der Schulths 2c. tund fund allen und jeden biemit. 
Alban fid bishar vilfaltige fpan und irtàg gehalten zwiſchen 
ben eermürbigen geiftlichen berren, melden die pfleg vnd fel: 
forg in der tütiden parodieen vßer bem Bernthor vertrümet 
was zu einem teil vnd etlichen fonderbaren partyen, melden 
die zehenden innerhalb gemelter filhörinen und irn borfmarden 
vfzunemmen gebüre, am andern teil, 03 dem bas ein teil ge 
dachter zehendnern der filden rechtſame betr. den ftodf= ried- 
vnd nümer vfbruchzebenden zu item abbrud wider bas alt 
barfomen dohin ze bringen vnberftanden, das fi die Eilchen 
überal, nachdem etwas von nüwem geriebet vnd verſäyet murbe, 
mit dryen der erften jaren vernügen folle, es merind glych 
diefelbigen dry erlte jar allerdingen in ben ftoden mit den 
ftodfen verjäyet oder zum teil in ben floden und zum teil 
nad dem pflug, barmiber der geiftlichen begeren was, bas fi 
nad aftbargebradter üblicher befibung ben riedzehenden vol: 
fomentid vnb fo lang behalten folten alle bie gut vnb fo lang 
mit boumen vnd Baden in den ftoden ein zenden vallen wurde 
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ond über das, mann die ftöd vazogen vnd der grund mit 
dem pflug vmbkört wurde, al8ban möchtend die kilchen nod) 
dry jar ben zenden empfachen vnd barnad erfi bas zendrecht 
der nümen riedern an die große zenden vallen, bannenbar bigs 
bar etliche zendgarben in fequefter gelegt worden. Diewyl aber 
der hochwürdig und molgelert herr Petrus Schneumlin bifchof- 
licher bodwürben zu Lofannen generalis vicarius, zu erbaltung 
der kilchen alten rechtens die alt befigung und gemonbeit, der 
geiftlien fürgeben gemes, nicht allein mit molbetagten gloub- 
würdigen zügen, fondern oud mit alten jchriften marbaîte ze 
erwyſen, darzu dan die eeren vnd notuelten ... berrn Martin 
Gottroum, Sans Robe und Soft von der Weid, general, vnſer 
wol vertrumte ratdfriind, zu verbor fürgezogen thuynder be- 
wyſung vsgeſchoſſen und duro vns georbnet worden, meliche, 
nadbem fi mit guter conferenz und beratſchlagung nad not: 
turft über Diefen handel gefeffen und vns alle beichaffenheit 
orbentlid miberbradt haben, namlich bas die erbarn alten 
vnd gloubwürbigen durch fie verhörte, alte, onuermerflide zügen 
heiterlich zugeben, bas inen über dem ftocfzenden noch dry jar 
lang nad) dem pflug den zenden inzutragen gebüre, wie oud 
der vrbar und erfantnuß der Filchen Ueberftorf derglychen ver- 
mag ond vswyst, fo haben mir zu verbütung künftiger irtägen 
ond zu erhaltung friblider einigleit naguolgende ordnung vnd 
jagung angefeden, gelebt vnd fürbashin ze halten beuolchen, 
namlich baë ben vier tütjhen perrodien als ben curen von 
Tauer8, Tübingen, Neberftorf und Wünnenwyl gebüren vnd zu: 
ftan folle, man fünftiger zyt innerhalb irm kilchſpal und be: 
ait etwas geichwant, geriedet, gejübert und daryn verjäyet 
wurd, das die fto biyben und man mit der houmen hacket, die 
filden dry jar lang vnd nit fenger in den ſtöcken ben zenden 
vfzeheben befugt fue, was aber über das dritt jar vonder den 
ftöcfen 3e verzenden vallen möcht, den groffen zendherren zuftan. 
Ueber das folle gemelten kilchen ouch zuftan und gebüren, man 
der ſtock vszogen und die pleb gejübert worden aljo dag man 
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mit dem pflug doryn faren fan, über die dry jar in ben ſtoͤcken 
andere Dry jar nad) bent pflug den zenden zu beziechen, one 
bas der ſtockzenden daran ze verglychen und abzeziechen jy. 
Wo aber die riebftätt vor ben bryen jaren ober glych die erſten 
jare geäfert, gejübert und mit bem pflug vmbkört wurden, 
follend die geiftlichen den mangel und abgang, welcher inen an 
dem biesjärigen ftodfzenden begegnen möchte, nit nach dem pflug 
eruordern, fonder3 wo nur ein oder zwei jar in den ftoden 
gejäyet wurde, fi eines oder zmweier röuben benügen vnd in 
all weg nad dem pflug nit mer al3 dry mal den zenden 
haben. Wo ea fit oud fügen wurde, das etlihe almenden 
oder fonderbare ſtuck innerthalb dryfjig jaren oder darüber nit 
merend vfgebrochen worden, {ol ben kilchen glychuals von nümen 
dry jar lang der zenden darin gebüren. Wan e3 aber dar: 
zwüſchen in früdt gejtanden und verfäyet fun mere, fol der 
kilchen fein zenden baruon gebüren. Vnd in oben erlüterter gftalt 
jollend fi die zendBerren fürbashin gegen und mit einanbern 
vergluden. In craft difer mir mit vnſerm fecretinfigel, vns 
Dod in alle weg one ſchaden, verwart den ein und zwenzigſten 
tag brabmonat3 95. 


42. Zufpredung eines Kindes an zwei Bäter. 
(13. Dez. 1596.) 
R. XXIII. 227 a. 


Diewyl Verena Kreb3, die arme vergefine tochter, vmb 
das find, des fi vnlengit genefen, Fein gemwißheit anzeigen fan, 
wellihem es ghöre, allein bas eg entweder Danieln Gräben 
oder Ambrofi Seruafin, die allein mit iren kundſchaft gehabt, 
gehören folle, haben m. g. b. vnd Obern der ftatt Fryburg 
geordnet und erfant, bejagter Daniel Grätz vnd Seruafin 
follend dis Kind bis vf wytern bſcheid zu gemeinen foften er: 
nören, erziehen vnd erhalten. Im fal aber bierumb fernere 
anzeigung vnd bericht vernommen wirt, fol es ir Gnaben 
heimgejegt fun, ferner8 Hierin zu erkennen über die ftraf, in 
wellide diſe partyen verfelt find. Act. 13 Dez. 1596. 
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43. Serr{daftéreht von Glannes. 
(10. Jan. 1597.) 
R. XXIII. 313 a. 

Nous auoye etc. certifions a tous comme soit que 
noble et prudent nostre feal et bien ayme feudataire 
Johan fils de feu Jaques Musy banderet de Romont 
aye jusques a present et plus long temps que lhumaine 
memoire soy peult extendre exerce et jouy de la juris- 
diction du village et dependances des Glannes au baillif- 
vage de Romont y tenant sa justice particuliere et proce- 
dant a l’execution de tous actes juridiques comme daultres 
selgneurs ayant justice particuliere riere le dict Romont 
tant du temps que les illustres sgrs. ducs de Sauoye 
commandoyent au dict lieu comme dempuis quil a este 
reduict soubs nostre obeyssance toutefois auec quelque 
turbation et interruption. Car daultantque le dict vil- 
lage des Glannes est compris et dans le circuit de la 
chastelainie de Romont it. que les habitants diceluy 
touchant le tribut des ventes sont esgalement traictes 
et decharges et quils payent la porterie comme daultres 
de la chastellainie aulcuns nos precedents baillifs de 
Romont auoyent desja recherche les predecesseurs du 
diet noble Musy, mesmes desja lobtenus sentences lexe- 
cution de laquelle estant retardee et appel suscite et 
: changement des officiers et cependant le train et suite 
de justice tousjours comme parauant continue au dict 
lieu des Glannes nos feals et tres ayme (gener)als en 
vertu de leurs charges et par nostre commandement 
auoyent somme et recherche le dict noble Musy a pro- 
duiyre et faire exhibition des droits suffisants en vertu 
desquels la jurisdiction au dict village luy deust appar- 
tenir, sinon il nous plaisoit luy permettre tel competent 
ou bien que les subjets des Glannes demeurassent comme 
daultres justiciables dessoubs la chastellainie du dict 
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Romont. Au contraire nous estant faict production par 
le dict noble Musy de plusieurs anciains droicts, tiltres 
et recognoissances et notamment les quernets prestes 
aux dicts jadis ducs de Sauoye et de ses predecesseurs 
comme premierement es mains de feu Jehan de May en 
lan 1439, it. es mains des Challeti et Gandini de lan 
1532 it. les recognoissances rurales en sa faueur stipulees 
en lan 1478 aussi les secutiues de George de Vivcor le 
renouateur en lan 1510 et les dermieres de Jehan Alle- 
man en lannee 1539 par lesquelles recognoissances les 
habitans des dicts Glannes confessoient estre hommes 
subjects de ses predecesseurs comme aussy les ja dicts 
sgrs. ducs des quernets de fidelite *) les receuoient et admo- 
dioient dauoir au dict lieu de Glannes ban barre mere 
et mixte empire et omnimode jurisdiction. Veu donques 
en vertu de tels si authentiques documens auoient re- 
tenu et continue pacifiquement lexercice et administra- 
tion de la jurisdiction lespace de cent et passe cin- 
quante ans comme cela soy pouuoit verifier par plusieurs 
exploicts et sentences et enduire en la justice des dictes 
Glannes et que les papiers de la cour par bonne conti- 
nuation en faisoiant ample declairation joinct que par 
beaucoup daultres anciaines lettres escriptures auant et 
du temps des dictes recognaissances ses predecesseurs 
estoient nommes et tiltres du nom de sgr. de Glannes 
et les sgrs. ducs les appeloient leurs bien aymes vassals. 
En vertus desquelles et plusieurs aultres raisons au long 
par le dict noble Musy auancees requerroit le vouloir 
laisser et maintenir a la preeminence et droict quil auoit 
receu de ses predecesseurs soffrant que luy et toute sa 
posterite (esquels desiroit laisser lheritage entier de dicte 
Seigneurie) demeurer inent a perpetuite nos tres fideoes et 


*) Ob nicht die Bortfolge fein follte: les ja dicts quernets de 
fidelite des sgrs. ducs ? 
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obeyssants subjects et vassals. Sur quoy ayant comman- 
des les dicts droicts et tiltres produicts deuoir estre diligem- 
ment visites justifies et confrontes par nos dicts gene- 
rals lesquels y ayant vaque auec diligence et fidelite et 
rappourte ce qui estoit du present vsite. Nous auons 
dans la presente controuersie eheu ceste consideration 
que si bien que les recognoissances susmentionnees per- 
mettent audict noble le droit et preeminence de la juris- 
diction toutefois ayant rappourte les susnarres droicts aux 
plus annicaines et precedentes recognoissances et notam- 
ment au quernet rendus par noble Jaquet de Saluion 
Sgr. de Glannes au comte Aime de Sauoye en lan 1386 
auquel les dicts censes sont recogneues simplement auec 
directe seigneurie sans aulcune jurisdiction et que les 
suluantes extentes ne font mention quelconque du fonde- 
ment de la dicte jurisdiction quest adjoustee et aug- 
mentee aux dernieres stipulations et que lexercice dem- 
puis permis et tolere ne peult prejudicier au souuerain 
auec les aultres poincts susmentionnes, nous aurions 
justement peu retrancher telle augmentation et reduire 
le toutage soubs la justice de nostre chastelainie de Ro- 
mont pour reintegrer le district dicelle; — toutefois ayant 
esgard a la continuation de cent et plusieurs annees que 
la justice a este solennellement exercee au nom du dict 
noble Musy a cause des dictes Glannes, desirant pour 
sa vertu et de ses predecesseurs le gratifier en la con- 
seruation de ceste preeminence, esperant que par ce moyen 
luy et toute sa posterite seront daultant plus affectionnes 
a nostre seruice, — nous auons dauthorite souueraine et 
par meure consultation supplie au default des dictes 
dernieres recognoissances concernant lampliation qui sest 
trouuee lesquelles des maintenant en auant tenons jugeons 
et reputons pour valides justes et irrefragables et ce 
moyennant octroy et infeudation que passons et accordons 
Beitidrift f. ſchweiz. Recht. XXIL 1. (2) 7 
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presentement au dict noble Musy, a tous ses hoirs et 
posterite, leurs permettant de tenir en fied liege noble 
assauoir tout le dict villaige des Glannes auec le terri- 
toire, district, charrieres publiques, pasquiers, bois com- 
muns, eaulx, cours d’eaulx, maisons, foires, dismes, lods, 
censes, honneurs, tribus, hommes, homages et aultres 
esmolumens et droictures et generalement tout ce que 
par ses tiltres et recognoissances luy est permis et que 
justement luy appartient comme les vsages, foccages, 
charrois et couruees sils luy sont dheus aussy auec ban, 
barre, mere et mixte empire, haulte, moyenne et basse 
seigneurie et omnimode jurisdiction, supplice sur les 
delinquans, adjudications, confiscations et tous chastie- 
mens tant sur les subjects que sur aultres personnes 
meritantes chastiement au dict lieu, singulierement luy 
octroyons et permettons la garde et la messellerie riere 
tout le terroir des dictes Glannes lequel pour ceste in- 
tention deura estre discerne et emboenne auecq les ter- 
roirs confinants auec apparentes separations et limites 
par premiere commodite que faire soy pourra sans quen 
tout ce que dessus luy soyt donne aulcun empeschement 
fors et reserue a nous a cause de nostre Comte de Ro- 
mont que le dict noble Musy nous doige du toutage 
rendre le quernet et prester hommage de nous estre 
vassal fidele et leal selon que lanciaine et nouuelle forme 
de fidelite contient tantes fois et quantes que requis en 
sera, nous reseruans aussy la souuerainete, les extremes 
appellations, la grace des criminels et que les frais de 
lexecution que pourroit estre faicte riere nos justices de 
subjects des Glannes dont luy echierroit la confiscation 
soyent leuees et prins de la dicte confiscation. It. la 
suyte de nostre banniere de Romont, la catholique reli- 
gion, haultes bamps et tous aultres droicts dependants 
de la souuerainite comme enuers daultres nos vassaux 
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de sa qualite auons acostume reseruer et le droict 
daultruy et que desja sont lies et astraints de nous 
suyure en faict de guerre ainsy que les anciains quer- 
nets le contiennent. It. de procurer et auancer le proufit 
et honneur de notre ville, euiter le deshonneur et dom- 
maige dicelle de tout son pouuoir et entendement comme 
feal subject sans aulcune reserue. Et pour recognoissance 
de ceste gratification luy auons impose lentrage de deux 
cent florins nostre monnoye lesquels il a promptement 
(liures) a nostre boursier a nostre contentement. Donques 
en vertu de ce que dessus nous voulons que le terroir des 
dicts Glannes soit limite et emboenne a forme des re- 
cognoissances que soy pourront trouuer les dictes lieux 
et que le dict nostre bien ayme vassal et feudataire de 
Glannes demeure et soyt maintenu en possession reale 
et actuelle de la jurisdiction du dict villaige les habitants 
du quel deuront faire serement dobeir et rendre tout deb- 
uoir au dict noble Musy et de le recognoistre pour leur 
Seigneur luy permettant que de son authorite priuee puisse 
eslire et instituer chastelains, lieutenans, curiaux, jures 
et officiers pour tenir la cour et justice a son nom, sceler 
tant proces, memorials que aultres actes de sa justice, 
dempuis laquelle les appellations seront suyvies deuant 
nostre ballif de Romont et de la reuiendront a nous ou 
nos juges des extremes appellations et generalement de 
soy seruir de tous priuileges que aultres nos vassaux 
de sa qualite jouyssent. En foy etc. Act. X Januarii 1597, 


44. Einleitung zn Freiung von Cigenleuten des Kloſters Valfainte. 
(18. Suni 1614.) 
R. XXV : 330 a. 


Le rev. Seigneur prieur de la Vaulxsainte repre- 
sentant a m. tr. h. Seigneurs de la part de son Rev. 
pere general lettres de consentement par lesquelles il 
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soy contente et donne puissance aud. Sgr. prieur daf- 
franchir et exempter les censiers de la condition demain- 
morte toutefois daultant il y en a aulcungs mesmes des 
principals proches a communel escheute quest vne droic- 
ture fondee sus valides tictres et par ainsy la deuote 
maison reentreroit en son premier possessoire ou bien 
en retireroit des lods proufitables quiceulx soyent in- 
duicts a composer selon la qualite de leurs pieces auec 
luy .... Mais concernant laffranchissement que tous ceulx 
qui seront resolus de saffranchir soient conuoques a 
journee convenable et quen presence de spectables sages 
et prudens Seigneurs Peter Zimmermann boursier et 
Niclaus Meyer general auec le secretaire ils doigent traic- 
ter et accorder auec ledict R. prieur sans alteration 
ou prejudice de la premiere cognoissance auec ceste ad- 
iunction que laffranchissement soit faict pur et absolu 
sans adiunction daulcune telle reserue comme en la con- 
finmation de ceux de Charmey qui deura aussy estre 
corrigee. Passe en conseil le xviij de juyn 1614. 


45. Breisbeftimmung für den Freilauf einiger fallpflichtiger Grund: 
ftüde des ſtloſters Valfainte. 


(16. San. 1615.) 
R. XXV. 464 b. 


Nous laduoye etc. Certifions a tous comme soit 
quen la renouation des recognoissances dependantes de 
la ven. maison claustrale de la Vaulxsainte rière le 
pais de Charmey vne partie des censiers qui tiennent 
et possedent montagnes et pasquiers rière la fondation 
du dict monastaire anciainement recogneues soubs la 
condition et astriction de la mainmorte et notamment 
des preudhommes et habitants de nos anciaines terres 
comme en particulier Hanss Winkler, Peter Care, Hanss 
Curtzo zur March, Petri Rap, Hanns Otti, Jost Winkler 
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et daultres eheussent faict difficulte de rendre et porter 
la dicte recognoissance pretendant den estre affranchis 
comme ceulx du pais de Charmey et que toutefois na 
peu estre juridiquement approuue, — et neantmoins que 
leur dicts biens soient jusques apresent subjects a telle 
astriction et condition neantmoins estant contraire a la 
franche condition de ces pays par justes consideration a 
teneur de nostre premiere sentence et decret du troys 
dapuril de lan passe aurions ordonne et resolus que la 
dicte taillabilite deuroit estre affranchie et lenee auet 
contreechange et recompense de quelque juste pris equi- 
valant a proportion de ee que ceux de Charmey auoyent 
paye. Mais Rev... Sgr. domp Nicolas Raphael Guil- 
laume moderne prieur de la dicte Vaulx saincte pour sa 
descharge reseruant le bon vouloir et confirmation de 
‚son Rev. general et superieur iceluy auroit a nostre re- 
queste et postulation consenty a telle liberation et af- 
franchissement toutefois a condition et auec reserue den 
conuenir et traicter moderement auec le d. S. Prieur, a 
quelle fin sestant les hon. sages et prud. Peter Zimmer- 
mann etc. auec le Notaire soubsigne assembles pour desi- 
gner et moyenner quelque pris raisonnable suyuant leur 
aduis et consultation nous auons considere daultant tels 
accidents decheute soy presentent rarement dont ne prou- 
vient aulcun ou bien petit proufit au monastaire et quil 
est plus expedient dauoir et jouir dun reuenus assure et 
a repos que dattendre poursuyure et surveiller a tels 
accidents inconstants auec grands facheries et incon- 
veniens dont moderants par equitable taxe ou apprecia- 
tion ce questoit demande assez hault par le rev. Sgr. 
prieur et adjoustant mediocrement au vil pris et trop 
basse presentation quoffroient les dicts censiers nous 
auons determine et designe pour loix et reigle generale 
pour tel affranchissement que commandons tres serieuse- 
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ment et voulons estre suiuy accepte et execute par nos 
dicts subjects assavoir que pour chascun pasquier soit 
tant aux gistes-comme aussy pour lenchantinage de tant 
darmailles quon entretient sus les censieres de la dicte 
maison qui reuiennent comme lon estime a lenuiron de 
sept cent cinquante pasquiers comprenant lhyuernage et 
les prez quon y funde (qui seront neantmoins encoure 
plus exactement comptes et justifies) les dicts preud- 
hommes censiers et bientenants seront entenus payer 
fournir et desliurer audict monastaire pour chascun pas- 
quier et a rate de tant que vng chascun possede a cause 
de l’affranchissement de dicte mainmorte commodement 
troys florins bonne monnoye, — et ceux qui nont point 
denfans proches a e.... er*) lecheute au double dauantage 
que sont six florins, comme sont le dict Winkler Otti 
Curtzo ou daultres eages qui nont aulcungs enfans et sans 
esprouuer**) den auoir proches a comj) leschentes jusques 
lenviron de soixänte et dix pasquiers, — et que par tel 
moyen soyent libres acquits et affranchis de la dicte 
condition, entendants que les aultres droits, censes, lods, 
directe Seigneurie et jurisdiction que peuuent et doivent 
appartenir au dict cloistre doiuent rester en leur force 
et vigueur, — et que le moderne Sr. Prieur soy doige 
conformer a ceste ordonnance en tant que si aulcuns 
nauoient les moyens de fournir le payement en endeuire 
cont . . .{{) doigent auoir credit en payant la cense jusques 
a reemption ... enjoignant sur ce que de part et daultre 
soit suini a ceste nostre presente declairation En 
foy ... 16 Januarii 1615. 


*) eleuer? eriter? 

**) esperer ? 

+) compter les écheutes ? 

tt) en entier comme dict est? 
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46. Anderöwitige Anwendung des Freilanf8 auf andere fallpflichtigs 
Grundſtücke des Riofter8 Valfainte. 


(12. April 1617.) 

Nous laduoyes etc. scauoir fesons comme soit que 
la ven. deuote maison claustrale de la Vaulx sainte oultre 
aultres deuoirs des censes directes lods et jurisdiction 
sus aulcuns biens existants riere le district de la fonda- 
tion eheue aussy la preeminence et droicture de la 
mainmorte sus les manants et habitants du pays de 
Charmey furent generalement affranchis moyennant la 
somme de trois cent escus constant leur lettre daffran- 
chissement datee le quatriesme de nouembre lan 1574 
signe F. Gurnel. Et si bien les aultres nos bourgeois 
et resortissans des terres anciaines possedans des mon- 
tagnes et pasquiers riere la diete Vaulx sainte vouloient 
aussy preualoir dudict affranchement soubstenans et alle- 
guants dauoir contribue pour leur rate au prins et 
somme capitale des trois cent escus et pour tant vne 
partie diceux refusoient en la renouation du dict fieds 
que reuerend et deuot Sgr. Nicolas Raphael Guillaume 
moderne prieur de la dicte Vaulx saincte auoit entre- 
prinse, de prester la recognoissance soubs la dicte charge 
et astriction de main morte — il auroit*) actionne et re- 
scherche les refusants tant en justice inferieure comme 
aussy par deuant nous, — et ne pouuant formellement 
verifier leur allegation combien que par grandes coniec- 
tures et presomptions pouuoient en tirer quelquesc onse- 
quences en leur faueur, les heussions condamnes et ad- 
iuges a la demande dudict S. Prieur auec imposition 
de cinquante escus pour recompense des missions. Toute- 
fois considere ceste condition vile et odieuse est repu- 
gnante a la franche condition dun pais libre que nos 
bourgeois et ressortissans des anciaines paroches ne doi- 


#) »auroite nod abhängig von »comme soit que». 
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vent estre tenus en moindre rang que les aultres terres 
acquises, nous auroit semble estre expedient de convertir 
ceste seruitude en quelque aultre plus tolerable condition 
(avons nous) mesmes escripts au Rev. S. general de la 
grande Chartreuse pres Grenoble de trouuer bon et con- 
sentir que pour chascun pasquier fussent payes au dict 
monastaire trois florins sentend des possesseurs quont 
enfans, mais les aultres desja auances en eage sans 
enfans proches et comme les echeutes de chascun pas- 
quier six florins ainsy quauions taxe et aprecie le droit, 
a condition que nayants les moyens de trouuer le ca- 
pital ils en eheussent credit et attente moyennant la 
cense raisonnable, — a quelle nostre declaraison et re- 
cherche ainsy que relate le dict Sr. prieur consentant a 
laffranchissement et abolition de ditte mainmorte ap- 
pourtoit neantmoins quelques greuemens et considerations 
touchant le pris quil ne sentit estre designe a la valeur 
des biens et quau lieu de trente quarante ou cinquante 
escus quest le pris ordinaire de lenchantinement dune 
vache selon la bonte et difference des lieux il desiroit 
estre contente de si petite somme qui nest la .....iesme 
partie de ce que leur deuoit appartenir. Il nous prioit 
dy auoir esgard et de peser et balancer mieux ceste 
droicture que leglise nen receut si notable prestz*) re- 
mettant le tout a nostre discretion et bon plaisir pour 
le repos et que de toutes parts chascun fut mieux as- 
seure en sa conscience. Sur quoy le tout bien considere 
et que rarement soy presentent de telles obuentions de 
façon quun petit reuenu annuel asseure sera de plus grand 
proufit a lordre que telles obuentions casuelles lesquelles 
Jon scait extremement diuertir, afin legalite soit conseruee 


*) Sinn: (afin) que l'église n’en recoive si notable dommage 


(Breiten). 
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entre les subjects et ceste desagreable seruitude abolie et 
reuoquee, nous auons ordonne et cogneu que les posses- 
seurs desquels lescheute est proche au lieu de six florins 
en payeront dix pour chascun pasquier des. siernes 
ou giestes pour lespace denuiron dit sepmaines, et les 
aultres quont les giestes es montagnes ensemble, jusques 
a vingt sepmaines, redoubleront l@ pris et en payeront 
vingt florins; — que sil y en auoient lesquels auec lherbage 
de leste eheussent aussy lhyuernage dune vache, iceulx 
adjousteront encoures aultres dix florins, demeurants les 
aultres censiers quont des enfans au premier pris de 
trois florins auec la mesme distinction de redoubler les 
trois florins selon la contenance de leurs pasquiers jus- 
ques a six et neuf florins du quel pris ils seront tenus 
et deuront passer ‚le compte pour le plus loing jusques 
au jour St. Andrey quand ils doiuent fournir les censes 
et en payer linterest et proufit du cinq pour cent jus- 
ques a ce quils ayent commodite d’en faire reachept. 
Mais les cinquante escus seront promptement payes et 
exiges par les maistres de ohescune montagne des parti- 
culiers possesseurs pour le desliurer ensemblement au 
diet Sr. Prieur qui ne sera tenu den rechercher tous les 
particuliers sinon vn seul pour le general. Et par ce 
moyen tous les dicts particuliers satisfaisants au presentes 
seront quittes et exemptes de toutes charges, astrictions, 
seruitudes, greuements et empeschemens de ‘la dicte 
- main morte estant tenus et reputes francs et libres, 
pouuants disposer desdicts biens comme leur plaira en 
cecy reserue les aultres censes, lods, la dicte Seigneurie, 
jurisdiction et aultres droictures deues esdicts ven. Reli- 
ligieux a teneur de leurs recognoissances esquelles n’est 
aulcunement deroge. En foy etc. le 12 en april 1617. 
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47 „Greyerzerartilel” *). 
(12. Oct. 1617.) 
R. XXV. 492 b. 


Nous etc. savoir faisons que sestant presentes 


quelques articles doubteux en la renouation de nos ex- 
tentes et recognoissances du ballifuage de Gruyeres que 


nous auons faict examiner et justifier par vn nombre 
de nos freres conseillers et commissaires suyuant la re- 
lation diceulx nous auons ordonne resolu et decrete 
comme par la suyuante declairation et specification est 
pourte. 

Premierement concernant le droict de la directe 
sur la maison bastie dans les fosses que les nobles et 
borgeois veulent comprindre dans le circuit de la Motta 
nous leur voulons retrancher ce que leur est recogneu 
et leur apartient daultant que par le fil de leur delimi- 
tation soy trouuera de leur coste prenant par le coing 
et extremite de la roue de supplabarba et non par le 
milieu de la dicte tour, comme ils vouloyent, soit le quart 
tiers ou tant quil soy trouuera la dicte maison estre 
sus leur mas, leur debuoir rester jagoit que le toutage 
des fosses ses (loigne) du domaine, commandant que par cy 
apres ne doigent estre basties aultres edifices si pres des 
murailles. 

En apres quant a la commodite que les nobles et 
borgeois ont acquise d’vne maison particuliere d’un voisin 
proche de l’hospital, desireux de les gratifier, auons ac- 
corde ladmorterisation. 

Item ainsy quau villaige de Neyrigue sont prati- 
ques doubles foucages, le petit, quest d’vn biche dauoine, 


*) So unklar bie Faffung biefes Actenfüds if, (ungemif, ob 
burd Schuld des Verfaffer8 oder des Abichreibers, der es in das „Mathe: 
befanntnuffenbuch“ eintrug; denn der Abdruck entfpricht diefer Abfchrift 
genau) fo berührt dasfelbe bod fo manche weniger befannte Einrich⸗ 
tungen, daß wir es nicht zurüdhalten wollten. 
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et vn gros pour le guet, dix et huict desmine, et vn 
gros pour le charrois de bois, nestant conuenable dal- 
terer vendre ou diminuer les anciainnes droictures ny 
daffranchir et reduire au petit foucage ceulx qui sont 
subjects au grand, — en particulier pour ce quaulcungs 
cherchent quelques couuertures et pretexte destre seule- 
ment admis au petit foucage, comme font Theodole et 
Jehan Grimion et Theodole Castela pour ce ques der- 
nieres recognoissances stipulees. par le commissaire Gachet. 
nont confesse que le petit foucage qui lung de ser 
maisons en deux pairs d(e) recognoissances d’aultres pour 
estre partage dune maison subjecte au petit foucage ou 
dauoir basties leurs maisons tout proche ou appendue a 
vne franche maison ou sus vne franche piece en vne 
place ou anciainement estoit dressee vne franche maison 
sur lesquelles particulieres pretensions daultant laffran- 
chissement dune maison ne soy soit*) comme leurs enfans 
et pour vne gratification accordee seulement a vng per- 
sonnage que les successeurs enfans au preiudice des droicts 
seigneuriaux puissent ester et leuer les anciaines droic- 
tures moins que les dernieres recognoissances aduanta- 
geuses soy desnoyant du stile des premieres sans ap- 
pourter les raysons du changement ayent lieu pour tollir 
lanciain droict ou quune piece franche sus laquelle est 
bastie vn habitage, empourte liberte des vsages qui sont. 
droict personnel en partie inseparablement vnie aux fou- 
cages. Pourtant (veu?) ce droict du grand foucage est 
en ce lieu la subiection generale a la quelle tous les 
communiers sont obliges, tous les susnommes et daul- 
tres de leur qualite seront entenus audict grand foucage 
duquel nul .ne doibt estre quit ny exempt si non ceux 


Der Sinn it: ne se soit rapporté aux enfans mais une 
gratification accordée à une personne seulement de sorte que les 8. e. 
a. p. d. d. s. ne puissent changer ou lever les anciens privilèges, 
moins encorc (suffit il) que les dir. av. deviant du st. d. p. etc. 
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quen ont et monstrent authentiques affranchissements 
et ceux qui dune anciaine maison franche (ont) ou 
auront redresse autre foul..., ne pouuant seruir et 
exempter les monniers des vsages quils payent de grandes 
censes directes pour leur aisements veu que cela est pour 
le cours deaux et le foucage pour daultres seruices 
pourtant entre les dicts monniers a teneur de taux ains 
costume iceux payeront comme le costume de chascun 
lieu pourte. Riere Brock soy trouuent deux famillies 
assauoir de...... acquittes et liberes par le comte Rod. 
des foccages. Tous leurs descendants veulent (soy) preualoir 
dudict priuilege tant fils que fille ce que na jamais este 
lintention du (Comte), (ce) que soy recognoit clairement par 
les mots de la lettre quil ny en a quun seul a qui telle 
grace est permise au lieu quil soy multiplieroit en beau- 
coup de branches et en fin affranchiroit le toutage du 
villaige, Ceste trop lourde extension sera retranchee en 
ce que chascun des dictes famillies se contentera quune 
seule de leurs maisons soit jouissante de ce priuilege. 

Dauantage les bastimens aisances et appartenantes 
de la cure du dict Neyrigue en partie existante sus le 
fief du chasteau si bien ladmorterisation en est accordee. 
Neantmoins sil sen passoit quelque alienation le lod en 
sera paye et pour recognoissance lanciaine cense accou- 
stumee sera annuellement fournie. 

Le R. Sr. Doyen de Gruyere retire annuellement 
de dix liures et dix sols lausannois pour appreciation 
de deux coppes de froment touchant laquelle cense il 
desire estre esclairey pour obuier a toutes facheries, 
trouuant le plus expedient que ceste cense soyt affran- 
chie comptant pour chascun libre vingt sols Laus. bonne 
monnoie veu il sappart ceste cense estre seulement 
pensionnaire et redimable. 

Quant a la recherche dun certain petit coing des 
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communs adjouste et amplie la censiere du clerge le- 
quel nos commissaires vouloient estre separement reco- 
gneu cela restant de si grande importance et pourtant 
que les Ven. Srs. ont aussy accommode la place du marche 
de leurs terres, voulons que le dict commun soit adjoint 
en mesme qualite comme laultre piece a laquelle est 
annexee, 

Le mollin de Saussignex accense annuellement pour 
vingt et sept coppes de froment est assez grand et 
pesant et maintefois, sus tout quand la graine est a 
hault prix, lon a veu laisser pendre et subaster le dict 
mollin seulement pour la cense directe, mesmement nest. 
pour tel respect bien maintenu ny desseruy. Le moderne 
R. Sr. Doyen comme possesseur diceluy desirant luy 
apprecier la moitie a prix raisonnable nous auons con- 
senti a sa requeste et permis quil puisse affranchir en- 
uiron la moitie moyennant le prix et somme de cent 
cinquante florins nostre monnoie pour chascune couppe 
de quoy il paiera linterest du cinq pour cent jusques a. 
reemption du capital et ce sans alteration de nos aultres 
droicts de directe lods de jurisdiction. 

Le droict des vendes riere 1Essot soy trouuant estre 
engage pour dix liures, encoure que les communes 
prient les laisser a forme de leur achept sans le reimbre 
pour ce quils entierement*) par ce moyen leur denier et 
aulmosne. Neantmoins pour justes et importantes con- 
siderations tant que pour cela comme a daultre part 
assez bons moyens et pour tollir vne pernicieuse inter- 
pretation quon pourroit tirer des paroles desdictes 
lettres dengageres nous auons enjoint a nostre ballif den 
faire la reemption et de joindre ceste droicture auec le 
domaine. 

En apres le cours des eaux appartient au souuerain 


*) Par ce qu'ils (en) tirent ? 
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jagoit que le mollin au diet lEssot nayt este recogneu. 
Neantmoins deura estre recogneu soubs tous debuoirs 
seigneurianx pour la cense de dix gros entendant que 
si bien il nest basti sus aulcun muraille neantmoins 
tant en ce lieu comme aultre part a cause des ruages 
doigent estre reputes pour biens gisants et immeubles, 

Item a lendroict de lentrage demande aux honestes 
Andrey et Pierre Bauld a mesme proportion comme ont 
accorde auec la commune a hault prix ne sachant quil 
falloit aussy conuenir auec nos officiers nous les auons 
acquittes moyennant vn florin pour vn chascun, ainsy 
. que les communiers de la Tour de Tresma ont accommode 
quelques pauures mesnages (de) quelques places de cortils 
dans leurs communs ce qui pourroit aussy estre pratique 
en daultres lieux combien seulement a certain terme 
dannees. 

A laduenir est defendu au communes daliener leurs 
pasquiers sans consentement du magistrat et pour contre- 
garder les anticipations que telles pieces de commun ne 
soient fermees auec les pieces aboutissantes en deura 
estre faict mention es recognoissances auec imposition 
dune petite cense durant la dicte concession, ainsy que 
diuers personages quont compose pour des aquits et 
maintenant a la renouation ne soy trouuent comprises 
es recognoissances dont pretendent les derniers debourses 
pour semblables pieces non recogneues leur debuoir estre 
rendues. Toutefois daultant plusieurs pieces ont este cy 
deuant baillees des communs et aultres dependuront en ar- 
riere pour lenueteration des anciains noms dont peult ar- 
riuer quelles sont par apres reputees comme si elles soient 
sans subjection; mais eheu esgard que les communs 
appartiennent au souuerain et le changement des noms 
ou la faculte de pouuoir recognoistre les anciaines pierres 
ne peult pourtant fallir le droict du seigneur ou intro- 
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duyre aulcune prescription, veu mesme que les parties, 
vendeur et achept(eur), en contractant leur pache et aussy 
-en composant le lod reputoient les terres vendues estre 
de fieds et subjectes a lod, partant estant esconduites de 
ceste pretendue restitution, les deburont recognoistre 
auec imposition de quelque moderee cense selon la qua- 
lite du faict. Toutefois aduenant que lon sceust faire 
conster de legitime affranchissement, alors ils deburont 
estre rembourses de leurs compositions, non obstant la 
susmentionnee declairation touchant les communs alienes. 

Ceux de Granuillar sexcusent et implorent le droict 
pour estre libres de composer le lod des biens communs 
par eulx vendus. Jaceoit ceux de Gruyere et daultres 
communes jouissantes de mesme priuileges que ceux du 
Granduillar nen facent le refus et soy conste quils ont 
compose pour les communs alienes, — en suyuant quelle 
costume des voisins ceux dudict Granduillar deburont 
esgalement estre traictes et maintenus — tenant pour 
regle generale que toutefois lon reduira partie des com- 
muns en possession particuliere, élle doige estre chargee 
de cense pour signal de la directe, 

Sur la doubte et question quand le lod peult estre 
demande dune piece affectee a lusufruit dun aultre nous 
auons resolus que si bien le possesseur et proprietaire 
est entenu daccorder et composer pour telle droicture, 
neantmoins ne pourra estre astrainct fournir le paiement 
juste (jusqu) a lactuelle apprehension de la jouissance 
apres lusufruit termine — trouuant estre eloigne de la 
raison destre subject a ‘paiement dune chose quon ne 
peult jouir. 

La composition des douaires, constitutions matri- 
moniales ou sommes que les freres payent es soeurs 
pour leur legitime nest aussy admise, eheu esgard que les 
biens gisants et patrimoines doibuent rester ordinairement 
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es masles a cause du tronc. Et a lendroict des freres 
est requis dentendre le costumier pour recognoistre quelle 
declairation et distinction y est mentionnee. 

Lexecution du mandement general que les censes 
pensionnaires doibuent estre remboursees et les fiefs de- 
scharges estant retarde par impuissance daulcungs neant- 
moins entendons que telles facheuses surcharges soient 
aquitees ou que lon passe a vendition du fond pour du 
prix en partie affranchir les pensions, Il est en vsance 
que plusieurs pour la cense de leur argent jouissent ou 
admodient des possessions entendans par telles couuer- 
tures sexempter du lod. Mais ceste pasche en effect 
nestant differente de vendition a grace de reachept sera 
aussy composable. 

Concernant les vendes quest vng fromage de chas- 
cune chaudiere que ceux de Molison et aultres montagnes 
patrimoniales du Comte font difficulte de payer soubs 
pretexte de leur aquis ou ceste astriction nest men- 
tionnee au contraire y estant reseruee la directe et toute 
jurisdiction dont ces preeminences du haultsierge*) des- 
pendent et quil a desja ainsy este cogneu pour les mon- 
tagnes vendues en lan 1560 ceux cy deuront aussy subir 
la mesme loy et soy conformer aux anltres. Et daultre 
part considere que pour le haultsierge a la montagne 
de Grandpierre et Neyrigue suruiennent plusieurs incon- 
ueniens soit que les recepueurs diceluy soy plaignent quon 
alpe et pasture les montagnes subjectes a iceluy auoir 
du nouerin et inculte dont ils sont frustres de leur droict 
et les possesseurs qui a faulte darmaille a laict les fault 
jouir du pasquier comme ils peuuent, nous auons, en tel 
‘auenement, taxe la juence du haultsierge pour chascune 
vache au pris de quatre gros Laus. bonne (monnoie) 
toutefois pour si longtemps quil nous plaira. 

9) Dasfelbe, was. »occiègee. 
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La difficulte dune pose au mas de Saugy que tient... 
trouuee en deux precedentes recognoissances et mainte- 
nant le possesseur fait refus a en rendre le debuoir, occa- 
sion que son aquis scele par le comte en faict mention 
quelle soit de pur allod, — mais daultant les aquis et 
lettres des particuliers ne peuuent preiudicier au Seigneur 
et vicier les recognoissances sinon quil en soit faicte 
mention expresse le seau y estant appose inaduertam- 
ment sans examiner ou confronter la lettre auec les re- 
cognoissances pourtant sil ne peult verifier formellement 
sa franchise pretendue il debura continuer la recognois- 
sance a forme des precedentes. 

— Aussy ne debura estre perdu ou neglige le droict 
de la chaux versa qui se trouue en trois recognoissances, 
specifiees es recognoissances des comtes du Gruyere 
auec la montagne d’Ottoden, et si bien les communiers 
de Mustrux font conster par vne prounonciation que ce 
lieu soit adiuge aux ducs de Sauoye neantmoins le pos- 
sessoire estant en faueur de lofficier de Gruyere et que 
par Abscheid avec nos combourgeois de Berne dresse en 
lan 1581 est resolu que non obstant les anciains tittres 
que dun ou de laultre coste soy pourront trouuer, chas- 
cune des villes debuoir rester jouxte son possessoire 
pour maintenir ceste droicture, lon sen doibt preualoir 
comme nos combourgeois sen font ayder en daultres 
differences. 

Dauantaige pour la montagne de Nay ou le comte 
de Gruyere participoit pour quelques nombres de pas- 
quiers qui ont este vendus a nos combourgeois de la 
ville de Berne, mais non pas es places dessoubs Nay, 
nestant assences que les boennes soyent dressees es dicts 
lieux, lon sen enscherchera des proudhommes de Mont- 
bouon et selon les informations sera procede plus oultre 
selon que la raison pourtera. 

Zeitſchrift f. ſchweiz. Recht. XXII. 1. (2) 8 


114 Weisthum von Dompierre und Ruffy. 


A forme desquelles sus escriptes resolutions nos 
ballifs commissaires et officiers et tous ceux que le faict 
pourra toucher soy deburont reigler et conformer sans 
contredict. En foy etc. 12 oct. 1617. 


48. Weisthum von Dompierre und Aufiy. 
(17. Juni 1626.) 
R. XXVI : 486 b. 


Nous laduoye etc. scavoir faisons que nous estant 
deuement remonstre par nos feals et bienaimes les gou- 
uerneurs jures et communiers des communaultes de Dom- 
pierre et Russie quelques deffaults et abus en la police 
et regime du commun singulierement a lobseruation 
des statuts et ordonnances fondees par leurs antecesseurs 
que les auroient occasionnes de nous prier de ratifier et 
consentir au renouuellement desdictes leurs anciaines 
vsances soit adiuster daultres que par experiences trou- 
uoient estre necessaires pour le proufit et repos du bien 
commun et au contraire moderer et abolir certains mes- 
vs tendant a euidente perte et dommaige des dictes 
communaultes, nous donques aiant prealablement faict 
examiner les articles a nous presentes par nos feals et 
chers freres conseillers Sr. Pancratz Python General et 
le cheualier Johan Daniel de Montenach suyuant leurs 
aduis et relations pour le proufit et repos dè nos dicts 
bienaymes subjects des dictes deux communaultes et de 
leur posterite auons approuue et ratifie leurs ordonnances 
et statuts et commande icelles tenir et obseruer comme 
sensuyt etc. 

Premierement quant a la succession des biens 
communs nul ne pourra jouir diceulx si non que comme 
est cy apres declaire assauoir le pere estant communier 
ses enfans masles succederont tous aiants maisons tenants 
foccages et habitations au dict lieu. Mais aiant le pere 








Weisthum von Dompierre und Ruffy. 115 


que des fillies seulement lune dicelle moiennant elle 
marie du consentement de ses parens et gouuerneurs et 
que la maison et foccage luy aduienne en partage aura 
part de la jouissance du bien commun en paiant toute- 
fois lentrage accoustume et en seront les aultres priuees 
et nen pourront aulcunement percepuoir. Et aduenant a 
soy marier auec un qui ne fust natif du lieu et ce 
oultre le gre vouloir et consentement de ses parens ou 
gouuerneurs, icelle pour chastiement du peu de respect 
pourte aux parents paiera .... que seront apliques pour la 
reparation de leglise. Et sestant mariee a vn estrangier 
qui ne fust de nos terres et jurisdiction perdra par ce 
moien pour elle et les siens sa part et portion du droict 
commun. Aduenant aussy quune fillie aiant des enfans 
lesquels auroient le droict de communage par legitime 
succession lesquels decedassent auant la mere et la mere 
sans aultre generation, icelle portion communale sera 
eteinte et ne pourra la dicte mere aulcunement donner 
ny disposer du dict droict commun a aultres ains de- 
meurera a tous les communiers indiuisement. 

De mesme un pere ayant dissipe tous ses moyens 
jJusques a sa legitime portion du dict bien commun ne 
pourra telle sienne part vendre ny estre saysie par ses 
crediteurs ains sera indiuisement a sa posterite reseruee. 
Car si par grace diuine lun ou tous generalement des 
dicts enfans vinssent a bastir et dresser maiZons par 
heritaige ou aultrement, iceux seront reintroduicts es 
biens communs en paiant cinq florins de reprise comme 
a este lanciaine costume. ° 

Item quant a lelection du gouuerneur ne voulant 
celuy qui sera esleu accepter tel honneur et office sen 
pourra depetrer*) auec six florins contant et ce pour 
icelle annee tant seulement. Car venant jusques a la tierce 





*) Sic. 
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fois estre esleu, ne pourra plus refuser telle charge, ains 
sera tenu sen aquiter selon son pouuoir et debuoir soubs 
peine de priuation dudict communage pourueu que foib- 
lesse maladie ou aultre suffisant inconuenient ne lexcuse. 
Semblablement sera obserue a lestablissement des gou- 
uerneurs des dixains, nommes Chaintariaux,*) en quoy en 
refusant tel office sera énjoinct promptement payer six 
gros doffence. 

En oultre aduenant que pour faict de guerre ou 
aultre subject de nostre part leur suruinsse quelque 
mandement veu que lassemblee des communiers soit de 
petit nombre, sera neantmoings mis en execution par le 
gouuerneur ce que sera este conclu et ordonne pour 
nencourir facherie et euiter missions a la commune. 

Derechef quand le gouuerneur proclamera en gene- 
ral les communiers pour laduancement du bien de la 
communaulte celuy qui tenant charrue sabsentera de 
telle assemblee sauf legitime empeschement paiera 3 gros 
de bamp. 

Item qui nassistera aux assemblees de commune 
estant a son de cloche publiees desboursera cinq gros de 
bamp et ne sera receu au dit seruice commun quil ne 
soit aige de douze ans pour le moings. 

Daduantaige soy feront tous les ans deux visites 
ordinaires par les gouuerneurs et jures touchant les 
closons, Yoccages, cheminees, forneaux et lanternes, assa- 
uoir au printemps et en autompne, et seront les depour- 
ueus de lanternes nef) laissant quelque manque et danger 
a leurs cheminces et forneaux chasties de six gros de 
bamp. Mais si le manque et danger soy trouuoit trop 
grand, et digne d’ulterieure amende, deburont les susdits 
visitateurs de leur authorite commander promptement 


— 


*) »Centurions«. 
+) Wohl eher: les laissant (ceux qui laissent). 
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aux defailliants selon qualite du fajct et grandeur de 
faulte de reparer au plus brief le deffault trouue pour 
preuenir par ce moien aux malheurs et inconueniens 
que par nonchalance et faulte de bon regime pourroient 
suruenir. Et concernant les visitations des clostures 
seront faictes par les susnommes gouuerneurs et jures 
sans support comme de costume. Et de chascune clame 
sera paie a la commune deux gros et en la seconde 
visite quatre. Et ne voulant obeir et soy soubsmectre 
es statuts communaux, en feront les gouverneurs la 
plaincte au Sr. ballif qui pour telle desobeissance les 
chastiera de trois florins et toujours selon lexigence du 
faict pourra hausser ou diminuer les bamps a proportion 
double, 

Aduenant dommaige et perte faicte par le bestail 
sera taxee par les predicts gouuerneurs et jures sans 
supporter personne et pour leur salaire et peine leur 
sera pale cinq gros de chascune taxe partissable entre 
tes taxeurs. 

It. afin que personne en donnant son jugement et 
aduis en commune assemblee naye a craindre malueillance 
ou respect humain, voulons que tel qui aura de cela 
proufere quelquechose en dicte assemblee commune, en 
soit totalement exclus et indigne dy plus assister mesme 
priue, pour icelle annee seulement, du droict de commu- 
naige sauf pour linterest signorial qui peult et doïbt estre 
reuele et dont les officiers soy peuluent enquester. 

It. quand le gouuerneur demandera les charroia 
communs ou aultres debuoirs, les quatre dixainiers seront 
tenus de luy obeir et manquants dexecuter les com- 
mandements seront condampnes a dix gros d’offence, ou 
bien celuy qui soubs sa charge naura faict le comman- 
dement du dixaimer supportera les missions que pour 
tel deffaults pourroient suruenir a la commune. 
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Neuenburg ganz mwefcntlid ber Code civil français nadigeabmt morben 
ft. Man bitte von Neuenburg in diefen Jahren eine originellere Leitung 
erwarten dürfen, etwa mie e8 bei Züri um biefelbe Zeit der Fall ge 
wefen; jedoch die politifhen Gonflellationen fügten es anders und der in 
Granfreid aufgewachlene Rebaftor des Geſetzbuches, Piaget, verfolgte 
durchaus das Riel, ohne Rüdiicht auf die frühere Rechtsentwicklung das 
Neuenburger Recht bem franzdliihen Code möglichſt nabe zu bringen. 
Hinwieder verdient allerdings bas Neuenburger Sefegbuh den Ruhm 
einer vielfaden Berbefferuna des Code Napoleon, die theils burd 
Kürzungen, theils burd eine Flarere und präzifere Redaktion erreiht 
worden ift 

Der Eurfus bes Hrn. Jacottet behandelt natürlicher Weile in 
erfter Linie diefes bürnerliche Geſetzbuch. Der Berfaffer kennt jebod nit 
nur das franzdiiiche Necht, fondern aud bie frilbern Neuenburger Cou- 
tumes und zieht dieje, wo eg angeht, zur VBergleihung oder Ergänzung 

eran, fo daß er den Eprung in der Recdtsentwidlung, der mit bem 

de gemadt worden, auszugleichen beltrebt erjcheint. — Dazu fommt, 
dag ber Verfaffer auch im Syflem fit vom Code etmelder Maßen 
emancipirt und an die beutfde Wiffenfchaft anlebnt, indem er das Oblis 
gationenrecht aus bem dritten Buche des Code abfondert und in einem 
befondern Theil (dem zweiten Bande) behandelt. 

Stil und Ausführung find den Zwede eines Lebrbudes gemäß 
gehalten und erinnern an die deutfchen Ranbeften-Lebrbider. Freilich 
bietet bas Werk weniger und mehr als biefe fegtern: Weniger infofern, 
als e8 auf das römische Recht und die gemeinrebtliben Theorien und 
Gontroverjen nur bei befonderer Beranlaffung eintritt; mehr bagegen in 
ber VWeife, daß e8 bas geltende Recht möglichſt volliindig niederjchreibt 
und, oft: ohne weitere Verarbeitung, Ergänzungen aus dem früheren 
Redt aufführt oder die neuere Praris bem Gefeb beifügt, alles zu dem 
Zwede, um nidt nur Lehrbuch, fondern aud Nachſchlagebuch für den Praf: 
tifer fein zu fonnen. Wir erinnern uns, daß vor etlichen Nabren ein Ber: 
vorragender deutſcher Romanift in einer Rede bemerkte, er febe im Geifte die 
Beit fih nahen, wo bas legte Lehrbuch der Banbetten in letter Auflage er: 
fheinen werde. Der Betreffende wollte damit jagen, dbaf mit der Gobi 
fication in Deutichland die Lehrbücher eine andere Geftalt annehmen 
werden milffen, und es mag biefer Jacottet'ſche Curfus etwa bem ent: 
fpreden, was nad diefer Anficht alsdann in Schwung fommen bürfte: 
Das Bud ift und will fein ein Lehrbuch des Civilredts im Allgemeinen 
und ein Handbud des fpeciellen cobifizirten Rechtes im Befondern. Es 
wird mobl nicht Überrafchen, wenn wir beifügen, daß gerade deßhalb 
gewiffe Partien, namentlih im Obligationenredbt, etwas ſchleppend aus 
gefallen find. 

Die Schweiz befitt nur wenige fuftematifche Behandlungen lantos 
naler Rechte; neben Sacottet find etwa nod zu nennen die Werke 
von Leuenberger (Bern), Eropt (Wallis) und Flammer (Genf). Wir 
bedauern dies, weil mir biefe Litteraturerzengniffe für fruchtbringender 
halten als bie nun beliebten artifelmeifen Commentare. Der Geñdtés 
Frei der eritern verhält fit in der Regel zu dem der legtern mie die 
Biffenfhaftlidteit zur Routine. Damit wird aud zur Empfehlung bed 
Buches von Sacottet genug gefagt fein. E. H 
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It. ordonnons que celui qui sera attrape declosant 
et coupant les sceps et esbranchant les saulges daultruy 
soit chastie de dix gros et de nuict le double et mesme 
soit oblige rendre comtant et sans plainctif celuy auquel 
il aura faict quelque perte en ses closons de quoy chasun 
. communier par sa relation sera à croire. Et afin que 
tous habitans non communiers et aultres nayant charrue 
ou bestes tirantes ne soit pour ce faict suspect a leurs 
voysins, voulons que ceux sur lentree de Ihyuer fussent 
au moings prouision de trois chars de bois soubs peine 
destre censure de cinq florins par le gouuerneur et jures 
qui pour ce faict feront annuellement visite particuliere. 

It. estant que trop clair qua cause des buyes par 
les femmes et seruantes se lauent aux bornels commungs 
sy engendrer de la vilenie et ordure dont souuent le 
bestail en labreuant est infecte et atteint de maladies 
incogneues, donques pour obuier a tels inconueniens et 
manifeste ruine daulcungs, voulons quaulcune chose im- 
monde soit lauee et nettoyee esdits bornels commungs 
soubs le bamp de dix gros quung chascun des com- 
muniers debura rappourter, incontinent le gouuerneur 
tirera du defaillant le paiement. 

Aussy scachant que plusieurs oisifs et vautneant 
par malicieuse volunte rompent et percent les bornels, 
empeschent par tel moyen le cours d’eau pour en donner 
a la commune de la fascherie et missions voulons dere- 
chef que semblables faultes soient censures a quinze 
gros doffence. 

It. sera a personne permis de retirer et alberger 
estrangiers plus dune nuict si ce nest en cas de grande 
necessite ou maladie soubs peine de dix gros de bamp. 
De mesme ne loyera personne sa maison a estrangier 
habitant sans authorite vouloir et consentement de la 
commune soubs le bamp de trois florins. 
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It. nous souuenans des plainctes attouchant les 
montes publiques des records en quoy aulcungs vsent 
de finesse et pratique dommageable encherissant les cries 
obtiennent le pris et par apres les remettent a daultres 
dejectant ét frustrant par ainsi les aultres de leur droic- 
ture, ordonnons pour abolir telles ruses et fascheuses 
usurpations que celuy qui obtiendra ou au nom duquel 
ayant iceluy charge sera*) obtenu lescheute dune ou deux 
parties et les remet a daultres, singulierement aux 
estrangiers, soit priue de droict de communage pour 
icelle annee et neantmoings la proximite pourra estre 
tiree par vng du lieu, par mesme escheute. Mais si le- 
scheute est remise a vng des communiers, le remettant 
sera chastie de trois florins. Semblablement entendons 
quaulcungs des communiers ayant vne bonne quantite 
des parties de record sont fort laches et tardifs a con- 
tenter et paier le gouuerneur, tendant celle soubspension 
et dilagement a remarquable perte de la commune et 
peine ‘frustraire du gouuerneur en exigeant le payement, 
ordonnons de rechief par reigle generale que celui que 
naura contente le dict gouuerneur au moings en (... jours) 
peremptoirement et exclusiuement luy soyent sorties 
gages pour le payement de la crie et auec support 
des missions soubstenues. 

Et afin le diet gouuerneur naye a s’excuser de 
rendre ses comptes au terme ordonne, commandons quun 
chascun des communiers compte auec le dict gouuerneur 
a la St. Martin soubs le bamp de 10 gros. 

It. voulons que celuy les enfans duquel iront 
mendians et seront pasteurs des brebis communs ne 
soyent aulcunement admis aux secrets et assemblees 
communes toutefois aulcun sien dommaige du reuenu 
commung ny reproche dhonneur. 


*) aura ? 
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It. considerant le continuel trauail et missions que 
la plus part de lannee souffrent nos subjects en cultiuant 
et semant leurs possessions laquelle leur peine et sueur 
aux moissons ne peuuent bien jouir suruenans plusieurs 
vagabonds quau lieu de trauailler et donner quelquayde 
aux paysans ne cherchent que cliner et desrober les 
graines et quelques vns ayant travaille une journee se 
font payer auec des gerbes et graines sur les champs 
et par ce moien soubs pretexte et couleur de ces gerbes 
travaillees plusieurs aultres en desrobent ne le pouuant 
achaper au larrecin a cause du desordre, auons ordonne 
et defendons que sur les champs nul des communiers 
aye a payer ses ouuriers auecque des gerbes ou legumes 
ains les tentera a sa maison soubs le ban de 3 % re- 
serue en cecy les pauures veufues et orphelins qui ne 
peuluent labourer auxquels est permis a tous les assister 
par aulmosne scelon leur bonne volunte. 

It. celuy qui ne retirera ses bestes de nuict et ne 
les mettra le jour soubs le pasteur sera chastie de chas- 
cune beste vagabonde de jour et de nuict de neuf gros 
de bamp afin deuiter perte aux voysins. 

Et finalement voulons quaux habitans qui seront 
natifs du lieu et aultres non communiers ne soit permis 
si non les bestes suyuantes asscauoir: une vache auec 
son seyault, 2 primes bestes et 4 brebis. Et pour le sup- 
port du pasqueraige duquel les communiers nous paient 
censes deliurant a la commune annuellement et touchant 
aultres frais suruenants par la maintenance du jour et 
daultres choses necessaires contribuera chascun scelon 
sa qualite. 

Toutes lesquelles ordonnances afin (quelles) soient 
tant mieux obseruees et accomplies par les communiers de 
Dompierre et Russie seront annuellement en rendant les 
communiers leurs comptes leues pour les de tant mieux 
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imprimer au cœur de la generalite ainsi que les soubs- 
mentionnes articles entre les p(astewrs) et communiers 
ont etc. deliberes, consultes, pourparles et approuues par 
eux et leurs successeurs quelconques. 

Comme aussy commandons les seremens prester, ob- 
seruer et accomplir et au contenu diceux les dicts com- 
muniers tenus et obliges par debuoir de leur serement 
(euiter) les offenses ainsy que chaque article sus noti- 
fie faict mention et du toutage tenir ferme et entier 
compte soubs le debuoir de serement quils renouuelleront 
a chascune eslection des communiers sans y contreuenir, 
nous reseruans toutefois en cecy scelon les occurences 
oecasionnes nous pourrions corriger et changer a nostre 
volunte ce qui seroit requis. En foy etc. 17 Juin 1626. 


49. Bereinigung vou Lebnverbältuifien zu Gurmels. 
12. April 1633. 
KR. XXVII : 120 b. 


Wir ꝛc. lunbliden Biemit, bas mir vf wiberbradte vil 
faltige misbrud.. fo im dorf vnd dorfmark Gurmels {id 
befinden, woͤlliche unfere liebe getrüme... in vorbabender irer 
bevein- vnd ernümwerung vermelter gotSglibern lehenzinäpflich- 
ten.. befunden onb.. wir.. beratichlagt haben. mir. volgende 
rejolution3 gefaßt... 

Erſtlich ſidtmal innerhalb etlichen jaren fit irer brunft 
wegen Der tiimre und der landlüten verhußlichen mefen3 halben 
fé vilfaltige enderungen augetragen, es fue burd... geltàtagen, 
tüſch, koüf, teilungen, Darburd Die ledengüter vermiſcht 
morden, bas ed jebt.. vnmüglich mangelhalb .. berichten vnd 
erfantnuffen, bie man vf der alten landfchaft bieuor nit im 
brud bat, ſtuckswys ze erkennen, fonder3 jeder lebenSberr 
ih allein der zinsrödeln vernüegt, einem jedem lebens vnd 
zinsherrn bas leben ze ergenzen, ald wir gern febend, vnd 
ſyne eigne ftuck ge finden, die ſich allerdingen confundirt be: 
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finden, da folle zu erbaltung beber der berrn und lanblüten 
gere@tigleit fouil miglio) die natur der eerjchäßigen lehen 
bajelb3 in der borfmard Gurmels vfgebebt und biefelbigen 
in natur der löberen ‚verendert werden, wie dann ir Cerm. 
der Abt von Altenryf fon umb ſyne güeter getan, bas jeder 
fanbman vnd befiger bi fynem rediten und pofjeß verblgben 
fol. Die Verlobung nad) aller gnad und abzug fol gefcheben 
vom nünten pfennig fomol von ben Fünftigen enderungen 
als den vergangenen; aber nun (nur?) von zechen jaren her, 
besgluden oud der verwirkten bußen und bannodt in aller 
bejdeibenbeit vnd biscretion, daß vnſer Generalen, mann 
besbalben etwas fpann infallt, barumb ein moberation treffen 
jolend. Vnd mann jebige bejigere die buß nit vermirft noch 
die löber jchuldig find, bas benjelben ir werſchaft und recurs 
wider Die verföufer vorbehalten jye. — Vnd belangend der 
vnderſchidlichen herren fonderbaren recht zinjert vnd güeter, wie 
die geiftliche herren von Altenyf fon vor etlichen zyten ire 
Leben Specificiren laſſen, follend inen bielelbige, wann nüt da: 
wiber gefunden wirt, alfo verblyben, e8 fue ban fab man fid 
ber ftucten bejjer verglychen und ir gal in einer limitaß ins 
zilen nioge. 

Alle die übrige ftuc und güeter follend al3 abgezellt, 
liquibiert, verrechnet, juftificiert vnb vonter ben übrigen lechen- 
herren al3 vnſerm jpital der bruderjchaft vnjern lieben mit: 
räten J. U. Erhart und Ott Wild nad irer zinjen mard- 
zal abgetheilt werden, fouern man gnugjam erjcheine, bas ir 
zinfen die eigenfchaft und Berligleit mitbringenb. Jedoch 
was noch beiter und bemyslid ift, dem einen oder anbern 
herrn zuftendig ze fon, bas im felbiges allzyt vf gut red: 
nung fyner proportion verbigbe, man wüſſe e8 dann anberjt 
zu accomobiern. Vnd fo jemandS vermeinte, etliche lehens⸗ 
frye ſtuck ze befigen, bas er innerthalb bryer monaten ſyn 
brief borumb vflegen folle nach Publication dig anfeben3, wo 
nit, vermeinter frybeit entjeßt jun; jebod Hierin vorbehalten, 
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was bas Alteuryfer Gotshus berürt und mas vmb ben halber 
teil mit M. be Trey3 ginfen Harrürt vnd gemein ift, fo 
jesmaln niemand anfpridt. 

Dann fouil der cur dofel68 zinfen vnd redtiame ans 
trifft, mie glychfals vom kloſter Münchenmyler... befindt fi, 
bas Diefelbige ganz Fein eigenjchaft. noch lehenspflicht mite 
dringend, fonbers Iuter über ginjen, penfionen und legaten 
find, fo die vor angejehene abteilung dheinswegs binbren jol- 
(end, mil bife zinfen vof iven fonderbaren onderpfendern mögen 
bejagt vnd erfudt merben. — Vnd diefem anfeden dejto 
mer — ftatt ze tun, beuelden wir, bas vf erjuchen be: 
melter Gommifjarien inen allerhand... Driefen .. fürgelegt 
werden follend. Inen ift bieneben vferlegt, bas fi der lehen- 
berrn tagwan, fürinen und fürnembjte pflichten vf die büjer 
vnd befte matten ſchlahend und egalirend und iebem ftud ſyn 
zind nad ordentlicher abteilung und wert berjelben vflegen. 
Aber die oberfeitlichen frondienften merden die geſchwornen 
fdufbig fun, denjenigen zu beuelhen, jo die züg vnd bas vers 
mogen Haben, felbe zu verrichten. — Enblid wie burd ir übel 
busbalten ein gut teil der matten in frembde hand geuallen, 
dadurch das futer abgefüert und der acherbuw erödet wird, 
baë fi aber one zulaß.. irer oberberrn nit befüegt warend, 
die oud fug vnd gemalt Babend, ir gerftreut leben ge 
ergenzen, al3 mir dann fölihe.. reintegration als billich .. 
v3 obrigfeitlihem gemalt zulajjend... ordnen mir, baë bebe 
die lechenherren vnd ire zinglüt befugt, derglychen abgejunderte 
matten wider ze löfen vermitleft volfomner erjaßung tirer 
fouffummen, ouch alles rechtmäßigen billichen coften3 und mas 
fi daran möchtend erbumen vnd gemendt haben, darzu mir 
inen 15 jar gil8.. nad der publication bemilligen, on®.- 
vorbebaltende, nach geftalt fürfallender fachen .. moderation. . 
ze Ihaffen. 12. Apr. 1633. 
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30. Zehutrecht nah PMattenanfbend. Beweiopflicht über Berjilbrunt. 
(11. Mai 1634.) 
R. XXVII: 163 a. 


AB die zentlüt zur Flüe nad altem brud den zenden 
ab etlichen verfagten matten mie von altem bar vermeinten 
vfzenemmen vnd inen gehörig zu fun, aber der ..geiftlich herr 
.Pfarrber zu Bonedorf inen ein intrag tat ond vermeint, das: 
felbig ime als ein riebzenden gehören folle von wegen in 30 
jaren im felbigen ort nit fol etwas gejayet worden fyn, wel 
liches noch ze erörtern ftat vnd man wüſſen muß, mellidem 
die bemwyfung der 30jabrigen rum guftande, über bas die 
kilchen der bergftätten noch ein fonderbare orbnung, fo für 
etliche tütjche parrochieen angeleden, oud by inen vfbringen 
vnd introbucirn möllend, bo es aber vnber ben orten der 
brachen vnd bergftätten ein großen vnbericheib bet, wyl in ben 
bergen die matten mer vfbrochen merben, man fie vermüefcet 
vnd fein heüw mer tragen mögend vnd der geftalt die filchen 
onder dem ſchyn des nüwen vfbruches die ganze zenbtgerechtigfeit 
zu der zendtherrn nadteil inen zueignen wurden, haben mol. 
..tren mitràten .. beuolben, bifen handel und die confequenz 
mol 3e eraminiern onb ir befinden miberzebringen . . Act. 
41 Mai 1634. 


51. Forumftreit. 
(7. Juni 1685.) 
R. XXVII: 220 b. 

Nous le lieutenant ete. Scauoir fesons comme soit 
que les habitans du village et Seignorie de Montet par 
les droicts et recognoissances quils prestent à leur Ser 
gneur soyent ainsy partages, assauoir que les anciains 
habitants et vrbaines familles specifies soient subjects 
à la maison dEstauaie. . .. et les aduenaires et 
nouuellement venus se recognoissent de la Seignorie 
de Cugy entre lesquels C. Gentil, hoste ‘dudict Montet et 
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subject de Cugy, aiant forme plaintif contre les gouuer- 
neurs et aulcungs de la jurisdiction dEstauaye, et le 
Sr, Chastelain suyuant de diet plaintif voulut repetir et 
exigir les offences que nont toutefois peu estre verifie 
tellement’ questant esconduict de sa demande et le ree 
libere en vertu de la reserue de recours contre laccu- 
sateur par droiot de reconuention, il auroit donnee aultre 
assignation au dict Gentil a subir le chastiement pourte 
a cause de telle accusation impertinente et de supporter 
toutes missions legitimes, A quoy sopposants les de- 
putes de la dame et sgrs. heritiers de Cugy en vertu de 
leurs recognoissances defendoient que le dict Gentil et 
aultres leurs subjects ne debuoient estre tires et actionnes 
deuant aultre justice ains quon les debuoit rechercher 
deuant leur Seigneur en ce quon offroit dadministrer 
bon droict et expedition. Sur quoy ayant faict exa- 
miner par aulcungs nos deputes les droicts recognois- 
sances et papiers des ambes parties encoures que lon 
offroit en semblable euenement de permettre aux officiers 
de Cugy de proceder contre les subjects dEstauaye deuant 
la cour du dict Cugy comme (tous) maintenant se presen- 
toient quelques occasions ... neantmoings afin de nal- 
terer la teneur des recognoissances en suyuant laduis 
et declairation de nos dicts deputes, nous ordonnons et 
declairons que en semblable accident dune accusation 
non approuuee le delateur et quon a faict le plaintif a 
tost soit et doige neantmoings estre poursuiuy et re- 
cherche par deuant son juge ordinaire et en ceste cause 
que de Gentil, que si le chastelain de Montet le veult 
faire condamner (pour) aulounes offences, quil le face deuant 
le baston de Cugy remettant le taux .et moderation des 
costes aux premiers, seigneurs, et au reciproque les sub- 
jects dEstauaye seront aussy en cas semblable (seule- 
ment?) deuant leur Seigneur.. En foy.. le 7 juing 
1635. 
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52. Wahl des Richters durd die Partei. 
(80. Apr. 1655.) 
R. XXIX: 419 a. 

Nous l’aduoye et conseil de la ville et canton de 
Fribourg a tous qui ces presentes lettres verront salnt. 
Comme ainsy soit que estant suruenue difficulte entre 
nostre bien ayme aduoyer dEstauaye dune et noble Phi- 
lippe dEstauaye Chastelain de Mouldon nostre bien ayme 
vassal dotre part au subject de la juridiction de Bussy 
laquelle a este amplement conteste par vn proces verbal 
ensuyte paruenue deuant nous comme souuerains et seuls 
juges competant sur le dict Bussy, desirant de conseruer 
je susdict nostre vassal dans les droicts que luy sont 
aduenus par succession riere Stauaye, scauoir faisons 
questant veu leurs deductes et les titres reciproquement 
produictes specialement les recognoissances stipulees par 
Marichet les 1423 par lesquelles il est dict par mot 
expres qune estrangier venant a delinquer riere Bussy 
que la punition luy en appartient, par ces causes nous 
luy confirmons la jurisdiction sur tous estrangiers de- 
clairans pour estrangiers riere Bussy tous ceux qui ne 
sont pas bourgeois de la ville de Stauaye. Et en cas 
tels estrangiers regeus dans la bourgeoisie de Stauaye 
vouldroient habituer riere Bussy, qu’ils auront la liberte 
de se pouuoir assoubsjectir aux jurisdictions quils voul- 
dront choisir entre la nostre et icelle du dict nostre vassal 
en suite de la sentence rendue par nostre supreme senat 
lan 1551. — En second nous confirmons aussy la suyte 
de soubjects de la noble maison dEstauaye pour estre 
obseruee en conformite du partage que Francois Chaney 
a stipule lan 1595 de laquelle luy sera permis duser riere 
Bussy et Morens seulement. — Troisiesmement nous de- 
clairons que le dict nostre vassal doibt auoir omnimode 
jurisdiction dans le territoire de Bussy comme aussi sur 
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tes pasquiers communs et charries publiques en suyte de 
dictes recognoissances et de restitution y contenue les- 
quelles limitent la jurisdiction sur les hommes. Nous 
le voulons laisser en jouir et vser pleinement et sans 
aucune contradiction auec ceste declairation que nos 
aduoyers continueront aussy la meme jurisdiction sur nos 
subjects de jurisdiction residans au dict Bussy auec toute 
dependance et suyte de leurs biens a lexception des 
fonds qui ont este recogneus a nous soit au dict vassal 
lesquels demeureront a la jurisdiction de laquelle ils se 
trouueront estre mouuans sans avoir esgard a la diffe- 
rence des subjects. — Quatriesme. Nous voulons que 
le dict nostre vassal et la commune de Bussy ayent a 
recognoistre de nous a cause du chasteau la mussilerie 
à teneur des precedentes recognoissances sans aulcun 
changement en suyte desquelles decisions nos auoyers 
dEstauaye et le dict nostre vassal et ses successeurs se 
rangeront et les obserueront a laduenir tandis que on (ne) 
nous faira pas conster d’aultres droicts de part et d’aultre, 
compensans pour bonnes considerations tous depens sur- 
venus par cestes procedures. En foy des presentes mu- 
nies de nostre scel secret, sans prejudice, le dernier jour 
du mois d’Apuril 1655. 


53. Ordnung der Geißalp auf Plaffeien. 
(4, Oft. 1727.) 
R. XXXI : 42 a. 


Orbnung welche jebtmalen von ben erfamen Berggenofjen 
des gemeinen Bergs Geißalp in der Vogtei Plaffeien gelegen 
von bero gefamten Gemeind angenommen vnd zu halten ver- 
iprochen worden, aus dem alten Bergbud von Wort zu Wort 
gezogen vnd durch ben ends Unterzeichneten in guten Treuͤen 
hiehärgeſetzt: 

10 Es ſoll keiner ſeine Khüe in diſem Berg zu Feld 
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treiben vor mitter Bergfabrt, er könne dann ver Schuee 
nit bleiben, Ddiefe bei 3 & unablislider Buß dem Herm 
Landvogi, jo .oft und vilmalen es gejchechen merde. 2° Soll 
feiner mebr dann ein Nacht in bijem Berg mit den Saum- 
roflen über Naht bleiben by glycher Buß. 3° Sollen alle 
8. v. Schwein, die dahin getrieben werben, mol geringlet 
fein, by gleiher Buk. 4° Sollen im Herbiten bei der Nach— 
weid drei Wabrrinder für cin Roß vnd ſechs Maiſchrinder 
gerechnet und bezalt werden. 5° Iſt zu müflen, daß von 
Alter Bir jeder Zyt ift gebraucht worden, daß wann einer jein 
8. v. Schwein nur die halbe Zeit in dem Berg aufm Kraut 
will lagen laufen, folle felbige Beit allein 5 Wochen währen. 
Wurde aber die lebtere halbe Zeit brauchen, mag er fie 7 Wochen 
laufen laffen. 6° Anlangend die Geifen joll Jeder für ein 
Geif 5 bagen und für ein Gigi 10 B in ben Bergfedel be: 
zalen. 7° Soll Niemand in den zweyen Tſchächen Holz houmen 
noch verderben by 3 # Buk. Wan Einem aber Bawholz von 
Nöten ift, mag er bei ben Bergmeiftern anhalten. Die werben 
ihm nad Nothdurft erlauben können. 8° Betreffend die Stiehren, 
wenn beren fieben feind, follen fie dag Kraut nerdienen, mann 
aber mehr feind, fo jollend die Bergmeifter ihnen dad Kraut 
nad Gutbunfen rechnen mögen. 9° Sabend bijes Bergs Mit: 
genofien a° 1664 under ihnen abgeraten, daß man Einer 
fein3 Recht in difem Berg bat, fo folle er fein Kraut darinnen 
mögen dingen. Fahls aber bijes gejchehen wurde, follen die 
Antbeiler diſes Berg3 den Vorzug Haben, mit diem Sutbun, 
daß derjenige das Gelt dem gemeinen Lauf nad baar erlege. 
Und joll berjenig, ber Fein Antheil an bijem Berg bat, kein 
Pferd auf die Nachmweid treiben dürfen. 10° Wann ein Bergs⸗ 
genoß fein Kraut nit verleihen könnte, der mag bas den Berg: 
- meiftern überlaffen. Sie werden ibn darumb-.bezahlen bem 
gemeinen Kauf nad. Diſes jo bei Zeiten gejchehen. 11° Wann 
Einer Holz fellt zum Bauwen oder ſonſt zu feiner Nothdurft, 
io fol er Daffelbige fauber aufraumen by genanter Buß. 
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12° Wan Einer fein8 Redt in diem Berg bat, demſelbigen 
fol man fein Fürkraut geben. 13. Den 19. Aprilis 1672 in 
der Bergsrechnung babend ble ehrfamen Gemeiner biejes Bergs 
ben ehrenveften vnd meifen herrn Pancraz Schäfer (?) des großen 
Rath zu Freiburg, damaligen Lanbvogt zu Plaffeien gebetten 
und bevolmädtiget, in bas künftig von einem jeden, der fi 
dem ergangenen Mehr nit underwerfen molle, 3 ® Buß bes 
ziehen zu mögen, mie fon von Altem bar ift gebraucht mor: 
den, damit alles Mürren und Unordnung bindangelegt bleibe. 
14° Den 17. Aprilia 1691 ift vor ganzer Gemeind an Meb= 
ren abgangen, man folle feine s. v. Khüe ohne Ehehafte noch 
aufferbalb jedesjen Bergitafel melden, vorbehalten die lebte 
Stiermoden, wird ein ever wüuͤſſen, fich zu verhalten. 15° Die 
3 obern Haͤuſere follen beim Schnee in Hierlisboben treiben. 
16° Den 11. Sun. 1706 Habend die BergSgenoffen in Byſyn 
bes ebrenveften und mwolebeln bern Altvenner Vrinighol und 
Zügmart Serre ben alten Brauch, den Berg zu laden und enfs 
laden, beftätigt. Namlich es folle diefer Berg an St. Johannis 
des Taufers Abend geladen, mit diſem Vorbehalt nad Bege: 
benheit der Zeit den Labtag zu feuern oder zu jchätteren, mie 
felbige3 die Berggenoffen werben gut finden, und morberift 
nach des heiligen Krützes Erhöhungstag mit den Khüen ente 
laden werben. Jedoch wird ein Jeder mit ſynen Khüen nad 
Belieben drei Tag nad) ble 12wöchige Zeit im Berg verbleiben 
fonnen. 17° &8 wird ein Seber in diſem Bergredit werben 
im Herbiten ein Pferd mögen auf die Nachmweid treiben. Davon 
wird er in ben Bergſeckel 10 Ba. bezalen. Auf 4 Rinder 
wird er mögen ein 2jähriges Pferd thun und dafür in Berg- 
fecfel 6 bz. und 2 B bezahlen. Und auf 2 Rinder einen Zährlin, 
dafür bezalen 5 bz. 18. Es wird aud Einer von ben an- 
dern BergSgenoffen mögen Rindersweid Dingen, bis er feine 
Pferder Fönne in die Nachweid thun. 18° Ein eder, der 
feine Rindersweid verlychen thut, mag bas Nachkraut ober 


Nachweid damit lychen. Dannod joli der Verlycher bas be 
Beitfrift f. ſchweiz. Redt. XXIL 1. (2) 9 
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ftimbte Gelt wegen der Nachweid in ben Bergfedel bezalen. 
19° Soll keiner vor des heiligen Krüzes Tag im Serbften 
auf die Nachweid tryben. Sol aud im Herbften in die Rad: 
weid fein ganzes Pferd oder Sengit aufgetrieben merben. 
20° Den 2. Sonntag, mar der 11. Oftobris 1716, ift vor 
ganzer Gemeind geordnet worden, daß in ben erften 10 Wochen 
feiner feine Roß im Berg meide und foll ein Jeder feine 
Saumroß 10 Woden im Stall haben. 21° Ein Jeder wird 
wegen 10 befigenden Minber) Wleiden) in bifem Berg ein 
Tagmwan, ben Berg ze jaubern, verrichten; mangelbalb bifer Ar: 
beit {ol er pr. Rind 2 B in Bergfedel bezahlen, darumb bie 
jenige, fo bas Kraut verdinget haben, verfpredlid fein follen. 
22° Es fol Niemand einen Urner oder Heilftier auf bijen 
Berg treyben. Und follen diejenigen, fo ihre Khieftieren tublen 
lajien, jelbige angebnbS aus dem Berg thun vnd da nit zu 
gebulben jeind. 23° ft noch einftimig am Mebren abgangen, 
Daß der jogenannte neue Tſchachen noch fürbaß folle verbotten 
fein, daß niemand ohne Grlaubnis des BergmeïfterS darin 
Nicht? baume bei obiger Buß. 23° Den 2. Sontag, fo da 
ware der 10. Tag Oftobris 1722 Jahres, ift von ganzer ge 
wobnter Maffen verfamleten (Gmeind) bea Berges Geifalp ein: 
ftimmig am Mebren abgangen, daß der alte Braud in Erwölung 
ber Bergmeifter in das Fünftig noch fürbaß folle gehalten werben, 
nemblich daß der aufgebender Bergmeifter einen BergSgnoffen 
in die Wahl zum Bergmeifter, den andern Berggnoffen er: 
nambjen und in die Wahl thun folle, darumb alsbann bie 
verjamblete Gmeind der Berggnojjen ihre Stimm merben mögen 
geben, wird aljo der mehrhabende Stimmen zu dem Berg: 
meifterampt ermôlt vnd geordnet fein. 25° Weilen eine Strei: 
tigkeit wegen denen Kälberen und s. v. Schweinen entftanden, 
mas die Seyung anbelangt, bat ein ebriame verjambte Bergs- 
gmeind georbnet und gelebt, daß binfüro nit mehr ala 3 =. v. 
Schmein auf eine Rindersweid in bifem Berg follen getryben 
und geladen werden, zugleich auch nit mehr als 3 Ralble für 
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ein Rind. Difes zu Mybung fernerer Strytigleit. 26° Den 
8. Juni 1727 ift aus Befelh der erjamen Bergmeifter Joſeph 
Verro von Wiues und Jacob Nimbus in der Ganamatten oder 
Grießenmoo8 die E. Berggmeind gebotten und gehalten worden. 
Alda jeind diefe bieruorgefbribne Ordnungen punctlich vorges 
lejen worden; als babenb die Bergagnojjen jelbige durchaus 
wie bieruor ftat, angenommen vnd zu balten verfproden mit 
Diem Zuthun, dag vorgeftellte Ordnungen oberteitlih confit: 
miert und beftättiget werbend. Diejes zu Jedermännigliches 
Verbalt. Joh. Cafper Galmann, Notar. 

Confirmiert .. ben 4. Octobris 1727. VonderMeid in 
Abwelenbeit des Serrn Stabtidreibers. 


54. Kirdenredt von St. Martin. 
(21. Oct. 1729.) 
R. XXXI : 69 a. 


... Memorial relatif des anciennes vsances et pra- 
tiques obseruées et tenues du temps passé par l’hono- 
rable Conseil paroissial de St. Martin de Vaud pour leur 
reigles et conduitte au régime et administration des af- 
faires de police et publiques ded. paroisse, que les Con- 
seillers sont tenus d'observer par leur serement. 

I. Il est certifié que de tout temps se trouve 
établi au dit St.-Martin un conseil paroissial composé 
de 12 prudhommes soit conseillers des plus entendus 
pris et choisis par la pluralité de voix du d. Conseil 
en chaque communauté de la paroisse. L'un venant à 
manquer on en choisira un autre dans le même lieu qui 
pour prêter serement est cité en conseil par le gouver- 
neur de paroisse et à son refus par devant le Seigneur 
Ballif de Rue pour sy voir condamner à ses frais. L'ordre 
est donc esté et se continue encore de choisir dans l'ho- 
norable commune de St. Martin quatre, Fiaugères trois, 
Besenzens deux, Pont et Progens 1, Roguieve 1, quand 
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on y trouve de capables, tous establis à vie, ne pouvant. 
estre deposés sans cause legitime, és quels conseillers 
leur (ont) fait prester serement qui s'ensuit, par le pre- 
mier du conseil soit justiciaire ou notaire. 

Serement des Conseillers : 

Nous .... promettons et jureons, d'etre bons et 
feaux sujets de nos Souverains, Excellences de Fribourg, 
en procurant tout ce qui peut tendre a leur honneur et 
advantage et eviter tout ce qui peut redonder à leur 
perte et dommage comme aussi d’advancer et procurer 
le bien de la paroisse, de la régir et gouverner comme 
le votre*) propre et mieux, si faire se peut, de donner bon 
et fidèle conseil sur ce sujet, sans support de personne, 
d'assister en conseil lorsqu'il en sera requis et le signal 
donne, d’advancer le bien l’honneur et le proufit de d. 
paroisse et le deshonneur et perte fuyr et éviter avec 
soing, de maintenir les droits, franchises et libertés ac- 
coustumes sans en lever aucune nouveauté ni y consentir, 
en un mot de vous comporter en honnête homme et 
en bon conseiller suivant toutes bonnes usances et pra- 
tiques du passé protestant que par votre présent sere- 
ment vous accomplirez autant quil vous sera possible 
ce que dessus. Et cela aussi vrai que vous desirez que 
Dieu et ses saints vous soyent en aide en votre der- 
nier Jour. — 

II. Devoirs et obligations des dicts Conseillers. 
Ensuite du dict serement et en suivant la bonne usance, 
du passé les dicts conseillers sont obligés de maintenir les 
droits, usances et pratiques du passé moyennant bonnes**) 
sans souffrir aucune introduction de nouveauté, It. de 
bien régir et gouverner le bien de la paroisse comme 
le leur propre en gens de bien et d'honneur. It. d'éviter 

*) » Notre «? 


**) Hier, wie unten, fcheint ein Subilantiv weggelaffen. Oder 
ob »pratique« zu ergänzen wäre? 
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avec soing que les capitaux, rentes et revenus publies 
de lad. paroisse ne se perdent ni se diminueut comme 
de rentes immediats de la généralité pour les mainte- 
mances ordinaires de la paroisse comme aussi de celleg 
des âmes, des pauvres et du rev. vicaire du lieu sans 
parler des capitaux et rentes de la confrarie du St. Rosaire 
où il y a un conseil à part avec le Sr, Curé qui en est 
le directeur. It. le deuoir de chaque conseiller est veiller 
et s’informer chacun dans son lieu et commune de la 
conduitte d’un chacun, de leurs comportenens sur leurs 
deuoirs de chretien, si chacun assiste aux offices divina, 
instructions et catechismes, si les pères et mères ont 
soing d’instruire leurs enfants et de les envoyer aux 
écoles. It. d’avoir soing que dans l’église chacun s'y 
comporte sagement, sans scandal, tumulte, abus ni com- 
mette aucun desordre, pour*) de l'huile pour le luminaire 
de l’église, établir des règles et des gardes pour ce pre- 
venir, imposer des bamps et faire chätier en conseil les 
contrevenants, chacun selon son démérite, que les of- 
fences sont**) recouvrables par le gouverneur des âmes 
pour les appliquer aux fins que dessus, bien entendu 
toutefois que les contrevenants doivent être rapporté au 
Sr. Ballif lequel fixera l’offence. It. le devoir des d. con- 
seillers est d’avoir soing de la maintenanee de l’église, 
des cloches, cimetières et de toutes les autres réparations 
nécessaires. Pour la cure et grange est de pratique que 
Sr. Curé fait advertir le gouverneur paroissial et celui 
cy le conseil pour donner les ordres convenables a telles 
restaurations tantes et quantes fois que le conseil la 
trouvera à propos et nécessaire. It. de prendre garde 
et s'informer de temps en temps que leur Sr. curé ne 
laisse perdre ou diminuer les droits de la cure sans quil 


#) Robl cher: procure. 
*#*) soient? 
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puisse laisser dépérir ou amoindrir les biens fonds dépen- 
dants de la d. cure ainsi quil maintienne le tout en bon 
état. 
It. est de pratique et d'office des conseillers et 
gouverneurs paroissials que survenant à manquer quel- 
ques bâtimens publics, de prévenir à leurs réparations 
sur l’advertissement qu'ils en recevront de chercher et 
convenir avec des maitres de métier les mieux entendus 
soit à la journée ou à tache le tout avec plus grand 
profit de la paroisse et le d. gouverneur les paye du revenu 
ordinaire de la paroisse ou, ne pouvant suffire, le conseil 
des giettes et tuilles par les communes, dressant des bil- 
lets pour cela qui sont distribués par le gouverneur de- 
paroisse a chaque commune pour(tant) chacune sa rate 
part suivant l’usance du passé et un règlement arrêté 
entre les communautés par lequel la commune de St. 
Martin pour un quart de giette doit payer 44 # 5 gr., 
Fiaugères 31 # 3 gr., Besenzens 15 8 3 gr., Pont 15 # 
3 gr., Progens 15 # 3 gr., Roguieve 3 # 3 gr., et ainsr 
pour une giette et demie giette à proportion. It. est 
d'office du gouverneur et conseil paroissial que*) la mise 
en possession d’un nouveau Sr. Curé de faire inventoriser 
tous les ornemens, linges et meubles de l’église, sacristie 
et de la cure et d'en garder dans les archives un double 
signé. It. a esté de pratique que le conseil inste pour 
faire mettre en possession leur nouveau Sr. Curé suivant 
l’arrest souverain et de retirer copie de son institution 
et suite en possession en demandant qu’il preste serement 
convenable pour le maintien des droits des paroissiens 
de toutes bonnes usances sans introduction d’aucune nou- 
veauté et le tout en présence du Sr. Ballif pour quel 
effet il doit estre prié et adverti. It. est de pratique 
que suruenant des temps de sescheresse ou de pluie trop. 


*) pour? 
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grande et continuelle d’advertir Mr. le curé de faire des 
prières ou procession publique pour avoir un temps fa- 
vorable. It. le gouverneur et conseil a de pratique 
d’avoir soing que lorsque les insectes et vermines me- 
nacent les biens et fruits de la terre, d’advertir le Sr. 
Cure de faire l’eau bénite et autres prières, dévotions 
et processions publiques pour demander la grâce du Sei- 
gneur d’en estre préserué et d'envoyer chercher de la 
terre de S. G. leur second patron pour la distribuer à 
chaque mère de famille. Il est de pratique dès long temps 
que quant aux tireurs de la féte Dieu chacun a sa liberté 
de tirer auxquels le conseil fait donner par le gouverneur 
de paroisse quelques escus du bien de la paroisse suivant 
leur comportement pour se les partager, sils veulent ou 
le boire ensemble, les festants advertir de se bien com- 
porter et sans batterie, le tout suyvant la quantité des 
personnes au lieu qu’anciennement on avoit de coustume 
de livrer de la poudre ou un certain nombre de soldats 
que l’on souhaitissait dans les communes en quoy ni 
avoit que jalousie et contradiction à ce sujet, pour satis- 
faire à tous. Telle coustume a esté retranchée. It. si 
le Sr. Cure ne veut faire et commencer les offices à 
heures convenables, le conseil a toujours praticqué d’en 
porter au nom de la paroisse les plainctes où convient 
et de l'y faire obliger comme aussi tous autres devoirs 
qu’il a envers les paroissiens comme de distribuer comme 
ses predecesseurs le pain béni aux douze conseillers et 
leur délivrer le dimanche des rameaux à chacun une 
branche de palmier pour porter à la procession ou autres 
semblables coustumes (ne voulant cependant rien imposer 
expressément à ce sujet au Sr. Curé) mais leurs Exc. 
(qui ont confirmé les statuts cy ténorisés comme sera à 
voir à la fin) verroient volontiers si Mr. le Curé continuait 
sa sérémonie envers les douze. III. It. le devoir des con- 
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seillers est comme de passé de nommer a la pentecoste 
des nouveaux gouverneurs de paroisse et des âmes et à 
la St. Martin aussy des nouveaux gouverneurs des pauvres 
et le vicaire si Mr. le Curé le désire. S'il refusoit la 
oonnoissance du Conseil, on les fait citer par le gou- 
verneur de la paroisse à Rue et condamner par le Sr. 
Ballif prestant le serement requis et accoustumé et cy 
devant -préscrit en conseil, intimé par un juré ou notaire 
et doivent tous rendre leurs comptes en présence du 
Br. Ballif et autres qu'il convient comme du passé quels 
comptes, estant souldés et acquittés, sont mis dans les 
archives de paroisse chacun dans sa boite à part. It. 
arrivant que le toit de la grange de la cure soit de né- 
cessité de le retourner, le conseil en estant aduerti com- 
mande au gouverneur paroissial d’advertir les communes 
de faire porter a chaque particulier (chacun autant que 
possible) et les gouverneurs des communes doivent estre 
présens pour annoter et rapporter au Sr. Ballif lea de- 
faillans, qui imposera une. amende proportionnée à leurs 
fautes et manquemens. It. arrivant des réparations né- 
cessaires pour les bastimens de paroisse et publica 
le conseil fait commandement à chacun de faire son tour 
de charrois et fabrique suyvant un livre d’annotation 
pour ce dressé et qui a fait son tour doit faire mettre 
solvit et qui refusera de s’acquiter de son devoir sera 
chastié par le Sr. Ballif suyuant son mérite. au pronfit 
du Communaire. It. l’ancienne pratique se continue 
encore que le vieux gouuerneur paroissial rendant lea 
comptes d’abord après la pentecoste au nouveau y doiuent 
assister et estre présents le Sr. Ballif et tous les con- 
seillers qui ont droit des juger des. abus s’il s’en trouvent, 
de soulder. et approuver les comptes sans jamais pour ce 
estre survenu d'oppositions. Rendant les d. comptes le 
Sr. Ballif percevra pour ses peines 10 baches et les 
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15 baches qu'on avoit de coustume de dispenser on con- 
tinuera à les donner comme du passé, rapport à tous les 
vieux comptes, puisque c'est tout ce que les conseillers 
en profitent pendant toute l’année tant pour leur salaire 
que soing et peines qu'ils ont pour le service de la pa- 
roisse; mais sortant de la paroisse pour l’interest dicelle 
retireront leurs journées comme d’autres suyvant comme 
l'ordre et la justice le préscrit. It. a toujours esté pra- 
ticqué qu'avant la feste de l'invention de la S. Croix le 
gouverneur de paroisse par ordre du conseil fait publier 
sur la place accoustumée qui pour moings voudra aviser 
pour sonner. les cloches toute l’année pour le mauvais 
temps et carillonner aux bonnes festes ce qui paye par 
feu fesant, de quoy les gouverneurs de communes ren- 
dent compte. à celui qui pour moings aura misé. It. le 
devoir du conseil est que survenant la mort de leur curé 
d'aller promptement à Fribourg déclarer à la courepiscopale 
la vacance de la cure, ensuyte en aduiser Msgr. l’aduoyer 
président comme représentant le souverain qui est col- 
lateur. It. Msgr. de Lausanne faisant sa visite de cous- 
tume de lui présenter le vin d’honneur de même qu’au 
Seigneur qui l'accompagne et paraitre par deuant eux 
le conseil entier ou la plus grande partie pour leur faire 
des propositions soit plainctes convenables au nom de 
la paroisse et entendre les propositions soit de sa gran- 
deur ou de Mr. le curé pour sus icelles faire les responses 
ou repliques. It. le conseil a eu de praticque d'imposer 
les bamps jusques à 5 # à ceux qui ne se veulent ac» 
quitter de leurs devoirs pour les y obliger ou pour les 
chastier de fautes quils font dans le non accomplissement,. 
de kurs deuoirs chrétiens particulièrement à cause des 
insolences qui peuvent se commettre dans l’église, appli» 
cable (sans préjudice au droit du Sr. Ballif) pour le lun 
minaire de l’église, hien reserué toutefois que les trans. 
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gresseurs devront estre (comme cy deuant est desja dit) 
rapporter au Sr. Ballif qui règlera l'amende suyvant 
l'exigence du fait. It. l’ordre et pratique a toujours esté 
et se continue encore que les conseillers doivent marcher 
les premiers a la distribution du pain bénit et aux pro- 
cessions et les 4 premiers aux processions solemnelles 
ont de coustume de porter les cierges devant le grand 
crucifix et tous ont de coustume d'aller à l’offertoire 
les 4 principales festes de l’année. It. le conseil a heu 
de coustume de députer un du conseil avec le gouverneur 
pour porter le vin d'honneur au Rév. prédicateur quand 
c'est un estrangier les jours de la pentecoste et à la 
S. Martin leur dédicace et particulièrement à leur Sr. 
Ballif de Rue la première fois quil va à St. Martin, le 
tout au nom et frais de la paroisse. It. de tout temps 
le conseil a heu l'entière régence et administration des 
biens, rentes et revenus de la paroisse et de toutes les 
autres affaires et négociations d’icelle tant ordinaires 
qu’extraordinaires, pour les réstaurations des bastimens 
qu’autres sujets sans opposition de la part des parois- 
siens, sans jamais avoir esté en aucune assemblée des 
communes en général que pour la seule présentation d’un 
nouveau Sr. Curé pour preuve du droit par usance que 
le conseil a toujours heu la totale conduite des affaires 
de paroisse, se conste par sentences ballifuales par suite 
d’une souueraine du 19 mai 1641 signée Pierre Escuyer, 
it. par supplique essuyvie du 3 mars 1637 signée vu 
secrétaire de Fribourg. It. est de coustume que le con- 
seil paye avec le revenu ordinaire la maintenance de la 
grande cloche et fait délivrer (à) qui porte la grande croix 
aux processions de rogations et hors de paroisse quelques 
baches. — IV. S’ensuyt l’ordre et pratique observée pour 
les gouverneurs de paroisse, des âmes, du Rév. Vicaire 
et des pauvres et autres sujets. — Le lundi de Pentecoste 
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les conseillers ont de coustume d’assister à la première 
messe et estant finie de s’assembler aux lieux accous- 
tumés, alors delibèrent de citer en conseil sur le di- 
manche suyvant un nouveau gouverneur de paroisse 
choisi à tour dans les communes estant idoine et trouvé 
capable, estant cogneu de subir la charge pour un an. 
On luy fait prester serment cy après mentionné par le 
premier du conseil qui ordinairement est un justicier ou 
notaire, Et refusant d’obeir on le fait citer par le vieux 
gouverneur à Rue et condamner à ses frais par le Sr. 
Ballif Ensuyte on fait rendre compte au vieux gou- 
verneur en présence du Sr. Ballif sur un jour fixé à ce 
sujet, des receus et délivrances, en quoy les conseillers 
doivent observer toutes les règles de la justice par leurs 
seremens pour retrancher tous abus. On a heu de cous- 
tume de faire dépense d'environ 15 baches (rapport au 
vieux comptes) et rien plus pour toutes les peines, soings 
et journées qui se font dans la paroisse. Mais sortant 
hors dicelle chacun a ses journées ordinaires comme d’au- 
tres personnes, bien entendu que le Sr. Ballif aura de 
même, comme cy devant est dit, 10 bz. pour les peines, 
auquel tous les comptes devront au préalable qu’on les 
rende estre apportées pour deues examinations. Estant 
soudés et agréés on les ferme dans les archives de pa- 
roisse où chacun reste dans une boite à part pour y 
avoir recours au besoing. Le devoir du gouverneur est 
d’assembler le conseil lorsqu'il en est requis par un con- 
seiller et ordinairement au sortir de la messe par le 
signal de la grande cloche sur le cimetière, fesant retirer 
ceux qui pressent l'oreille pour escouter ce qui s’y passe. 
Les antres deuoirs dud. gouverneur sont compris aû se- 
rement qu'il doit prester de qui s’ensuyt. „Vous pro- 
mettrez et jurerez d’estre feaux sujets à nos souverains 
Seigneurs de Fribourg en procurant tout ce qui peut. 
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tendre à leur honneur et aduantage et évitant tout ce 
qui peut redonder à leur perte et dommage comme aussi 
de régir et gouverner en qualité de gouverneur de pa- 
roisse pour une année le bien d’icelle comme le votre 
propre et mieux si se peut faire, en un mot en homme 
d'honneur et de bien, d'avancer son proufit et advantage 
et la perte fuyr et éviter; d’assembler le conseil lorsqu'il 
en sera requis et commandé par un du conseil, de tirer 
les voix fidèlement sans support de persone et faire exé- 
cuter les ordres resouts estant juste et convenable, d’être 
vigilant qu'aucun capital ne se perde ni diminue, enfin 
de maintenir les bonnes vsances et pratiques du passé 
comme vos prédécesseurs. ont hut de coustume sans au- 
cune nouveauté à l’usance du passé moyennant bonne*) 
et de faire le devoir d’un bon gouverneur en ce qui sera 
requis au bon régime de paroisse comme vos prédéces- 
seurs sans subornation de personne et d’user de vostre 
charge fidèlement en promettant par vostre présent sere- 
ment d'accomplir ce que dessus et cela aussy vrai que 
vous voulez que ce grand Dieu et tous ses saints vous 
soyent en aide au dernier jour de vostre vie. V. Le 
gouverneur des âmes est choisi à la pentecoste du nombre 
des conseillers à tour pour une année et refusant la 
charge est cité et condamné par le Sr. Ballif. Son de- 
voir est de retirer les rentes du rentier, de faire la quête 
dans l’église, de recouvrer les chandelles du tronc des 
âmes, du beure et des vaux et en rendre bon compte 
par son serement de conseiller, où, comme et à qui con- 
vient suyvant pour ce les sentences episcopales establies 
à ce sujet. Son salaire a esté fixé cydevant par usance 
a 5 #. VI. Le gouverneur des pauvres est pris à tour 
dans les communes estant nommé et estably comme 


*) Hier, wie oben, fcheint ein Sutitantio mweggelaffen. Sollte 
susancec ergänzt werden? 
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celuy de paroisse et cela a la St. Martin et preste 
serement en conseil comme les autres, rend ses comptes 
environ Noël du receu des fentiers et délivrances faites 
dans l’année par ordre du conseil aux pauvres et affligés 
présent le Sgr. Curé et tous les conseillers qui y doivent 
assister. Alors on ordonne a chaque pauvre en equité 
sa quotepart du revenu des pauvres qui est distribué 
au jour fixe et publié dans l'Eglise par le curé et quel- 
ques conseillers. Le salaire du gouverneur est de 20 # 
et de 10 dens. pour le salaire des conseillers qui le 
peuvent se partager ou despenser. VII. Le gouverneur du 
vicaire est choisi et establi à la St. Martin, comme les 
précédens doit recouurer le contenu du rentier et rendre 
compte au Sgr. Curé, présente partie des Conseillers, sans 
frais, sauf 10 # qu'il peut se retenir sur dites rentes 
pour son salaire comme a esté praticqué. Il est establi 
a la St. Martin, preste le serment de bien régir et d’avoir 
soing que les capitaux ne se perdent et d’en rendre bon 
et fidèle compte avec ceste reserue que les divers capi- 
taux soit lettres obligatoires devront estre mis dans les 
archives en donnant tant seulement un rentier a Mr. le 
Curé ou à Mr. le Vicaire soit au gouverneur, en un mot 
à celuy qui sera chargé de la recouvre. VIII. Enfin tous 
les comptes de chaque gouverneur se mettront dans les 
archives de paroisses ou il y a pour chaque gouverneur 
une boëte à part pour y avoir recours au besoing. La 
clef de l'arche restera toujours entre les mains du gou- 
verneur des âmes qui n’y pourra aller sans estre accom- 
pagné d’un conseiller à qui on donnera une seconde clef 
afin qu’un seul sans l’autre ne puisse entrer dans les 
archives ni aller sur l’arche où tous les droits et obliga- 
tions publiques y sont renfermées. IX. Au sujet du maitre 
d'école ou clerc d'église cet article est sursoyé jusqu’à 
ulterieure cognoissance du fait. It. est de pratique et 
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de droit et se conste par acte signé Pierre Esquy du 
16 mai 1641 authorisé et corroboré par le noble Sr. Ballıf 
de Rue Nicola Falk gentilhomme de Fribourg ensuyte 
de sentence souveraine que le conseil a ordonné, statué 
et arresté que celuy qui se passerait paroissien, devroit 
payer pour la restauration, fabrique et ornemens de 
l'église comme s’ensuyt, assavoir celui qui se passeroit 
communier en la commune de St. Martin, Villard et de 
Jordil payeroit suyvant l’arrest de Conseil authorise 
comme dessus 37 # 6 gr., en la commune des Fiaugeres, 
Bezenzens 50 & et en chacune des autres communes 
de d. paroisse 30 # ce qu’a ainsy esté pratiqué sauf 
quelques rabaix pour de justes considérations par où 
il paroit que de tout temps le conseil a hu la totale 
direction des affaires publiques et de paroisse moyennant 
les droits du*) St. Ballif reserués et sans aucun son pre- 
iudice. X. Au sujet de la présentation des Rev. prestres 
prétendans à la nomination et bénéfice de la cure de 
St. Martin l'ordre et praticque d’y procéder est comme 
s’ensuyt. Le gouverneur paroissial par ordre du conseil 
fait publier dans l'Eglise que tous chefs de famille et 
maistres de maison doivent assister à une grande messe 
et office solennel qui se fera sur un jour fixé pour de- 
mander les lumières du St. Esprit et pour procéder a 
ladite présentation suyvant les droits des paroissiens. 
A la fin dud. office le conseil et paroissiens s’assemblent 
sur le cimetière où toutes les propositions et recommen- 
dations sont entendus de part et d’autres. Ensuyte le 
gouverneur paroissial fait faire un rond et mettre chacun 
en ordre. Puis estant accompagné d’un ou deux notaires 
du lieu et de tout le conseil qui tout en général doit 
procéder en suyte de leur serement en toute rondeur 


#) Entweder feblt Hinter moyennant ein Sort oder es mu bier 
corrigirt werden? au. 
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de conscience sans support ni subornation demander les 
voix et suffrages, les faire reduyre par escript par les 
d. notaires, Ensuite les gouverneurs, notaires et con- 
seillers, si le tumulte du peuple ou trop grande affluence 
intervient, on se retire dans l’église et à part pour 
compter les voix. Après quoy on fait rapport, tant ès 
Rev. Prestres mis en présentation qu’à tous les parois- 
siens qui pourroient estre présents, du tout et qui a eu 
plus de voix. Le gouverneur de paroisse demande aux 
paroissiens, communes*) et gouverneurs d’icelle pour dé- 
puter un d’entre eux pour aller à Fribourg auecq luy 
et un député du conseil supplier L. souv. Exc. colla- 
trices suprèmes d’en faire la nomination. En ce ren- 
contre est encore de pratique que si les communes 
demandent que le conseil donne le suffrage le premier, 
cela se faire doit si moings le donnera seulement les 
derniers et apres tous les autres. Après quoy l’on doit 
prendre les informations convenables pour scauoir quand 
il faudra aller a Fribourg pour entendre la nomination 
souv. du Curé et si la cure episcopale est declarée à 
L. Souv. Exc. la séance de la cure. 
Confirmation. Gady vicesecrét. de Fribourg. 
21 Oct. 1729. 


55. Waldordnung. 
(22. Nov. 1743.) 
R. XXXI : 360 b. 

Ordnung megen des gemeinen Wald3 binder Plaffeyen. 
1° bat die Gemeint einbülig ein Stud Wald gen. Brendly 
in 4 Schrött getheilt, der 12 jahren währen foll und von denen 
4 Schrött jeder Haushaltung ein gleiches Loos wird gegeben 
werden vnd nichts meiter3. Hingegen das ander Holz, jo fi 
inrentbalb denen Waldmarchen befindt, fene e8 kleines ober 


*) communiers ? 
i) 
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grobes, folle völlig in Bahn gefhlagen feyn für gebachte 12 
Jahren daß welcher fi) befrechen wurde, darin zu hauwen ober 
fdneiten, ber foll von jeden Stammen brey Kronen bezalen, 
von welchen der herr Landvogt ein Dritel, die Gmeind ein Dritel 
und der Anträger den britten Theil beziechen werben, mit Weg⸗ 
nebmung bed Holzes. 2° Es foll einer kein Holz verkaufen 
bei gleiher Straf. Der Käufer und der Verkäufer fol bei 
gleicher Buß geftraft werden, in dem Verftand jedoch, bag wenn 
Einer füriges Holz hätte, er ſolches mol finne einem Andern 
Gemeiner verfaufen, ohne jebod daß felbiges aus der Bogte 
geführt werde. 3° Welcher Ringen zum Zaunen von Nöten 
ift, der Yann ein Ringmader mit fi führen, aber nur ein 
wenig unten auffdneiten und für das Feuerbolz, zufamer 
fefen, auch Feine ‘aus ber Vogtei ſchaffen by alycher Straf. 
4° Das Solittfudengraben und Solenbaumen joll völlig ver- 
botten fein, ohne ben Bahnmartern Erloubnus zur Nothburit 
bei gleicher Straf. 5° Anbelangt dern Pfarrherr ſoll jeber 
Schrott gleih Holz geben und die Pferber haben, follen fel- 
bige3 Fahnen und farren, mie von Alten här x. 6° Für 
bie Kirchen foll ein jeder Schrot auch gleich geben und wan 
ein Schrot follte durch Feürsbrunſt Schaden leiden, fo follen 
die andern Schrött Ihnen umb Etwas behülflich fein 20. 72° Was 
bas Holz ift, fo die Senjen bringt, jollen guforberift die Weg- 
meifter dad Thunlichefte zu Schmöllenen und zu Wegen brauchen, 
bas Uebrige einem jeberen Landmann fol erlaubt fein, aber 
nit zu Haufen legen, jonderd grad Binmeg tragen, fon: 
ders was aus dem Reifgrund liegt, wie erft gemelt, Jederem 
erloubt fein. Soll aud bei gleicher Straf gehalten werben. 
8° Was die Wegmeifter zu den Lanbitraben und zur Schwöl- 
lenen brauden, follen fie im Wald dem mindeften Schaden 
baumen. Und man Einer etma8 junges Holz oder Dentlein 
aud zum Schwöllenen von Nöten ift, der joll bei der Gemeind 
und Bahnmarter barumben anhalten. Wird ihnen gegeben 
werden. 9° Welcher dent andern von jeinem Holz angreift, 


ve 
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jee eB in denen ©drôten oder Haufenen, der ſoll in gleiche 
Buß gezogen werden, mie bann etweldhe Ungehorjame in Allem 
oder vielen Saden jagen: Man fann mir Nicht? nehmen. 
So merde ein hochweiſe Oberfeit gebeten fein, ſolche am Leib 
zu güdtigen. Zu dem End bin man ein ungalbarer Frefler 
ſich befinden wurde, der foll bem Statthalter angetragen merben, 
umb den Herrn Amptmann benachrichtigen zu können, damit diefer 
einer gnübigen Oberfeit folhes Verfahren vortragen könne. 
10° &3 ift au wüſſen, daß die Eltern für ihr Kinder, Meifter 
und Meiſterin für ihr Dienften deßwegen verfprechlich fein 
werben. Bor Rat beftätiget ben 22 Rovembris 1743. 


56. Attalens. 
(29 Juillet 1765.) 
R. XXXIV : 24 a. 


.. Nous laissons la liberté de faire cette fonction 
de conseiller à tour de role en quel cas ils n’auront 
aucun salaire étant le devoir d’un chacun d’administrer 
les affaires de commune à son tour sans rétribution. — 
A l'égard du curial comme il perçoit un salaire annuel 
de six écus il doit s’en contenter. Et les 8 mussilliers 
comme chacun doit se prêter à cet office pour le bien 
public, leur salaire annuel payable chaque année sera 
20 bz. et leur part des amendes des rapports qu'ils font. 
Et les régents d’école qui sont d’ailleurs suffisamment 
salariés, devront se contenter de ce qu'on est convenu 
avec eux sans plante de bois et auront comme les autres 
foccagers du bois à brûler. 


57. Chatelard. 
(5. Mai 1767.) 
R. XXXIV : 62 Db. 


2... On ne pourra charger que des bêtes véri- 
tablement hyvernées et appartenantes aux communiers 
Zeitichrift f. ſchweiz. Recht. XXII. 1. (2) 10 
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le tout sans frode et sans accouper du bestail. 3. Les 
pauvres qui ne pourraient hyverner une vache, sont 
exceptes de la disposition de l’article précédent. C’est 
pourquoi il leur sera loisible.. d’admodier ou bon 
leur semblera, une vache à lait pour la charger sur 
les biens communs. 4. Les communiers qui pourraient 
hyverner 3 chevaux, auront la liberté le faire. Dans 
ce cas ils auront comptés pour les 4 pasquiers. 5. Les 
communiers qui voudraient hyverner plus de bêtes que 
la charge règlée... pourront charger quatre pâquiers 
de surcharge pour raison de quoi .ils payeront 20 bz. 
par pâquier à la commune. 6. Un cheval sera compté 
pour 2 pâquiers et chaque poulain au dessus d'un an 
ne sera point compté; mais au dessus d’un an jusqu’à 
2 ans, il sera compté pour un päquier; une armaille 
soit jeune vache portant son premier veau pour ?/, de 
pâquiers, la maige pour un demi pâquier et les veaux 
pour !/, de pâquier. 


58. Giffers. 
(16. Febr. 1767 und 16. Juni 1769.) 
R. XXXIV : 57 b. ib, 126 b. 


I. Sat E. €. Gmeind befobloffen in der allgemeinen 
Berfamblung daß ein jetwelcher Gemeinder, der für fi felbften 
Teier und Liedt befitet, nur für ein Rindrecht, das iſt für ein 
Rue zu fimmeren Recht haben fol. 2. Wann einer ein Pferd 
darauf ftellen mill, fo fol e8 nicht mehr als für ein Rind— 
recht angezelt werben. 3. Fabl3 einer zwei Pferter auf der 
Almend zu fömern begehrte, der ift verpflichtet, für das ander 
Pfert von einem andern ebenfabla Gemeiner abzudingen. 4. Die- 
jenigen aber, welche nichts anf die Allmend zu treiben vermögen, 
werben ihr Redt einem andern Gemeiner verleihen können. 
5. Was bebrüft die Genk, Schaff und Geifen, follen felbe gar 
nicht geduldet werden auf der Almend, es feye dann Oebrier, 
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wohin bas Vieh gewohnlich nit gemeidet wird, als mie mo 
Flüe und weljen jeind und dergleichen. 6. Gleichwie die Als 
mend.. mit einander joll genuaget und veräzet werden, alfo 
jo fie auch von Allen mit gleiher Art geſchwendet, gearbeitet 
und gejäuberet werden. Auf jolde Weis ift E. E. Gemeind 
übereinfomen den 1. Febr. 1767... 

II. Ein Seder, fo in gebadter Gemeind: wohnhaft ift 
und nur ein Hus, Garten und Binden befigt, wird alljährlich 
an St. Martinitag 15 63 bezalen, man er ein Aufner oder 
geborner Unbertan ift; eine Krone aber, man er ein Landa: 
fremder, jo oberfeitlich tollerirt ift, maßen feine andre, als 
geborne Undertanen geduldet werden follen, diefed amar ohne 
Nubgung der Allment, Holz uud dgl. gemeinen Saden. — 
2. Werden diejenige Einwohner, welche nebft Haus, Garten 
und Binden noch andre ligende Güter in ber Gemeind be: 
figen und doch feine Gemeinber jeind, alljährlich 30 bz. mann 
fie aufre Unberthanen feind ; 2 thaler aber, mann fie tollerierte 
Frembde feinb, bezalen müßen; molverjtanden, daß die Nugs 
gung der Alemend, Holz und andre gemeine Vortheile bierein 
nit einbegriffen jeien. 3. Wird ein Jeder, der in dafiger Ge 
meind als ein Gemeinder angenohmen merden folte, nebft 
Pieflein für eine jede Hausbaltung anftatt des Morgenefjens 
auf Das meitefte 100 ©. bezalen, mit bem meiteren über ben 
vorjtehenden Urtifel thuenden Vorbehalt, daß jomol diejenige, 
welche Töchter eines Gemeinder3 heiraten, als jene, melde 
gezwungene Güeter an fid ziehen werben, nach Ausweyſung 
deren in betreff der Unnebmung deren Gemeinderen und Nub- 
gung der Almenten angefebenen oder etman annod anzu= 
jehenden oberfeitlichen Reglementeren bebenft und confideriert, 
mithin fotbane Reglementer andurd nicht ben mindeften Ans 
ſtoß leiden follen. 4. Alle Hausleuth, feien fie einheimiſch 
geborne oder auslänbif tollerierte werden alljährli) am 
St. Martinitag 1 # audbezalen, wofür die Cigenthumer 
verſprechlich ein follen..... 6. Alle Einwohner gleich mie 
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die @emeinber werben die gemeine Straßen, Sirden und 
andere Gemeinpfrunden, worvon ihnen einige Beneficia zu⸗ 
fließen, belfen madien und erhalten, mie auch die Auflagen 
fleißig entrichten, an denen Alementen aber und Schmwöllenen 
nur in fomeit arbeiten, als um jo viel fie daran geniehen bei 
Straf und Autilgung und Berjagens . . 


59. Farvagny. 
(17. Févr. 1769.) 
R. XXXIV : 118 a. 


.. Vos fidèles subjects les communiers de Farvagny 
suplient très humblement vos souv. Exo. de bien vou- 
loir par un effèt de leur bonté et prevoyance paternelle 
les mettre en règle.... et leur accorder un statut stable 
et permanent .. L’obtention de cette faveur obligera 
les très humbles supplians d’adresser avec dautant plus 
de ferveur leurs vœux au ciel pour la constante pros- 
périté de ce florissant état... 


60. Maſſonens nad Ferlens. 
(6. Mars 1769.) 
R. XXXIV : 118 b. 


. les exposans.. (ont) deuement représenté 
que... leur commune comprend dans les deux villages 
environ cinquante communiers, qu'ils ont environ cin- 
quante poses de bois sapins et environ cinquante poses 
de bois de chênes, qu’il est loisible & chaque communier, 
de jeter autant de bestiaux qu’ils possèdent, sur les 
pasquiers communs, que les admodiations de certains mor- 
cels communs, qui se baillent à louage chaque année, 
portent environ de trente écus petits, que les gabelles 
qu’ils perçoivent annuellement des forains à cause de 
leurs pièces fermées reviennent au montant d’environ 
six écus petits, que rière leur endroit on ne s’est jamais 
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taillé ni cotifié pour faire aucun paiement que ce soit 
et que bien loin d'en venir à cette dure extrémité, ils 
ont devers eux des créances dont une partie faite en 
faveur du village de Massonens qui retire annuellement 
suivant calcul fait 44 écus petits et 2 sols de cenre, 
et l’autre partie en faveur du village de Ferlens, qui 
perçoit chaque année 42 écus petits et 13 ba. d'intérêts. 
Au reste il est constant que chacun des dicts deux villages 
perçoit la moitié des prix des réceptions communales sans 
toucher aux droits des très honorés Coseigneurs du lieu, 
consistant comme de coustume au totquot proportionné- 
ment à leurs droits respectifs. D'ailleurs il existe en 
chacun desdits villages une fondation en faveur des 
pauvres de sorte que les intérêts pour les pauvres de 
Massonens reviennent annuellement au montant de 25 
écus petits et ceux des pauvres de Ferlens à 16 écus 
petits etc. ... Après avoir réflêchi sur toutes ces con- 
sidérations — avons — règlé le prix de réception à 100 
êcus petits pour chaque récipiendaire dont la moitée 
pour Massonnes et l’autre moitié pour Ferlens etc. 


61. Remanfend. 
(14. Avril 1769.) 


R. XXXIV : 107 b. 


... 4, En évitation de nouvelles difficultés et dis- 
sensions il a été reservé que les bêtes qui s'échapperont 
des communs de l’une des partis dans ceux de l’autre 
ne seront pas saisies et gagées, mais chassées ou con- 
duites sans frais aux propriétaires ainsi qu’il convient 
à de bons voisins et combourgeois à moins qu’il se 
conste qu’elles y aient été conduites par malice. 
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62. Eomentier. 
(15. Avril 1771.) 
R. XXXIV : 179 a. 

.. 9. On ne chargera pas les communs qu'après 
que la comunauté aura fixé le jour qui ne sera cepen- 
dant qu'après la mi may. ‘10. On n’osera charger au- 
cune bête qu’au préalable elle n’ait esté marquée de la 
marque de la commune sur le bamp de dix florins par 
bête, la moitié en faveur du Sgr. Ballif et l’autre moitié 
en faveur de la commune. 11. Il ne sera permis à per- 
sonne de changer les bêtes qui auront été chargés sur 
les communs qu’au cas qu’on les vendît ou qu'on eût le 
malheur de les perdre. 


63. Salvenad. 
(5. Zuni 1772.) 
R. XXXIV : 220 b, 


..1. Sollen mir einen großen offenen Graben machen, 
damit bas (Lifcher) Moos aufgetrödnet merde, auf den Rand 
defielbigen dann Fehlbaüm fegen.. 2. Von bem 3. Mai bis 
an St. Sobannistag oder ben 24. Bradmonat, mann das 
Vieh von den Gemeinden oder Dorfgenofjen.. jo eigen Feür 
und Kiecht befiken, nemlich ein, zwei, drei oder vier Stud nad) 
eines jedesjen Belieben, e8 jeien Pferd, Ochſen oder Küh, 
jedoh nur eigene Wahr, zur Weib getrieben werben, morunter 
jedoch nicht begriffen fein follen die abgefaugte Kälber, als 
welche man zur Beit, ba die Gemeind offen ift, in Zukunft wie 
im Vergangenen, auf dad Moos mag laufen Iafien, unter dem 
auSgetrudten Verftand, daß derjenige, der drei oder vier Stud 
jagen wird, ſchuldig und verbunden fein folf, die Herrſchafts⸗ 
fubrungen nad altbargebradtem Sebraud, wie aud) die Schul- 
beſchwerden ertragen zu helfen. Derjenige aber, fo nur ein 
oder zwei Stud jagen wird, joll mit anderen Tauneren und 
Hinberfäffen bas Schulholz aufmaden. 3. Soll bas Moos 
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von Sobanni meg bia ben 3. Herbftmonat für den Heüwachs 
ruhig und eingefriftet bleiben. Wann dann felbiges gemadien 
ift, jo wird man verfteigeren für ungefähr 15 2 zu Bezalung 
der Herrihaftfuhrungen und für den Armenfedel, bas Uebrige, 
meilen mir Alle Futter bendtbigt find, wird man eintheilen, 
wie es fig am beften jchiden wird... mit bem Vorbehalt, 
dag wann Einem fein L003 nicht notbig wäre, er e8 nicht 
aus dem Dorf verkaufen folle, oder ed mire Niemand darin, 
der e3 faufen molle... 5. Wird den Armen, die fein Vieh 
haben, für in bemelte Weib zu jagen, die Gemeind ihnen geben 
für ein Mäs oder etwas mehr Erdreich binter dem Kromet, 
daß fie es fünnen einzaunen, für Etwas barinnen zu pflanzen... 
6. Wird allzeit E. E. Gemeind obligen, mann fie einen bejlern 
und größern Nuten ſchaffen fünnen, ſolches zu bemwerfftelligen. 


64. Stavays le Giblonr. 
(5. Févr. 1773.) 


R. XXXIV : 235 a. 


...8. La commune instante nous ayant représenté 
qu’elle ne se trouve pas nantie d’un statut authentique 
concernant ‘les retractions des fourages et pailles que 
les communiers et habitans rière les d. lieux rendent 
à des externes, priant en conséquence, de lui octroyer 
ce droit, d'autant que cela se pratique dans toutes les 
autres communes deson voisinage pour en pouvoir (pour) s’en 
prévaloir dans le terme de 24 hs. à compter dès le moment 
que la vente de tels fourages ou pailles aura été indiqué 
par le communier vendeur au gouverneur communel de l’en- 
droit. Au surplus comme il se fait chaque année beaucoup 
d’admodiations soit louages des fourages à des externes, 
soit en montes publiques, soit en des marchés particu- 
liers quelquefois clandestins, la commune exposante dési- 
rant encore qu'il y ait aussi droit de retraction sur les 
d. externes soit forains, nous n’avons pu interiner les 
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fins de ces deux demandes, partant avons laissé les 
choses a cet égard au contenu et précis du règlement 
émané jusqu’à ce que la d. commune puisse nous démontrer 
que les autres communes de son voisinage aient le 
même droit. 

... Afin que les dits bamps puissent d’autant plus 
aisément être découverts de même que les fravailleurs, 
tous communiers, fils de communiers d’une age compé- 
tent de même que les domestiques et le forestier de la 
commune, quoiqu’ il ne soit point communier, seront è 
croire en leurs rapports concernant les fravails sous les 
‘ circonstances d'avoir vu les fravailleurs- chargeans ou 
coupants ou sciants de même que d’avoir suivi leurs 
traces ou confronté par échantillon sous la préalable 
permission du juge soit préposé de l’endroit ou par des 
prudhommes désinteressés la plante coupée avec son 
tronc ou pouvant soutenir par serment en cas qu'ils en 
soyent requis tel bois avoir été pris ou enlevé dans les 
joux communales, avec cette adjonction que tel rap- 
porteur aura pour sa peine soit salaire le :/, de l’amende 
fixée pour le compte de la commune. - 

— Comme dans les délibérations communales il 
n’est point à propos que les sentimens du tiers et du 
quart soyent connues crainte de vindication de la part 
de ceux qui se trouvent intéressés .. nous enjoignons 
à chaque communier de garder le secret sur les choses 
qui se passent en l’assemblée communale et cela en 
vertu du devoir qui leur est imposé. 


65. Großenjhelmnt. 
(28. April 1774.) 
R. XXXIV : 258 a. 


...2. Sole aber der. zu Empfangende ein Gut an 
befagtem Ort ererbt oder fig allba mit einer Tochter eines 


Offnungen von Stavays le Giblour und von Neyrigue. 183 


Gemeinders vereblidet Haben, ein folder wird aldbann.. de 

dritten Theil8 .. von 150 Thaler begünftigt fein. 3. Es wird 
aber feiner fothanen gemeinen Gutè und Rechts genießen 
Yônnen, er babe dann fein bejonders Feür und Liedt oder einen 
Scheürer in feinem eigenen. 4. Denen Weiberen und QTöchteren 
fol, wenn diefelbe gefünderet und eigene Saudbaltung füerend, 
ein halbes Gemeindgut3 und Rechts zu Theil werben. 


66. Stavaye le Giblonx. 
(13. Juillet 1774.) 
R. XXXIV : 267 a. 


Exceptions et adjonctions. Il sera licite à ceux 
qui se trouveront dans les bois embarrassés de relever 
une charge ou faire quelquechose d’une nécessité pres- 
sante, de couper les leviers, dont ils auront besoin 
moyennant que ce soit sans abus et à moins de dom- 
mage. — Au sujet des nouveaux communiers. Aucun 
communier ne pourra jouir des droits communaux qu’il 
ne fasse feu et lieu dans l’endroit par lui même ou par 
son fermier. — Au sujet des enfans des communiers, Tous 
enfans de communiers qui reprendront le droit ou en- 
treront pour la première fois en commune seront tenus 
de payer à la bourse communale en cette première entrée 
pour la dite reprise deux écus bons, exceptant cependant 
de cette retribution celui des enfans à qui la maison 
paternelle sera parvenue par partage ou succession. 


67. Neyrigue. 
(28. Nov. 1781.) 
R. XXXVI: 6. 


L. Exc. du conseil privé.. ayant entendu.. la 
relation des Sgrs. députés pour examiner le contenu de 
la ci-jointe requête avec l’acte d’affranchissement pro- 
duit.. par la commune de Neyrigue accordée jadis par 


154 Offnung von Negrigue. 


le comte Pierre de Gruyère de l’an 1341 par lequel il 
se conste que les prédits de Neyrigue sont réellement af- 
franchis de toutes charges et impositions contenues dans 
les chapitres 3 „des taillables“ et 14 „des indicts et 
subsides“ du Coustumier de Vaud dont celui de Gruyère 
ne fait point mention et que par conséquent les préd. 
de Neyrigue ne peuvent point être astraing à fournir aux 
Seigneurs des aides ou subsidies pour voyage outre mer, 
pélérinage de Rome ou St. Jacques, chevalleries, acqui- 
sitions de nouvelles Seigneuries, mariages de filles et 
sœurs, rançon de son Seigneur, rachats de sujets saisis 
ou détenus servants le Seigneur en légitime guerre; 
mais que le prédit acte ne peut en aucune façon les 
exempter des charges de fiefs et de jurisdiction, dont ils 
ont prêté reconnaissance, payé les obventions et satis- 
fait les censes sans interruption ni conteste, depuis leur 
origine jusqu’à present — que ceux de Neyrigue ont 
reconnus en tout temps les prédites censes et accessoires 
spécialement à leurs jadis Seigneurs Comtes de Gruyère 
en l’an 1432 et 1551 par les Commissaires Gioni et 
Thiod, que les prédites censes et obventions de fiefs 
furent portées à compte et acquises par L. L. Exc. en 
1555 lors du partage du comté de Gruyère .... que le dit 
acte ne peut porter que sur les exemtions contenues dans 
les prémentionnés chapitres (du coûtumier) de Vaud jouxte 
les quels L. Exc. auront toujours grand soin deles maintenir, 
sans jamais permettre qu’on leur porte atteinte de même 
que les préd. leurs chers et fidèles sujets de Neyrigue 
devront de leur côté satisfaire à tous les devoirs aux- 
quels ils sont tenus. 
68. Rechthalten. 
(30. Januar 1782.) 
R. XXXVI:8. 

..6. Nah der Ladung fol fein Vichenſchaft mehr ge 

macht werden, ed jeye dann, daß ein Stud Vieh franf oder 
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aaunbrüdig jeye, meldes alsdann burd ein andre wird cr, 
jet merben fonnen. 7. Was mit einer Krankheit behaftet ift, 
fol nicht geladen werben. 8. Auf ein Stud foll nur ein 
Fürfraut gegeben werden. 12. Allen denen fol bas Gemeines 
recht zukommen, jo Jahr und Tag inSbejonbre leben, haufen, 
ichalten und walten, es feie in eigenen oder in SinSbeüjeren. 
13. Alle diejenige, fo bas Gemeinredt beſitzen wollen, follen 
wenigftens 6 Wochen zuvor in der Gemeind wohnen, Feür und 
Licht befisen und bas ganze Jahr mit der Gemeinde die Bes 
ſchwerden aushalten. 14. Wenn die Gemeiner Scheurer feben, 
jollen fie alle gemeine Bejchwerben helfen abtragen und fid 
mit dem Bettlen nicht bedienen... 


69. Cournilliens. 
(20. Févr. 1782.) 
R. XXXVI : 20. 


... Chaque Communier pourra enfermer ou reduire 
à clos perpétuel une pose et cela à la prendre dans le 
terme de 10 ans en payant 60 bz. à la commune par 
pose. Et dite pose se pourra prendre dans des endroits. 
qui se jouissent dejà à clos et non taxés ou dans des 
endroits taxés ou soit en un mot où bon semblera. Mais 
comme chaque communier n’auroit pas tous la commo- 
dité d’enfermer leur pose dans un mas de terre, ils 
pourront la prendre en différents endroits et le surplus 
qui sera dans le dit mas, se devra faire taxer conformé- 
ment au règlement souverain, moyennant que ce surplus 
ne soit pas dans les fins de pie. — 2. Comme il n'est. 
pas juste que le pauvre et ceux qui n’ont pas de terraif 
commode pour enfermer leur pose en propre, soient 
privés du présent arrangement, ils auront ‘leur liberté 
et seront au pouvoir de vendre leur droit de passation 
à clos de dite pose moyennant que ce soit à un commu- 
nier naturel et non pas à un forain. 
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70. Giffers. 
(11, März 1782.) 
R. XXXVI: 16. 

...4. Einem jeden Gemeiner fteht frei, fein Recht zu 
laden oder nit. Wer aber ſolches nit ladet, der foll für fein 
Recht 20 Piefilein, d. i. 35 baten an dem Labungstag be 
zieben.. 7. Welcher Gemeiner die von bem Dorfmeifter auf: 
getragene Arbeit auf der Almend, bid auf dad zweite ober 
dritte mal ermahnt, ohne ebafte Noth nit entrichtet, der {ol 
feiner Ungehorjamkeit wegen auf ein Jahr feines halben Rechts 
beraubet jein. | 

71. Pagne. 
(12. Avril 1782.) 
R. XXXVI : 56. 


..4. Si un communier n’a pas devers lui des bêtes 
propres à charger les communes, il recevra en dédom- 
magement 40 bz. par chaque pâquier. Ce considéré il 
ne sera pas permis d’accouper hors de commune des 
bêtes étrangères pour les alper. Pour éviter inconvéniens 
de maladie épidémique ou autres abus et pour prévenir 
toutes coptestes, les gouverneurs feront au temps requis 
la visite ti, bétail hyverné et démarqueront celui qu'on 
aurait désigné à estiver. ...6. Il ne sera permis de 
laisser courir les menues bêtes sauf à chaque communier 
au moyennant qu’elle soit crossée et maillée .. et payera 
6 piecettes au profit de la bourse communale par chaque 
gros cochon courant et cela notamment à l’exclusion 
des jeunes jusques à 6 mois — bien entendu que les 
communiers retireront leurs menues bêtes de la mi-mai 
jusqu'à la St. Barthelémi. 7. Les communiers auront droit 
de rédimation ou de proximité des maisons remuables 
ou transportables, bois des particuliers, fourages et 
pailles vendues & des forains par droit de réciprocité 
contre les communes qui usent du même droit, notam- 
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ment des forains — vendues depuis la fin du mars 
jusqu’à l’époque des premiers foins faits, dans le terme 
de 24 heures et hors ce temps là dans le terme de huit 
jours... 12. La commune fera la visite des hayes 
aboutissantes le commun pendant les premiers jours de 
mai. Et chaque particulier négligent à défaut de bonne 
clôture sera tenu payer 2 bz. pour chaque place non 
bien fermée, sans pouvoir plaider pour un si mince objet. 


72. Sales II. 
(20. Mars 1783.) 
R. XXXVI: 96. 


... En éclairissement à l’art. D rapport aux indivis 
pour assurer autant que possible l’exécution du d. article 
dans son vrai sens, il devra être encore dit, qu’un ou 
plusieurs indivis après s’être réellement divisé pour pou- 
voir jouir chacun en leur particulier des droits de com- 
munage, devront faire ménage à part soit en s’établis- 
sant dans une maison séparée soit dans la même maison 
ils aient chacun une habitation et foyer séparé. A quel 
effet et pour mieux s’assurer de l’exécution du présent 
article avant la charge des communs le gouverneur et 
le conseiller de la commune auront à visiter soigneuse- 
ment tous les bâtimens à ce qu'ils soient conformes au 
d. article.. et dans le cas où ils ne dussent pas s’y 
trouver conformes, tels communiers doivent être exclus 
et privés pour l’année entière des bénéfices du commu- 
nage sans autre forme de procès. 


73. Romanens. 
(7. Mai 1783.) 
R. XXXVI : 108. 


... 9. Si le cas arrivait dans la commune qu'il se 
trouvassent de personnes impotents soit par leur haut 
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age soit à cause de leurs infirmités, ils pourront se 
mettre en pension et jouir comme les autres des biens 
communaux moyennant que la nécessité soit connue, bien 
entendu que tous communiers et communières soient 
assujettis à toutes les servitudes ... 


74. Aueyres Trefaye. 
(Juin 1783.) 
R. XXXVI: 116. 


..3. Toutes les charges de gouverneur de la com- 
munauté que de la rente des pauvres et de la chapelle 
se feront alternativement entre tous les communiers ou 
leurs représentans qui en seront jugés capables par dé- 
libération de la communauté de façon que si l’alterna- 
tive d’une maison arrivait pendant qu’il n’y auroit point 
d'homme assistant aux assemblées, — si l’on y a du bien 
et qu’on jouisse du bénéfice, la dite communauté pourra 
obliger les veuves, les filles ou les tuteurs des enfans 
des d. maisons à faire faire les d. charges par un com- 
munier membre de la communauté et cela en continuant 
à tour de rôle ainsi qu'il est usité pour le pain béni 
et aucunément par un forain, auquel gouverneur agree 
de la communauté les constituans feront caution et re- 
pondent afin que chacun aie sa quote part de l’onéreux 
‘aussi bien que de l’avantageux et que les uns ne soient 
pas surchargés pour les autres. 


75. Courtepit. 
(21. Avr. 1784.) 
R. XXXVI: 195. 


...2. Les deux petits prés Marets que la commune 
a obtenu de clore pour l’argent de guerre seront au 
même jour (des comptes) misés et livrés au plus offrant 
et dernier enchérisseur moyennant caution agréable et 
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le prix de la mise payé dans l’année. 3. La commune 
payera annuellement quatre écus à ceux qui s’obligent 
en dite assemblée de voiturer les pauvres malades . ... 
9. Chaque habitant outre les 15 bz. ci dessus, s’il veut 
garder du bétail et les mettre sur les fins, pâquerages 
et pâquiers communs, payera 5 bz. pour 4 oyes et non 
plus, pour une menue bête 5 bz., pour 4 brebis 8 bz., 
pour 1 vache 35 bz. et pour un cheval 2 écus... 11.1 
ne sera permis à aucun communier qui tiendra un bien 
en grangeage hors de cet endroit, de mettre plus de bé- 
tail sur les présents communs qu’il n’en auroit pu tenir 
dans le village n’ayant pas le d. grangeage .. 12. Chaque 
fermier non communier payera pour la première année 
de sa ferme un écu d’entrage à la commune et un loca- 
taire 15 bz., le tout selon les coûtumes usitées jusques 
aujourd’hui ... 14. Chaque communier qui n'aurait pas 
une maison et quelque peu de terre à lui en propre et 
qui n’habiteroit point dite maison par lui ou par d’autres 
2e pourra point percevoir les droits de communier. 


. 76. Uutigny. 
(13. Avril 1785.) 
- R. XXXVI: 249. 


... 10. Qu'il ne sera permis de faire de raye que 
d’un pied de largeur sur les communs pour arroser les 
prés. On ne pourra prendre la terre qu’on aura levée 
à ce sujet et on sera obligé de faire des écluses dites 
indosiaux dans les rayes particulières. 11. Les veilles 
des dimanches et fêtes on partagera les eaux du com- 
mun partout où il y en aura et ceux qui après les 
partages en changeront la direction, payeront pour chaque 
fois 5 bz. d'amende... 13. Tous ceux qui devront à la 
commune, si le gouverneur d’icelle ne peut en avoir le 
payement en argent, seront gagés à teneur des lois et 
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en observant les formalités à ce requises... 18. Un 
seul homme d’une maison établi communier devra as- 
sister en commune exactement sans qu’il puisse sub- 
stituer un autre et s’il manque d’y assister sans cause 
légitime, il payera 1 bz. pour chaque absence. Tous 
ceux qui entreront en commune seront tenus de payer 
10 bz. pour l’entrage, et chaque communier qui injuriera 
un autre dans l'assemblée communale sera exclus et n'y 
pourra rentrer qu'en payant 15 bz, au profit d'icelle 
sans préjudice des droits du très honoré Seigneur maître- 
bourgeois. De plus si un communier revéle ce qui s’est 
passé en commune, il sera aussi exclus et n’y pourra 
rentrer qu’en payant 4 florins si les révélations seroient. 
au préjudice de la commune, bien entendu que chacun 
sera obligé de dénoncer aux supérieurs ce qui sereit 
contraire à l’obéissance et à la fidélité due au souverain. 
19. Chaque communier qui n’a point de maison ou qui 
en ayant une ne fait pas feu et lieu dans lendroit 
pendant 6 mois de l’année par lui même ou son fermier 
ne pourra tirer droit de commune bien entendu qu’en 
ne résidant que 6 mois il devra également faire tous 
les tributs de la commune pendant toute l’année 
21. Tous ceux qui clorront des pieces de terre dans les 
fins, laisseront deux pieds de terre au voisin pour le 
labourage et il sera expressément défendu de clorre deux 
ensemble et les pierres seront remuées et sorties par 
ceux de dessous. 


77. Heberftorf. 
(1. Juli 1785.) 
R. XXXVI : 280, 


... Beitimmiung der Erledigungsfälen. Crften3 man 
einer oder mehrere mit einander in Undertbeilung lebende, die 
jamenthaft ein Stud! Almend nuten, ohne Leibgerben mit Tod 
abgehn murden; gmeitenS, man ein Fremder ober Mebiat: 
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undertban oder aber ein Dorfgenofiener, melder wirklichen mit 
einem Stud Allement3 verfeben wäre, eines anderen Dorf- 
und Allementsgenofjen Haus einfaufen wurde; brittend man 
Einer dur Geltatag oder Vergantung feine8 Hauſes beraubt 
jein wurde, — ſolchem nad) wird ein foldes in Erledigung 
gefommene Stud demjenigen zu Theil werden, welcher fi aller: 
erft in dem Dorf nieberlaffen und fi ein Haus anjchaffen 
wurde, mofern er ein Mediatunderthan mg. und Oberen, 
feye, für melche Sulaffung berfelbe bem Dorfjedel die Summe 
von 50 Kronen wird zu erlegen haben. — Endlichen da bem 
Gigriften von Ueberftorf Johannes Syfert ein Stud biefer 
Allement geftattet worden, objchon er fein eigenes Haus befitet, 
jondern bas der Gemein zugehörige Sigriftenhaug bemobnet, 
fol diejes keineswegs für Andere zu einiger Conjequenz dienen 
fönnen, moblverftanden jedoch daß die Kinder bieles gemelten 
Sobannes Syfert und deren Nachkommenſchaft, welche biejes 
Haus der Gemein in der Zukunft bemobnen und den Sigrift- 
dienft maden murden, ein gleiches Recht zu genießen haben, 
welches dem dermaligen Sigrift ift zugeftanden worden... 


78. Torny fe grand. 
(24. Mars 1786.) 
R. XXXVI: 310, 


... Quiconque aura à faire avec la commune devra 
se retirer avec ses parens.... 23. Quant aux oyes il 
est tellement défendu d’en garder pour ne pas causer 
du dommage dans les champs et sur les pâquiers com- 
muns, qu'il est permis de tirer et tuer celles qu’on trou- 
vera sur iceux conformément aux règlements souverains .…. 
28. Il ne sera permis à aucun communier de mettre 
aucune bête dans aucune fin de graines jusqu’à la der- 
nière gerbe levée sous peine de répondre de tout le 
dommage qui pour ce pourroit.arriver. 29. Chaque gou- 
verneur sera obligé avec quelque adjoint à ce établi de 
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faire deux fois l’année la visite de toutes les maisons 
du village, la première fois environ à tous Saints et 
au commencement du mois de mai. Ils visiteront 
diligemment si toutes les cheminées ou bornes*) soyent 
bien nettoyés et bien conditionnées et les fourneaux 
bien asseurés pour éviter le feu. Et trouvant quelqu'un 
qui pour cela ne tienne bonne police, il sera tenu à 
l'amende d’un écu et à rétablir tout promptement 
comme il convient. Dans la même visite les gouver- 
neurs seront aussi soigneux de visiter s’il se trouvoit 
quelqu'un qui aye fait construire un four dans la maison 
ce qu’etant très sévèrement défendu, Ils auront soin 
d’en avertir le Seigneur ou son charge ayant... 43. Le 
fermier du Seigneur sera tenu de supporter comme les 
autres communiers les charges et devoirs communaux en 
fait de corvées dans le ressort de la Seigneurie du d. 
Torny le grand. Par contre il devra participer à tous 
les avantages d’un communier sans aucune distinction 
ni contredit, — Le noble et généreux Seigneur de Tor- 
niers pourra prendre dans l’endroit qui lui sera le plus 
convenable quinze poses de bois contigues qu’il pourra 
clore, tenir fermées et en user en toute propriété 
comme bon lui semblera sans que la commune puisse 
en exiger le piccage d’herbe ni autre chose quelconque 
de manière cependant qu’elle . ne soit point gènée 
dans l’usage des chemins publics. Moyennant les pré- 
dites 15 poses le Seigneur renoncera à tout coupage de 
bois sur le reste des bois non reconnus lequel coupage 
appartiendra à la commune qui en usera tant à l’égard 
des bois que des communs non reconnus comme il a 
été usité du passé. Mais le Seignour conservera le 
domaine direct sur iceux sans cependant pouvoir exiger 
une cense ... Cas devenant qu’un communier de Torny 


*) Brunnen, Wafferbebälter. 
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se trouve dans la nécessité de bâtir sa maison à neuf et 
que la commune du d. lieu refuse de lui donner quelques 
plantes de bois pour favoriser cette bâtisse, le d. com- 
munier pourra alors avoir son recours au Seigneur qui 
aura le droit de lui concéder 1, 2 ou 3 plantes. A 
l'égard du glandage le seigneur se contentera de celui 
qu’il percevra dans les pred. 15 poses et n’aura aucune 
part aux glands qui seront ceuillis au reste du commun 
desquels devront appartenir aux communiers.... 


79. Heitenried. 
(12. San. 1787.) 
R. XXXVI : 342. 


Da die dem Dorf Heitenried, was die Nubungen an- 
betrift, anbängige an der Straße gegen Schwarzenburg am 
Senjenbezirt gelegene Almend theils megen oberhandnehmenden 
Gejträuden theild wegen unäzbaren Moosböden wenig Nuten 
verfchaffet und auch wegen Nuten derfelben unter einigen Dorf: 
genojfenen ein Misvergnügen entftanben, haben ich diefelben 
einhellig entſchloſſen, gedachte Almend jobald möglich auszu— 
ſäubern, aufzugraben, einzuzäunen und hinfüran in einem ein- 
träglicherem Stand zu erhalten wie auch unter hochoberkeitlicher 
Beſtätigung für künftige Zeiten eine unveränderliche Ordnung 
wegen Nutzung derſelben einzuführen und feſtzuſetzen, wie 
folget: 

1. Soll das Schloß, das Pfarrhaus, Jacob Zoßo, Stoffel 
Zoßo und Dietrich Nöſperger eine jede Partei oder jedes der 
gedachten Heüſer zwei Rinder auf die Almend zu treiben das 
Recht haben, Hr. Lieutenant Nöſperger Philippe, die Wittfrau 
Wohlhäuſer, Joſeph Wohlhaüſer, der Arzt, des Wirths und die 
Schmidte ſollen, jede Partei oder jede Der gedachten Haus: 
Haltungen nur ein Rind laden, aljo daß in Allem nit mehr 
denn fiebenzebn Rinderrechten fein follen. — 2. Weil die AT 
mend mit fiebenzehn Rinder ſchon mehr als genugiam belebet 
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ift, damit die Zahl derfelben nicht vermehret merde, fo follen 
die neue Haushaltungen, welche im Dorf entfpringen möchten, 
fein Recht an der Almend haben, e3 feie dann, das fie ſolches 
erhalten durch Theilung oder Kauf folder Haüfer und Güter, 
welde nad Inhalt des erften Artifel3 das Almendrecht zu 
genießen haben. — 3. Sollte aber eine der obgenannten 
Haufenfchaften abgebrochen werden oder zu Grund gehen und 
eine andere derfelben in dreien Jahren in dem gedachten Dorf 
wieder bergeftellt werden, meiter3 mann zmo oder mehrere 
Sausbaltungen fi vereinigen und nur eine SauSbaltung 
mehr ausmaden würden, al8bann foll in beiden Fällen bag 
Almendrecht einer folden gerftorten Hauſenſchaft und einer 
jolden mit einer andern vereinigten Haushaltung erloſchen 
und aufgebebt fein und aljobann feine der ſechs erften Parteien 
mehr al3 zwei Rind und feine der fünf lebtern Pärteien mehr 
als ein Rind wird erwerben Fönnen, fondern e8 foll ein ſolches 
aufhören und bas Net der älteften im Dorf neu entftandenen 
Sausbaltung zufallen, melche einiges Vieh zu minteren vermag 
und fonft fein Redt in gebadter Almend genießt. Und wer 
auf ſolche Weiß ein neues Recht erlanget, muß zehen Kronen 
für ein Rinbredt in den Almendjecfel bezahlen, wenn er au 
don einer von den Dorfgemeinderen mire. — 4. Niemand 
{ol fein Almendrecht verkaufen fünnen, e3 geldebe dann mit 
Haus, Hof und Erdrich, als mit melden es untrennbar ver: 
einiget bleiben fol. Will aber Jemand fein Almendredt nicht 
jelbjt Bejeben, fo mag er e8 einem Anderen, der im Dorf 
mobnet, batleiben. Wer nicht im Dorf mohnet oder darin 
auf feinem Gut einen Scheürer haltet, foll fein Almendredt 
genießen fünnen, der Scheürer wohne dann in dem Dorf. — 
5. Ermirbt ciu Muferer, der nicht Dorfgemeinder ift, dur 
Heyrat, Erbfall, Tauſch oder Kauf ein Gut, dem bas Alınend- 
recht angebäftet tft, jo foll ein folder für die Nutzung jedes 
Rind3 beim Eintrit auf bas Gut und in da Dorf zeben 
Kronen guter Währung in den Almendjecel bezahlen und, um 
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Parodianer zu werben, mit der ganzen Gemeinb meiter3 ab: 
ſchaffen. — 6. Sol die Almend Binfliran nur mit Hornviehe 
geûget werden, alfo dad meber Pferd nod Geiß noch Schaf 
noch Schwein noch Gäns zu einiger Beit follen darauf ge- 
trieben merben und auch feine dreijährige und ältere Ochſen 
megen der Gefahr für die Kühe. Niemand foll fein Vieh vor 
oder nad der beftimten Labunggzeit auf die Almend jagen 
dörfen, auch Tein Holz darauf baten. — 7. Der Almendmeifter 
joll einen Wucherftier auf die Almend fegen, folang die Kühe 
darauf bleiben werden. Wer zwei Rinder ladet, foll zwei 
Sabre Almendmeifter fein, die übrige, jo nur ein Rindrecht 
Haben, nur ein Jahr lang. — 8. Die Almend vom Gefträud) 
zu befreien, fie auszugraben, einzuzäunen und in gutem Stand 
zu erhalten, fol ein jeder Nubnießer nach Proportion der 
Rinder helfen oder bezahlen. Wer aber barau nicht helfen oder 
Bezahlen will, der fol aud nicht davon genießen. 

Beifat der Commiffion, der auch hochoberfeitlich bejtätigt 
ift. Da in einem Haus, mo ein bopletes Almendredt fio 
befindet, zwei Söhne oder zwei verheirathete Töchter wären, 
werben fie fi die zwei Almendrecht veriheilen Tinnen. Wo 
aber nur ein einfaches wäre, merben fie fil mit einander ver- 
gleichen und der einte ben andern entihäbigen. Schlieklichen 
foll diefe Ordnung in fo lang ihren Beftand haben, als diefe 
Güter Lebengiiter bleiben und feine Irrung und billiche Be- 
ſchwärden ermweden, aud mgH. gefallen wird, in dem ferneren 
Berftand, daß mann mit der Zeit die Berbefferung diefer Al- 
anend alfo zunehmen follte, daß eine größere Anzahl Kühe 
darauf insgefamt um Vermehrung der Almendrechten zu Gunften 
anderen Gemeinderen, die Haus und Güteren im Dorf bejigen 
würden, jederwyl wird anhalten können. Geben den 10. Mai 
4786. — Oberteitlid beftätigt: 12. San. 1787. 
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80. Ghevannes les farté. 
(18. Déc. 1787.) 

R. XXXVI: 391. . 
.. 1. Tous communiers faisant feu et résidence 
pendant six mois et six semaines dans l’endroit st toutes 
charges de commune pourront charger jusqu’à 8 pâquiers, 
dont 5 sans retribution, mais l’on payera 10 bz. pour 
la sixième, 30 bz. pour la septième et 70 bz. pour la 
huitième. Partant de 8 pâquiers en sous chacun char- 
gera en proportion de ce qu'il pourra hiverner. S'il se 
trouvent cinq communiers qui chargent le huitième 
pâquier, ils fourniront à chacun un char pour faire les 
charroirs dus au souverain. S’il s’en trouvent plus de 
5, ils s’arrangeront entr’ eux pour fournir les 5 chars. 
Mais s’il s’en trouve moins de 5, la commune fournira 
pour les achever. Cela outre la taille que l’on pourra 
fixer pour les besoins extraordinaires de la commune, 
bien entendu qu'aucun communier ne pourra charger sur 
les communs que des bêtes à lui appartenantes, sans la 
pouvoir accouper d’autres et qu'il ne chargera que ce 
qu'il pourra ‘hiverner da produit de ses propres terres 
soit qu’elles soyent situées rière la commune ou ailleurs 
à la reserve de ce qui sera nécessaire pour hiverner un 
cheval qu’il pourra admodier ailleurs s’il n’en a pas à 
lui appartenant ... 14. D’orenavant les bois seront mis 
à devin à l'exception des cerceaux pour les tonneaux et 
des cordons pour les hayes que l’on pourra couper comme 

cela s’est pratiqué du passé. 


81. Dompierre. 
(13. Mars 1788.) 
R. XXXVI : 417. 


. +2. Les habitans pourront à l’avenir mettre dans 
les prés mouchelets de trois ans en trois ans une fois. 
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avec les communiers une vache tant en printerhs qu'en 
automne ‘en payant à la commune la rétribution de 
63 bz. et un communier ne pourra pas y jeter plus de 
2 vaches, bien entendu que les habitants qui voudront 
profiter de ce bénéfice, devront comme un communiet 
aider à clore et faire les autres ouvrages requis pour 
cette année là aux d. près mouchelets. Et comme en- 
viron 1/, de la contenance de ce pâquier est marécageux 
et actuellement clos, les d. habitans ne pourront pré- 
tendre aucun droit sur la d. partie, mais elle devra 
rester close pour être fauchée par la commune à son 
profit. Et afin qu'aucune conteste puisse survenir à 
l'égard de cette contenance, des bornes devront être 
plantées de long de la haïe actuellement existante. Quant 
aux deux autres pâquiers susmentionnés les d. habitans 
, devront en être exclus et iceux jouis par les commu- 
niers ... excepté lorsque la grande verge y passera. 
Alors les d. habitans pourront y jeter leurs bêtes comme 
il a été usité jusqu’à présent... 4. Le fils d’un com- 
munier n’ayant pas la liberté pendant la vie de son père 
de mettre une vache dans les préd. pâquiers à devin. 
Aucun fils d’habitant ne pourra pendant la vie de son 
père jouir du bénéfice prédit accordé dans les prés mou- 
chelets .. 6. Ces changemens ordonnés par l’article 2 
au sujet des prés mouchelets ne pourront et ne devront 
regarder (que ?) les habitans déja reçus et inscrits dans le 
rôle de la commune et leurs descendants et non pas ceux 
qui seront reçus par la suite. 


82. Tour de Tréme. 
(21. Avril 1788.) 
R. XXXVI : 422. 


1. Nos sujets naturels du pays qui voudront se 
faire recevoir habitans, seront tenus de se présenter par 
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devant la bourgeoisie assemblée le jour de la reddition 
de ses comptes pour y être reçu à la pluralité des voix 
et chaque année ils seront obligés de se présenter de 
nouveau et par devant elle pour y payer l'argent de 
tolérance ... 2. Un habitant ainsi reçu ne pourra plus 
être expulsé à volonté et l'expulsion ne pourra plus 
avoir lieu que pour raison de mauvaise conduite ou 
de mauvaises mœurs bien entendu que s'il dût à cet 
égard s'élever quelques difficultés, elles devront être 
 sommairement liquidées pardevant notre représentant 
sous bénéfice de recours. 3. Les habitans désormais à 
recevoir payeront .. chaque année pour la soufferte 4 écus 
petits et 7 bz. au Rev. curé pour la prémice. 4. L’habi- 
tation ne pourra pas être refusé: à un de nos sujets qui 
épousera une fille de notre endroit qui possède une 
maison ni être expulsé pendant qu’il se conduira sans 
reproche, qu'il ne sera point à charge à la bourgeoisie 
et qu'il payera comme les autres l’argent de tolérance. 
5. Tout étranger qui n’aura pas été toléré ou naturalisé 
de notre part (conseil) ne pourra étre regu habitant et 
à cet effet il devra se sister par devant nous dûment 
nanti d’un certificat de la bourgeoisie comme quoi elle 
lui promet l'habitation moyennant qu'il obtienne de 
nous un acte de’tolération ou naturalisation. — 6. Le 
règlement et statuts ci dessus ne devront aucunement 
être retroactifs et ne pourront regarder les habitans 
actuels ... 


83. Grolley. 
(24. Avril 1788.) 
R. XXXVI : 423. 


. 5. Les communiers nouveaux ainsi que ceux 
qui auront repris feront la charge de gouvernance la 
seconde année après leur réception ou reprise à quel 
effèt ils devront donner caution au gré de la commune 
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s’il n’y a point de nouveaux communiers ou de ceux 
qui aient repris ..... 14. Il est défendu sous l’amende 
de 21 bz. par plante de couper dans les bois de la 
commune des pieux et fesses sur les grands sapins, étant 
toutefois permis de prendre dans les endroits destinés 
et disignés par le gouverneur pour la distribution des 
bons de l’année courante et de la suivante quelques 
branches de sapin pour couvrir les choux, pour faire de 
cercles et des cordons pour son usage en menageant 
toutefois les sapins. 


84. Ecuvillens. 
(20. Avril 1789.) 
R. XXXVI : 455. 


..1. Un fils et fille de communier ne pourra pro- 
fiter d’aucun bénéfice de commune avant qu’il ait fait 
conster d’une division ou d’une detroncation réelle. 2. Il 
ne pourra jouir d’un partage de bois avant qu’il ait 
payé l’avoine de directe à notre château d’Illens et 
qu'il ait fait feu et lieu dans sa maison avant la St. 
André apôtre. 3. Tout communier qui sera à l’avenir 
intentionné de bâtir, devra en se conformant ponctuel- 
lement à notre règlement du 18 nov. 1738 bâtir si proche 
du village qu’il lui sera possible, — 5. Qu'un communier 
qui n’aura point de maison et qui voudra en bâtir une, 
ne jouira point des bénéfices... avant qu'icelle soit 
achevée, le fourneau posé, en un mot qu’elle soit en 
état de pouvoir y loger et y faire feu et lieu, en con- 
séquence dite maison devra selon coûtume être visitée 
par des prudhommes pour ce établis... 9. Les récep- 
tions des communiers ne se feront à l'avenir que les 
jours de St. André apôtre et les récipiendaires payeront 
pour denier de réception 130 écus outre le tot quot en 
faveur de notre Château d’Illens, 10 &cus pour le main- 
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tien de l’église, 10 écus pour les pauvres et 8 piecettes 
à chaque retirant droit de communier en place de repas. 


85. Orſonnens. 
(22 et 24 Avril 1789.) 
KR, XXXVI : 457. 


... 4. Un fils marié pourra pendant le vivant de 
son père jouir les bénéfices de commune à commencer 
dès la chaire St. Pièrre moyennant qu’il possède une 
maison dans le lieu, mais après la mort du père et de 
la mère en cas de partage chaque divisé à l’éxception 
toutefois de celui qui restera en la maison paternelle 
sera tenu à payer la reprise qui est fixée à 25 bz. outre 
15 bz. pour jouir du bois de forel.... sa buche ordi- 
paire de bois, il ne l’aura que l’automne suivant c. a. d. 
au premier partage qui se fera après sa reprise. 5. Les 
communiers nouveaux ainsi que Ceux qui auront repris 
feront comme de coûtume la charge de gouverneur la 
seconde année après leurs reprises et reception, si tous 
les anciens l’avoient déjà été et le tour fut écoulé, à 
quel sujet ils donneront caution au gré de la commune 
et n’en trouvant point ils livreront 6 écus à la bourse 
communale .... 15. L’on fera chaque année la buche 
ordinaire soit les portions de bois aussi égales que pos- 
sible et on les tirera ensuite au sort. En conséquence 
il sera défendu à l'avenir de les mettre en mise. 


86. Roſſens. 
(2. Décembre 1789 et 16. Mars 1790.) 
R. XXXVI : 483. 


5.. Tout communier outre la part.. qui lui 
echeoira du partage des esserts aura droit de charger 
deux pasquiers ... à defaut de quoi il percevra 42 bz. 
par chaque pâquier de ceux qui les chargeront, d’après 
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une égance ou répartition égale qui sera faite entre eux. 
On entend par pâquier un cheval ou une vache soit 
genisse de deux ans ou deux d’un an... 


87. Pont en Ogo. 
(12. Févr. 1790.) 
R. XXXVI : 482. 


.. Les communiers.. en due soumission nous ayant 
fait Yeprésenter par leurs commis l'avantage qui résul- 
teroit pour les individus de leur communauté, s’il nous 
plaisoit de leur permettre de se partager les communs 
des Esserts, Tarzets, de dessous les rappes, de dessous 
Stippé, du pré Carrel et de dessous les côtes, remplis 
de broussailles, ronces et bruyères dont un chacun en 
auroit l’environ des deux poses, vu qu’outre l'égalité 
qui se trouveroit mieux établie dans la jouissance des 
communs, les pauvres auroient les moyens de se pro- 
curer une honnête subsistance ce qui contribueroit in- 
failliblement à écarter la mendicité et la fainéantise 
de leur village... Tout communier et même les com- 
munieres foccageantes devront et pourront pendant leur 
vie jouir d’une de ces portions et cela sans toucher à 
la propriété pour l’avenir pour l’aliéner ou hypothèquer 
de manière qu'aucun créancier ne pourra former une 
action sur ces pièces, bien entendu toutefois qu'après la 
mort d’un père la portion dont il jouissoit .. devra être 
donné de préférence à son fils. 3. Tous et chacun devra 
dans trois ans au moins.extirper et nettoyer entièrement 
la portion à lui avenue faute de quoi elle rentrera sans 
remission en communion... D. Il est défendu à tout 
communier qui jouira d’une de ces portions de commun 
d’aller mendier soit dans son village soit au dehors à 
l’exeption toutefois des vieillards, des estropiés, des en- 
fans et des vrais nécessiteux reconnus pour tels par 
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la commune ... 6... Ceux qui ont des chevaux charge- 
ront à l'avenir les chaussées de sable et gravier et ceux 
qui n’en ont pas découvriront les gravières, ouvriront 
les coulisses et s’aideront à charger les voitures .. en 
un mot feront ce qu'il conviendra à faire avec leurs 
bras. 7. La directe Seigneurie en faveur du Château 
de Farvagniez et la propriété de ces communs partages 
est expressément réservée de façon qu'il pourra en être 
concédé pour bâtir ou pour quelques autres établissemens 
utiles sans que personne puisse y porter opposition. 
8. Il sera dressé un régistre où les présens partages et 
changemens .. seront toujours exactement annotés dont 
un double devra déposer aux archives du Château et 
l’autre dans celles de la commune. | 


88. Eurpierre. 
(7. Mars 1790.) 
R. XXXVI : 497. 

.. 1. Personne ne pourra assister aux assemblées 
de commune que les chefs de famille soit de ménage et 
qu’après avoir prêté le serment de communier ci après 
ténorisé entre les mains du préposé d’icelle comme de 
coütume. 2.... d'assister tout et quantes fois que la 
grande commune sera convoquée à moins qu'il naie 
quelqu’ empêchement légitime qu’il sera tenu d'indiquer 
à l’un ou à l’autre des gouverneurs.. d’en procurer le 
bien l’honneur et l'avantage, d'éviter tout ce qui peut 
tendre à sa perte et à son dommage. . de décerner*) aux 
gouverneurs ceux qui commettront des anticipations sur 
les communs, qui feront quelques dégats, couperont ou 
enleveront des bois communs... qui ramasseront des 
glands et des poires sauvages sous les arbres communs 
qu'ils n’auront pas admodiés ainsi que ceux qui parleront 


*) dénoncer ? 
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contre l’honneur de la commune... de déclarer à Mr. 
Rev. Curé toutes les irrévérences qu’il verra commettre 
à l’église. Tous ces rapports devront être faits dans le 
terme exclusif de 15 jours. Dieu fasse à tous la grace de 
bien observer ce serment... 17. Ceux qui écorcheront 
des chênes ou des sapins de même que ceux qui se- 
coueront ou abattront des glands ou poires sauvages 
seront châtiés de 3 fior. petits.... (Ceux par contre 
qui n'auront que ramassé des glands ou des poires 
sauvages qu’ils n'auraient pas amodiés ne payeront qu'un 
florin et restitueront les fruits en nature ou sa valeur, 
On n’entend pas par cela qu’une personne qui en passant 
ramasseroit quelques fruits sauvages pour se raffraichir 
soit dans le cas d’être amendé. 


89. Wallenbuch. 
(22. April 1790.) 
R. XXXVI : 483. 

...1. Die ein Haus gemeinfamlich befeffen und mit ein: 
ander in bemfelben wohnen, werben fürobin ihre eigene Stube und 
Feuerblatten oder ihre Kuche mit einer Mauer vertheilt haben. 
2. Daß derjenige, der fein Gut verleihen und der Gemeind- 
rechten nuzen môlte, foviel Erdreich behalten und jelbiten an- 
bauen folle, daß er ein Pferd und zwei zweimal geminterte 
Stud Viehes erhalten könne. 3. Daf einem jeden Gemeinder 
alljährlich vier mit drei Pferden angefpannte Fuder Holz ab: 
gefolget merben follen mit Serbott, biees Holz aus mgÿ. 
Mediatlanden zu verkaufen... 


90. Maffonens et Ferlend. 
(9. Juin 1790.) 


R. XXXVI : 488. 
Les pauvres de Massonens s’étant par voie de re- 
quête recrié sur ce que plusieurs dépenses de paroisse se 
payoient de moitié entre les deux communes ce qui vu 
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Je nombre supérieur des communiers à Ferlens faisoit, 
qu'un pauvre de Massonens contribuoit beaucoup plus, 
qu’un particulier de Ferlens ... le conseil.. a connu e 
statué.... que tous frais d'entretien qui regardent la 
paroisse se feront d’après l’ancien usage par égale partie. 
Il ne devra toutefois sous le nom d’entretien être en- 
tendu de réédification ou restauration un peu considérable 
e. a. d. celles qui excèderoient la somme de 40 écus 
petits dans une année. Partant le surplus de 40 écus p. 
sera acquitté d’après une répartition qui se fera entre les 
deux communes d’après le nombre des communiers. — 
6. Que les dépenses pour les confréries ainsi que pour 
le luminaire ne devront jamais excéder le produit des 
collectes et fonds à ce destinée de façon qu’on prélevera 
ce qui est nécessaire pour l'entretien de la lampe per- 
pétuelle et l’on emploiera le restant pour le reste du 
luminaire sans pouvoir outrepasser la rente du capital 
de 345 écus pp. à ce destinée et les collectes qu'on fait 
à ce sujet. — 7. Que les messes votives qui se diront 
du consentement du petit conseil se payeront de moitié 
sans que cela puisse entrainer aucune' obligation à les 
faire dire. — 8. Que quant aux messes matinières la 
paroisse ne pouvoit et ne devoit étre astreinte à d’autres 
devoirs que ceux relatif à la fondation de 8 écus, faite 
par un nommé Pierre de Boulogne. — 9. Que d'après 
la déclaration de Mr. le curé il n’y a aucune obligation 
de donner le diner aux prêtres qui diront ces messes, 
il n’en doit plus être question non plus de la rétribu- 
tion pour les différentes processions pour lesquelles 
Mr. le curé n’exige rien. — 10. Que pour les anniver- 
salres les communes ne pourront être tenues à payer 
autre chose que la cense de la créance de 45 écus pp. 
10 bz. faisant contre la paroisse... 11. Que Mr. le curé 
percevra dorénavant pour son affoyage le bois à brûler 
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préscrit et déterminé par son institut en 1663 et l’ex- 
plication donnée en 1734 par sa grandeur épiscopale 
Duding hors des bois communs... 13. Que chaque 
commune fera les charrois qui la regardent en particu- 
lier, ceux qui regardent les deux communes et la paroisse - 
et les corvées pour la cure d’Orsonnens et autres se feront 
toujours è raison de bétes tirantes et non par moitié 
par les deux communes... 


91. Créſus. 
(2, Mai 1791.) 
R. XXXVII : 5. 


.. 7. Les journées ou vacations du gouverneur 
dans l’étendue de la paroisse ne pourront point être 
portées à compte. (Celles qu'il fera hors de la paroisse 
lui seront comptées à trois piecettes, et lorsqu'il sera 
obligé de découcher à 21 bz. — 33. La paye du Revd. Cha- 
pelain se prendra uniquement sur la fondation de dom. 
Ruffieux, ancien doyen de Gruyère, sur les fonds mou- 
vants de la Chapelle et sur la taille des particuliers 
faite à proportion de piété. 34. Les parties qui ont 
jusqu’à présent été en procès ne devront se faire aucun 
reproche à cet égard ni sur les pièces produites pendant 
le cours de leur difficulté ni sur l’honneur d’aucun parti- 
culier. Elles ne paraitront plus devant le juge relative- 
ment aux différents agités jusqu'ici moins que l’une ou 
l’autre se trouve notablement léséc dans la suite, 


92. St. Silvefter. 
(11. Mai 1791.) 
R. XXXVII : 3. 


.. 6. Seit dem erften April ift e8 jedem Gemeinder 
augelafjen, zwei kleine Schweinen ober einen großen auf bie 
Almend. zu feben bis zu Martini und in Diejer Beit fann ein 
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Hinterfüß einen Schwein in Bezalung 15 bs. allba laden. 
Seit Martini aber wird ein jeber feine Schweinen big am 
4. April nicht anders dann wohl getriegelt und geringet.. 
auf die Almend laufen laffen können. 7. C8 ſoll aud bei 
45 bz. Buß verbotten fein, Schorreten auf bie Almend zu 
machen. 8. Welder das Gemeinereht nuagen will, | ol m 
feinem eigenen Muß und Brob fein, eigenes Feuer und Licht 
beſitzen während 6 Monaten im Jahr, und ein Stubenofen 
haben. Diejenige aber, fo beftändig da wohnen, wann fie ein 
andere Gut Dingen, follen nur 6 Wochen auf demfelben in 
Teuer und Licht fiben... 11. Keiner wird mehr als ein 
Knecht dingen fonnen. 12. Ein Jeder wird fein Recht Rie- 
weis nehmen; es foll aber im 9!" Jahr gemecdjelt und im 
leisten Jahr mit Korn angefüet werden. 13. Der Dorfmeilter 
fol jedes Frühjahr und Herbft bas Voll zur Arbeit ftellen, 
welches die Arbeit nicht verlaffen wird bei 5 bg. Buß. Ein 
jebe Haushaltung wird eine ausgewachſene und arbeitstüchtige 
Perſon berfchaffen bei Verluft des Gemeinbredta eines Jahrs 
und die Pferter werden kehrweis das Nöthige Tarren müllen. 


93. Billa St. Pierre. 
(18. Janv. 1793.) 
R. XXXVII : 46. 


.. 4... Dans le cas qu’un communier ne pourroit 
pas d’abord se bâtir une maison il lui sera loisible d'en 
louer une d’un autre communier et il pourra jouir des 
bénéfices comme un autre en supportant les charges de 
commune, dans l’intention qu’il bâtisse si tôt qu'il pourra 
et que sa location ne s’étende pas au delà de 3 ans. 
9. Il est défendu de vendre hors de la commune des 
bois provenants d'icelle à moins qu’ils ne soyent tra- 
vaillés et convertis en meubles. Et pour que l’on n'en 
abuse pas, personne ne pourra acheter par un des autres 
communiers plus que la valeur d’une buche ordinaire 
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sous peine d’être rapporté au Sgr. Ballif pour y être 
pourvu. Il est aussi défendu de vendre une maison 
pour l'exporter avant qu’elle ait été exposée vendable 
en mise. Et si elle a été rendue au dehors le vendeur 
dedommagera la commune de la valeur du bois reçu 
pour la dernière restauration ou reparation d’icelle. — 
13. Chaque communier pourra garder trois brebis à 
cause de sa maison et deux par pose de terre qu'ils 
posséderont dans la fin des Someros,*) les agneaux de 
l’année ne devant pas être compris dans le nombre. 


94. Grandvillars. 
(21. Janvier 1793.) 
R. XXXVII : 47. 

..2. (Les réciprendaires) devront se déclarer au 
gouverneur avant la St. Martin... Hors ce tems au- 
cun ne pourra avoir accès sauf dans 3 cas, savoir celui 
d’un partage survenant; celui où quelqu'un se repatrie- 
roit de l'étranger ou celui où quelqu'un dans le pays 
sortiroit d’un service domestique. Dans ces 3 cas l’acc&s 
sera accordé jusqu'à l’onze de mai. .... 2. Ceux qui 
seront entrés en communage ne pourront le quitter 
qu'après l'avoir tenu 3 années de suite. Et en cas 
qu'ils quittent ils n’y pourront rentrer qu'après 3 autres 
années écoulées depuis qu'ils auront quitté. 3. Le fils 
vivant en indivision avec son père ne pourra être reçu 
qu’à l'age de 25 ans et prendre place de son père, s’il y 
consent, moyennant que le fils outre l’age requis soit 
en état de supporter les charges et devoirs auxquels 
chaque communier est obligé. 

95. Eorens II. 
(21. Janvier 1793.) 
R. XXXVII : 48. 

.. D. En explication de l’article 15 des statuts où 

*) Gehege der Saumroffe. 
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il est dit qu’un communier qui fera feu et lieu dans sa. 
propre maison retirera une portion de bois chaque année, 
celui qui fera feu et lieu dans une maison comme loca- 
taire en retirera aussi une, mais si deux ou plusieurs 
habitoient en qualité de locataire dans une maison, pour 
lors qu’ils ne retireroient qu’une portion partageable 
entre tous également par feu et fourneau, tous droits 
particuliers cependant expressément reservés et sans 
que les présents statuts puissent déroger en maniere 
quelconque aux titres ou droits que quelquesuns peu- 
vent avoir. 


96. Epender. 
(4, Mars 1798.) 
R. XXXVII : 59. 


.. 9. Aucun communier pourra à l'avenir abattre 
ou cueillir les glands où la commune a le droit, sans 
son consentement préalable sous l’amende de 10 fl.... 
15. Si un enfant dont le père n’aura pas reconnu son 
droit de communier ni joui des biens de commune, vou- 
loit le reconnaitre, il devra être admis à la reconnois- 
sance de droit sans la moindre retribution, mais les 
enfans de cet enfant devront payer 10 écus de recon- 
noissance et les enfans des enfants de cet enfant 20 
écus et ainsi de suite sans que cependant on puisse 
exiger d'avantage des générations plus reculées que les 
d. 20 écus. 

97. Lovens. 
(18. Mars 1793.) 
R. XXXVII : 52. 


... 8. Il sera défendu de mettre dans les devins 
en automne d’autres bêtes que celles qui auront servi 
pour l’attelage .... bien entendu qu’il sera permis aux 
communiers qui n'auront point de bêtes d’attelage, de 
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mettre tant seulement une vache aux devins. Quant au 
four de commune pour sècher les fruits en automne, il a 
été dit que 2 communiers en jouissent 24 heures alter- 
nativement et que les loueurs ou habitans au nombre 
de quatre par jour puissent aussi s’en servir pendant 
24 heures alternativement et donneront la préférence 
aux communiers pour faire leur pain dans le four de 
commune en défendant à tous et un chacun de mettre 
secher du bourgnon dans les fours, mais il devra être 
sèché hors du village sous l’amende de trois florins, 
dont un tiers au rapporteur et les 2 autres tiers au 
Ballif qui nous en rendra compte. 22. Pour toutes les 
Journées et travaux qui devront se faire en commun 
pour la reparation des chemins, défrichement des com- 
muns et pour travailler aux fossés, pour essuver les 
marais, chaque communier sera obligé de fournir une 
personne d’age propre à travailler et non des enfans, 
sous peine d'être obligé de faire une nouvelle journée 
à cet égard.... 26. Les loueurs d’une maison non com- 
munière et les habitans rière Lovens ne couperont aucun 
bois de commune si non du bois à viauge tant seule- 
ment savoir des épines, vernes, trembles et tiolles, et 
venant à être rapportés et convaincus d’avoir coupé 
d'autre bois ailleurs, seront châtiables par le Sgr. Baillif 
et par la commune. 


98. Chenens. 
(Adjonction du 27 Janv. 1794.) 
R. XXXVII : 62. 


Sur l’instance et à la très humble requisition de 
l'honorable communauté de Chenens de vouloir bien lui 
préscrire pour l'avenir une règle stable aux fins d'arrêter 
le cours d’un abus qui s’eleve dans la d. Communauté 
en ce que plusieurs fils de famille sortent de la maison 
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paternelle et se bätissent de mauvaises cabanes unique- 
ment pour profiter des avantages communaux, LLs. Exs. 
mes souverains Seigneurs et Supérieurs du Conseil privé 
ont sur la relation ce jourd’hui faite par l'illustre com- 
mission établie à ce sujet, statué et ordonné ce qui suit, 
savoir qu'aucun fils de famille non obstant qu'il auroit 
ou se prouveroit une maison en propre et qu’il y ha- 
biteroit ne pourra jouir des biens communaux ni en 
desservir les devoirs pendant la vie de son père avant 
qu'il ait atteint l’âge de 25 ans et qu'il fasse conster 
d'être réellement séparé de son père de feu, lieu et pain 
et qu'il soit marié. 


99. Cuttervy. 
(19. Janvier 1795.) 
R. XXXVII : 101. 


.... 3. La commune ne pourra ni devra être tenue 
pour la réception d’un forain, lui laissant le soin d’alléguer 
ses raisons à teneur du règlement du 19 Nov. 1748. 


100. Charmey. 
(22. Avril 1795.) 
R. XXXVII : 112. 


... 8. Dans le cas ou un forain ou étranger auroit 
lors de sa réception un ou plusieurs enfans, un seul de 
ces derniers devra être compris dans la réception con- 
jointement avec son père et il devra d’abord être nommé 
et désigné, pour son nom être inscrit dans la lettre qui 
sera expédiée, s’il est dans l’age de majorité. Dans le 
cas contraire on attendra cette époque pour le désigner. 
Quant aux autres, il sera libre au père de les faire 
recevoir avec lui moyennant 100 écus par tête à la 
bourse communale et dix écus partageables entre la 
fabrique de la vénérable Eglise et la direction des 
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pauvres. 10. Nul communier résidant avec ou dans 
une maison appartenante à un non communier ou ad- 
modiée par ce dernier ne pourra prétendre à jouir de 
son Comunage sans une permission expresse de la com- 
mune, (la)quelle permission ne pourra ötre que purement 
personelle, sans jamais être tirée à conséquence et sans 
pouvoir s'étendre audelà d’une année à la fois, bien 
entendu qu’alors il sera libre à la commune de renou- 
veller son consentement pour l’année suivante ou de 
refuser, — 11. Nul forain, habitant perpétuel ou non 
communier qui ne possède ou ne jouit aucun fond en 
propre ou par admodiation rière le district de la commune 
ne pourra prendre à hiverner des chèvres et brebis sans 
en avoir préalablement consigné la quantité au gouver- 
neur ainsi que la suffisance de fourrage nécessaire à cet 
effet, afin que le d. Sgr. gouverneur puisse vérifier la 
vérité de cette déclaration et prendre les précautions 
requises pour empêcher les abus dont on a à se plaindre 
au cas où elle se trouvât fausse ou éxagérée. 


101. Corbières. 
(30. Avril 1795.) 
R. XXXVII : 114. 

. T... Des enfans à la mort de leur père ne 
pourront jouir que d’une seule portion communale è moins 
qu'il ne fassent conster une division réelle entre eux et 
fassent feu et ménage à part. De plus la femme d’un 
communier qui tiendroit ménage à part et dont le mari 
communier feroit ménage -avec son père n'aura pas le 
droit de jouir des bien communs. 


102. Neyrigue II. 
(16. Mars 1796.) 
R. XXXVII : 117. 
. +. pour éviter toute collusion ou fraude il est 
défendu de transporter nuitamment des bois hors du 
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village pour les déposer dans des bätimens voisins à la 
campagne ou sur la route sans en avertir les préposés 
qui devront connoitre du cas et veiller à ce que le d. 
statut soit observé ponctuellement, 


103. Belfaur. 
(13. et 17. Janv. 1797.) 
R. XXXVII : 125. 

...2. Les pères ne pourront se faire suppléer 
dans les assemblées par un de leurs enfans majeurs 
qu'en cas d’impossibilité d'y assister eux mêmes pour 
raison d'age ou de maladie. 3. L’ainé seul d’une famille 
indivise ou celui qui la régit pourvu qu'il soit en age 
de majorité pour(ra) assister aux assemblées et ne se faire 
suppléer qu'aux mêmes conditions qu’un père de famille. 
4. Les fermiers au nom de leurs maîtres pourront aussi 
assister aux assemblées mais sans donner leur suffrage, 
toute fois avec le droit de faire suspendre la déliberation 
dans des cas importants jusqu'à tant qu'ils aient pu 
aviser leur maîtres afin qu'ils puissent assister eux 
mêmes ou donner leur suffrage par écrit et auront 
d’ailleurs toujours le droit comme du passé de pouvoir 
se trouver aux montes soit mises communales pour pou- 
voir y miser comme les autres communiers et resteront 
de même participants de tous les autres privilèges de 
la commune. 


104. Morlene. 
(16. Mars 1797.) 
R. XXXVII : 142. 


..10. Qu’ensuite de l'ancienne pratique et usage 
il sera permis à celui qui tiendra sa possession bien 
fermée d’en jouir en particulier. 11. Qu'il sera permis 
& chaque particulier qui aura sa charrue complète, mettre 
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sous la verge du berger vingt brebis, qui n’aura que la 
moitié d’une charrue 15, et tout autre communier au 
dessous chacun 10. 12. Tout communier qui trouvera 
des bêtes étrangères tant sur les communs que sur les 
pièces particulières, devra les gager ou les faire gager 
par le Mussilier et on ne sera pas obligé de les rendre 
sans avoir reçu 1 bz. pour chaque pièce outre le béné- 
fire de pouvoir user de repressaille. Et s’ils appar- 
tiennent à des communiers, ce ne sera que :/, bz. par 
pièce outre la restitution du dommage. ... 16. Que 
celui qui sortira le dernier des confins, sera tenu de 
fermer les issus sous le bamp de six piecettes. 17. Que 
les tailles et gîtes dont la commune aura besoin se 
payeront à proportion des moyens. 


105. Vuiftarnen8 devant Pont. 
(31. Mars 1797.) 


R. XXXVII : 148. 


... 7. Qu'il soit défendu d’abattre des glands, poires 
ou pommes sauvages et de les ramasser pour les em- 
porter sous l’amende de six écus par chaque contre- 
venant et cela au profit de la commune. Que quand 
il y a une bonne récolte de glands on les ramasse en 
corps de commune afin de les partager par égale portion 
comme cela se pratique dans la plupart de communes; 
que quand les glands seront mûres et qu'ils tomberont, 
il soit” défendu à un chacun de laisser courir les menues 
bêtes mais qu’elles soient enfermées jusqu’à ce que tous 
les glands aient été ramassés sous l’amende d’un écu 
bon par bête payable sans remission; qu’il soit de même 
défendu sous la même amende d’admodier hors de la 
commune des menues bêtes pour les mettre sur la com- 
mune; qu'à l’époque où l'on enfermera les menues 
bêtes de la commune jusqu’aprös la récolte des glands. 
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le gouverneur soit obligé d'avertir les gouverneurs des 
communes voisines de faire ensorte que leurs menues 
bêtes ne viennent pas manger les glands de la commune 
sous peine de payer l’amende comme cy dessus et, sì. 
cet avertissement ne suffit pas, le gouverneur s’adressera. 
au Sgr. Baillif pour en obtenir le ban. — 6. Que comme 
la commune s’appergoit que l’envie de bâtir de maisons 
neuves s'empare tellement des particuliers que les uns 
par nécessité, les autres pour avoir de belles maisons 
avec toutes leurs aisances, l’importunent sans cesse pour 
avoir du bois, elle n’en accorde à l’avenir pour bâtir è. 
neuf que 18 plantes, pour écarrer un chêne et pour 4 
tisons, bien entendu qu'elle n’en donne pour les granges 
sans habitations, comme il a été pratiqué jusqu’à présent, 
mais tant seulement pour les maisons neuves... Au 
reste comme il est très nécessaire de diminuer la quan- 
tité de bois qu'on donne pour reparer les maisons que 
souvent on employe très mal, la commune ne donnera. 
désormais que la moitié de ce que la taxe d'un char- 
pentier assermenté portera, en accordant 2 années de 
terme pour dite ouvrage .... La commune ne donnera 
du bois pour les réparations qu’une fois par année. Il 
est bien entendu que les communiers actuels aux quels 
on a déjà accordé du bois pour bàtir une maison avec 
la grange et qui cependant n’ont construit qu'une mai- 
son sans grange sont dans le cas d’avoir reçu tout leur 
contingent à cet égard ainsi qu'ils n’auront plus de bois 
pour faire une autre grange. — 7. Nous défendons ab- 
solument à un chacun.. de couper du bois sans être 
dûment marqué... La commune aura soin de mettre 
en devin une partie des bois pour s’en servir en cas de 
nécessité pour réparer et bâtir des maisons dans la 
commune, 8. La commune n’accordera à une fille seule 
qui demanderoit du bois pour bâtir à neuf une maison 
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que la moitié de ce qu’on donne à un communier.... 
9. Quand une plante accordée et marquée par la com- 
mune en la coupant s’accrochera à une autre et ne 
pourra tomber, il sera permis de couper l’autre pour la 
faire cheoire mais le d. particulier sera obligé dans les 
24 heures d’avertir le gouverneur sous l’amende pour 
le fravail du bois ..., 19... A l'égard des tuyaux de 
fontaines qu’on donnait cy devant aux particuliers vue 
la trop grande quantité de fontaines qui existe dans le 
village, puisqu'il y en a au delà de trente, la commune 
n’en donnera plus parceque cela iroit trop loin et que 
les bois en souffriroient, et vu que les particuliers qui 
bâtissent des maisons neuves construisent encore de 
nouvelles fontaines et par là en augmentent le nombre, 
on continuera cependant de donner des chènes pour 
bassin de fontaines pourvu qu’elles soient dans un en- 
droit où les bêtes du commun puissent aller boire... 
24. Quant à la pension de quelques particuliers, la 
commune se reserve de ne donner le communage qu'à 
ceux qui les pensionnent. Les pensionnaires n’en auront 
point. Ceux qui les prennent en pension, les soutiendront 
à leurs fraix vu qu’il faut être détronqué et divisé pour 
pouvoir jouir du communage... 26. Dans les affaires 
d'importance à décider en commune le gouverneur sera 
obligé d’avertir chaque communier dans sa maison en 
lui communiquant le sujet de l’assemblée de même que 
les fermiers soit représentans lesquels pourront être 
chargés verbalement ou par écrit des intentions de leurs 
maitres. 27. Nous défendons à un chacun de faire des 
charbonnières avec du bois provenant des bois de la 
commune sous l'amende detérminée par l'article qui pro-, 
hibe de vendre du bois hors de la commune. En con- 
séquence de quoi et pour éviter malheurs, telles char- 
bonnières devront être placées assez loin du village pour 
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qu'il n’y ait aucun danger et en cas de doute et d’opposi- 
tion le Sgr. Baillif devra en être averti pour y pour- 
voir comme en d’autres affaires de police. 


106. Roſſens. 
(30. Nov. 1797.) 
R. XXXVII : 172. 


... 1. Un fils et à son défaut les filles pourront 
après la mort de leurs pères conserver la pièce du com- 
mun des esserts qu'iceluy jouissoit pendant sa vie, mais 
après la première génération ses autres descendans dev- 
ront se présenter par devant la commune pour pouvoir 
en jouir ultérieurement .... 10. Les pères et mères pen- 
sionnées ne pourront jouir d’aucuns droits communaux 
et devront se contenter de leurs pensions .... 


107. Gorminboent. 
(14, Déc. 1797.) 
R. XXXVII : 166. 


.. 7. Chaque communier en général pourra charger 
les communs ouverts... mais sur les bons pâquiers et 
grandes marais au contraire on ne pourra mettre qu’une 
vache chacun .... 12. Il sera permis à la commune pour 
la bonification des communs et l'avantage de l’agricul- 
ture de clore une partie du commun et d’en faire à terme 
autant de portions qu’il y a de communiers pour en 
jouir chacun à volonté pendant le temps que la com- 
mune fixerà à quelle époque dit commun devra être 
ouvert de nouveau ou continuer selon que la commune 
le trouvera bon.. (Ces particules) devront retourner à 
la commune après la mort de chaque usufructuaire . 
23. Quand il y a une récolte de glands qui vale la peine 
de cueillir, chaque maison enverra une personne pour 
les abattre, ramasser et les partager ensuite par égales: 
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portions entre tous les communiers. ... 27. Aucun Plus 
de quelque conséquence ne devra être tiré et sortir son 
effet à moins que les ?/, des communiers y aient été. 
présens afin qu'on ne puisse prétexter cause d’absence 
et s’opposer à l'exécution de l’objet décrété et les suff- 
rages devront toujours commencer par les plus anciens 
et suivis avec ordre. 28. Les matières qu'on aura traitées 
en commune et qui seroient de quelque conséquence, 
devront soigneusement être inscrites et motivées sur un 
livre que la commune devra se procurer afin qu'il ne sur- 
vienne pas sur icelle des contradictions ou des inter- 
prétations fausses et équivoques .... 32. Quand la com- 
mune aura à plaider ou autres difficultés à soutenir, le 
gouverneur en charge devra y vaquer accompagné de 
son prédécesseur avec toute la prudence, impartialité et. 
intégrité qu’exige la qualité d’un répresentant d'un corps 
et d’un honnête homme, faire diligemment leur rapport 
à la commune de tout ce qui s’est passé et ne rien 
entreprendre qu’ils n’y soient authorisés et chargés de 
la part d’icelle. Ils retireront par jour de la commune 
pour sortir du lieu à la capitale six piecettes et dans 
l’endroit deux piècettes. 
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J. Allgemeines. (Geſetzgebung.) 


1. Verordnung (des Bundesraths) betreffend Begehren 
um Volksabſtimmung über Bundesgeſetze und Bundes— 
beſchlüſſe und um Reviſion der Bundesverfaſſung. — Vom 
2. Mat 1879. (Amtl. Samml. N. F. IV, €. 81 ff.) 

Um Unregelmäßigkeiten, die bei Referendumsbegehren vorgekom⸗ 
men waren, künftig zu vermeiden, wird vorgeſchrieben, daß jeder Bürger, 
der Volksabſtimmung verlangt, das Begehren perſönlich unterſchreiben 
muß, und der Vorſtand der Gemeinde, wo er ſeine politiſchen Rechte 
ausübt, deſſen Stimmberechtigung zu bezeugen bat. Der Bundesrath 
veranftaltet eine Prüfung und giebt von allfälligen Geſetzwidrigkeiten 
den betreffenden Kantonsregierungen Kenntniß Behufs Anwendung der 
Strafgeſetze gegen die Schuldigen. 
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II. Eivilredit. 


1. Perfonen- und Familienrecht. 

23. Nebereinfunft zwifhen der Schweiz und Frank⸗ 
reich, betreffend die Nationalität ber Kinder und den Mis 
litärdienſt ber Söhne von in ber Schweiz naturalifirten 
Granzofen. — Vom 23. Juli 1879, ratificirt von der Schweiz 
am 22. Dezember 1879, von Franfreih am 25. Juni 1880. 
(Amtl. Sammi. N. F. Po. V, S. 178 ff.) 

Optionsredt der zur Zeit der Naturalifation franzöſiſcher El: 
tern noch minderjährigen Kinder während ihres 22jten Jahres zwilden 
ber fchiweizerifhen und der franzöfifchen Nationalität. Bis zur Option gel: 
ten fie als Franzofen und können auf ihr Gefuch vorher ihre Militär⸗ 
pfliht in der franzöfifhden Armee erfüllen, infofern fie auf ihr Options: 
recht verzichten. 

8. Uebereinkommen zwiſchen der Schweiz und den 
VBooenfeeuferfiaaten, betreffend bas Verfahren bei Beur: 
t undung von Geburts- und Sterbefällen auf bem Boden- 
fee, oder wenn eine Leihe aus dem Sec aufgenommen 
wird. — Vom 16. März 1880. (Amtl. Sammi. N. %. Bb. V, 
©. 26 f.) 

Geburts: und Sterbefälle in unmittelbarer Umgebung bes See 
ufers find burd den Beamten des betreffenden Uferbezirtes ſtandesamtlich 
aufzunehmen, fole auf Fahrzeugen oder auf der GSeeflähe außerhalb 
der unmittelbaren Umgebung durch denjenigen deg Bezirfs, wo bas 
Fahrzeug, auf dem ber Fall gefchehen oder das bie Leiche aus bem Sec 
gezogen bat, feinen regelmäßigen Standort bat. 

A. Verordnung (des Bundesrathe) über bas Verfahren 
bei Todesfällen im Sufiruftionsbienft. — Vom 18. Auguft 
1880. (Amtl. Samml. N. F. Bd. V, S. 189 f.) 

Der Kommandant der Schule bat in den nädften 24 Stunden 
feit bem Todesfall bem Civilſtandsbeamten des Rreiles, in welchem der 
Tod erfolgt ift, die Todesanzeige nebft Belegen zuzuflelen und die fans 
tonale Militärbehörde zu veranlaffen, die im Dienftbüdlein fehlenden 
Angaben an die erwähnte Amtsftelle fofort einzufchiden. 

5. greunbidafts:, Niederlaffungs=: und Handelsvers 
trag zwilhen der Schweiz und Belgien. — Bom 11. Dezem— 
ber 1862. 

Am 18. Wintermonat 1879 abgelaufen, aber zwifchen dem Bun- 
desrath und der beigifchen Regierung ift bas Uebereinfommen getroffen, 
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daß in Bezug auf die darin geregelten Rechtöverhältniffe beide Stanten 
fich gegenfeitig auf bem Fuße der Sleiditelung mit ber meiſtbegünſtig⸗ 
ten Nation behandeln. Beichloffen den 22. November 1879. (Amtl. 
Sammi. N. F. IV, S. 365.) 

6. Freundſchafts⸗,, Handels: und Niederlaffungsvers 
trag zwifhen ber [hweizerifhen Gibgenoffenfdaft und dem 
Königreich der Niederlande. — Abgeſchloſſen den 19. Auguri 
1875, ratificirt von der Schweiz am 19. Auguf 1878, von 
den Niederlanden am 2. September 1878. (Amtl. Samml. N. 
% II, S. 522 ff. 

Gegenfeitige Gleihftelung ber Angehörigen in Allem, was Auf 
enthalt und Niederlaffung, Ausübung von Handel, Gewerben und Bes 
zufen, Bezahlung von Steuern, Ausübung der Gulte, Erwerb von 
beweglihdem und unbeweglidem Bermögen unter Lebenden oder von 
Todeswegen betrifft. Mit Bezug auf die perfönlice Stellung Gleichheit 
mit den Untertbanen der meifibegünftigten fremden Nation. Gegens 
feitige Zulaffung der Lanbesprobulte des andern Staates auf bem näm⸗ 
ligen Zuße wie die gleibartigen Erzeugniffe der meiftbegünftigten Nation. 
Gbenfo legterer Maßſtab für Durd: und Ausfuhr. 

7. Niederlaffungsvertrag amifden ber Schweiz und 
Spanien. — Bom 14 November 1879, ratificirt von der 
Schweiz am 18. Dezember 1879, von Spanien am 6. April 
1880. (Amtl. Sammi. N. 8. Bb. V, S. 97 ff.) 

Gegenfeitige Bufiderung der Gleichbehandlung in Bezua auf 
Berfon und Cigentbum und (Gewerbebetrieb (ausgenommen wifjenichafts 
dihe Berufsarten, zu deren Ausübung alademifche Musmeife oder vom 
Staate auSgeftelite Diplome erforderlich find). VBorausfegung der Ries 
berlaffung im andern Lande ift Vormeifung eines von der beimatliden 
Behörde ausgeftellten Immatrifulationsicheines, der nur auf Ausweis 
guten Leumdens ertbeilt wird. Bei Ausweifung wegen Strafurtheils 
oder Berarmung fann Wiederaufnahme in der urfprünglichen Heimat 
nidt verweigert werden. Bezüglihd Militärdienftes oder Erfages dafür 
bleiben die Angehörigen beider Staaten den Gefegen ihres Baterlandes 
unterworfen. Erhält fünftig cin anderer Staat von einem der Kon: 
trabenten giinftigere Niederlaffungsbedingungen, fo Fommen biefelben 
auch den heutigen Kontrahenten zu Gut. 

8. Handelsfonvention zwiſchen der Schweiz und Rus. 
mänten. — Abgefhloffen am 30. März 1878, .ratificirt von 
der Schweiz den 19. Auguft 1878, von Rumänien den 18. Of: 
dober 1878. (mil. Samml. N. %. III, S. 643 ff.) - 

Definitiver Abſchluß des vorläufigen Vertrags vom 28. Deyember 
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1876 (biefe Zeitfchrift Bb. 20, Abtb. 3, S. 44, Nr. 14). Gegenfeitige 
Bufiderung der Behandlung auf bem Fuße der meiftbegiinftigten Nas 
tionen mit Bezug auf Befleuerung ber Gin:, Aus: und Durobfubr; der 
Rüdvergütung des von Handlungsreifenden bei ber Einfuhr von Muftern 
beponirten Zolles; bes Gin: und Verkaufs von Waaren und der Auf- 
nahme von Beſtellungen. 

9 PBroviforifge Handeléiibereinfunft zwiſchen ber 
Schweiz und bem Firftentbum Serbien. — Vom 26. Jult 
bis 27. Auguſt 1879, ratificirt von der Schweiz am 3. Febr. 
1880. (Amtl. Samml. N. F. IV, S. 448 f.) 

Gegenfeitige Qufiderung, die aus einem Lande in bas andere 
eingeführten Erzeugniffe inländiihen Urfprungs in Bezug auf Zölle, 
Abgaben u. dgl. wie die Erzeugniffe der meiflbegünfligten Nation gu 
behandeln. Gültig bis zum Abſchluß eines definitiven Handelsvertrags, 
jebenfafls nur bis 1./18. Mai 1880. Erneuerung auf ein Jahr am 
29. Mai/10. Juni 1880. (Daf. N. gf. V, S. 172 ff.) 

20. Temporire Hanbdelsübereintunft zwiſchen der 
fhweizerifhen Eidgenoffenfhaft und dem Rôniareid Ita: 
Tien. — Abgeſchloſſen am 28. Januar 1879, ratificirt vor 
Italien ben 28. Januar, von der Schweiz ben 50. Januar 
1879. (Amtl. Samml. N. %. IV, S. 99 ff.) 

11. Erflärung zwifgen der Schweiz und Italien, bes 
treffend Verlängerung der Dauer der zwifhen beiden Line 
bern am 22. Yuli 1868 abgefhloffenen Literarfonvention 
und bes Niederlaffungs: und Ronfularvertrags. — Abges 
fhloffen am 28. Januar 1879, genehmigt von der Schweiz 
und Italien ben 31. Januar 1879. (Daf. S. 103 ff.) 

Das Erftere gegenfeitige Zufiherung ber Behandlung, wie fie 
bezügli Eins, Aus: und Durdfubr der meiflbegünfligten Nation zu 
Theil wird, bis 31. Dezember 1879, feither verlängert. 

Das Zweite Verlängerung der Uebereinfunft zum Schutze de 
literariſchen und Fünftleriihen Eigenthums, fowie des Niederlaſſungs⸗ 
und Ronfularvertragé, unter Kündigungsrecdht von 12 zu 12 Monaten. 

12. Uebereinfunft zwiſchen der fhweizerifhen Eid⸗ 
genoffenfhaft und dem Kaiferreih Brafilien, betreffend 
das Ronfulatswefen. — Abgefdloffen ben 21. Oktober 1878. 
ratificirt von Brafilien am 16. November 1878, von der 
Säweiz am 21. März 1879. (Amt. Sammi. N. F. IV, ©. 108 ff} 

Gegenfeitige Einräumung des Rechte, Ronfuln und Konfular- 
agenten in ben Häfen und Städten des anderweitigen Gebiets zur För⸗ 
derung des Handels und zum Schutze ber Rechte und Jntereſſen der 
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beiberfeitigen Bürger aufufteflen. Sie genießen bie Borredte und Im⸗ 
munititen, welde bas Vdlferrebt im Allgemeinen anerfennt, Steuers 
freiheit außer für eigene Liegenichaften und eigenen Handel oder Ges 
werbe, Berfonalimmunität außer für Verbrechen und außer Freiheit 
von Schuldhaft für Handelsgefhäfte. Die Konfuln und Ronfularagen: 
ten dürfen Erflärungen und andere Urkunden aufnehmen, welche Raufs 
leute oder Bürger ihrer Nation bafelbft verfchreiben wollen, namentlich 
Teftamente, Theilungsverträge, Rompromiffe, alle Alte, die unter freis 
willige Jurisdiktion fallen. Beziehen fit diefe Akte auf Grundftüde im 
Lande felbft, fo foll ein Notar des betreffenden Ortes mitwirken. Die 
Ausfertinungen folder Urkunden burd die Roniuin und Agenten haben 
gleiche Beweisfraft wie die Originalverfchreibungen. Befonders einläß- 
lib wird die Thâätigfeit des Ronfule bei Ableben eines Bürgers feiner 
Nation Bebufs Inventarifirung und Liquidation des Vermögens und 
allfälligen Schutzes minoeriäbriger Erben beichrieben. 

13. Konfularvertrag. zwifhen der Schweiz und Rus 
mänien. — Bom 14. Febr. 1880, ratificirt von ber Schweiz 
am 28. Funi 1880, von Rumänien am 10./22. Januar 1881. 
(Amtl. Samml. N. F. Bb. V, S. 282 ff.) 

Im Belentliden mit dem voranftebenden übereinflimmenb. 

14. Bunbesgefes betreff. Siderftellung der Krankens, 
Unterfügungs:, Penfions⸗, Depofiten: und Erfparniplafs 
fen ber Gifenbabnangeftellten, fowie der von legtern ges 
leifieten Kautionen. — Vom 20. Ebrifimonat 1878. (Amtl. 
Sammi. N. F. IV, S. 51 f.) 

„Das Bermögen der von ben Gifenbabnangefteliten ganz oder 
theilweife alimentirten Kranfen-, Unterflügungs:, Penfione:, Depofiten- 
und Erfparniffaffen, fowie die von jenen neleifieten Benfionen müſſen 
von dem Bermögen ber Geſellſchaft ausgefhieben und getrennt verwaltet 
werden. Wenn beim Gintritt einer Liquidation biefe Ausicheibung noch 
nicht bewerkſtelligt if, fo. miiffen die betreffenden Bermögensbeträge und 
Rautionen von Seite der Maffe vorgängig jeber Zutbeilung an ans 
bere @läublger erfegt werden.“ 


2. Sachenrecht. 

18. Bollziegungsverordnung (bes Bundesraths) zum 
Bunbdesgeiet betreff. die Wafferbaupolizei im Hodgebirge, 
vom 12. Brahmonat 1877. — Bom 8. März 1879. (Amil 
Sammi. N. %. IV,. €. 83 ff.) 

‚Die Wafferbauangelegenheiten fallen in das Reffort des Depare 


8 | Waſſerrecht. [Gage 


tements bes Innern, weldyes die fantonalen Gefege au Handen dee Bun: 
desratbs zu prüfen, die Zuflände an ben unter Bundes aufſicht flebenden 
Gewäſſern zu unterfuden, auf notbwendige ſchützende Arbeiten hinzu 
wirken, ben Unterhalt ausgeführter Arbeiten zu überwachen, nadtbeiligen 
Gebraud von Gemdffern zu verhindern, @efude um Bundesbeiträge 
an Wafferbauten Seitens der Kantone genau zu prüfen und feinen 
bezüglichen Antrag an den Bundesrat zu bringen bat. flegterer be 
fiimmt die Quote bes Bunbesbeitrags. Durd Annahme desfelben ver: 
pflidtet fim der Kanton zur Ausführung des Werkes nach bundesgeles: 
licher Borfchrift, und bat das Detailprojeft vom Bunbesrath genehmigen 
zu laffen. Der Bundesbeitrag wird nad vollfländiger Ausführung de 
Werkes, refp. einer Seftion degfelben bezahlt. 

16. Uecbercinfunft zwiſchen der Schweiz und bem 
Grofberzogthum Baden, betreffend ben Wafferverkehr auf 
bem Rheine von Neubaufen bis unterhalb Bafel. — Bom 
10. Mai 1879. (Amtl. Sammi. N. f. IV, ©. 3% f.) 

Die Schifffahrt und Flosfabrt auf dem Rheine ift Jedermann 
geftattet, vorbepältlich der Beſchränkungen burd Steuer: und Zollvor⸗ 
friften. Bisher beftandene Alleinredte zur. Ausübung der Schiff oder 
Floßfahrt find aufgehoben. Polizeilibe Beftimmungen, foweit cinbeit 
liher Regelung bebürftig, find nah Verſtändigung beider Regierungen 
gleichlautend zu erlafien. Für einfache Benutzung der Bafferftrafe und 
Durchfahrt durch Vrikden werden feine Gebühren erhoben, wohl aber 
für Venugung von Landungsplägen, Überhaupt für befondere, den 
Sweden der Schifffahrt oder Flößerei dienende Anfalten und Leiftungen. 
Für Erridtung von Ueberfabrten zwifchen den beiden Staaten und da: 
berige Gebühren wird Verſtändigung vorbehalten. Die Regierungen 
verpflichten fit, baf bei fünftlihen Anlagen und Ufer: und Waſſer⸗ 
bauten die zur Abwendung der Gefährdung des andern Ufers erforder: 
lihen Borfebrungen getroffen werden und bag bie Pläne borber der 
Bebörbe bes anderfeitigen Staates zur Geltendmachung feiner Anterefien 
und Herbeiführung eines Ginverftändniffes mitgetheilt werden. Die 
beiden Regierungen richten jede für ihr Gebiet die erforderliche teqhniſche 
und polizeiliche Beauffihtigung der Rheinftrede ein. Zuwiderhandlungen 
gegen die fluppolizeiliben Vorichriften werden in bem Stuate, defien 
Strafgewalt der Uebertreter unterftebt, verfolgt. — Zu bieler Ueberein⸗ 
Bunft bat bee Bundesrath im Benehmen mit bem. babifchen Handels 
minifterinm und ben Kantonen Zürih, Aargau, Bafel (Stadt und 
Sand) eine 

17. $Yloforbnung für ben ſchweizeriſch-badiſchen 
Rhein von Neupaufen abwärts, vom 18. September 1880 
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(amtl. Sammi. N. F V, S. 195 ff) erfaffen. Diefelbe aiebt Vor: 
fbriften über Bezeichnung und Bauart, Ausrüſtung und Bemannung 
der FIORE, Verhalten während ber Fabrt, befonder bei Brüden und 
Führen, Verbot der Floffabrt bei Nacht, Nebel, Sturm, Beibränfung 
derielben bei hohem und niederm Waſſerſtand, Verbalten bei Zeitfahren, 
Anlandepläge, Paffieren der Stromidnellen, Gebiibren, polizeiliche 
Aufjicht. 

18. Verordnung (bes Bundesratbs) betreffend Organis 
fation des Forftwefens, ber Fagb und der Fiſche rei. — Bom 
12, März 1880. (Umtl. Sammi. N. %. Bd. V, ©. 22 ff.) 

Die Kompetenz des Korftinjpeftorats wird geitau beftimmt. 

19. Bundesbeſchluß (der Qundesverfammlung) über Abs 
änderung des Art. 25 Abfap 2 des Bundesgefepes betreffend 
die eidgendffifhe Oberauffiht Über die Forfipolizei im Hochs 
gebirge vom 24. März 1876. — Bom 28. Ghrifimonat 1880. 
(Amtl. Samml. N. F. Bd. V, S. 371 f.) 

Statt „Dieje Beiträge werden jedoch für Forftareal des Staates 
nicht verabfolat” wird gefegt: „Diefe Beiträge werden jedoch an fans 
tone nur für neue Anlagen von Schugmwaldungen nad Art. 24, 
Ziffer 1 verabfolgt.“ 

20. Bundesbefhluß betr. die Betbeiligung des Bundes 
an ben Koften der Kantone für Ueberwahung der Banns 
bezirfe für bie Hochwildiagd. — Bom 28. Bradmonat 1878, 
(Amtl. Samml. N. F. III, S. 576 f.) 

21. Verordnung (des Bunveeraths) betreffend die Bei: 
tragéleifiung des Bundes an die Kofen der Kantone für 
Uebermadung der Bannbezirke für die Hochwildjagd. — 
Bom 11. März 1879, (Ami. Samml. R F. IV, S. 38 ff) 

Die Bunbdesfaffe übernimmt '/s an die Koflen der Wilobut in 
den burd Art 15 des Bundrôgeietes über Jagd und Vogelſchutz vor: 
gefehenen Bannbejirfen. Dieſes !/s ift für Befoldung der von dem 
Kantonen beftellten Wildhüter zu verwenden. — Die Verordnung vers 
langt zur Berebnung des ‘/s von den Kantonen jäbrlige Vorlegung 
der Ausdlagerehnungen und behält dem Bundesrath das Hecht vor, fig 
burd befondere Beauftragte jew:ilen gu vergemiffern, ob bezüylih Ans 
fielung und Befoldung der Wilobilter von ben Kantonen nad Vors 
fhrift verfahren wird. Nah Verfluß der erflen Wildhutdauer von 5 
Jahren fann im Ginverflänonik mit dem Departement ein Bannbezirk 
in eine andere paffende Gegend des Rantons verlegt werden, immerhin 
unter geeigneter Fiirforge, daß die bisherigen Erfolge nicht wieder auf: 
gehoben werden. 
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BI. Berorbnung (des Bunbesratbs) betreffend Einfuhr 
und Berfauf von ausländifhem Bilbpret während der ge: 
ſchloſſenen Fagbzeit. — Vom 11. März 1879. (Amii. Samml. 
N. F. IV, ©. 41 f. 

Verlangt zur Verhinderung von Umgehung bes Geſetzes über 
Jagd und Vogelſchutz Vorlegung der Zollquittung. 

23. Bundesrathébeſchluß betreffend ben Gebrauch von 
Reuſen und Ladefallen für ben Fiſchfang. — Bom 1. März 
1879. (Amtl. Samml. N. F. IV, &. 81 f.) 

Knüpft die Zulaſſung der eifernen Reuſen zum Fiſchfang an 
gewiffe genau angegebene Beichaffenheit und verbietet die neu Fonftruirte 
Ladsfalle (Modell Häfele) als ein die Verwundung ber Fifche bewirken: 
des Mittel. 

34. Internationaler Bertrag (zwiſchen ber Schweiz, 
Deutſchland, Oeſterreich: Ungarn, Spanien, Frankreich, Italien, Portugal) 
betreffend die gegen die Phylloxera vaftatrir zu treffenden 
Mafregeln. — Vom 17. September 1878, ratificirt von der 
Schweiz am 14. Febr. 1879. (Amtl. Sammi. N. &. IV, S. 424 ff.) 

Gegenfeitige Zufiherung, die innere Gefeggebung dahin zu vere 
vollftindigen, daß cine gemeinfame Belämpfung ber Verbreitung der 
Reblaus dadurch gefidert wird. Beſtimmungen über Beſchränkung und 
Rontrolirung des Verkehr mit Trauben, Neben, Seglingen u. |. f., 
Zerörung inficirter Gegenflände, Desinfektion der Transportmittel, ge 
genfeitige Mittbeilung der Gefege und Verordnungen, der Berichte über 
Fortichritte der Yandplage u. A. An der Schweiz felbft war fhon vor: 
ausgegangen ein Bundesbeſchluß vom 21. Hornung 1878 (amtl. Samml. 
N. F. IIL S. 337), der den Bunbesrath zu angemeffener Betheiligung 
bei Heilverfudden und zu Schuumaßregeln gegen bie Verbreitung ber 
Reblaus ermächtigt batte, und in Folge davon ein VollzieGungéregle: 
ment des Bunbesrathes vom 18. April 1878 (bai. S. 433 ff.), haupt 
fählih die Einfuhr von Trauben, Reben und Obſtbäumen betreffend- 
Sept, aus Anlaß diefes Vertrags, if nacdhgefolgt ein 

TE. VBollziehungsreglement (des Bunbesratbs) betreffend 
Vorkehrungen gegen bie Reblaus. — Bom 6. Hornung 1850. 
(Amt. Sammi. N. % Bb. V, ©. 10 ff.) Zufag bazu vom 
18. Uuguft 1880. (Daf. S. 191 f.) 
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3.. #bligationenredht. 

26. Bunbesgefet betreffend Abänderung des Bunbes- 
gefeges vom 7. Mai 1850 über das eidgendffifhe Münzs 
wefen. — Bom 29. März 1879. (Amtl. Samml. N. F. IV, ©. 
217 f.) 

Betrifft die Ausprägung der Zehn⸗ und Filnfrappenftfide und 
beftimmt dabei: Art. 2. Niemand ift gehalten, mehr als 10 Granfen 
an Werth in Billon an Zahlung anzunehmen. 

27. Münzvertrag (zwifhen der Schweiz, Belgien, Frankreich, 
Sriehenland und Italien). Unterzeihnet in Paris den 5. Ro: 
vember 1878. — (Amtl. Sammi. N. %. IV, S. 298 ff.) 

28. Vereinbarung betreffend bie Ausführung bed 
Art. 8 diefes Bertrags. — Von demf. Datum. (Dai. S. 806 ff.) 

Beides vom Bunbesrath ratificirt ben 29. März 1879 auf Grund 
ber Genehmigung der Bundesverfammlung vom 24. März 1879. (Daf. 
S. 292, 817.) 

29. Zufagaft zu Nr. 28. Bom 20, Funi 1879. — Von 
ber Bundesverfammlung genehmigt am 20. Bradmonat 
1879. (Amtl. Sammi. N. %. IV, S. 327 ff.) 

Hieher gehört: Die Konventionsregierungen nehmen gegenfeitig 
bei ihren Sffentliden Kaffen die Soloflüde und die Silbermiinzen von 
Ur. 5, die nad vereinbartem Typus geichlagen find, an, unter Vorbehalt 
bes Ausichluffes von Golbfifiden, deren Gewicht durch Abnutzung um 
Va pGt., und der Günffranfenftide, deren Gewicht burd Abnugung um 
1p&t. unter die Feblergrenze berabgefunfen if. — Die Silbermünzen 
von 2 Fr., 1 Fr. 50 Gts. und 20 Gte. haben für die Privaten bes 
Staates, der fie ausgegeben bat, bis zum Belauf von 50 Fr. gefeglichen 
Kurs, der Staat felber nimmt fie von feinen Angebbrigen ohne Bes 
Ihränfung des Betrags an, die Öffentlihen Kaffen der Bereinsflaaten 
nehmen fie bi zum Belauf von 100 Fr. auf jeder Zahlung an. 

Die Vereinbarung über Art. 8 betrifft ben Rüczug der italienis 
Ihen Silberiheidemüngen aus der Girfulation Bebufs einer ber italie= 
niſchen Regierung zu gewährenden Erleihterung für Abſchaffung ihres 
fleinern Papiergeldes unter 5 Gr. Ebenfo der Zufap. 


80. Verordnung (des Bundesrathe) betreffend die Eins 
führung des 4: und 3: Decilitermaßes. — Bom 8 Jänner 
1878. (Amtl. Sammi. N. F. III, ©. 296 ff.) 

In Abänderung von Art. 19 der Verordnung über Mag und 
Gewidt vom 22. Beinmonat 1875 (diefe Zeitfchr. Bb. XX, Abtb. 8 


» 
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S. 88, Nr. 54) wird für ben Detailverfanf von Fliffigleiten au eine 
MabarôBe von 4 und 3 Decifiter zugelaffen. 

31. Bundesrathébeſchluß betreffend die Abkürzung 
für die Maß: und Gewichtsbezeichnungen. — Bom 1. Brad: 
monat 1880. (Daf. Bb. V, ©. 89 ff.) 

32. Bundesrathsbefhlug betreffend Maße, Gewichte 
und Waagen, welche ingabrifen verwendet werden. — Bom 
30. Herbfimonat 1879. (Amtl. Samml. N. F. IV, ©. 345 ff.) 

Unterwirft diefe Maße, Gewichte und Waagen allen Beftimmun: 
gen bes Bunbdesgefeges über Mag und Gewicht und berem Vollzie⸗ 
bungsverordnung, fofern fie zum Meffen und Wägen von Waaren bei 
in: und Verlauf oder zur Beftimmung der ben Arbeitern auszubezab: 
tenden Löhne dienen, nicht aber, wenn fie nur für die Fabrifation felbft 
bienen. Die Gabrifanten dürfen auch bei Erportartifeln Maße und 
Gewichte anderer Länder gebrauchen, wenn der Vefteller e8 ausdrücklich 
verlangt bat. 


33. Bundesnejep betreffend den Shut der Fabrif: 
und Handelsmarfen. — Vom 19. Gbrifimonat 1879. (Amtl. 
Samml. N. F. Bd. V, S. 35 ff.) 

Die bundesräthlide Botibaft zu dem Entwurf biefes Gefeges 
(vom 31. Cftober 1879 8.:8. III, ©. 717 ff.) zeigt, wie Handels⸗ und 
Anbduftrievereine auf biefes Gefeg drangen. Die Kompetenz des Bundes 
zu Erlaß desfelben wird mit bem allerdings mehr als windigen Grunde 
angenommen, daß eg in bas Gebiet des Handelsrechte gehöre, feine 
Münfhbarkeit namentlid mit dem Hinweis darauf begründet, daß 
Schup der Fabrifs und Handelsmarfen im Antereffe ber öffentlichen 
Moral liege, daß nur wenige Kantone Beftimmungen darüber haben, 
und daß in Folge von Handelsverträgen Ausländer in diefer Hinſicht 
beffer geftelit feien ale Schweizer. Als Fabrik: oder Handelsmarken gels 
ten die Geſchäftsfirmen und die neben biefelben oder an deren Stelle 
gelegten Zeichen Behufs Feſtſtellung der Herkunft gewerblicher oder lands 
wirtbfchaftliher Erzeugniffe oder Waarın. Die Anfangsbuchſtaben einer 
Firma find nicht genügend. Marfen müſſen beim Hanbelsbepartement 
vorfhriftsgemäß hinterlegt und die Eintragung muß im Amtsblatt an 
‚gezeigt werden. Neue Marfen werden nur eingetragen, wenn fie von 
“don beitehenden ähnlichen ich Hinlänufich unterfcheiden. Zur Hinterlegung 
ihrer Marten find berechtigt Fabrifanten und Inhaber von Produls 
tionsgefhäften, deren Sig in der Schweiz ift, und Lanbdeltreibende 
wit fefler Handelsniederlaffung in der Schweiz, oder folhe in einem 
Staat, der. Wegenredt bält. Eine Marke iff mit bem Gefchäfte felbft 
übertragbar. Rechtswidrige Aneignung fremder Marken durch Wachs 
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abmung, Bermendung für eigene Erzeugniffe oder Waaren, Verkauf 
von Maaren, die mit Willen bes VBerfäufers fremde Marfen tragen, 
Mitwirkung und Hehlerei dabei fann auf Givil: und Strafwege verfolgt 
werden. Die Folge if Schadenerfag und Geldbuße von 30—2000 Fr- 
oder Gefängniß von 3 Tagen bis 1 Jahr. Bloß fahrläffige Webertres 
tung wird nicht beftraft, Givilent{däbigung aber vorbehalten. Die Bes 
firafung erfolgt nur auf Antrag des Berlegten nad) der Strafgefehgebung 
deg Kantons, wo der Angellagte wohnt oder wo das Vergehen begans 
gen if. Die Civilflage ftebt fomubl dem getäufchten Käufer als bem 
Nnbaber der Marke zu. Nach Berfluß von 2 Gabren feit der legten 
Uebertretung ift die Klage verjährt. Giner Geldbuße von 30—500 Fr. 
unterliegt, wer auf feinen Marken eine Angabe macht, melde zum Glau⸗ 
ben verleiten fol, daß ie binterlegt worden feien. 

34. Bollziehbungsverorbnung (des Bunbesraths) zu vor: 
ftebendbem Bunbesgefet. — Bom 2. Weinmonat 1880. (Amtl. 
Sammi. N. %. Bd. V, ©. 229 ff.) 

Adminijlrativer Natur. 

35. Crilirung zwifhen der Schweiz und Grofibritans 
nien betreffend den gegenfeitigen Schuß der Fabrif- und 
Handelsmarfen. — Vom 6. November 1880. (Daf. S. 238 ff.) 

Sufiderung gleicher Redte wie fie ben Angehörigen des eigenen 
Staates aufteben. 

36. Bundesrathsbefhluß betreffend die Taren für 
Auszüge und Abfchriften des Amtes für Fabrif: und fan» 
belämarfen. — Bom 13. Chrifimonat 1880. (Amtl. Samml. 
N. F. Bo. V, ©. 262.) i o 

87. Bundesgejeg betreffend Rontrolirung und Ga= 
rantie des Feingebalts der Gold: und Gilbermaaren. — 
Vom 23. Chpriftmonat 1880. (Amt. Sammi. N. è. Bb. V, ©. 
363 ff.) 

Theils in Ausführung deg Art. 31, c der B:B., wonad die 
Handel: und Gemerbefreibeit vorbehältlih Verfügungen über Ausübung 
von Handel und Gewerben garantirt ift, theil6 geſtützt auf Art. 64, der 
dem Bunde die Gefeggebung über alle auf den Handel und Mobiliar: 
verkehr bezüglihen Nechtsverhältniffe giebt, wird der Yeingehaltsgrab 
der Galb: und Silberwaaren fefigeftellt. Die Erridtung der Kontrols 
ämter ift Sade ber Kantone. Wer in betrügerifcher Abficht mit Ucbere 
tretung des Gcjetes Gegenflände anfertigt, verfauft oder feilbietet, vers 
fat in Geldbuße von 30-2000 Fr. oder Gefüngnig von 3 Tagen 
bis zu 1 Jahr. Betrügerifh ift: andere Bezeihnung in Bezug auf 
Miſchung oder Legierung als die des wirklichen Feingehalts, und nies 
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örigerer Feingebalt als das Gtempelzeihen angicht, bei Bold: unb 
Silbermaaren, bei Gaaren aus anberem Metall jede auf Täufchung des 
Käufers abzielende Bezeihnung. Nachmachen amtlicher Stempelzeidhen 
ober Gebraud nadaemadter wirb mit Gefängniß von 1 Monat bis 1 
Jahr und 100-1000 Gr. gebüßt. Lei Rückfall Berborpelung ber 
Strafe. Givilentibibigung vorbehalten. Verfolgung auf Antrag der 
zufändigen kantonalen oder eidgendffiihen Behörden oder ded Befchä- 
digten, nad den Strafprozeßgefegen. 

88. Bundesgefeg betreffend die Fabrikation von 
Phosphorzündhölzchen und Phosphorfreibferagen. — Bom 
28. Chrifimonat 1879. (Amtl Sammi. N. F. Bd. V, ©. 31 f.) 

Verbot der Fabrifation, ber Einfuhr und bes Verkaufs biefer 
Waare. Bue 5-500 Fr. und Konfisfation dep Waare.!) 

39. Regulativ (des Bunbesratbs) für die Fabrifation 
von Zündhölzchen. — Bom 6. April 1880. (Amtl. Samml. N. 
F. Bb. V, ©. 33 ff.) 

AO. Bundesgefeg betreffend den Gefhäftsbetrieb von 
Auswanderungsagenturen. — Bom 24. Ghrifimonat 1880. 
{Amtl. Sammi. N. F. Bb. V, S. 348 ff.) 

Der Bundesrath übt die Aufficht über den Gefchäftsbetrieb der 
Auswanderungsagenturen und ertbeilt biefür ein Patent. Nur folde 
Agenten, die gut beleumbet find und in bürgerlichen Redten fteben, 
mit diefer Art von Gefchäften vertraut und in der Schweiz fell bomi- 
cilirt find, Finnen ein Patent erhalten. Patentdauer 5 Sahre, Batent- 
gebühr 50 Fr., bri Erneuerung 25 gr. Sede Agentur bat 40,000 Fr. 
Kaution zu binterlegen. Die Agenten find ben Behörden und ben 
Auswanderern für ihre und ihrer Unteragenten Gefhäftsführung fomie 
für die ihrer Vertreter im Ausland perſönlich verantwortlid. Verboten 
ift ihnen die Beförderung von Perfonen, die wegen Alters, Krankheit, 
Gebrechlichkeit arbeitsunfähig find und feine hinlänglihe VBerforgung am 
Beftimmungsorte in Ausfiht haben, von Perfonen unter 18 Jahren 
ohne zuverläjfige Begleitung oder SBorforge für ihre Unterkunft am 
Reiſeziel (und jedenfalls Einwilligung ber Eltern oder Vormiinder nd: 
tbig), von Perfonen, die nad Beftreitung ber Meifefofien Feine Hilfs: 
mittel mehr haben, ble Feine Ausweisfchriften befigen, benen die Gefete 
deg Einwanderungslandes den Gintritt verbieten. Verträge entgegen 
diefen Beflimmungen find ungültig und flrafbar. Den Auswanderern 


1) Laut Bundesrathebefhluß vom 17. Heumonat 1880 fpridit 
das Zolldepartement die Bußen auf Webertretung des Berbots der Gin: 
fuhr aus (amti. Samml. N. F. V, S. 175). 
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ſind die Agenten verpflichtet zu ſicherer Beförderung um beſtimmten 
Preis ohne Nebenſpeſen, guter und genügender Verpflegung, unentgelt: 
liber Ärztlicher Bebandlung, Berfiderung des Gepäds, Verfiberung ber 
Samilienbäupter für 500 Fr. per Kopf gegen Reifeunfille. Die Aus: 
wanberungsverträge müſſen fhriftlih in 2 Eremplaren abgefaßt werden, 
wofür ber Bunbeërath ein verbindliches Formular auffiellen kann. 
Entihädigungsflagen aus bem Vertrage gehören vor bas Gericht des 
Ortes, wo der Vertrag fehriftlich abgefchloffen worden, 

Al. Radtragegefet (der fchweizerifden Bundesverfammlung) 
betreffend Abänderung von Art. 9 bes Gefepes über den 
Bau und Betrieb der Eifenbahnen auf bem Gebiete der 
Ihweizerifhen Eidgenoffenfhaft vom 23. Chriftmonat 1872. 
— Bom 14. Hornung 1878.. (Amtl. Sanıml. N. g. III, S. 419 f.) 

Schreibt Freigebung je des dritten Sonntags für Babnbeamte 
und Angeftellte vor. 

AB. Bunbesgeiet betreffend Gewährung von Subfis 
bien für Alpenbabnen. — Vom 22. Auguft 1878. (Amtl, 
Gammi. N. F. IV, S. 1 ff.) 

Befanntlid handelte es fit urfprünglih nur um eine Bundes» 
fubvention für die Gottharbthbabn. Um in der Bundesverfammlung 
Einigung zu erzielen, wurde ber Sufiderung des Beitrags von 4!/: 
Millionen an die Sottharbtbahn (Art. 1) nod der Art. 5 beigefügt, 
wonacd eine Subvention in gleihem Betrage aud je für eine Alpen: 
babn im Often und VWeften denjenigen Kantonen zugefichert wird, welche 
fit an einer folden finanziell betbeiligen werden. In Folge des Refe: 
rendums ficl bas Gefeg am 19. Sanuar 1879 unter bie Bolfsabftins 
mung, aus der es fiegreich bervorgieng. 


48. Bundesrathsbefhluß betreffend einen Nadtrag 
gum Transportreglement der ſchweizeriſchen Eifenbahnen. 
— Bom 16. Heumonat 1878. (Amtl. Sammi. N. %. III, ©. 540.) 


AA. Bundesratbsbefhluß betreffend Bewilligung 
einer verlängerten Lieferfrift im Sinne des $ 98 des Trans: 
portreglements ber [hweizerifhen Œifenbabnen. — Bom 9. 
Heumonat 1878. (Daf. ©. 541 f.) 

Betrifft Zulafjung von Spirituofen zum Transport als Eilgut 
und Suflagfrift von 24 Stunden zum Umlad im vahnhof Baſel für 
Detailgüter in gewöhnlicher Fracht. 

AS. Verordnung (des Bundesraths) betreffend Vorlage, 
Prüfung und Genehmigung der Eiſenbahnfahrtenpläne. — 
Vom 15. März 1878. (Amtl. Samml. N. F. II, S. 372 ff.) 
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Die Eifenbahnen haben die Entwürfe ihrer Fabrienpline geh: 
rige Zeit vor Beginn der Fahrtordnung dem eidgendffiichen Gifenbabn: 
bepartement, den betreffenden Rantongregierungen und den Direktionen 
der von ibnen berübrten Poflfreife einzufenden. Abänderungsanträge 
find binnen 14 Tagen von ben Kantonsregierungen einzugeben. Al: 
fällige Differenzen werden auf einer Konferenz befproden und, falle fie 
nidt erledigt werden, vom Eifenbahndepartement entfchieden, wogegen 
Rekurs an den Bundesrath fletthaft if. Für Alles werden febr detail: 
lirt die Friften vorgefchrieben, ebenfo für bas Verfahren bei Vorſchlägen 
zu Abänderung eines genchmiaten Yahrtenplanes. 

46. Berordnung (des Bundesraths) betreffend Vorlage, 
Prüfung und Genehmigung der Gifenbabnfabrtenpiäne — 
Vom 6. Jänner 1879. (Amtf. Samml. N. F. IV, ©. 5 ff.) 

Reprobucirt bie vorftebende Verordnung bloß mit den formellen 
Aenderungen, die durch Berfehmelzung des Cijenbabns und bes Pol: 
departements nöthig geworden find. 

AT. Bundesrathebeſchluß betreffend die Pfandbuc— 
gebilbren. — Vom 23. Heumonat 1878. (Amtl. Samml N. F. 
IH, ©. 456 f.) 

Die Bunbesfaffe bezieht für Eintragung alter, nad Fantonalem 
Rechte beftellter Pfandrechte an Eiſenbahnen 5 Ete. von 1000 Gr. der 
Schuldfumme, für Eintragung neuer 20 Gts. von 1000 Fr. Für fp& 
tere Aenderungen 1 Eis. von 1000 Fr., für Abftempelung 2 Ets. von 
100 Fr. Die Gebühren bezahlt die Pfandeigenthümerin. 

AS. Nachtrag (0e8 Bundesrathe) zur Verordnung betref: 
fend Ginridtung und Führung des Pfandbudhes über bie 
Berpfändung von -Cifenbabnen. — Vom 22. Januar 1879. 
(Amtl. Samml. N. %. IV, ©. 10 f.) 

Die noch nicht zur Ausgabe gelangten Titel von Gifenbabnan: 
leben, für welche laut Sefeß vom 24. Nuni 1874 ein Pfandrecht bereits 
ertheilt ift, fowie die Partialen aller Anleben, für die ein ſolches Pfand: 
recht fünftig nadgefudt und ertbeilt werden wird, find vor ihrer Emil: 
fion dem Pfandbudhführer einzufenden, von ibm abzuftempeln, zu unter: 
zeichnen und im Bfandbud vorzumerfen. Diefe Vormerfnabme erfegt 
unter allen Umfländen die in der Verordnung Art. 6 Abf. 1 vorge 
fchriebene Eintragung der erft nad ber Einfchreibung ber Pfandredts: 
bewilligung ausgegebenen Titel. 

A9. Bundesgejeß betreffend die Siderftellung der 
Vergütungen aus dem direkten Verkehr der Eifenbahnen 
und aus der Mitbenubung von Bahnhöfen und Babnfireden. 
— Bom 2. Heumonat 1880. (Amii. Sammi. N. F. Bb. V, S. 225 f.) 
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Bei Zwangsliquidation einer Eiſenbahn treten in gleichen bevor: 
zugten Rang mit den Guthaben, welche vertragégemäg von Banuntere 
nebmern als Kaution bei ber Eiſenbahngeſellſchaft geblieben find, die 
Gutbaben anderer Transpertunternehfmungen aus dem bireften Berfebr 
und aus Mitbenugung von Bahnhöfen und Babnftreden, foweit fie in 
den ber Eröffnung der Zmwangsliquibation nädfivorangegangenen 4 
Monaten anfyelaufen, und, fofern fie älter als 4 Monate find, wenn 
fie innert 4 Monaten feit ihrer Entftebung gerichtlich eingeforbert wure 
ben und das Erefutiong: oder Brocefiverfabren ununterbrochen fortgefegt 
wurde, ohne daß big zur Amwangsliquidation Zahlung erhältlich war. 

50. Reglement für den Transport von Gütern auf 
Gifenbabnen. Bon ben öſterreichiſch-ungariſch-bayeriſch— 
und [hweizerifhen Eifenbahnverwaltungen vereinbart am 
29. Heumonat 1878. Bom Bundesratbe genehmigt am 11. 
Meinmonat 1878. — Gültig vom 1. Gbrifimonat 1878 an. 
(Amtl. Samml. N. è. II, ©. 578 ff.) 

51. Reglement für den bdireften Güterverfebr auf 
Gifenbabnen. Bon ben mürttembergifden, badiſchen, 
elfaß-Iothringifhen und fhweizerifhen Cifenbabnvermal= 
tungen vereinbart am 29. Mai 1879, vom Bundesrath ge: 
nebmigt am 1. Juli 1879; gültia vom 1. Auguft 1879 an. — 
(Daf. Bb. IV, ©. 224 ff.) 

Das erfte diefer zwei Reglemente enthält eine Art internationas 
len Gifenbabntranéportredts, und gebt in biefer Hinficht viel weiter als 
ein gewöhnliches Transportreglement, es entfpridt fomobl dem Bundes: 
geſetze betreffend ben Transport auf Gifenbabnen vom 20. März; 1875 
(diefe Zeitſchr. Bd. XX, Abb. 3, S. 60) als bem Transportreglement 
der fchweizerifhen Eifenbahnen vom 9. Juni 1876 (baf. S. 72). Sein 
rechtlicher Ynbalt ift folgender: die Gijenbabn braudt nur ordnung 
mäßig verpadtes Gut zur Beförderung anzunehmen, wenn feine Natur 
eine Berpadung erfordert; andernfalls fann das Gut befördert werden 
gegen Anerkennung des Mangels auf bem Frachtbriefe durch den Vers 
fender. Wer unter faljcher Deklaration vom Transport ausgefbloffene 
ober nur bedingungsweife gugelaffene Segenftinde zur Beförderung aufs 
giebt, haftet für allen Schaden und verfällt in Strafe. (Folgt genaue 
Aufzeichnung ber ausgefchloffenen und nur bedingungsmweife zugelaffenen 
Gegenftänbde, unter Angabe ber Bedingungen). — Der Frachtvertrag 
wird burd Ausflellung und Uebergabe bes SFrachtbriefes Seitens des 
Abfenders und durch die Uebernabme des Frachtgutes Seitens der Abe 
fendefiation gefchloffen. Sede Sendung muß von dem für das Gebiet 
der Bahn, bei der die Aufgabe erfolgt, vorgeichriebenen gebrudten Frate 
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briefe begleitet fein. Im Berfebr aus ber Schweiz nad Deutfchland 
und Oefterreich = Ungarn werden nur folde Fradtbriefe angenommen, 
welche die Borfdrift enthalten, baf bas Gut auf Rednung und Gefahr 
bes Abfenders reife, in Folge welcher Vorfchrift der Verſender über das 
Gut nachträglich zu verfügen beredtigt if. Im Berfebr aus Deutſch⸗ 
fanb und Deferrei- Ungarn nad der Schweiz gilt dies auch ohne be 
fondere Boribrift im Gradtbrief al vereinbart. (Folgen noch betails 
litte Borfdriften Über Modalitäten des Inhalts der Fradtbriefe.) Die 
Ausftelung von Labefdeinen findet nidt flatt. Für Weitertransport 
nad Orten, die nidt an der Gifenbabn liegen, bat ber Abfender bie 
Eifenbahnftation zu bezeibnen, von weldher ber Wdreffat den Weiters 
transport zu beforgen bat. — Der Abfender bat bei Gütern, welche vor 
ber Ablieferung an den Empfänger einer zoll- oder fleueramtlihen Bes 
handlung oder polizeiliden Prüfung unterliegen, die Cifenbabn in ben 
Befit der erforderlichen Begleitpapiere zu fegen und baftet für deren 
Richtigkeit. Im Zweifel erfolgt die zoll und fleueramtlide Abfertigung 
durch die Gifenbabn, unter Nachnahme der Koften auf das Gut. — 
Die Krachtgelber werden bei ber Aufgabe ded Guts berichtigt oder auf 
ben Empfänger zur Zahlung angewiefen; erfteres fann die Eifenbahn 
verlangen bei Gegenfländen, welde bem fchnellen Verderben ausgejept 
oder leicht zerbrechli find. Frankatur für einen Theil der Transport: 
firede ift unauläffig. Die auf Gütern bei ihrer Aufgabe auf die Bahn 
baftenden Spefen finnen nadgenommen werden. Auch Werthnach⸗ 
nahmen bis auf 300 Marf find zugelaffen. — Lieferzeit gemäß den 
publicirten Tarifen. — Zeitweilige Verhinderung des Antritt ober ber 
Vortfebung des Transports durch Naturereigniffe und fonftige Zufälle 
berechtigt ben Abfender, vom Vertrag zurüdzutreten gegen Entſchädigung 
ber Eifenbahn für ihre Bemühungen und Auslagen, fofern legtere Feine 
Schuld trifft. Bei fonftigon Betriebsfiörungen bat bie Eiſenbahn bie 
Wahl, je nad woblermogenem Intereffe der Betheiligten die Befeitigung 
ber Störung abzuwarten oder bie Waare über eine Hilfsroute zu bes 
fördern oder den Abfender um anderweitige Dispofition anzugehen. — 
Ablieferung des Guts erfolgt an ben im Sradtbrief bezeihneten Ems 
Pfänger. MNadträglihen abändernden Anweifungen des Abſenders bat 
die Gifenbabn Folge zu leiflen, wenn fie den Gradtbrief nod nicht an 
den barin bezeichneten Empfänger abgegeben oder in ber Schweiz ibm 
bas Gut noch nicht avifirt bat. Güter, die nicht beftellt werden fünnen, 
oder deren Abnahme verweigert wird, lagern auf Roften und Gefahr 
bes davon zu benadridtigenben Abfenders, und können nad 30 Tagen, 
bei Gefahr ſchnellen Verderbs oder eines die Koften der Lagerung nicht 
ded'enden Werths fofort, zu Gunften der Berechtigten verfauft werden. — 
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Für den ganzen Transport haftet die erſte, die Waare übernehmende 
Bahn oder diejenige Bahn, weldhe das Gut mit dem Fradtbriefe zulett 
erhalten bat; eine Zwijhenbahn nur dann, wenn ihr nadgemiefen 
wird, baf der Schaden fih auf ihrer Bahn ereignet bat. — Die Gifen: 
babn haftet für Schaden, fofern fie nicht als Grund besfelben höhere 
Gewalt oder Verfchulden bes Abfenders oder des Empfängers ober bie 
natürliche Befhaffenbeit bes Guts nadweist. Vorbehaltlofe Annahme 
bes Guts befreit von ber Haftpflicht, außer bet äußerlich nicht erkenn⸗ 
baren Beſchädigungen, welche mindeftens innerhalb 30 Tagen feit der 
Ablieferung feftgeftellt und angezeigt werden. Außerdem erlöfchen alle 
Anfprüche wegen gänzlihen Berluftes oder Beihädigung des Guts in 
Gabresfrift. — Lirgt der Ablieferungsort nicht an der Gifenbabn, fo 
befteht die Haftpflicht nur bis zu dem Ort, wo der Eifenbahntransport 
endet. Die Haftpflicht ceffirt bei Gütern, welde vermöge ihrer natür- 
liben Befdhaffenbeit befonderer Gefahr durch Roft, Bruch u. f. w. aus: 
gelegt find, bezüglich folden Schadens; ferner bei Gütern, die in unbe: 
dedten Magen traneportirt werden, für daraus entitebenden Schaden; 
ferner bei Schaden aus fehlender oder mangelhafter Verpadung, falls 
jolhe nöthig war und ein bezüglicher Vorbehalt im Frachtbrief gemacht 
war; ferner bei Schaden im Auf: und Abladen, falls der Abfender oder 
der Empfänger dasfelbe zu beforgen batte. Gewichtsmängel bis auf 
4 °/o bei trodenen, bis auf 2/0 bei naffen Gütern werden nicht ver: 
gütet. Entſchädigung nad gemeinem Handelswerth, in Ermangelung 
eines foldhen nad dem gemeinen Werth zur Zeit und am Ort der Abs 
lieferung. Die Eifenbahn baftet für den durch Verſäumung der Liefer 
frift entftandenen Schaden. Berjährung nad einen Jahre. 

Das BVorftebende giebt nur die alleralgemeinfien Grunbiüte, 
für deren nähere Ausführung auf das Reglement felbft verwiefen mer: 
den muß. 

Das zweite Reglement ift diefem erftern gleichlautend. 


52. Weltpoftverein, umfaffend Deutihland, die ars 
gentinifde Republif, Defterreih:Ungarn, Belgien, Vrafi= 
lien, Dänemark und die dbänifhen Kolonien, Egupten, 
Spanien und die fpanifden Kolonien, die Bereinigten 
Staaten von Nordamerika, Franfreid und die franzöſiſchen 
Kolonien, Grofbritannien und verfdiebene britifhe Rolo: 
nien, Britiſch-Indien, Kanada, Griehenland, Italien, 
Fapan, Luremburg, Merifo, Montenegro, Norwegen, Nies 
berianb und die niederländifhen Kolonien, Peru, Perfien, 
Portugal und die portugififhen Kolonien, Rumänien, 
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Rußland, Serbien, San Salvador, Schweden, die Schweiz 
und die Türkei. — Abgeſchloſſen zu Paris am 1. Juni 1878. 
(Amtl. Sammi. N. F. III S. 673 ff.) 

58. Uebereinfunft betreffend ben Austaufh vor 
Briefen mit beflarirtem Bertb, abgefhloffen amifden 
Deutfdlanbd, Oefterreid-Ungarn, Belgien, Dänemarf 
und ben dänifhen Kolonien, Egypten, Franfreidé: 
und den franzdfifhen Kolonien, Italien, Lurem: 
Burg, Norwegen, Nicdberland, Portugal und den 
portugiftifden Kolonien, Rumänien, Ruflanb, Ser: 
bien, Shmeben und ber Shweiz. — Bom 1. Juni 1878. 
(Daf. S. 711 ff.) 

BA. Mebereinfunft betreffend ben Austaufd 
von Gelbanweifungen, abacfdioffen von benfelben 
wie Nr. 53 mit AusSnabme der bänifden und portugi: 
fifben Rolonten, Rußland und Serbien — 8 0 m 4. 
Guni 1878. (Daf. S.-728 ff.) 

Meiterentwidlung des internationalen Poſtrechts ganz auf der 
@runblage des internationalen Vertrags vom 9. Oktober 1874 (diefe 
Zeitihr. Bo. XX, Abtb. 3, S. 76, Nr. 35), deſſen weſentliche Beftim: 
mungen reproducirt werben. 

55. Beitrittzumallgemeinen Boftverein burd 
bie argentinifhe Republif am 22. März 1878 (amtl. 
Samml N. %. III, S. 392), durch Kanada am 28. Mai 1878 
(baf. ©. 533), burd Großbritannien für feine Kolonien 
Neuskoundland, Goldfüfte, Senegambien, Lagos, 
Sierra:feone, die Falflandsinfeln und Honduras, 
am 9 September 1878 (baf. ©. 535), dur d die Republil 
Peru, am 24 September 1878 (bal. S. 538). 

56. Beitrittzum Veltpoftvereindburd Verfien 
am 15. Auguft 1878 (amtl. Sammi. N. %. III, S. 740 f.), die 
Republif Liberia am 27. September 1878 (daf. ©. 742), 
bie Republif Hondburas am 6. Januar 1879 (bai. IV, 
©. 12), britifhe Kolonien am 21. Februar 1879 (daf. €. 
47; es find biefelben, welde am 9. Sept. 1878 dem allgemeinen Poſt⸗ 
verein beigetreten waren), verfdiedene britifhe Kolonien (die 
Antillen und die virginifhen Anfeln) am 25. April 1879 (bai. E. 
96), das Fürftentbum Bulgarien am 24 Funi 1879 
(baf. S. 187), die Republif Benezuela am 17. Oktober 
1879 (baf. ©. 364), die Republit Ecuador am 13. Febr. 
1880 (Bb. V, ©. 16), bie Republil Uruguay am-2. März 


œedt.] Poftverfebr. 21 


1880 (baf. &. 17), Großbritannien für feine Kolonie 
der Babama=Infeln in Weftinbien am 11. Mai 1880 
bal. ©. 83), bie Republif Ghili am 14. Dezember 1880 
Adaſ. ©. 309). 

87. Uebereinfommen zwiſchen ber Schweiz und Eng: 
life Indien, betreffend ben Gelbanmeifungsverlebr. — Vom 
13. Sept. bis 9, Oct. 1880. (Amtl. Sammi. N. F. Bd. V, S. 243 ff.) 

Erfegt das Uebereinfommen vom 1.—17. Juni 1875 (diefe Zeit: 
drift Bd. 20, Abth. 3, Nr. 38). Das Princip bleibt basfelbe. Aus⸗ 
wechslungsbüreaux find Rorfhach und Bombay, höchſte Summe für Poft: 
anweifung 20 Æ. Fede Verwaltung ift ermächtigt, zeitweife den Auss 
taufh von Poflanmweifungen einzuftellen, wenn der Wechfellurs oder ein 
anderer Umitand zu Mißbräuchen VBeranlaffung geben oder die Ein- 
nahmen ſchädigen könnte. | 

58. Erklärung zwifhen der Schweiz und Belgien, 
betr. den gegenfeitigen Austaufd von Geldanweifungen — 
Bom 6. März 1879. (Amtl. Samml, N. %. IV, ©. 65 f.) 

59. Nebereinfommen zwiſchen der Schweiz und dem 
Großherzogtbum Luremburg betreffend ben gegenfeitigen 
Austaufh von Poffanmweifungen. — Vom 12.—20. Funi 1876, 
(Amt. Samml. N. g. IV, S. 263 ff.) 

60. Nebereinfunft zwiſchen der Schweiz und ben 
Niederlanden, betr. die Einführung der telegraphifden 
Gelbanmweifungen, in Anwendung ber Beftimmungen des 
Art. 6 des Parifer Uebereinfommens vom 4. Juni 1878. — 
Bom 15.—18. Juli 1879, ratif. vom ſchweiz. Poft: und Eifens 
babndepart. am 25. Juli 1879, gemäß Ermädtigung bes 
Bundesratbs vom 22. Auli 1879. (Amtl. Samml. R. 5. IV. 
©. 276 ff.) 

Die Nummer 58 bezieht fih einfach auf die einen Beftanbtheil 
des VWeltpoflvereing bildende Uebereinfunft (oben Nr. 54), die zweite ift 
faft gleichlautend mit der Webereinkfunft zwiſchen der Schweiz und Deutſch⸗ 
dand von 1876 (diefe Zeitſchr. Bo. 20, Abth. 3, ©. 78, Nr. 40), bie 
‚dritte enthält einige Vereinbarungen über telegraphiiche Anweifungen, 
welche das erwähnte Uebereinfommen von Paris (Nr. 54) fon in Auss 
fidt genommen bat. 

Gl. Uebereinlommen gmifden ber Schweiz und Oefter- 
reich-Ungarn, betreffend ben beiberfeitigen Fahrpoſtver⸗ 
tehr. Abgefhloffen am 2. Februar 1879. Genebmigt vom 
Ihweiz. Bunbesrath ben 14, Februar, vomk. k. Bfterreidiféen 
Handelswinifterium- den 19. Februar, vom f. ungar. Mint 
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kerium für Aderbau, Inbuîtrie und Handel den 11. Februar 
1879. (Amtl. Sammi. N. %. IV, S. 17 ff.) 

Sest bas Porto für Pakete und Wertbfendungen feft. 

62. Abfommen zwiſchen der Schweiz und dem beut 
[hen Reide, ben Königreihen Bayern unb Württemberg, 
betr. die %ranfirung portopflidtiger Sendungen. — Bom 
25. Januar 1878. (Amtl. Sammi. N. %. III, S. 340.) 

Bei Korrefponbenz zwiſchen Behörden bat die abfendende Behörde 
portopflihtige Sendungen zu franfiren, felbft wenn die Pflicht zur Porte: 
aablung ciner im Gebiete der empfangenden Stelle befindlichen Partei 
obliegt. Die empfangende Stelle barf den Betrag von biefer Parter 
einziehen, von einer Erftattung besfelben an die abfenbenbe Behörde if 
aber vorläufig abgefeben. 

63. Nebereinfommen zwiſchen ber Schweiz und Frank 
reid beziiglih bee Abonnements auf Zeitungen und perio: 
bifhe Zeitfhriften burd Bermittlung der Poft. — Bon 
6. Januar 1880, ratificirt 16.—22. März 1880. (Amtl. Sammil. 
RN. F. V, ©. 63 ff.) 

64. Nebereinfommen zwiſchen der Schweiz und grant: 
rei, betreffend den Einzug von VWedfeln, Rednungen, 
Safturen x buch die Pol. — Gleiches Datum wie 63 
(Daf. €. 70 ff.) 

Golde Einzüge von Medbfeln 20. durch die PVoî find bei Betrag 
bis auf fr. 500 auaelaffen. Theilzablungen find ungulaffig Der cin: 
gezogene Betrag wird burd Poftanmeifung an den Auftraggeber über: 
mittelt unter Abzug der Gebühren und Taren. Nicht eingelöfte Papiere 
erhält lepterer koſtenfrei zurüd. 

- + 68. Bundesratbsbefhluß betreffend Abänderung der 
Art. 28, 41 und 50 der PVoft:Trangportorbnung. — Bom 
14. Brachmonat 1880. (Amtl. Samml. N. F. Bd. V, S. 92 ff.) 

Die Transportordnung vom 10. Auguft 1876 (diefe Zeitfchrift 
Bob. 20, Abtb. 3, Nr. 45) wird in 3 Artileln abgeändert. Ter erfte 
betrifft die Rüdforberung aufaegebener Poftgegenflände, wo ber Art. 28: 
ber Verordnung von 1576 einfach beftimmt Hatte, wenn die Sendung 
noch nicht abgegangen fei, fo merde fein Porto berechnet; fei fie dagegen 
ſchon abgeſchickt, fo fei bas Porto für die burblaufene Strede zu bezahlen. 
Der neue Beſchluß fett an defien Stelle eine fehr detaillirte Berednungé: 
weife des Porto, je nachdem die Aufgabe franfirt oder unfranfirt erfolgte. 
Der zweite Punft betrifft den Zuſchlag für Sperrgut, ber dritte fügb 
ben Taren für Nachnahmen nod 10 Rpn. für Beigabe eines Einiäfungds 
fheines bei. 
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66. Regulativ (des Bundeeratho) über Ertheilung von 
Poſtkonceſſionen. — Vom 8. März 1878. (Amtl. Samml. N. FINI, 
S. 369 ff.) 

Ermächtigung des Poſtdepartements auf Grund des Art. 4 bes 
Bundesgeſetzes über das Poſtregal vom 2. Juni 1849, für die regels 
mäßige periodifche Beförderung von Perſonen und ihres Gepäckes auf 
Schiffen und Fubrwerfen Ronceffionen zu ertheilen, gegen Ronceffiong= 
gebührt von !/s Rappen per Kilometer und per Platz. Beförderung von 
Briefen und Padeten und Geldern unter 5 Kilogramm ift nicht geftattet. 
Bo die Pofteinribtungen den Berlebrabebüriniffen genügen, fann die 
Tare erhöht oder die Konceffion ganz verweigert werden. Ertheilung 
der Koncellion in ber Regel auf ein Jahr. Für Cifenbafnen und 
Dampfidiffe gelten die befonderen Gefege und Berordnungen (Bunbes- 
gefeg über Bau und Betrieb der Eifenbahnen vom 23. Chriftmonat 1872 
und Verordn. über die Konceffion ber Dampfboote vom 27. März 1874). 


. 67. Uebereinfommen zwiſchen ben Telegraphenvers 
waltungen der Schweiz und Deutfhlands. — Bom 18.—21. Des 
cember 1876. (Amtl. Sammi. N. %. IV, S. 371 fi.) 

68. Nahtrag zu dem Tclegraphenilbereinfommen 
zwiſchen der Schweiz und Deutſchland. — Vom 22. Juli 1879, 
(Daf. ©. 375 f.) 

Betrifft lediglich die Taren und bie Berrednung derfelben. 

69. Specialiibereinfommen zwifchen den Telegrapben« 
verwaltungen Defterreih8 und Ungarns einerfeits und ber 
Telegraphenvermaltung ber Schweiz andererfeite zur Re: 
gelung ihrer gegenfeitigen Beziehungen. — Vom 22. Juli 
1879. (Amii. Samml. N. %. IV, S. 377 ff: 

Betrifft bloß die Taren. 

70. Specialübereinfommen zwiſchen den Telegraphen— 
verwaltungen der Schweiz und Italiens betreffend ihre 
gegenſeitigen Beziehungen. — Vom 29. Juli 1879. (Amtl. 
Samml. N. F. IV, S. 380 f.) 

Setzt die Taxen feſt. 

71. Telegraphenvertrag zwiſchen der Schweiz und 
Frankreich. — Vom 11. März, ratificirt 16.—22. März 1880. 
(Amtl. Samml. N. F. V, S. 54 ff.) 

Beſtimmt Höhe und Verrechnungemodus der Taren. 

73. Verordnung (des Bundesrathé) Über Errichtung von 
öffentlichen Telephonſtationen. — Vom 29. Wintermomat 
1880. (Amtl. Samml. N. F. V, ©. 240 ff.) 
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Telepbonftationen können unter entfpredenber pecuniärer Be 
tbeiligung der Gemeinde da errichtet werben, wo öffentliche Telegraphen: 
büreaur nicht befteben. Die telepbonifch vermittelten Korrefpontenzen 
werden in Bezug auf Reclamationen fo behandelt, als ob fie auf bem 
Telegrapbenbureau felbft, bas ihre Berbinoung mit bem allgemeinen 
Telegrapbenneg vermittelt, aufgegeben worden, und es fleht fomit dem 
Aufgeber für Unregelmäßigkeiten in ber telephonifchen Webermittlung 
fein Anſpruch auf Rüdzahlung der Tare zu. — In allen andern Be: 
ziehungen unterliegen bie telephoniſchen Korrefpondenzen ben gleichen 
Beftimmungen wie bie gewöhnlichen Telcgramme, namentlich aud be: 
zügli der Zaren. 


III. Strafredt. 


78. Bundesbeſchluß betr. Abänderung von Art. 65 der 
Bundesverfaffung. — Bom 28. März 1879, vom Schweizer: 
voll angenommen den 18. Mai 1879. (Amtl. Sammi. N. F. IV, 
S. 193 ff.) 

Bekanntlich die auf Antrag von Ständerath Greuler durch bie 
Bunbesverfammlung beichloffene und vom Bolfe fanctionirte Wiederauf: 
bebung des Berbots der Todesſtrafe. Der Beſchluß lautet: »Art. 65 der 
Bımdesverfaffung if aufgehoben. An feine Stelle tritt folgender Artikel: 
Art. 65. Wegen politifder Vergeben darf fein Todesurtheil gefält 
werden. Körperlie Strafen find unterfagt.e 

ZA. Bundesrathobeſchluß betreffend die in Konkurs 
geratbenen eidg. Beamten und Angeflellten. — Bom 11. bis 
27. März 1879. (Amt Sammi. N. F. IV, &. 337 f.) 

Bei Neumabl und Beftitigung von Beamten und Angeftellten 
der Bundesverwaltung ift von Konfurliten Umaang zu nehmen. Beamte 
und Angeftellte, die während ihrer Anftellung in Ronfurs fallen, bleiben 
von diefem Moment an nur proviforiih angeftelt. Die Beftatigung 
foldyer Beamten und Angeftellten gefchieht nur proviforifé und unter 
Anfegung der Frift von einem Jahr für Erlangung der Rehabilitation, 
bei Verluft der Anfelung. 

75. Bundesrathsbeihluß betreffend die unter Be 
vogtigung fiebenden eidgendffifgen Beamten und Ange» 
ftellten. — Bom 2. Mintermonat 1880, (Amtl. Sammi. N. J. 
Bd. V, S. 259.) 

Gleiche Folgen der Bevogtigung wie bes Ronfuries gemäß vor: 
chenden Beſchluß. 
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IV. Proceß. 


76. Erklärungen zwifhen der Schweiz und bem Deut« 
{hen Reiche, betreffend ben unmittelbaren Geſchäftéverkehr 
zwifden den beiberfeitigen Gerichtobehörden. — Bom 1. und 
13. December 1878. (Amtl. Sammi. N. F. IIL ©. 661 f.) 

Den beiderfeitigen Gerichtsbehörben wird der birefte Geichäftss 
verkehr unter fit in allen Fällen geftattet, in welden nicht ber diplos 
matifche Verkehr burd Staatsverträge vorgefchrieben if oder in Folge 
befonderer Verhältniſſe räthlich erfcheint. 

77. Auslicferungsvertrag zwiſchen ber Schweiz und 
Großbritannien. Bom 26. November 1880. Ratificirt von 
Grofbritannien am 4. December 1880, von der Schweiz am 
8. März 1881. (Amtl. Sammi. N. F. Bo. V, ©. 313 ff.) 

Erfegt den Auslicferungsvertrag von 1874 (diefe Zeitſchr. Bb. 20, 
Abth. 3, Nr. 62), der darum gekündigt worden war, weil beffen Art. 3 
das abfolute Berbot enthielt, daß Feiner der Bertragsiiaaten feine eigenen 
Angehörigen ausliefern dürfe, fo daß in Folge davon ber Poſtdieb Wilſon 
für feinen in Zürich begangenen Diebftahl ungeftrait blieb, weil England 
ibn weber auslieferte, noch felbit befirafte. An biefem neuen Vertrage 
(Art. 1) verpflichtet fih nun England, alle Perfonen auszuliefern, die 
wegen eines in Art. 2. bezeichneten Bergehens in der Schweiz verfolgt 
werden, während die Schweiz fih nur verpflichtet, alle biefe Perfonen 
mit Ausnahme ihrer eigenen Angehörigen auszuliefern, wogegen fie die 
Beftrafung berfelben übernimmt. Daburd entzieht jih England ber 
Befirafung feiner Angehörigen für auswärts begangene Berbrecen. 
Dies ift die Hauptabweihung vom früheren Vertrage. Sonit ift nod 
zu erwähnen, daß siemlid ausfübrlit bas formelle Verfahren feftgeftellt 
wird, welches in ben beiden Staaten flattfinden muß (bef. Art. 5), daß 
dünftig die Abfendung von Zeugen in das andere Land nur no zum 
Bwed der Ydentificirung ber verbafteten Perſon, nicht mebr zur forme 
liben Beweisführung ftattfindet (Art. 7), und daß nôtbigenfalls die 
Schweiz vor den englifchen Gerichten durch die Kronanwälte vertreten 
fein wird, mic umgefebrt England vor ben fchweizeriihen durch bie 
Staatsanwälte (Art. 9). Andere fleine Abweichungen find nicht febr 
widtiger Natur. 

78. Bundesgefey Über die Roften ber Bunbesredgtss 
pflege. — Bom 25. Bragmonat 1880. (Amtl. Samml. N. F- 
Bb. V, S. 217 ff.) 

Revifion des gleihnamigen Bundeegefehe8 vom 24. Sept. 1856 
im Sinue einer angemeffenen Erhöhung der Einnahmen des Bundes» 


N 
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gericht® und der in Folge der neuen Organifation biefes Gerichts mitsi 
gewordenen Mobdificationen und Ergänzungen. In GCivilproceffen fie 
jede Partei die dur ihre Handlungen entitebenden Roffen ver. fa 
flaatéredtiigen Streitigkeiten follen ber Regel nad weder Gerictige 
bübren bezogen, noch Rarteientfchädigungen zugefprocdhen werden. Des 
Gericht fann Ausnahmen machen, wo es die Art bes Streits oder ber 
Procekführung rechtfertigt. Wenn bie Entihäbigung bes Anwalts der 
Gegenpartei auferlegt wird, bat bas Gericht die Nednung de Anwalt 
nad aufaeftelitem Tarif feſtzuſetzen. 


Zweiter Theil. 
fantonalgefeggebung. 


— — 


I. Allgemeines. 
(Rechtsquellen, Gefeggebung, Publifation ber Gefege u. f. w.) 


79. Berfaffung für den Kanton Graubünden. Bom 
Großen Rath befobloffen am 4 Februar, vom Volfe ange: 
nommen am 23. Mai, von der Bundesverfammlung gewähr: 
leiffet am 2. Juli 1880. (Befond. gebrudt. Verbanblungen deb 
Großen Raths, 1879, Abtb. 2.) 

Schon ein Großrathsbeſchluß von 1878 Batte, veranlaft durò 
eine Vollepetition für Erweiterung ber Volksrechte, Totalrevifion der 
Verfaffung befbloffen. Diefelbe ift bier vollzogen. Und zwar if im 
Sinn jener Petition nidt nur der Kreis der einer Bolfsabftimmung zu 
unterbreitenden Befchlüffe erweitert (Art. 2: Geſetze; Bolziebunggver: 
nrönungen von Bunbesgeleten mit felbitàndigem Inbalt; Beſchlüſſe des 
Großen Raths über Aufftellung neuer Kantonsbehörden; Beichlüffe, 
welde eine Ausgabe von minbefiens gr. 100,000 (auf einmal oder auf 
5 Sabre vertheilt) zur Folge baben (fog. Finanzreferendum); Befchlüffe, 
bie der Große Rath fonft an das Voll zu bringen beichließt;), fondern 
auch neben bdiefes obligatorifche Referendum die Snitiative in Art. 3 
eingeführt, in der Weife, ba 5000 flimmberechtigte Rantonseinmobner 
verlangen fonnen, e8 follen Vorſchläge zum Erlaß neuer oder zur Auf 
bebuna oder Aenderung alter, minbejiens 2 Sabre fon in Kraft be 
febender Gefege der Volksabſtimmung unterbreitet werden. Daran 
feglieffen fi) dann nod die befannten Garantien (Petitionsrecht, Haus: 
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recht, Cigentbum, Semerbefreibeit, Glaubensfreiheit). — Wahl ber Stindes 
räthe burd bas gefammte Rolf in Einem Wablfreis. — Bolitifhe und 
VermaltungsbebBrben: Großer und Kleiner Rath für ben Kanton, Kreiss 
behörden für die Kreife. — Dic Gemeinden haben bas Recht felbländiger 
Semeindeverwaltung mit Ginfchluß der niebern Polizei und der Pflicht 
für ibr Schul: und Armenwefen zu forgen. Erhebung von Gemeinde: 
feuern fubfidiär (foweit der Ertrag des Gemeindevermôgens die Be: 
bürfniffe nicht dedt) zuläßie. — Gerichte: Bermittleramt für ben Kreis. 
Kreisgeriht (Präſident und 6 Brifiser, von den Rreiseinmobnern gewählt). 
Bezirksgericht (Präfivent und 6 Brifiger, von ben Bezirfseinwohnern 
gewählt). Kantonsgericht (Brälivent und 8 Beiliger), Näheres über die 
Gerichte bleibt bem Gefete zu beflimmen überlaffen. — Revifion der - 
Berfaffung fann vom Bolt auf fpontane Anfrage des Großen Ratbs 
oder in Folge eines Initiativbegehrens beichloffen werden. 

SO. Gefet (des Großen Maths des Kantons Züri) betr. bie 
Bebandlung von Snitiativbegehren (Art. 29 der Staats: 
Verfaffung vom 18. April 1869) — Vom 19. Mai 1878. (Amtl. 
Samml. XIX, S. 557 ff.) 

Durd die Staateverfaffung von 1869 ift bas Redt der Initiative 
neben dem Petitionsrecht in einer wohl eber zu weit gehenden Weife 
Einzelnen und den‘ Behörden eingeräumt worden. Diejes Gefep regelt 


die Behandlung der verfchiedenen Snitiativ:Begehren. A. v. 0. 
81. Décret (du Grand Conseil du Canton de Neuchâtel) re- 
latif à l’article 39 revisé de la Constitution cantonale. — Du 17 no- 


vembre 1879. (Rec. des Lois, tome XIV, p. 350 ss.) 

In biefer Geftalt bringt die Gefegfamm[ung die Partialrevifion ber 
Neuenburger Verfaffung zu officielem Ausdrud. Die entfcheidenden 
Daten find aber folgende: VBolfsabfiimmung vom 17. und 18. Mai 1879 
über Einführung des Neferendums, Revifion des Art. 39 der Berfaffung 
in diefem Sinne burd ben Großen Rath am 29. Mai 1879, Annahme 
des revidirten Artikels burd Vollsabfiimmung vom 28. und 29. Juni 
1879. Diefes Dekret theilt den Wortlaut mit, wonach Gejege und 
Defrete allgemeiner Tragweite und nicht dringlicher Natur der Volks⸗ 
abftimmung zu unterbreiten find, auf Begehren von 3000 Wählern. 
Dringlichkeit fann vom Großen Rath nur mit ?/s der Stimmen aus: 
gefproden werden. Ratification ber Bundesverfammlung vom 4.—17. 
December 1879. 

82. Loi (du Grand Conseil du Canton de Neuchâtel) sur 
Pexercice du referendum. — Du 14 juillet 1879, in Kraft mit 
9. Januar 1880. (Rec. des lois, tome XIV, p. 363 ss.) 

Innerhalb 40 Tagen feit Publifation des Geſetzes muf. das 
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Meferendum durch ſchriftliche Eingabe an ben Regierungsrath begehrt 
werden. Jeder Begehrende muß feine Unterſchrift perſönlich geben 
Unterzeichnen für einen Dritten oder mehrfaches Unterzeichnen unterliegt 
einer Strafe von Fr. 50—100, refp. 3—6 Tagen Gefängniß, vorbehälllich 
der Strafen für Fälſchung. Das Stimmrecht der Unterzeichner wird 
vom Gemeinderath beglaubigt. Der Regierungsrath übermittelt nodi 
Prüfung und Richtigbefinden der verfafſungsmäßigen Zahl von 3000 
Unterſchriften dem Großen Rath die Acten, welcher innerhalb 60 Tagen 
ſeit Ablauf der erſten 30 Tage die Volksabſtimmung vor ſich geben läßt. 


83. Lois constitutionelles (du Peuple du Canton de Genève) 
concernant les lieux de vote et sur le referendum facullatif. Bon 
Grofen Rath beſchloſſen ben 26. April 1879, vom Volle an: 
genommen den 25, Mai 1879. (Rec. des Lois, t. LXV, p. 172 ss 
207 8.) 


84. Loi organique (du Grand Conseil du Canton de Genève) 
sur l'exercice du Referendum. — Du 25 juin 1879. (Rec. des Lois, 
tome LXV, p. 230 ss.) 

Nur bas zweite diefer VBerfaffungsgefege intereffirt uns hier: Das 
facultative Referendum wird eingeführt für alle Gefepe und get 
‚geberifchen Befchlüffe de Großen Ratbs; es muß innerhalb 30 Tagen 
feit Publifation des Gejeges durch wenigſtens 3500 Stimmfähige verlangt 
werben. GS darf nicht geübt werden gegen Gefege und Beſchlüſſe, 
welche der Greße Rath als bringlider Natur erflärt bat, fowie nidt 
gegen das jährlihe Büdget als Ganges, wohl aber gegen die, einen Be: 
ftandtbeil desjelben bildende Aufitelung neuer oder Erhöhung beftebender 
Steuern und Anlebensemijfion. 

Die loi organique regelt bas Berfahren bei Ergreifen des Refe 
cenbums, unter Androhung von Strafen für falſche Unterfchriften. 


85. Verordnung (des Regierungsraths des Kantons Scaff 
baufen) betreffend die Berabreihung des „Amtsblattes”, der 
„Beilage zum Amtsblatt”, der „officiellen kant. Gefege# 
Sammlung‘, der „Sammlung fhweizerifher Bundesgefege‘ 
and bes „Regierungslalenders’. — Bom 1. März 1878, 

Berzeichniß der zu unentgeltlibem Bezuge berecbtigten Bebdrden. 
Die Beamten milffen bei Amtswechſel die bezogenen Eremplare ihren 
Amtenadfolgern abtreten, dürfen fie alfo nicht als Privateigenthum 
behandeln. 


S6. Beſchluß (des Großen Rathé des Kantons Graubünden) 
über Regelung der Auflage und Berbreitung der Sefebes 
Rerordnungen und andern amtlihen Bublicationen, fowie 
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bes Amtsblattes. — Vom 27. Mai 1879. (Berbdl. bes Großen 
Ratbe 1879, 1. Salite, S. 8 ff. 118.) 

Sämmtliche im Lauf eines Jahres promulgirten Gefege und Vers 
orbnungen follen im folgenden Sanuar oder Februar in einem befonbern 
Heft zufammengebrudt als Beilage zum Amtsblatt gratis an alle Ve: 
bôrden und Amtsflelen und Abonnenten gefandt werben. Dafür bôrt 
die Sujenbung der Großrathsabſchiede an die Privatabonnenten auf. 
Das Amtsblatt erfheint in bisberigem Umfange, und der Kleine Rath 
mag barüber mit einer Druderei einen Vertrag fließen. Die Behörden 
und Amtsftellen, die bas Amtsblatt gratis beziehen, haben es einbinden 
zu laffen, ebenfo bie Gefetesbefte, und find für vollftindige Ablieferung 
an ihre Amtsnachfolger verantwortlich. 

87. Reglement (der Landegemeinde bes Kant. Appenzell a, Rb.) 
für die Landbsgemeinde-Berfammlungen. — Vom 28. April 
1878. (Amtsblatt 1878, S. 203 ff.) 

$ 9 febt feft: Die Weife der Abfiimmung über Gefegesporlagen 
und fonflige an bie Landsgemeinde fommenbe Anträge wird jemeilen 
vom Rantonsrathe feftgeftellt. 

88. Verordnung (des Kantonsratbs bes Kt. Appenzell a. Rh.) 
betreffend die Herausgabe des Amtsblatts. — Vom 12. No: o 
vember 1878. (Amtsbl. 1878, ©. 354 ff.) 

Regelt Rebaction (in 2 Theilen: Verhandlungen der Behörden 
incl. Gefcte und amtlihe Bekanntmachungen) und Abonnement, refp. 
greieremplare. 

SH. Verordnung (desfelben) betreffend die Herausgabe 
des Amtsblattse. — Bom 17. März 1880. (Amtsblatt 1880, 
S. 144 f.) 

Schließt von der Aufnahme in bas Amtsblatt die eidgenöſſiſchen 
Gefege aus. 

90. Beſchluß (des Regierungsraths des Kantons Bern) bes 
treffend bas Erſcheinen des franzdfifhen Amtsblattes. — 
Bon 21. Sept. 1878. — (Gefete, Delrete und Verordnungen XVII, 
S. 289.) 

91. Tarif (desfelben) für bag Amtsblatt. — Bom 
10. Oft. 1878. (Daf. S. 292 ff.) 

92. Defret (des Grofen Raths des Rantons Bern) betreffend 
bie Aufbebuna der Amtéblattvermaltung und der Papier: 
banblung. — Bom 4 Wintermonat 1879. (Daf. XVIII ©, 220.) 

Statt wöchentlich dreimal wirb bas franzöfifhe Amtsblatt Fünftig 
nur 2mal, gleich bem beutidjen ausgegeben. . 

Der Tarif erhöht die Einrüdungsgebühren. 
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Das Dekret verfügt pachtweiſe Vergebung bes Amtsblatts auf 
dem Wege der Konkurrenz unter den vom Regierunggratbe aufzu: 
fiellenben Bedingungen. Die Bapierhandlung des Staats wird liqui: 
dirt und ber Staat beihafft fünftig fein Papier durch Lieferungsver: 
träge nad bem Grundfape der Ronfurrenz. 


IL Civilredt. 


1. Perfonen- und Familienvedt. 


98. Circulaire (du Conseil d’Etat du Canton de Fribourg) aux 
Préfets concernant la signature des officiers de l'état civil. — Du 
26 avril 1878. (Bull. off. des Lois, vol. 47, p. 233 ss.) 

Da Givifftandébeamte oft ihre Unterfchrift in febr verfdiebener 
‘Art gegeben baben, fo werden die Präfeften aufgefordert, auf ihrem 
Æüreau ein VBerzeihnig ſämmtlicher Unterjchriften der Eivilftiandsbeamten 
ihres Diſtrikts zu halten und die Legalifation jeber Unterfchrift zu ver: 
weigern, mele der im betreffenden Verzeichniß ftebenden nicht entfpridt. 

DA. Verordnung (ded Regierungsraths des Kanton Bafel: 
dandfchaft) betreffend Führung von Familienbüdern (Orte: 
bürgerregiftern) durd die Eivilftanpsbeamten und das Ber: 
abfolgen von Familienbüdlein. — Vom 1. Dez. 1880. 

Vom 1. Januar 1881 an baden die Eivilftandsbeamten aud für 
jede Gemeinde ein Familienbuch (Ortsbürgerregifter) zu führen, worin 
jedem ortebiirgerlifen Yamilienhaupt mit feinen unverbeiratbeten Rin: 
dern eine befonbere Seite zu widmen ift und welches alle in der Ge: 
meinbe beimatberechtigten Familien enthalten fol. 

Sn der Gemeinde Birsfelden, weldye nur eine Einwohnergemeinde 
aft, fol ausnahmsweife vom 1. Sanuar 1881 an jeder Einwohner, der 
fit trauen läßt, in bem Familienbuch eine Seite erhalten. 

Ms Auszüge aus ben Gamilienregiftern werden fog. Familien⸗ 
büdjlein ausgeftellt, deren Benügung für die beftebenden Familien blos 
facultatio, für die neu getrauten Ehepaare dagegen obligatorifch if. 


98. Revidirte Vollzieygungsverorbnung (des Regierungs: 
raths des Kt. Schaffbaufen) zu dem Bundesgefege vom 24. Chrift: 
monat 1874 betreffend Fefiftellung und Beurfundung bes 
Givilftandes und die Ehe. — Bom 16. Mai 1878. (Bom Bundes: 
zath genehmigt den 27. Auguft 1878. (Bef. gedr.) 

96. Anhang dazu (desfelben) enthaltend Gebührentarif 
für die Eivilftandsbeamten. — Vom 6. Sept. 1878. 
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97. Abänderung (besfelben) der Art. 60 und 51 der Voll: 
ziebungsverordnung (Nr. 95). — Bom 28. Februar 1879. 

98. Ergänzung bezw. Abänderung (desfelben) ber Voll: 
ziebungsverordnung (Mr. 95). — Vom 19. October 1880. 

Die Vollziehungeverorbnung giebt fit als eine Neviſion derjenigen 
vom 6. October bis 8. Dec. 1875 (bieje Zeitfchrift Bd. 21, Abth. 3, 
Nr. 65), ohne die fegtere doch ganz aufzuheben, indem es in Art. 68 
bloß beißt: fomeit ihre Beſtimmungen diejenigen der Vollziehungsver⸗ 
ordnung von 1875 erfegen, treten bie lebteren außer Kraft. Der mas 
teriellen Aenderungen find nicht viele, aber die neue Verordnung führt 
ben Inhalt der alten in ungleich genauerer und vollfländigerer Dar: 
flelung weiter aus. Das betrifft nun meifteng Einzelheiten und Spe: 
cialitàten, welde bier anzuführen unverhältnißmäßig viel Raum bean- 
fpruden würde. Aus ben 26 $$ der alten find 64 Art. der neuen 
Verordnung geworden. Neu find hauptfächlich ausführliche Beftimmungen 
über die einzelnen Regifter. Hieraus heben wir bervor: Geburtéregifter. 
Bon jeber angemeldeten unehelihen Geburt ift dem Kantonsgerichts⸗ 
prifibium Anzeige zu maden. Ueber Anerkennung der Brautfindfchaft 
burd den Vater ift ein Protofol aufzunehmen mit Unterfchrift des 
Baters, und dem Rantonsgeridt und der Heimatgemeinde des Baters 
Anzeige zu machen. Bei Legitimation eines unebeliden Kindes durch 
nadfolgende Ehe ift den zur Ginfprade Berechtigten burd bas Amts: 
blatt Kenntniß zu geben und bei Ginfprade innert gefegter Frift bie 
Sade an das Rantonsgeridt zu weifen. Todtenregiiter. Eintrag nur 
auf Grund eines Leichenſchauſcheines. Dann Bewilligung zur Beerdi⸗ 
gung, lebtere in der Gemeinde, in welder der Tod erfolgt if. Ehe⸗ 
tegifter: Bei Prüfung der für eine Eheverfündung vorliegenden Belege 
bat der Eiviliandsbeamte ibm befannte gefegliche Hinderniffe von Amts⸗ 
wegen geltend zu machen. Alle File der Verkündung und Trauung von 
Ausländern find vor der Vollziebung der Vuflisdirection zum Befcheide 
darüber mitzutbeilen, ob bie Requifite des Bundesgeſetzes erfüllt feien. 
Bar eines der Brautleute ſchon früher verehelicht, fo ift die beabfichtigte 
Wiederverehelihung der Waifenbehörde der Wohn⸗ bez. Heimatgemeinde 
mitzutbeilen. ft bas Begehren um Verlündung bei einem andern 
Civilftandsbeamten als bem des Wohnorts des Bräutigams geflellt, fo 
erläßt ber angerufene Beamte die etwa erforderlihen Verkündgeſuche. 
Die Volljährigkeit von im Kanton mobnbaften Trauzeugen beflimmit 
ih nad Schaffhaufer Gefeg. Familienregifter (worüber die Verordnung 
von 1875, $ 16, befondere Vorichriften vorgefeben batte). Für jede 
Gemeinde ift ein Familienregifler der Bürger und ein foldes der Nieder: 
gelaffenen zu führen. In demfelben erhält jede Familie eine befondere 
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Seite, jeweilen bei Verebelihung eines Bürgers oder Niedergelaffenen 
für bie Ehegatten und ihre Kinder, bei Trennung ber Ehe für bie 
Mutter, bei Legitimation eines Kindes zum Finde eines Bürgers, reſp. 
Niedergelaffenen für den Vater und bas Kind, refp. bie Kinder, bei 
Geburt eines unebelihen Kindes für Mutter und Kind. Als Familie: 
bäupter gelten alfo die Ehemänner, bie Väter legitimirter Kinder, bie 
Mütter unebeliher Kinder. Bei allen einzutragenden Perfonen if 
Samilienname, Perfonenname, Ort und Datum der Geburt anzugeben, 
für bie Ehenatten Namen der Eltern, für bas Yamilienhaupt Ben, 
bei Begründung der Familie durch Ehe Ort und Datum der Ehe: 
fhließung. 

Da fih in vielen, befonbers größeren Gemeinden ber führung 
ber Familienregifter der Niedergelaffenen Schwierigkeiten entgegenftellten, 
und in anderen Feine oder unvollfländige Familientegifter vorhanden 
waren, fo beftimmte bie „Abänderung ber $$ 50 und 51,” baf in Ge 
meinden mit flarfer flottanter Bevölkerung fatt ber eigentlichen Familien 
regifter für Niedergelaffene nur Namensverzeichniffe zu fiihren feien, und 
bag da, wo alte Familienregifter mangeln, die Regifter rüdwärts bit 
1800 ergänzt werden follen. 

Die zweite „Ergänzung bezw. Abänderung” verlangt von ben 
Niederlafjungsbewerbern einen beim Givilfiandsbeamten des Nieder: 
laffungsortes zu deponirenden, von dem Eivilftandsbeamten der Heimat 
gemeinde ausgeftelten Familienfdein, reip. Familienbüchlein, worein alle 
Mutationen burd Geburt, Ehe, Tod 2c. einzutragen find. 

99. Beſchluß (des Großen Raths des Kantons Aargau) betr. 
Abänderung der aargauifhen Bollziehbungsverordnung 
vom 26. Wintermonat 1875 zum Bunbesgefet vom 24 De: 
cember 1874 über Givilftand und Ehe. — Bom 18. Winter: 
monat 1879. (Gef.: Samml. n. %. Bb. I, S. 223 f.) 

Betrifft die Entfhädigung des Givilftandsbeamten, der aus ber 
Polizeifaffe der betreffenden Gemeinde zu befolden ift, und zwar nidt 
unter dem Betrag von gr. 12. — für je 100 Einwohner ber Gemeinde 
und im Ganzen nidt unter Fr. 40. — 

100. Beſchluß (des Regierungsraths des Kantons Thurgau) 
betreffend Mittheilung vom Ableben militärdienfl- oder 
erfagpflibtiger Perfonen feiten8 der Civilſtandsbeamten 
an die Sectionshefs, — Vom 26. Bradmonat 1879. (Neue 
Gef.:Samml. III, S. 235.) 

Ergänzung der fantonalen Volziebungeverorbnung zum Bunded: 
gefete über Givilfianb und Ehe burd die Boridrift folder Mittpeilung 
bebufs richtiger Führung ber Militärkontrolen und Dienſtbüchlein. 
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101. Arrdi (da Conseil d'Etat da Canton de Neuchâtel) char- 
geant les officiers de l'Etut civil d'adresser chaque mois au Départe- 
ment militaire la liste des hommes décédés dès l'âge de 20 à 44 ans. — 
Du 13 décembre 1878. (Rec. des Lois, t. XIV, p. 187 8.) 

Der Titel befagt ſchon Alles. 

102. Circulaire (du Conseil d’Etat du Canton de Fribourg) 
ouz Préfets, relatif à l'indication du nom à donner à l enfant trouvé. — 
Du 29 octobre 1879. (Bull, off. des Lois, Vol. 48, p. 317 ss.) 

Dur eine Anfrage der Bundesbehörde fiebt fié die Regierung 
veranlagt, die in der fantonalen Gefeggebung nigt gelöfte Frage, wer 
Jindelfindern den Namen zu erteilen babe, dahin zu enticheiden, daß 
die Prifeften das thun follen. 

103. Beſchluß (des Regierungsratbs des Kantons Luzern) bett, 
Berehnung der Gheeinfprugafrif. — Bom 10. December 1879, 

(Sammi. der Verordn. des Regierunasraths, Heft VI, ©. 27.) 

Die Eheeinſpruchsfriſt beginnt zu laufen mit den Donnerflag, 
an welchem bas die Verfündung der Gbe enthaltende Rantonsblatt 
erſcheint. 
LIOAMA. Decreto (del Consiglio di stato del Cantone del Ticino) 
sulla celebrazione dei matrimoni. — Del 26 Giugno 1878. (Raccolta 
officiale delle Leggi, N. S. IV, p. 103.) 

Trauung bat bei Tage ftattzufinden 


Givilftandéamts. 
105. Geſetz (des Großen Raths des Kant. St. Gallen) betr. 


das Berfahren in Gheftreitfaden und die Folgen der Ehe 
fheidung. — Bom 27. November 1878, in Kraft mit 13. Fas 
nuar/1. Februar 1879. (Gef.-Sammi. N. à. 9. III, ©. 206 ff.) 
Nachdem die Volziehungsverordnung zum Bunbesgefes Über Givil: 
ſtand und Ehe vom 25. Oftober 1875 (bieje Zeitſchr. Bb. 21, Abth. 3, 
Mr. 72) nur die Givilftandsführung geregelt, und der Beſchluß des 
Großen Raths vom 3. December 1874 nebit Vollziehungsverordnung 
dazu (dieſe Zeitſchr. Bd. 19, Abth. 3, S. 118, Nr. 252 und 253) provi⸗ 
ſoriſch die Eheſtreitſachen, die nach den Eheſatzungen des evangeliſchen 
Theils des Kantons unter die Jurisdiktion des Kirchenraths geſtellt 
waren, an Vermittleramt und Bezirksgericht gewieſen hatte, folgt hier 
cin ausführliches Geſetz über Verfahren in Chefaden und Folgen ber 
Eheiheidung. Darnad find Eheſcheidungsklagen und Klagen auf Un⸗ 
gültigkeit einer Ehe bei dem Vermittleramte des Wohnſitzes des Ehe⸗ 
mannes anzubringen, ebenſo Einſprachen gegen den Eheabſchluß bei 
demjenigen des Wohnſitzes des Bräutigams. Die Ehegatten haben per: 
ſönlich zu erſcheinen, Verbeiſtändung ber Frau durch einen Vormund 
Zeitſchrift f. ſchweiz. Recht. XXII. 9 u 8. (3) 3 


und in legaler Sigung bes 
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ift ftattbaft. Der Vermittler madt einen Sfbnverfud, der, falle er ge 
lingt, von den Ehegatten unterzeichnet wird; gelingt er nidt, fo erfolgt 
ber Proceß vor Bezirksgericht, oder bei Konſens beider Parteien fofort 
vor Rantonsgeribt. Die Anfîruftion des Broceffes gefchieht burd den 
Prälidenten oder ein Geridtémitalied durch Einvernahme beider Parteien 
zu Protofoll, Beibringung der angerufenen Urfunden, Ginvernabme vor: 
gefchlagener Zeugen, doch obne Beeidigung derfelben, Erhebung Ärztlicher 
Befunde; bieje Akten ftehen den Parteien zur Ginfidt offen, dann erfolgt 
mündliche Verbandlung vor Gericht bei gefchloffenen Thüren. Das Ges 
richt erfennt auch über die folgen der Eheſcheidung, falls nicht darüber 
fon eventuell vor Bermittleramt eine Berftändiaung unter den Parteien if 
erzielt worden. Das Gericht fann an die Parteien Fragen zur Auf 
klärung bes Sachverhalts flellen, Parteieneid I nur über vermögens= 
redtlige Punkte zuläffig. Die Zeugen können vor Gericht nochmal 
abgehört werden. Das Gericht enticheidet, ohne an Zugelländniffe oder 
Beweisregeln gebunden zu fein, nach innerer Weberzeugung, bei Nicht: 
erfcheinen einer Partei auf Grund des vorliegenden Aetenmaterials, 
Gegen die Urtheile der Bezirksgerichte ift Appellation an bas Kantons: 
gericht nach Borfchrift des Civilproceßgeſetzes flatthaft, das Rechtsmittel 
der Kaffıtion if ausgefchloffen, bagegen dasjenige des „Neuen Rechts” 
zuläffig, ebenfall nah Maßgabe des Givilproccpaefches. 

Die gänzlich gefchiedene Frau bebält bas burd die Heirat et: 
worbene Bürgerrecht, verliert aber den familiennamen des Mannes. 
Sie if in der Regel (Ausnahme bei Gemerben, wo Siderftellung er= 
folgen muß) berechtigt, fofortige Herausgabe des Frauengute zu ver: 
langen. Braut: und Hochzeitsgeſchenke, die fich die Ehegatten gemacht, 
find gegenfeitig zurüdzugeben, foldhe von Verwandten und Freunden zu 
gleichen Theilen zu theilen. Iſt der Ehemann der fchuldige Theil, fo 
bat die Frau außerdem Anfprud auf eine Entfhädigung, ebenfo erhält 
eine folhe der Ehemann bei Schuld der Grau. Die Höhe berfelben 
beftimmt bas Gericht unter Würdigung aller perfönlihen und dfonomi- 
{ben Umftinde. Periodifhe Entibidigung bôrt auf mit Wiedervers 
beiratung des bezugsberechtigten Theils. Die Kinder find dem einen 
Ehegatten oder beiden unter der Borausfegung möglichſt guter Erziehung 
und Verpflegung zuzutbeilen, und der Beitrag jedes Elterntbeil8 an deren 
Unterhalt zu beftimmen. Dies gilt aud bei Scheidung von Tiih und 
Bett. Ebenfo ift Berfügung zu treffen, ob, wie oft und wo ein Ebes 
gatte die Kinder, die bem andern zugetheilt find, feben und fpreden 
könne. — Wenn bei Verlobten ber eine Theil ohne Verfhuldung des 
andern vom Œbeverfpreden zurüdtritt, fo bat der andere Anfprud auf 
Schadenerfag. Bei Nichtigerflärung einer Ehe ift der unfchuldige Theil 
gleich einem gefchiedenen Ehegatten zu behandeln. 
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106. Loi (du Grand Conseil du Canton de Genève) modifiant 
l'art, 2 de la Loi du 5 avril 1876 sur l'Etat civil, le Mariage et le 
Divorce. — Du 15 juin 1878. (Rec. des Lois, tome LXIV, p. 213 8.) 

. Beftimmt, daß die Gemeinde Genf und biejenigen Landgemeinden 
welche wenigſtens 1000 Einwohner haben, den Civilſtandsbeamten einen 
Gefretär beigeben fönnen, der die Regifterauszlige unterzeichnen darf. — 
Das Geſetz ift aufgehoben in Folge Aufnahme in ben Art. 2 der 

107. Loi (du même) sur l'Etat civil, le Mariage et le Divorce, — 
Du 20 mars 1880. (Reo. des Lois, tome LXVI, p. 123 ss.) 

Dieſes Gefet tritt an die Stelle des gleihnamigen vom 5. April 
1876 (biefe Zeitfchr. Bo. 21, Abth. 3, Nr. 104). Es reproducirt aber 
völlig beffen Inhalt mit Ausnahme des jegt weggelaffenen titre VI, 
chap. 2, section 6 de la séparation de corps, und des umgearbeiteten 
titre VI, chap. 2, section 2 de la procédure en divorce. Was ben 
erſten Punkt betrifft, fo ift jegt, mit Ausſchluß des im alten Art. 125 
dem Flagenden Theil eingeräumten Wahlrechts zwiſchen Klage auf gina: 
lihe oder temporäre Gbefdeibung im Fall eines Scheidungsarundes, nur 
das Redt des Gerichts übrig geblieben, bei tiefer Zerrüttung des ebe- 
Iihen Lebens, ohne Borbanbenfein eines befondern Scheidungsgrunds 
auf temporäre Scheidung zu erfennen (Art. 93). Hinſichtlich des zweiten 
Punktes, des Verfahrens bei Scheidungsklagen, geht die Umarbeitung 
wejentli in ber Richtung forgfältigerer und ausführlicherer Rejelung 
namentlich bezüglich der Folgen des Nichterfcheinens einer Partei zum 
Sühnverfuche vor dem Präfidenten oder zur Verhandlung vor Gericht, 
Gbiftalcitation eines, unbefannt wo, Abwefenden, Rechtsmittel (nament: 
lib Appellation) gegen das Urtbeil (Appellationsfrift 30 Tage feit Fn: 
finuation des Urtbeils), mag es auf contradictorifche Verhandlung oder 
gegen einen Nichterfchienenen ergangen fein. 


108. Sejey (des Großen Ratho des Kantons Luzern) über die 
ehelide Bormundidaft. — Vom 25. Bintermonat 1880, in 
Kraft getreten am 12. Jänner 1881. (Sammlung der fant. Gef. 
Bb. VI, ©. 377 ff.) 

109. Vollziebungsverorbnung (des Regierungéraths bes 
Kantons Luzern) zu biefem Gefege. — Vom 11. März 1881. 
(Samml. ber Berorbn. des Regierungsraths, Heft VI.) 

Schon 1869, anläblid der Revifion des Bormundfchaftsrechtes, 
{ollte auch das ebelide Gfterrecht, weil burd bas Civilgeſetzbuch formell 
und materiell eng mit jenem verbunden, durch ein neues Geſetz geregelt 
werden. Der 6. Titel erfien Tbeils des bürgerliden Gefeubuches, der 
von ber Bormunbfchaft handelte, enthielt auch zugleich die Beflimmungen 
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über die ebelide Bormunbibaft, welche nur als eine Art der Geſchlechts⸗ 
beiftandfchaft behandelt mar. So wurde gleichzeitig mit dem Entwurf 
eines VBormundfchaftsgefeges auch derjenige eines Gefches betreffend die 
güterrechtlihen Verhältniffe der Ehegatten ausgearbeitet. Aber während 
ber erftere {fon auf 1. Mai 1871 als Gefet in Kraft trat (biefe Zeit: 
fbrift Bb. 18, Abth. 3, S. 31, Nr. 51), fließ ber letztere auf qrofe 
Hinderniffe, weil man dabei in mweitareifenbe materielle Aenderungen ge: 
ratben mar. Ea machte fi die Tendenz geltend, bem Ehemann freiere Gand 
in Verwaltung und Dispofition über bas Grauenqut zu geben; das bürger- 
lite Gefegbud 65 182 u. 183 batte vorgefchrieben, daß bas Frauengut, fos 
weit in Rapitalbriefen beftebend, in der fog. Depofitalkaffe hinter dem Gez 
meinberath zu verwahren fei, und bem Manne nur mit ſchriftlicher Einwilli⸗ 
gung der Frau durch amtlidhe Vermittlung könne herausgegeben werden. Dem 
entgegen ftellte ber erfte Gefepesentwurf vom Jahr 1873 das Prinzip auf, 
bag Güterverbindung unter der Gand und Verwaltung des Ehemannes ob: 
ligatorifch, obne Einſpruchsrecht der Ehefrau oder einer Behörde, einzutreten 
babe, wenn ber Ehemann der Rormundfchaftsbehörde für die Hälfte des ihn 
zu Rbergebenben beweglichen Meiberguts angemeffene Sicherheit leiſte. Thue 
er bas nicht, fo fei vom beweglichen Frauenvermögen der Betrag bis zur 
Hälfte besfelben dem Ebemann vorzuentbalten und in die Depofitalfaffe 
niederzulegen, und es bleibe bem Ehemann nur die Nugniefung an tiefem 
Theile. Dasfelbe gelte für bas ber frau während der Ehe zufallende 
Vermögen. Die geliherte Hälfte mülfe unantaftbar bleiben, beftimmte 
Ausnahmen vorbehalten. Tiefer Entwurf paffirte im März 1874 bie 
erfte Lefung im Großen Rath. Aber jept trat ein Stillſtand ein. Die 
zweite Beratbung im Sommer wurde verfhoben, und zwar mit Rüds 
ficht darauf, dba die Stellung der Frau im Konkurſe des Mannes einen 
Hauptfireitpunft bilde, nun aber demnächſt ein eidgendffiihes Konkurs 
gefeß werde erlaffen werden, das man lieber noch abwarten wolle. Ein 
weiterer Grund, den man nicht offiziell angab, fcheint aber gemefen zu 
fein, dag die Eicherung der Hälfte des Weiverguts gar Mancheu [mer 
auf ben Magen fiel und man wünidte, bas Gefeg möge ftatt des 
Ehemanns die Kaflanien aus dem Keuer bolen. Als dann die -Ausficht 
auf ein baldiges Zuftandefommen des eidgen. Konkursgeſetzes wieder 
ſchwand, wurde die Sache wieder an Hand genommen, und 1878 wurde 
ein neuer Entwurf ausgearbeitet, der den Titel ,,Gefet über die ebeliche 
Vormundfhaft” erhielt, weil auch die perféntigen Beziehungen der Ehe: 
gatten Hereingezogen wurden. Die wejentliche Abweichung vom eriten 
Entwurf beftebt darin, daß die Sicherung der Hälfte des Franenguts 
wegfällt, dagegen ber Frau für ihr Cingebradtes ein Konfureprivileg 
gewährt wird. Daraus ift bas vorliegende Gefes entitanden, obſchon 
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der Regierungsrath durch Botſchaft vom 15. September 1879 dem Syſtem 
des erſten Entwurfs (obligatoriſche Sicherung der Hälfte des Frauenguts) 
mit gewidtigen und ernflen Gründen dae Wort geredet batte. 

$$ 1—4 behandeln die perjönlichen Beziehungen der Eheleute: 
gegenfeitige Pflicht der Treue, Ehemann Haupt der Familie, Frau feinen 
Gefchlechtsnamen und fein Gemeindebiirgerredt annchmend, feinen Wohn: 
fig theilend, durch ihn als den ebelihen VBormund vertreten. $ D: Die 
Frau bleibt Eigenthümerin ihres Œingebradten, fo lang eg in des 
Mannes Befig it. $ 6: Der Mann nimmt das Fraucengut ohne amt: 
lihe Vermittlung zu Handen, quittirt dafür rechtsgültig, verwaltet, nuß: 
nieht, veräußert und verpfünder es, falls nicht durch Bertrag vor der 
Ehe fein echt hierin befhränft wird: alsdann Depofition der Titel des 
Frauenguts in der Depofitalfaffe. $ 7: Scriftlihde und amtlich be: 
glaubigte Suftimmung der Frau iſt uôtbij für beläftigende Erwerbung 
einer Liegenfibaft zu Handen der Ehefrau oder für Beräugerung oder 
Berpfändung einer ihr gehörenden Liegenſchaft. Erhebt die Frau gegen 
den Vermögensbezug Einſprache, fo entſcheidet der Heimatsgemeinderath, 
ob und welche Sicherheit der Ehemann zu leiſten habe. Er kann auch 
von ſich aus bei begründeter Bejorguis einer Gefährdung des Frauen: 
guts einen ſolchen Entſcheid faſſen. Fällt der Entſcheid gegen den Be: 
aug aus, jo kommen die Vermögenstitel in die Depoſitalkaſſe. 8: Weber 
bas vom Ehemann bezogene Frauengut jollen die Gbeleute ein Inventar 
(enthaltend ein fpecifisirtes VBerzeichnig der Gutyaben und der Schulden, 
der Licgenfhaîten und der Fahrniſſe nebft Schagung derjelben) längitens 
binnen drei Monaten nach der Berebelibung aufnehmen uno unter: 
zeichnen und die Unterſchriften nebit Datum ‚durch den Gemeinderaths— 
präſidenten des Wohnorts beglaubigen laffen. $ 9: Gleiches Redt zur 
Snventarijirung baben Eheleute jchon beltebender Ehen, während drei 
Monaten feit nfrafttreten des Geſetzes. F 10: Während der Ehe an 
die Frau fallendes Vermögen iſt gleichermagen in den nächjten drei 
Monaten zu inventarijiren. $ 11: Vorbehaltenes Gut der Ehefrau (von 
der Bormundihaît des Pannes ausgenommen und ihrer freien Vers 
fügungsgewalt überlaffen) find ihre Kleider, Bierratben, Geſchenke an 
fie mit dieſer ausdrüdiiden Beltimmung und was ihr der Ehemann 
bis auf höchſtens !/s des Frauengutg duch Vertrag vor der Ehe .zur 
freien Verfügung überläpt, endlich, was die Frau aus einem auf ihren 
Namen und ihre Rechnung geführten Gejchäfte erwirbt. $ 12. Die Er: 
rungenfchaft (außer derjenigen, aus dem vorbebaltenen Sur der Frau) 
gehört dem Ehemann. $ 13: Die Ehefrau fann feine perjünligen 
Schulden eingehen, fo lang die eheliche Vormundſchaft beftebt. Was 
fie aber von einem Dritten unter entgeltlichem Titel erhält, kaun bdiefer 
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zurückfordern, falls er bas Entgelt nicht bekommt, ſoweit es noch in 
natura vorhanden oder die Ehefrau dadurch bereichert iſt. Für vorehe⸗ 
liche Schulden haftet die Ehefrau unbedingt, und der Ehemann ſo weit 
das von ihm bezogene Frauengut reicht. In gleicher Weiſe haftet das 
Frauengut für Schulden aus rechtswidrigen Handlungen der Frau. 
S 14: Die Ehefrau fann ohne Mitwirfung ihres Ehemanns ober eines 
Beiftands fiber ihr Vermögen legtwillig verfügen. $ 15: Berfügungen 
und Verpflichtungen der Ebefrau in Haushaltungsfachen verpflichten den 
Ehemann, ebenfo Handlungen der Grau in ihrer Eigenſchaft als Ge 
bilfin de8 Mannes in einem Beruf. Wil ein Mann feine Frau in 
biefen Beziehungen beſchränken, fo muß er eine öffentliche Rundomadgung 
provoziren, die der Einwohnergemeinderath des Wohnorts nad Prüfung 
ber Sade und Anhörung der Frau erläßt. $ 16: Zu Abſchluß von für 
die Grau onerofen Nechtsgefchäften mit bem Mann oder unter deſſen 
Zuſtimmung mit einem Dritten bedarf die Frau eines außerordentlichen 
Beiſtandes, unter keinen Umſtänden aber kann ſie für irgend Jemand 
Bürgſchaft leiſten. $ 17: Treibt die Frau mit Einwilligung bes Mannes 
auf ihren Namen und ihre Rechnung ein Geſchäft, fo ift fie in Bezug 
auf basfelbe völig handlungsfähig, haftet perfönlich mit ihrem ganzen 
Bermögen für die Gefhäftsichulden und bezieht allen Nugen als vor 
bebaltenes Gut. Iſt es ein Handelsgefchäft, fo bat fie id in das Firmen: 
regifter einzutragen und die Firma muß die volle Bezeihnung Frau“ 
führen. Ohne Erfüllung dieſer Vorſchriften haftet der Mann neben der 
Frau für ihre Verpflichtungen. $ 18: Bei begründeter Beſorgniß eines 
dem Frauengut drohenden Verluſis hat der Heimatsgemeinderath auf 
Verlangen der Frau oder von ſich aus, immerhin nach Anhörung des 
Manns, Rückerſtattung oder möglichſte Sicherung des Frauenguts zu 
verfügen. Alsdann Niederlegung besfelben in der Depofitallaffe. Der 
Ehemann darf aber von der Frau oder ihren Rechtsnachfolgern aus bet 
Trauengutsforderung nicht an ben Konfurs getrieben werden, wenn € 
benfelben fein Vermögen, foweit nôtbig, abtretungsweife überlägt. $ 19: 
Die ebelihe Bormunbidaft und der Niebbraud des Mannes am Frauen: 
gut hört auf bei Tod eines Ehegatten, bei Scheidung, bei Konkurs des 
Ehemannes bis zur Konkursaufpebung refp. geridtlitem Accommobement, 
bei Unterfuchungs oder Strafbaft des Ehemanns bis zu deren Beenbi 
gung; bei Entzug burd ben Heimatsgemeinderath wegen Unterlaffung 
ber Pflicht, für den Unterhalt der Familie zu forgen. $ 20: Bei Be 
vormundung des Ehemanns enticheidet berfelbe Gemeinderath, ob de 
Vormund zu Handen ber Familie oder die Fran felbft ihr Vermögen al 
verwalten und zu nutznießen babe. $ 21: Bet Aufbdren der ehelichen Bor 
munbidaft bes Mannes ($ 19) bezieht die Frau ihr Eingebrachtes unge 
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fegmälert aurüd, foweit e8 in natura vorhanden if, für bas nicht mehr Vor: 
banbene bat fie cin Forberungsredt an ben Mann, foweit diefer nicht nach: 
weifen fann, daß e8 ohne feine Schuld untergegangen oder im ausſchließlichen 
Antereffe der Frau verwendet fei. Hausgeräthe und Kleidungsflüde, foweit 
burd Gebraud in der Haushaltung entwerthet oder zerflört, werden nicht 
erfegt. Auf Liegenfchaften der Frau fann der Mann Verwendungen in An: 
rechnung bringen, die er aus feinem Vermögen und zur Wertherhöhung 
der Liegenichaft gemadt hat. $ 22: Mit Aufhören der ebeligen Vor⸗ 
mundſchaft wird die Frau eigenen Rechtes und verwaltet und nubt ihr 
Bermögen jelbft, muß aber daraus den ehelihen Aufwand beilreiten und 
Baftet Dritten für alle von da an contrabirten Schulden unbedingt. 
6 23: Im Konfurs des Ehemanns nimmt die Frau das noch in natura 
vorhandene Frauengut als ihr Gigentbum an fit. Sf weniger als die 
Hälfte vorhanden oder gefidert, fo bat fie bis zum Belauf diefer einen 
Hälfte für ihre Anſprache ein Borrebt in IV. Klaffe, die andere Hälfte 
wird in V. Klaffe collocirt. Zur Geltendmahung des Borredts werden 
als Beweismittel nur anerfannt das nad SG 8—10 angefertigte Inventar 
und ôffentlibe Urkunden, welche beweifen, daß die Frau das behauptete 
Gutbaben wirflid befaß. $ 24: Gänzlich oder zeitweife gefchiedene Ehe⸗ 
leute baben während der Dauer der Scheidung fein Erbredt. $ 25: 
Bei Scheidung von Tijd und Bett und gänzliger Scheidung beitimmt 
bag Geridt je nach bem Verfchulden und mit Rückſicht auf bas Vers 
mögen die vom einen an den andern zu leitende Entihädigung und 
Beitragspfliht an die Erziehung der Kinder. F 26: Die gefchiedene 
Ehefrau behält das Ortébürgerredt des Mannes, nimmt aber ihren ange⸗ 
borenen Familiennamen wieder an. $ 27: @beverträge gegen die Bes 
Rimmungen diefes Gejeges find ungültig. $ 28: Rekursrecht gegen alle 
Entjiheide des Gemeinderats an die Regierung binnen 20 Tagen. 
$ 29: Das Gefeß gilt für alle, auch auswärts wohnenden Kantone 
bürger; für bie im Kanton mobnbaften Kantonsfremden infoweit, als 
es fid um ihre Haftbarkeit für die im Kanton contrahirten Schulden 
handelt und biejes Gejeg für den Gläubiger günfliger if. $ 30: Die 
Civilſtandebeamten follen den Eheleuten nad der Trauung vom Inhalte 
ber $$ 8 und 23 des Gefeges Kenntniß geben. 

Die Bollziehbungsverorbnung ftelt ein Formular für bie 
Snventarsbeglaubigung der Gemeindebehörde (Bei. $ 8) auf und giebt 
Boridriften über die nad bemfelben $ 8 von der Gemeindebehöche zu 
führende Rontrole biejer Beglaubigungen. 

110. Gefet (des Großen Rathes bes Kantons Aargau) zur 
Abänderung einzelner Beftimmungen des Berfonenredts. 
— Bom 16. Bintermonat 1880, vom Boll angenommen ben 
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22. Mai 1881, in Kraft getreten ben 1. Xuli 1881. (Se. 
Samml. N. 3. I, S. 250 f.) 

Diefes Gefeg zufammen mit dem unten sub Mr. 179 aufgeführs 
ten figurirt in der Gefegesfammlung unter Einer Nummer (49) als 
„Zwei Gefete als Grundlage zu einer Hypothekarordnung für den Kans 
ton Aargau”. Das Verlangen nad einer Gefeggebung über bas Hypo- 
thefarwefen im Sinne der Einführung eines Grundbuches batirt ſchon 
von längerer Zeit ber, eg Tiegt auch der Entwurf einer Hypothekarord⸗ 
nung für den Kanton Aargau und eines Einführungsgefeges dazu nebft 
Tarentariî, ſämmtliches bas Ergebnif einer erften Beratbung des Großen 
Ratbes vom 10. März und 4. Mai 1866, georudt vor. Diefer Ent: 
wurf behandelt nicht nur das Hypothefarmejen, fondern gebt auf voll= 
fändige Durchführung des Grundbudbivfiems für Cigentbumetibergana, 
Scrvituterribtuna und Bfandbeftelung an Liegenfhaften. So viel wir 
wiffen, if aber feither die weitere Arbeit fiegen geblieben, und ftatt der 
vor 15 Jahren verfuchten, allumfaffenden Regelung der Frage bat man 
fib für fchrittweifes Norgeben entichieden. Die vorliegenden zwei Gefebe 
erfdeinen auch erft als Voritufen zur Erreihung ber Hauptſache. Das 
erfte erfegt zunächſt die $$ 55—60 des bürgerlichen Gefegbuches, wonach 
der Ehefrau für die Hälfte ihres eingebrachten Cuts ein auf das nanze 
Vermögen bes Gbemannes fit erftredendes Pfandrecht zuftand, ftatt 
deſſen fie nur im Fall ungenügender Sicherheit befondere Sicherftellung 
verlangen fonnte, während dagegen der Ehemann jederzeit befunt mar, 
von fih aus flatt diefes allgemeinen Pfandrechts befondere Eicherheit 
zu beftelen. Das neue Gefeg führt nun „als Grunblage für die Fünf: 
tige Hypothefarordnung” bas Brincip der Specialität des Pfandrechts 
hier ein und Debt daher bas geſetzliche Pfandrecht der Ehefiau am ganz 
zen Vermögen des Mannes auf. Dafür beftimmt es: die Ehefrau if 
jederzeit (nicht bloß wie bisher bei nicht hinlänglich erachtetem Schuge) 
befugt, von bem Manne Sicherſtellung der Hälfte ihres Eingebracdten 
zu verlangen. Dasfelbe Benehren fünnen bie Verwandten und der bet- 
matlihe Gemeinderatb felbît gegen den Willen der Frau ftellen, wenn 
ibr Vermögen ermweislih mit Berluft bedroht ift (entfprechend ven bié- 
berigen $ 60). Bei Weigerung des Ehemannes oder bei Streit über 
die Größe der zu verfihernden Summe oder über Aulänglidfeit der 
Sicherheit entfcheidet der Richter des Mobnort8 des Mannes. Hiezu 
fommt bann noch die Beftimmung, daß die Frauengutsforderung in 
Schuldenrüfen, amtlihen Güterverzeichniſſen (benef. inv.) und Gelts: 
tagen von Amtsiwegen aufzunehmen find. 
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111. Berordnung (des Kantonsrathe des Kantons Schwyz) 
betreffend die Legitimation vorebeliher Kinder dburd die 
nadbfolgende Ehe ihrer Eltern. — Bom 11. Juli 1879. (Gef. 
Samml. VIIL ©. 248 ff.) 

Im Anfblug an den burd Art. 54 der B.-B. nnd Art. 41 des 
Bundesgefeges über Givilftund und Ehe aufgeltellten Grundiag: die 
unebeliden Kinder treten dur nachfolgende Ehe der Eltern in die 
Rechte und Pflichten ebelider Kinder; ebenfo, wenn fie zur Zeit der 
Berheiratung der Eltern ſchon todt find, ihre ebeliden Nachkommen. 
Borausjegung der Legitimation ijt Erzeugung des Kindes von dem be- 
treffenden Ehegatten. Wird diefe beitritten, fo it die daberige appel: 
Iable Klage im gewöhnlichen Eivilprozeßwege bei dem Gericht des Wohn⸗ 
ort$ des angebliben Vaters anzubringen. Die Civilftandsbeamten baben 
die von ihnen eingetragenen Legitimationen im Amtsblatt zu publiiren, 
um allfälligen Intereffenten bas Redt der Einfprache zu ſichern. Dieſes 
Recht verjährt in Jahresfriſt feit der Publikation. 

112. Gefet (deg Grogen Jatbes des Kantons St. Gallen) 
über die Legitimation. — Vom 23. November 1878, in Kraft 
mit 13. Sänner 1879. (Gej.:Sammil. N. %. Bo. III, ©. 197 f.) 

Sn Ausführung von Art. 54 der V.:8.: die Legitimation eines 
unebeliben Kindes wird entweder durch nachfolgende rechtsgültige Che 
feiner Eltern oder durch Beſchluß des Grogen Ratbes bewirft. Am 
eritern gall Pflicht der Anzeige Seitens der Eltern an den Givilitands- 
beamten jpäteitens innerhalb 30 Tagen jeit der Trauung (B.:8. über 
Giviljtand und Ehe Art. 41), bei Buße bis auf 100 Fr. Am zweiten 
Fall find die Voraugjegungen Gejuchltellung durch den Vater, im Fall 
von beffen Tod durch die Mutter, Einwilligung des Kindes, refp. jeiner 
gefegfihen Vertreter, Suitimmung des andern Ghegatten, fofern der 
Gefuchiteller verheirater if, abjolute lnmôalidfeit der jept noch erfols 
genden Heirat der Eltern. Erbberedhtigte Berwandte des angeblichen 
Vaterg und die Behörde feines Heimatsortes können gegen &efuche, die 
legtever felbit ftellt, Einjpruch erheben, müffen aber glaubwilrdig dare 
thun, daß die Baterjdaft nur fingirt fe. Derſelbe Einſpruch ift zus 
Caffig, wenn die Mutter nach Tod des angeblihen Vaters das Geſuch 
fieltt, doch fRUt ihr dann der Beweis zu, daß der Betreffende wirklich 
der Vater und daf die Ehe nur durch deffen Tod gehindert worden fei. 
Der Regierungsrath, an den bas Gejud zu richten if, bat den Gin: 
jpruchsberedhtigten auf geeignete Weile Kenntniß davon zu geben unter 
Anfegung einer Notbfrift für Einſpruch. Den Entſcheid bat der Große 
Rath. — Legitimirte Kinder erwerben Gefchlehtenamen uno Bürgerrecht 
ihres Vaters und treten in ale Rechte und Pflichten ebelid geborener 
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Kinder ein. Bei Legitimation durch nachfolgende Ehe der Eltern erſtredt 
ſich bie rechtliche Wirkung berfelben auf die eheliche Nachkommenſchaft 
eines unebeliden Kindes aud dann, wenn basfelbe zur Zeit der Berehe 
lichung der Eltern nidt mehr lebt. 

113. Beſchluß (der Landbsgemeinde des Kantons Glarus) be: 
treffend Behandlung ber Baternitätsfälle. — Vom 8. Juni 
1879. (Madträge zum Landébud, Heft 1, 1879, S. 88 ff.) 

Laut Kantonsverjafjung !) ift der „Stilftand“ der Kirchgemeinde 
(Präfident der Crtépfarrer) die einleitende Behörde in Paternitätsfälen. 
Darauf beruht auch vie Behandlung der Vaterfchaitsflage im Civilgeſe 
bud $ 186 ff. Das Piarramt, bei welhem die Schwangerſchaftsanzeige 
zu gefcheben batte, befdied ben Beflagten zu allfälliger Anerkennung ver, 
übermittelte bei beffen Abläugnung die Sade dem Stillftande, der no: 
mals die Parteien anbörte und zu verfländigen fudte, und machte dem 
Ehegerichte Mittbeilung von ben Verhandlungen; die gerichtliche Ber: 
banblung erfolgte einen Monat nad der Niederfunft. — Der net 
Beſchluß Ändert daran in Folge der Einrichtung des Civilſtandsweſens 
Tolgendes: an die Stelle des Pfarramtes tritt der Kivilftandsbeamtt, 
ber bie Anerkennung der Baterfdaft burd ben Beklagten protofolit 
und unterzeichnen läßt, die Nichtanerfennung obue Unterfchrift des Be 
flagten protofellitt, und der Klägerin vom Protokoll Behufs Vorlage 
vor Bermittleramt, eventuell Gericht, Abjchrift ertheilt. Die eigentliche 
Vaterſchaftoklage if nad erfolgter Niederfunft beim Vermittleramt dei 
MWohnortes des Beflagten anbingig zu machen und völlig gemäß der 
Eivilprozekordnung zu verhandeln, mit ber einzigen Ausnahme, daß der 
Zufprud des Kindes an einen auferebeliden Vater unter allen Umfän: 
ben durch bag Che: eventuell Appellationsgericht zu erfolgen bat un 
bezüglich des Beweiseides die im Givilgejes F 193 f. feftgefegte Pe: 
fhränfung aufrecht erhalten bleibt. Jeder Abſpruch über den Stand 
eines außerebelihen Kindes ii den betbeiligten Civilitandsämtern (fatt 
wie bisher Givilgef. $ 203 den betheiligten Stillfländen) zur Kenntnik 
zu bringen. 

114. Großrathobeſchluß (des Großen Raths des Kantons 
Aargau) über Außerfrafterflärung der Beftimmungen des 
allgemeinen bürgerlihden Gefesbudes bezüglih des Zu: 
ſpruchs unebelider Kinder an die Mutter. — Bom 13. Mai 
1879. (Gef.-Sammi. N. F. Bb. I, S. 205.) 

Die beziigliden Befimmungen des birgerlidgen Geſetzbuches mer: 
ben als durch bas Bundesgeſetz über Givilftand und Ehe außer Wirk: 
famfeit getreten erflärt. 


1) Bergl. aber unten Nr. 142. 
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115. Loi (du Grand Conseil du canton de Genève) abais- 
sant l'âge de la majorité en matière d'adoption. — Du 21 février 
1880. (Rec. des Lois, tome LXVI, p. 72 s.) 

An Stelle von Art. 346 des Code civil, wonad der zu Adop⸗ 
tirende bis zum 25. Altersjahre die Einwilligung feiner Eltern  Beizu: 
bringen, und nad diefem Termin ihren Math einzuholen bat, wird 
beftimmt, bag überhaupt, aud vor dem 25. Fabre, nur Ginbolung des 
Ratbes nöthig fei. 


116. Beſchluß (des NRegierungsrathes des Kantons Unter- 
walden nid dem Wald) betreffend Bogtsvorfhläge und 
Bogtswahlen — Bom 22. Funi 1878. (Amtsbl. 1878, Nr. 
26, S. 412 f.) 

117. Verordnung (des Landraths biefes Kantons) betref⸗ 
fenb Uebermadung des Bormundfhaftswefene — Vom 
16. Dezember 1880. (Vefonder8 gebrudt und Amtsbl. 1880, Nr. 52, 
S. 1044 f.) 

Laut „Beſchluß“ bat der abtretende Vogt jemweilen vor der Red: 
nungsablage bem betreffenden Waiſenvogte ben Freundſchaftsauszug 
(d. b. Verfügung des Berwanbtibaftérathes) vorzulegen und vom Waiſen⸗ 
vogt den Boridlag einzuholen, wer als Vogt für die fünftige Amtsdauer 
beftimmt werden fol. (Nah Vormundſchaftsgeſetz, bürgerliches Geſetz⸗ 
bud von 1852, $ 155 ff. ift nämlich jeder Vogt berechtigt, mit Ablauf 
feiner zweijährigen Rechnung einen neuen Vogt beflimmen zu lafjen.) 

Die „Verordnung“ fchreibt vor, daß der Landrath auf je drei 
Fabre ein Regierungsrathsmitglied als Vorficher des Vormundſchafts⸗ 
wefens bezeichnen fol, welcher die Aufgabe der jährlichen Prüfung der 
Taifenvogtsprotofolle bat, befugt ift, fih durd ben Waifenvogt von dem 
Borbanbenfein der deponirten Vogtefindergiilten zu überzeugen, neuents 
ftebende Vogteien oder VogtsentIaffungen zu begutachten und die Bôgte 
vorzufchlagen bat, ben Landweibel für Führung ber Vogtsfontrole in 
Anfprud nehmen fann, bei Weigerung eines von ibm ernannten Bogts 
nad Entgegennahme der biefilr geltend gemachten Gründe die bezüg- 
fihen Anträge an ben Regierungsrat fielen fol, und für Alles einen 
Sabresgebalt von 50 Fr. aus ber Staatsfaffe bezieht. 

118. Bormundfhaftsgefeg (des Großen Raths bes Kantons 
Baſelſtadt). — Vom 23. Februar 1880. (Gef. Samml. XX, ©. 2 ff.) 

119. Verordnung (des Regierungsratbes des Kantons Bafel: 
flabt) betreffend die Einführung des Bormunbidaftsgefetes. 
— Vom 19. Mai 1880. (Daf. S. 64 ff.) 

120. Reglement (besfelben) betreffend die Berwahrung 
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ber bei bem Waifenamte binterlegten Titel. — Bom 7. Juli 
1880. (Daf. ©. 174 fi.) 

121. Rathsbeſchluß (vesjelben) betreijend die Ausführ— 
ung des Bormundjhaftsgejeged. — Lom 1. Dezember 1880. 
(Dai. S. 208 7.) 

Der Wunſch nad einem neuen Bormundfdaitégeles an Stelle 
der alten bisher aeltenden Bogtsorönung für vie Stadt von 1747 und 
für den Landbezirf von 1806, wozu im Laufe der Zeit nod über Gin: 
gelbeiten eine Reibe von Gefegen und Bervrönungen binzugefommen 
waren, batte jib fon öfter Ausbrud verſchafft. Es it wahr, ein dem 
Redte nicht vertrauter Bormund batte Mühe, fih aus diejem Gejepes- 
beitande ein deutliches Bild feiner Aufgabe zu machen, und ebeujo wahr 
ift, bag gerade ſolche Grundjäge, mwelde auf die Verwaltung der beute 
vorwiegenden Vermögensbeſtände Lbeiondere pajfen, in den geltenden Ge: 
fegen mangelten. Wenn dennoch feine j@retenden Webelitände hervor: 
traten, jo verdanfte man das zum grofien Theile der Umfibt und für: 
forgliden Beratbung der Zunftvorſtände, in deren Hand die Leitung des 
Vogteiweſens rubte. Aber aud in legterer Hinficht war der Slaube, daß 
die Zünfte ihrer Aufgabe fernerbin genügen fonnten, erjhüttert worden, 
weniger Dadurch, dag Fälle von Yeruntreuungen von Bogtsgut vor: 
gekommen waren, welde doch immerhin vereinzelt waren und theilweife 
ven Zünften nicht einmal zur Laft fielen, ale vielmehr dadurd), daß 
mehrere Zünfte, namentlich ſpecifiſche Handwerferzünfte, ſich außer 
Stande erflärten, fernerbin den an fie geitelten Unforcermigen bezügs 
lich ver Bejtellung geeigneter Vigte aus ihren Genoſſen genügen zu 
können. Enifheidend aber für die Neorganijation des Vogtsweſens war 
der Umſtand, daß man jih entibleB, — und zwar nicht blo iu Rüd: 
fiht auf Art. 46 der neuen Bundesverfafjung und das vor 2 Jahren 
in nahe Ausſicht gerüdte Bundesgeſetz Über die civilrebtiiden Verbali: 
niffe der iedergelaffenen mit feinem Princip der Unwendung des 
MWohnjigrechtes, fouvern in Rückſicht auf die oft ſchlimme Lage der von 
ihren Heimatgemeinden und Heimalfantonen in Vogteiſachen vernad: 
läfjigten Miedergelaffemen ſelbſt, — da man fig entihloß, das bisber 
bloß für die Kantonsbürger geübte Vogteiwefen aud auf die ſchweize⸗ 
rifben Miedergelaffenen auszudehnen. Die Zünfte als rein bürgerliche 
Korporationen hatten fih blog ihrer Angehörigen angenommen, die 
gurforge für Niedergelaffene war deren Heimat überlajfen geblieben. 
Mit jenem Entſchluß mußte daher guerft die Trage in den Vordergrund 
treten, ob die Urganifation der Vogteibehörden die alte bleiben finne; 
ob nidt vielmehr die Zünfte diefe ihre Tbâtigfeit nun an eine neue 
Behörde abzugeben gendtbigt feien. Die Zumftvorftände, von der Juſtiz⸗ 
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direktion ſelbſt darüber berathen, konnten ſich nicht völlig einigen. Allers 
dings war es nur eine kleine Minderheit, welche kategoriſch erklärte, 
den durch Zuwachs der Niedergelaſſenen vermehrten Pflichten und Auf⸗ 
gaben Mangels genügender Zahl geeigneter Perſonen nicht mehr Stand 
halten zu können, die überwiegende Mehrheit erklärte ſich wohl bereit, 
die Vogteibeſorgung über die ihnen zugewieſenen Niedergelaſſenen auch 
zu übernehmen, war aber darüber auch wieder uneins, ob man die 
letztern geradezu als Zunftgenoſſen aufnehmen, die Zünfte alſo ſammt 
ihrem Vermögen ganz des bisherigen bürgerlichen Charakters entkleiden 
folle, oder ob die Niedergelaſſenen nur gleichſam Schutzgenoſſen der 
Zünfte für die Vogteien werden, von Mitgliedſchaft und Antheil an 
Genuß und Beſtimmung über das Vermögen aber ausgeſchloſſen fein 
ſollten. Bei dieſer Zerfahrenheit der Meinungen hatte die Anſicht, welche 
eine ganz neue Organiſation ſchaffen wollte, von vornherein gewonnenes 
Spiel, und auch der im Großen Rath zuletzt noch gemachte Verſuch, die 
Zünfte menigfteng für die Bürger als Vogteibehörden dadurch zu retten, 
daß bloß für die Niedergelaffenen ein unter der YJuftizdireftion ftebenbdes 
Maifenamt errichtet werde, unterlag, wenn auch mit einer refpeftabeln 
Minderheit, gegenüber dem Antrag der Regierung. Diejer, nun zum 
Gefeb erhoben, itellt für Bürger und fehweizerifche Niedergelaffene ein 
Maifenamt als Bormundichaftsbehörde auf.!) Dasfelbe, unter die Obere 


1) Die Zünfte haben damit die Icpte ihnen noch bisher gebliebene 
Funktion als öffentliches Organ verloren. Ihrer völligen Aufhebung 
ſtand weſentlich das Hincernif entgegen, daß fie, und einige von ibnen 
ganz erhebliche, Vermögen haben, deren Verwaltung unter Oberaufſicht 
des Bürgerraths geltelit int. Uno der Bürgerrath, ſchon weil er dieſe 
tbeilweife wenigfleng Stiftungsharafter tragenden Bunftoermbgen nicht 
der willfürlichen Verfügung einer zum Privatverein gewordenen Genof: 
fenjbaft fiberfaffen durfte, tyeils die Möglichkeit einer Erfaffung nener, 
dent Gemeinweſen erfurieglihen Aufgaben durch die Zünfte in's Auge 
faffend, bat dann dur den Beſchluß betreffend Organijation der Zünfte 
vom 17. Februar 1881 (Geſ.Samml. XX, ©. 223 ff.) diejelben als 
bürgerliche storporationen neu fonitituirt, zwar fo, daß ein Zwang für 
den einzelnen Bürger au Annahme einer Zunft nicht mebr beiteht, da: 
guaen die Zünfte jeden mebrjibrigen in bilrgerliben Rechten uno Ehren 
Itebendben uno unbefcholtenen Bürger, der fid bei ihnen melbet,. aufs 
nebmen milffen, und zwar der Art, oaÿ die Angehörigen jedes Gewerbe 
oder Berufs die Zunft annehmen bürfen, auf welde ibr Gewerbe oder 
Beruf fie nach bisheriger Uebung weist, oder faus eine ſolche Direktion 
dur ibren Beruf nicht gegeben il, die Zunft ihres Vaters; neue Bürger 
und Söhne von Bürgern, welche bisher feiner Zunft angehörten, wenn 
fie nicht durch Beruf oder Gewerbe auf cine Zunft angemiefen find oder 
von fi aus auf einer Zunft Aufnabme gefunden baben, vom Bürger: 
rath auf ihr Begebren einer Zunft zugewirjen werden. 
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aufficht des Juſtizdepartements geſtellt, beſteht aus der Maifenfommifiion, 
dem Waiſenſchreiber und deſſen Subſtituten. Die Waiſenkommiſſion 
beſteht aus Präſident und 4 Mitgliedern, vom Regierungsrath auf 6 
Jahre gewählt; letzterer wählt auf gleiche Amtsdauer den Waiſenſchreiber 
und deſſen Subſtituten aus doppeltem Vorſchlag der Waiſenkommiſſion, 
mit Beſoldung von 4—5000 Gr. für jenen, 2000—3500 Fr. für dieſen. 
Die Waifentommilfion it Ehrenflele (PBräfident 1000 Fr., Mitglied 
250 Fr.). Der civilrechtliche Theil des Gejeges enthält ebenfalls gegen 
über dem bisher geltenden Rechte durchgreifende Neuerungen. 

Fälle der Vormundſchaft. Tiefelben find nun im $ 11 
genau aufgeführt: 1. Minderjährigkeit, 2. geiftige und Förperliche Se: 
breen und Verſchwendung, 8. Ronfurs des Mannes (für Ehefrauen), 
4. Zuchthausſtrafe, eventuell Gefängnißitrafe, 5. Landesabmwefenheit und 
Bermißtfein. Dazu fommt als wichtige Neuerung $ 12, wonad ber 
Vater vermôge der väterlihen Gemalt eine anderweitige Vormundſchaft 
über feine minderjährigen Kinder ausfchließt (während bisher leptere bei 
Tod der Mutter einen Vogt gemöhnlih aus den mütterliden Bermanbd- 
ten erhalten hatten). Gingelbefiimmungen dieſes Abſchnitts über Ent: 
ziehung der bem Vater überlaffenen Vertretung und Berwaltung des 
Kinderguts, Aufbebung der Bormunbdidaft über Ehefrauen von Falliten 
(bei Befriedigung ſämmtlicher Gläubiger), befonders aufällige Abtretung 
der VBormundfchaft liber Niedergelaffene an ihre Heimatgemeinde, Be: 
vormundung auswärts niedergelaffener Kantonsbürger, Bevormundung 
von Wichtichweizern fünnen bier nur angedeutet werden. 

Einleitung der Bormunbdidaft Die Pfliht zur Leber: 
nahme einer Bormundjchaft liegt zunädit den Verwandten des zu Be 
vormundenden bis zum 4. Grad, Mangels folder allen im Kanton 
wohnbaften Bürgern und fchweizerifhen Niedbergelaffenen ob. Ablebs 
nungsgründe in $ 24. Wenn in den erfien zwei Wochen feit bem bie 
Bormundichaft nöthig machenden Ereigniß die Verwandten feinen Bors 
mund vorjhlagen, fo ernennt einen folhen die Waifenfommiffion, die 
zu biefem Iwede von ben betreffenden Amtsitellen Anzeige von Todes⸗ 
fällen, Konfurserfenntnifien, Berurtheilungen u. |. f. zu erbalten bat. 
Sie fann aud den von ber Bermanbtidaft vorgefchlagenen Vogt zurüds 
weifen. Weigerung der Uebernabme einer übertragenen Bormnndfcaft 
Tann von der Waijentommifjion mit Buße bis auf 200 Fr. belegt wer: 
ben. Der ernannte Vogt legt ein Handgelübde ab. Bis zu feinem 
Bogteiantritt haben die Verwandten die Intereffen des zu Bevormun: 
benden zu wahren, eventuell bat die Waifenfommiffion Sicherungsmaß: 
regeln zu treffen. Ales für ben Vormund Gefagte gilt aud für den 
Rebenvormunb. 
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Pflichten des Vormundes. Hier zunächſt der aus der alten 
Vogtsordnung herübergenommene, für die moderne boftrinäre Gefete 
gebung fait zu naiv fhône Sag, daß der VBormund für die leibliche und 
geiftige Wohlfahrt des Mündels fo forgen fol, mie ein ordentlicher 
Hausvater will, dag vorfommenden Falle für die Seinigen geforgt würde. 
Der Bormund bat 1) die Vermaltung des Miindelguts. Dod muß er 
Titel auf Inhaber bei dem Waifenamt hinterlegen, wenn er nicht ges 
nügende Kaution leitet. Zur Veräußerung und Verpfändung von Werth⸗ 
papieren und zur Anlage von Rapitalien bedarf er der Genehmigung 
des Nebenvormundes. Der Nebenvormund ifî eine neue Einrichtung. 
Bisher batte der Vogt feine Verwaltung allein geführt, aber bei Abs 
legung der Bogtsrehnung mußte er die Unterfchrift der Verwandten auf 
derfelben erlangen, und bei biefer Gelegenheit fonnte er für fchlechte 
Anlagen u. dergi. verantwortlich gemacht werden. Jetzt muß er ſchon 
vor Vornahme des betreffenden Rechtsgeſchäfts die Einwilligung bes 
Nebenvormundes einholen. Für nod Wichtigeres (Antritt einer Erb: 
fbaft oder Verzicht darauf, Bürgerrechtsaufgabe und sermwerb, Verfügung 
über Liegenfchaften, Pachtverträge, Webernahme und Liquidation eines 
Erwerbegefhäfte, Bürgfchaften und Wechfelverpflihtungen) bedarf der 
Bormund fogar der Einwiuigung der Waifenfommiffion. Dritten ge: 
genüber können die ohne folbe Einwilligung abgefchloffenen Gelhäfte 
freilich nur angefochten werden, wenn jene in böſem Glauben oder grob 
fahrläffig gehandelt haben (3. B. nicht aljo gegenüber gutgläubigen Ere 
werbern von Titeln, die der Vormund mit Fälfhung der Unterfchrift 
des Nebenvormundes verfauft bat). Uftien und dergleihen Papiere fol 
ber Bormund nad Uebernabme der Vormundſchaft môglibft raſch liqui: 
diren (befondere Serumftändungen vorbehalten). Der Arbeitserwerb des 
Münbels ift diefem zu laffen, fo lange er feinen fchlechten Gebraud da⸗ 
von madt, fonfliger Erwerb (burd Erbſchaft u. f. f.) fällt unter die 
Verwaltung des Bormunbes. Der Bormund errichtet bei Uebernabme. 
ber Bormundihaft ein vom Waifenamt zu genebmigendes Inventar 
und legt ibm jührlih Rechnung Über feine Berwaltung ab. An die 
Bermögensverwaltung fembliefit fich 2) die Vertretung des Mündele durch 
den Bormund in allen Redisgejchäften. Rechtsgeſchäfte, die der Bor: 
mund für ben Mündel abgefchloffen bat, berechtigen oder verpflichten 
ben legtern nad außen unbedingt, und für allfälligen Schaben fann er 
fit nur an den Vormund halten. Ohne des leptern Genehmigung abs 
gefdloffene Redtsgejhüfte des Mündels find für diefen nicht verbindlich, 
wohl aber flir die andere Partei, wenn nicht der Vormund bie Genebs 
migung geradezu verweigert. Der Bormund haftet für diligentia quam 
suis rebus dem Mündel aus feiner Bormundfchaftsführung ein Jahr 
lang nah Aufhören der Bormundfcaft. 
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Pflibten des Nebenvormundes Mufer ber fon oben 
erwähnten Pflicht der Prüfung, eventucd Genehmigung ber genannten 
Rechtsgeſchäfte bat er Überhaupt die der Auffiht über die Geſchäfts⸗ 
führung des Bormunbes, ber Prüfung des Inventars und ber Red: 
nungen und ber Bergleihung bes in Tegtern aufgeftellten Vermögens: 
flatus mit dem wirklichen Vermögensbeſtande, fomie (bei Richtigbefinden) 
ber Unterfchrift der Rechnung, wodurch er fi für bas Vorbandenfein 
bes Vermögens nach Answeis des Status haftbar madt. Weigert er 
fi zu unterfchreiben, fo bat die Waifenfommiffton zu unterfuden. Er 
baftet auch für diligentia quam suis rebus, nach Befinden des Geridts 
mit und neben bem Vormund, theilmeile oder folidarifch, bezüglich Ver: 
nachläffigung feiner Auffihtspflict nur jubibiär. 

Pflihten bes Maifenamtes. Berchtigung, eventuell Vers 
pflichtung zu Entlaffung von Vormündern und Nebenvormündern und 
zu Erlaf von Weifungen an diefelben. Genaue Buchführung über alle 
Bormundfchaften durch den Waifenichreiber. Prüfung der Inventarien 
und ber Vogtsrehnungen, jener innert Monatsfrift nad Eintritt des 
Grbfall8, biefer alljährlich, durch die Maifenfommiifion, bei Richtigbefund 
Genehmigung, bei Œutbedung von Schaden dur Schuld des Bormun- 
bes Sorge für gerichtlihe Belangung des lettern, nöthigenfals Ernen⸗ 
nung eines Streitvogtes; Redt jederzeitiger Aufforderung zu Borlegung 
bes Vermögens des Minbels oder zu Ablegung andermeitiger Neben: 
ſchaft. Gegen füumige Vorminder zunähft Orbnungsbußen bis 100 Fr., 
im Notbfall Verzeigung an den Givilgerichtspräftdenten zu Einleitung 
des fchnelfen Vogtérechts (laut Betreibungsgefeg von 1875, $ 92 n. 93). 
Die Mitglieder des Waifenamtes baften perfönlich fir Arglift und grobe 
Tahrläfiigkeit. Für Veruntreuung ber beim Waifenamt hinterlegten 
Titel haftet der Staat mit Regreg gegen den Schuldigen. 

Bormundfhaftlide Pflichten des Vaters. Mie oben bes 
merft, ift es für Bafel etwas Neues, daß der Vater bas durch Tod ber 
Mutter ben Kindern zufallende Vermögen in feine Verwaltung befommt. 
Smmerbin ift er nod infofern firenger gehalten als in den meiften Ge: 
fegen anderer Länber, baß er ganz auf gleiche Linie mit einem gewöhn- 
Yihen Vormunde bezüglich Verwaltung des Rinberguts, Rechnungsſtellung 
u. f. w. geftellt if. Dasfelbe gilt aud bezüglich des ben Kindern bei 
Lebzeiten ber Mutter zufallenden Vermögens, falls nicht der Zumendende 
bie freie Verfügung des Baters angeordnet bat. Was bisher nirgends 
ganz beftimmt ausgefproden gemefen, wenn auch thatfäæli in ber 
Regel geübt war, wird jebt gefetlich fanftionirt, nämlid das Recht der 
Eltern, refp. des Überlebenden Elterntheils auf Nutnießung bes Kinder: 
vermbgens, fo lange die Kinder minberjäbrig find und der Elterntheil 
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Aufnahme derjenigen vorfchreibt, welche eine gemiffe 
Bemeinde gewohnt haben (Näheres $ 6 und 


> “imum ber Aufnahmsgebühr für Schweizer 


‘f 800 Gr. feftfegt. 
neinde bes Kantons Appenzell A.⸗Rh.) 


Pe, ets und bes Gemeinbdebiirs 
R, © ırziht auf diefe Redte. — Vom 
. e N „78, ©. 190 ff.) 

x ut ber Rantongrath auf gehörigen Ausweis 


höchſtens 500 Gr. für Ausländer höchſtens 

ateffen Ermäßigung oder ganzer Erlaß). Unentgelt: 

von Kantondbürgern in bas Bürgerrecht ber Gemeinde, 

.ıt 5 Jahren gewohnt haben. Sonft find die Gemeinden 

„eraufnahmen nidt verpflichtet. Verzicht it nur ftattbaft Seitens 

‚ungsfähiger Perfonen, die fdon bas Bürgerrecht eines andern 

„antons refp. einer anbern Gemeinde erworben oder zugefichert erhalten 

haben. Wer auf das Bürgerrecht einer Gemeinde des Landes verzichtet, 

ift unter Suftimmung des Regierungsraths aud aus bem Lanbredte zu 
entlaffen. | 

127. Berordnung (bed Regierungsrathes des Kantons Aars 
gau) über theilweife Abänderung der Vollziehungsverord— 
nung vom 16. Januar 1855 zum Ronfordat über die Form 
ber Heimatfheine — Vom 13. Sanuar 1879. (Geſ.⸗Samml. 
N. F. Bb. I, S. 195 f.) 

Gebühr für ein Heimatjcheinformular 20 Rappen, für Arme 
bleibt e8 bei 10 Rappen. 

128. Gefet (des Großen Raths des Kantons Zürich) betref= 
fend die Erhebung der Eivilgemeinde Truttifon zu einer 
polititden Gemeinde. — Bom 28, April 1878. (Off. Samml 
XIX S. 548.) 

Eine große Anzahl von Civilgemeinden (f. Nr. 129) war mit 
Petitionen um Erhebung zu politifben Gemeinden an den Kantons: 
rath gelangt. Bon allen biefen Begehren erfhien ber Behörde nur 
dasjenige von Truttifon als gerechtfertigt. Hier waren die Faktoren zu 
einem eigenen politifhen Gemeinwefen vorhanden. Durd die bejabende 
Volksabſtimmung ift Truttifon mit Neujahr 1879 als die 3weibunbdertfte 
in die Neibe der politifden Gemeinden eingetreten, in kirchlicher Bes 
giebung gebört fie nad wie vor zu Trüllikon. A. v. 0. 

129. Gefep (des Großen Rath des Kantons Zürich) betrefs 
fend die Eivilgemeinden. — Bom 19. Mai 1878. (Off. Samml, 
XIX, ©. 561 ff.) 
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nicht berührt; ausgenommen von dieſem Satze ſind ſolche Frauen, welche, 
wie namentlich die Fallitenfrauen, nicht mit bem Manne in Güter: 
gemeinfchaft leben. Fallitenfrauen können inbeb [don dann unter Vor: 
mundſchaft geftellt werben, wenn ihr Ehemann burd feine Handlungen 
Anlaf giebt zu der Befürchtung, daß ihr Vermögen burd ibn gefährdet 
merde. 0. 

123. Rreis{dreiben (von Landammann und Regierungératy 
des Kantons St. Gallen) an die ſämmtlichen Bezirtsammänner 
und Baijenbebôrden desfelben, betreffenb vormundfdaft: 
liches Verfahren in Angelegenheiten von Berurtbeilten und 
im Rriminalverbaft befindlihden Perfonen. — Bam 30, No: 
vember 1878. (Gef. Samnl. N. %. Bo. III, S. 193 f.) 

Es wird den Bezirld: und Waifenämtern eingefchärft, auf fofor: 
tige Vormiinderbeftellung für Perfonen, die fih in Kriminalverhaft oder 
in einer Kriminalfirafanftalt befinden, bedacht zu fein (gemäß Art. 18 
und 104 des Vormundſchaftsgeſetzes), damit die von ihnen zurüdgelaffene 
Habe nicht anderweitiger Verfügung anbeimfilit. 

124. Arrêté (du Conseil d'Etat du Canton de Fribourg) con- 
cernant la tenue des registres pour le contrôle des interdits et des 
condamnés à la privation de l'exercice des droits politiques. — Du 
30 octobre 1878. (Bull. off. des Lois, vol. 47, p. 151 ss.) 

Die Auftizdireftion bat cin Generalrepertorium berjenigen Ge 
richtsurtheile und Sprüche richterliher Behörden zu führen, welche Ein: 
ftellung in den bürgerlichen Rechten oder Entzug berfelben gegen Frei: 
burger oder im Kanton niebergelaffene Schweizerbürger ausfpregen. 
Mit diefem Generaltepertorium follen Spezialregifter über Interdiktionen 
(Ruratelbeftellung wegen Verſchwendung), über Fallite und Afforbanten, 
über forreftionell Berurtbeilte, über die mit Wirthshausverbot Belegten, 
über die friminell Verurtheilten forrefpondiren. Die Einträge in biefe 
Regifter werden auf Grund des Amtsblattes, in welchem die Urtbeile 
publicirt werden, gemadt. Zu biefem Bebuf follen die Gerichtsfchreiber 
dafür beforgt fein, daß innerhalb 8 Tagen, nachdem bas Urtheil Rechts: 
fraft erlangt bat, die Publikation im Amtsblatt erfolge. 


125. Bürgerrechtsgefeu (des Großen Raths des Kantons 
Bafelftadt). — Vom 27. Januar 1879. (Gcf-Samml. XIX, S. 390 fi.) 

Dem in $ 18 der Rantonsverfaffung aufgefteliten Grundfag, daß 
bie Aufnahme neuer Bürger môglibft folle erleichtert werden, Tommt 
biefes Geſetz nach, indem es, abgefeben von unentgeltliber Aufnahme 
von Perfonen, die fid in Wiffenfhaft, Runft oder Induſtrie ausgezeich⸗ 
net oder durch andere Leiftungen um bas Gemeinwefen verbient gemadt 
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baben, unentgeltliche Aufnahme derjenigen vorfchreibt, melde eine gewiffe 
Zeit in der betreffenden Gemeinde gemohnt haben (Näheres $ 6 und 
8), und Überhaupt das Marimum der Aufnahmsgebähr für Schweizer 
auf 500 Fr., für Ausländer auf 800 Fr. feſtſetzt. 

126. Gefet (der Landsgemeinde des Kantons Appenzell ANO.) 
über die Erwerbung des Lanbredts und bes Gemeindebür— 
gerredts, fomie Über ben Verzicht auf diefe Redte. — Vom 
28. April 1878. (Amtsbl. 1878, S. 190 ff.) 

Das Lanbredt ertheilt der Rantonsrath auf gehörigen Ausweis 
(Gebühr für Schweizer höchſtens 500 Gr., für Ausländer höchſtens 
1000 Fr., nad Ermeffen Ermäßigung oder ganzer Erlaß). Unentgelt- 
Ihe Aufnahme von Kantonsbürgern in das Bürgerrecht der Gemeinde, 
in der fie feit 5 Nabren gewohnt haben. Sonft find die Gemeinden 
zu Bürgeraufnahmen nicht verpflichtet. Verzicht ift nur ftatthaft Seitens 
banblungsfäbiger Perfonen, die fdon bas Bürgerredht eines andern 
Kantons refp. einer andern Gemeinde erworben oder zugefichert erbalten 
baben. Wer auf das Bürgerrecht einer Gemeinde bes Landes verzichtet, 
ft unter Auftimmung des Regierungsraths auch aus bem Landredte zu 
entlaffen. | 

127. Berordnung (bea Regierungsratbes bes Kantons Nat: 
gau) Über theilmeife Abänderung der Vollziehungsverord— 
nung vom 16. Januar 1855 zum Ronfordat über die Form 
der Heimatfheine — Vom 13. Januar 1879. (Gef.:Sammi. 
N. F. Bo. I, ©. 195 f.) 

Gebühr für ein Heimatjcheinformular 20 Rappen, für Arme 
bleibt es bei 10 Rappen. 

128. Gefet (des Großen Raths des Kantons Zürich) betref- 
gend bie Erhebung der Civilgemeinde Truttifon zu einer 
politif den Gemeinde. — Vom 28. April 1878. (Off. Samml. 
XIX ©. 548.) 

Eine große Anzahl von Givilgemeinden (f. Nr. 129) war mit 
Petitionen um Erhebung zu politiihen Gemeinden an ben Kantons: 
rath gelangt. Bon allen diefen Begehren erfdien ber Behörde nur 
basjenige von Truttifon als gerechtfertigt. Hier waren die Faktoren zu 
einem eigenen politifhen Gemeinwefen vorhanden. Durch die bejabende 
Bolfsabftimmung ift Truttifon mit Neujahr 1879 als die zweihundertfte 
in die Reibe ber politifhen Gemeinden eingetreten, in kirchlicher Bes 
ziehung gebbrt fie nad wie vor zu Zrüllifon. A. v. 0. 

129. Gefet (des Großen Raths des Kantons Zürich) betrefs 
fend bie Eivilgemeinden. — Bom 19. Mai 1878, (Off. Samml, 
XIX, S. 561 ff.) 
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Sn einzelnen Theilen des Kantons Zürich, fo namentlid in den 
Bezirken Pfaffifon, Hinweil und Ufter giebt es nod eine große Zahl 
folder fogenannten Givilgemeinden; e8 find bie alten landwirthſchaft⸗ 
lien Berbände bes Mittelalters, fie haben ein befondere8 Gut, rein 
Drtlide Sorgen und bilden Unterabtbeilungen der politifben Gemeinden. 
Das Befireben ber Staatsbehörden gieng von jeher auf Bereinfagung 
bin, db. 5. auf Berminderung der Givilgemeinden und Bereinigung cin: 
zelner Höfe mit folden. Das Gemeindegefeg von 1875 batte auf Grund: 
Tage ber Berfafiung von 1869 (Art. 47) diefelben zu bloßen Korpora- 
ticnen obne Öffentlihen Charalter, aljo namentli ohne Steuerredt, et: 
färt.?) Allein bas Wolf hängt febr an diefer alten Einrichtung und 
lofalen Sefbfiänbigfeit. Obiges Geſetz mußte diefen Eivilgemeinden bas 
Befteuerungsrecht für fpezielle und Brtlite Gemeindezwede zurüdgeben, 
und damit werden fie überhaupt aus ber Stellung von Korporationen 
wieder zu derjenigen von Gemeinden erhoben, welde mit Geneb: 
migung der Cberbebôrden und im Einverfländnig mit den politifchen 
Gemeinden aud einzelne, fonft den legtern zukommende Angelegen: 
heiten (Bafjerverforgung, Straßenbeleudtung, Feuerlöſchweſen und Aehn⸗ 
liches) beforgen fönnen. 

6 5 lautet: „Betreffend der Mebrlaiten, welche für die politifchen 
Gemeinden in Kolge der Bellimmungen des Stragengefebe8 und Ge: 
meindegefeßes infofern eingetreten find, als Obliegenbeiten ber Givi: 
gemeinden an die politiiden Gemeinden übertragen wurden, find die 
Givilgemeinden verpflichtet, billigen Erfag durch Abtretung eines Theild 
bes Givilgemeinbeguts oder Bezahlung jabriiber Beiträge zu leiften. 
Infofern eine Verfländigung Über die. Größe des Erſatzes nicht erzielt 
werden fann, fteht der Entjcheid hierüber den Vermaltungsbebbrden zu. 
Mit Genehmigung des Regierungsrathes können indeffen bie politiſchen 
Gemeinden auf folde Erfagleiftungen ganz oder theilmeife verzichten.“ 

Eine notbwendige Konfequenz diefes Geſetzesvorſchlages war denn 
aud bas Wiederaufleben des Civilgemeindebürgerrehts. Die Erwerbung 
besfelben ift übrigens nur dann obligatorifch, wenn ber Petent in der 
Givilgemeinde wohnt. Die übrigen Beflimmungen beruhen im Wefent: 
lichen auf einer analogen Anwendung des Gemeindegejeges auf biefe 
Heinern lofalen Kreife. 

Das ganze Gefej beweist, daß das Leben mächtiger ift als bie 
Theorie. A. v. 0. 

‘ 180. Loi (da Gr. Cons. du canton de Fribourg) sur les communes 
et paroisses. Du 26 mai 1879. (Bull. off. des Lois, vol. 48, p. 200 ss.) 


1) Beral. biefe Zeitihr. XXI, 3, S. 62—64 Nr. 125. 
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131. Décret (du même) auforisant la promulgation immédiate 
des articles 203 à 208 de la loi sur les communes et paroïsses. — Du 
14 novembre 1879. (Ibid. p. 141 ss.) 

Das biemit außer Kraft gefegte Semeinbegefet vom 7. Mai 1864 
{biefe Zeitfcär. Bb. XIII, Abth. 3, S. 102, Nr. 12) batte die Gemein: 
den principiell als Bürgergemeinden fonftituirt, aber für Beratbung und 
Beſchlußfaſſung in Saden, welde für alle fteuerpflidtigen Einwohner 
peluniäre Ronfequengen nad fit ziehen, diefen bas Recht der Theilnahme 
gegeben. An Folge mebrfader (zwar abgewiefencr) Rekurſe von Nieder⸗ 
gefaffenen an den Bundesrath wegen angeblider bunbesverfaffungswte 
briger Hintanfegung (3. 8. B.:8. von 1879, III, S. 692 ff.) if nun 
bag Gemeindegefeg auch rebaftionell in Einklang mit der Bunbesver- 
faffung gebradt. An $ 5 und 6 find den Bürgern für Theilnabnie an 
der Gemeindeverfammlung gleichgeftellt die feit wenigfteng drei Monaten 
in der Gemeinde niedergelaffenen Schweizerbürger. Dafür beftimmt der 
neue Art. 10, daß Befchlüffe über VBürgergüter und Bilrgernugungen, 
fowie Bürgeraufnabmen nur burd die Bürger gefaßt werben. Der 
Gemeinderath wird bemgemäß, ftatt wie bisher bloß von den Bürgern, 
von den Bürgern und den genannten Niedergelaffenen gewählt, $ 27, 
und wählbar find fortan auch lebtere, nicht bloß wie bisher erftere, 
S 71. Dasfelbe Princip wird binfichtlich der Rirdgemeinden durchgeführt, 
SS 264, 272. Das Gefek ift fonft feinem ganzen ausführlichen Inhalt 
nad (Organifation ber Gemeinden, Gefhäftsführung derfeipen u. f. w.) 
fait wörtlihe Wiederholung des alten von 1864. 

Diefes Gefet fonnte in Folge Refurfe8 dagegen an die Bunbes: 
behörben nicht fofort eingeführt werden, ber Große Rath erffärte aber 
als brinalid bas fofortige Snfrafttreten von Art. 203 ff., welde von 
administration exceptionelle des communes in einer vom 1864er Gefet 
etwas abweichenden Weife handelt, Der Staatsrath fann nämlich ben 
Gemeinderath aufidfen bei Widerfeglichfeit gegen beffen Berorbnungen 
und Befehle und bei unordentlicher Berwaltung, und Tann dann tem: 
poräre Abminifiratoren aufftelen, zunähft auf 4 Sabre, nad deren 
Verfluf Erneuerung auf 4 Fabre ober bei Gemeinden unter 150 Seelen 
auf Begehren der Hälfte der Steuerpflichtigen Bereinigung mit einer 
benachbarten Gemeinde erfolgen fann. 

132. Arrêté (du Conseil d'Etat du canton de Fribourg) sur 
l'établissement et le séjour. — Du 30 avril 1880. (Bull. off. des Lois, 
vol. 49, p. 60 ss.) 

An Gewärtigung eines Bundesgefetes über biefe Materie ftellt 
vorliegende Verordnung nur bas in einer Reihe von Oefetesbeftimmun: 
gen Berftreute als BolziebungSverordnung zum Gemeindegefeg vom 
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26. Mai 1879 tit. VII zufammen. Webrigens weſentlich abminiftrativer 
Natur. Der Große Rath bat dur Dekret vom 8. Mai 1880 bicje 


Berordnung approbirt und in Kraft erflärt. (Bull. off. des Lois, 
vol. 49, p. 72 8.) 


188. Decreto (del consiglio di Stato del cantone del Ticino) 
circa la necessità di ritenere responsabili le Municipalità dei versa- 
menti di lutte le tasse e multe esatte dai rispettivi Funzionari militari 
comunali. — Del 29 settembre 1879. (Racc. off. delle leggi, N. S. 
V, p. 216.) 


Da der Gemeinderath die mit Bezug der Militärfteuern betrauten 
Beamten ernennt, fo haftet er aud dem Staat für Eingang der Steuern 
und Bußen, und fann daher von ben Beamten Kaution verlangen. 

18A. Loi (du Grand Conseil du canton de Vaud) sur les im- 
positions communales. — Du 17 mai 1880. (Rec. des Lois, vol. 
LXXVII, p. 88 ss.) 


Veflimmt die Voraugfegungen und Bebingungen, unter benen 
bie Gemeinden Steuern erheben dürfen, befonbers: Ermädtigung durch 
den Staatsrath, wo feine Oppofition gegen ben bezüglihen Beſchluß 
erhoben ift, und durch ben Großen Rath im Falle von Oppofition. 

135. Décret (du Grand Conseil du canton du Valais) concer- 
nant lu jouissance des avoirs bourgeoisiaux, — Du 25 novembre 1880. 
(Impr. sép. 

Das Geſetz vom 27. November 1877 (diefe Zeitfchr. XXI, Abth. 
3, Nr. 141 c.) erwies fit in der Ausführung als zu Divergenzen Anlap 
gebend, daher biefes Dekret, bebufs Erzielung von Uebereinſtimmung in 
den Reglementen aller Gemeinden, feffegt: innert Jahresfriſt müfjen 
alle Gemeinden ihre Nubtungsreglemente der Genehmigung des Staats- 
raths unterbreiten. A8 mafgebende Srundfäge bei diefen Reglementen 
find zu beobadten: Gleichberechtigung aller Bürger, obne Unterſchied 
von Gelbledt, Haushaltung oder Perfon, Zuldifigleit der Abhängig⸗ 
madung der Nugung vom Domicil in der Gemeinde, immerhin fo, daß 
auch auswärts wohnende Bürger für ihre Gebäude innerhalb der Ges 
meinde bolanubungsberedtigt find und blog momentane Abwefenbeit 
aus ber Gemeinde von den Nutungen nicht ausfchließt; Auflage einer 
Tare (Alpzins) auf jedes Stüd Vieh für bie Alpnugung, Verwendung 
der Hälfte biefer Tare für Verbefferung der Alpen und Veredlung der 
Viehzucht; Belaftung der Alpnupnießer mit ben für Unterhalt ber Alpen 
nöthigen: Grobnben; Verbot der Gafimäbler (marendaz) oder Geldver- 
theilungen aus der Gemeindekaſſe; Feftfebung ber Nugungsreibenfolge 
und der Dauer der Nugung. Schon beftebende, vom Staatérath ge- 
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nebmigte Reglemente, welche biefen Grundſätzen wiberfpreden, dürfen 
noch höchſtens 5 Fabre beibehalten werben. 

186. Loi (du Grand Conseil du canton du Valais) modifiant 
Dart. 4 de la loi du 2 juin 1851 sur le régime communal. — Du 
22 mai 1880. (Impr. sép.) 

Betrifft die Verwaltung ber Rirdengüter burd ben Gemeinde» 
ratb, der biefür eine befondere commission paroissiale ou conseil de 
fabrique ernennt. Die kirchliche Oberbehörde bat Redt der Kontrole, 
fowie Recht der Rehnungsprüfung bei Wohltbätigkeitsanflalten, die laut 

Stiftung oder par leur destination ben Charakter von pia corpora haben. 

187. Loi (du Grand Conseil du canton de Genève) sur la 
suspension et sur la dissolution des Conseils municipaux et la révoca- 
tion des Muires et des Adjoints. — Du 28 mai 1879. (Rec. des 
Lois, tome LXV, p. 209 ss.) 

Der Staatsratb Tann die Sufammentünfte des Gemeinderatho 
fuspendiren, wenn berfelbe feine Kompetenzen überfchreitet oder fid dem 
Gefet nit unterwerfen mil. Er madt innerhalb adt Tagen bem 
Großen Rath Anzeige bievon und diefer fpribt im Falle der Billigung 
die Auflöjung bes Gemeinberaths aus. Innert Monatsfrift bat dann 
eine Neuwahl flattzufinden. In der Zmifchenzeit verfeben Maire oder 
Conseil administratif die Gefdäfte. Die Maires und ihre Abdjunften 
Tönnen vom Staatsrath abgefegt werben wegen Wiberfeglichkeit gegen 
Befehle der Erefutivgewalt des Kantons, Weigerung ihre Pflichten zu 
erfüllen, Nadläffigfeit in Beforgung ihres Amtes, u. dergl. Die Ges 
meinben, die fi bezüglich des Büdgets durch einen flaatsräthlichen Bes 
ſchluß verlegt erachten, fôünnen innert Monatsfrift an den Großen Rath 
refurriren. 

138. Verordnung (bes Regierungsraths des Kantons Luzern) 
betreff.bas Friedbbof: und Begräbnißwefen und die Leihen: 
fau. — Bom 13. März 1878. (Samml. der Verorbn. des Regies 
rungsrathes Heft V, S. 253 ff.) 

Befentlid fanitätspolizeiliher Natur. Hieher gehören die $$ 6 
und 7, welde die Aufficht über die Friedbbife dem Gemeinberath unter 
Zuzug des Ortspfarrerd mit beratbender Stimme und dem Amtsarzt 
übertragen. 

189. Arrêté (du Conseil d'Etat du canton de Fribourg) modi- 
fiant l’art. 11 de l'arrêté du 25 janvier 1875, concernant la police des 
cimetières. — Du 6 septembre 1879. (Bull. off. des Lois, vol. 48, 
p. 132 ss.) : 

Der Art. 11 der Verordnung vom 25. Januar 1875 (biefe Seits 
ſchrift Bd. XXI, Abth. 3, Nr. 144) batte beftimmt, dag auf ben an bes 
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fondere Korporationen überlaffenen Theilen öffentlicher Begräbnißpläge 
und auf Privatbeerdigungsplägen bie Zulafjung zur Beerbigung bem 
Konceffionären, refp. Cigentbiimern überlaffen fei. Der YBundesrath 
batte am 18. Suit 1879 diefen Artikel aufgehoben. Nun fiellt biefe 
Verordnung zwar biefe Veftimmung wieder auf, aber mit Rekursrecht 
an bie Bezirfsbehörden, eventuell an ben Regierungsratb, und unterftellt 
überhaupt alle Veerdigungsplige bezüglich der Sanititepolizei den Eivil- 
bebBrben. 


140. Beſchluß (des Kantonsraths des Kantons Untermalben 
ob dem Wald) betr. Roftgelber für Rranfe im Kantons 
fpital. — Bom 12. Hornung 1880. (Samml. ber Gefege und Vere 
orbnungen, Bb. IV, S. 403 f.) 

Behufs Erleichterung der Armenvermaltungen der Bürgergemeinben 
wird bas RKoftgeld der Pfründer, welche Fein Vermögen haben und daher 
ausfchlieglih der Armenfaffe zur La fallen, wenn fie während ihres 
Aufenthaltes im Spital erfranfen, auf 60 Gt8. per Tag vom 15ten Tag 
ihrer Krankheit an bis zu ihrer Wiederberflelung fefigeñellt. Ebenſo 
ift für Arme, die nur während ihrer Krankheit in der Anftalt Aufnahme 
finden, ein tägliches Koftgeld von 60 Gts. vom Tage ihres Eintritts an 
zu bezahlen. 

141. Armengefet (der Landsgemeinde bes Kant. Glarus). 
— Bom 5. Mai 1878. (Landebud, Ausgabe von 1878, Bd. IL 
S. 611 ff.) 

Armenunterftiibung erhalten arme Waifen und fonft verlaffene 
bilflofe Kinder bis zum 16. Sabre, burd Alter oder Gebrechlichkeit ars 
beitsunfähige Erwachſene, Kranke, die wegen ihrer Krankheit vorüber: 
gehend unterflügungsbebürftig find. Sie febt mögliche Anftrengung 
zur Selbiterbaltung bei ben Petenten voraus und bezieht fih nur auf 
bas burdaus Nothwendige. Zur Unterftiigung verpflichtet find in erftez 
Linie die nächften Verwandten, d. b. Eltern und Kinder gegenfeitig und 
Geſchwißer, in zweiter die Heimatgemeinde, in dritter der Staat. er 
in Folge Verfchiwendung oder Liederlichfeit almofengendjfig geworden 
if, verliert. das Aktivbürgerrecht. Hinterläßt ein Unterflügter Vermögen 
oder madt er eine Erbichaft, fo bat die Gemeinde bas Redt auf Rüde 
erftattung ihrer Leitungen. Die Armenpflege der Gemeinden ruht wie 
bisher auf den Urmenfreifen, deren ftimmfähige ortebürgerliche Einwoh⸗ 
netfdaft die Armengemeinde bildet, als folde die Oberauffigt Über bie 
Armengutsverwaltung führt und die Armenpflege wählte. Diele ent- 
fgeidet über die Unterftilgungsgefude, forgt für möglichſt paffende Uns 
terbringung der Bedürftigen, verzeigt Lieberliche, Trunfenboldbe, Gaffens 
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bettler bem Polizeigericht, refp. ber Polizei, Tann £Lieberlide nad 
vergeblider VBermarnung in eine Zwangsarbeilsanftalt verbringen, bei 
Proteft derfelben an's Polizeigeriht einen bezüglihen Antrag fielen, 
verwaltet bas Armengut und legt der Gemeinde jährlih Rechnung ab. 
Außer den BZinfen der Armengüter dienen zur Beflreitung ber Inter: 
filigungen die Armenfteuern, Marimum 1 Sr. von 1000 Fr. Vermögen. 
Diefe Steuer wird an die Heimatgemeinde entrichtet, aud wenn man 
in einer andern wohnt. — Die Oberauffiht führt die Landesarmen= 
fommiffion, deren Präfident der dreifache Lanbratb, beren 4 Mitglieder 
der Rath auf 3 Zahre Amtsbauer wählt. Sie if Refursinftanz gegen 
Entideide der Armenpflege über Steuerpfliht. Aus der Landesarmen? 
faffe, b. 6. aus ben Zinfen bes Landesarmenrefervefonds und einem 
jährlichen Staatsbeitrag, werden bedürftige Gemeinden unterftütt und 
theilmeife die Koften für Verforgung Geiftesfranfer, Blinder, Taubftum: 
mer u. f. f. befiritten. Die Lanbesarmenfommiffion legt bem Rath 
jährlich Rednung ab. 

Neu ift bauptfädblid die Organifation der Behörden; es fchließt 
ih hieran i 

142. Bartialrevifion (der Landsgemeinde bes Kts. Glarus) 
betreffend die $$ 85 bis und mit 90 der Rantonsverfaffung. 
— Bom 2. Mai 1880, von der Bundbesverfammlung gewähr— 
leitet ben 24. Brachmonat 1880. 

Betrifft bas Stimmredt der Niedergelaffenen in Rird: und 
Edulgemeinde, nun mit B.:8. Art. 43 in Einflang gebradt, und 
bauptfächlich die Armenpflege. Bisher hatte der Kirchenbehörde ber Ges 
meinde, dem fog. Stilfand, auch die Beforgung des Armenmwefens und 
bie Einleitung der Paternitätsproceffe obgelegen. Nachdem die Gefepe 
von 1878 und 1879 (biefe Ueberf. Nr. 113 und 141) biefe beiden Funf: 
tionen auf andere Behörden Übertragen, werden nun die Beflimmungen 
über den „Stilftand” in der Verfaffung durch bie Sätze erfebt, daß die 
Armengemeinden die Aufficht über die Armenpflege und die Verwaltung 
des Armenguts haben. 

143. Gefet (des Kantonsrathe des Kantons Zug) über das 
Armenwefen. -- Bom 8. November 1880. (Samml. der Gef. 
Bb. VI, Nr. 15.) 

Die Bürgergemeinden haben die Pflicht der Unterflügung und 
Berpflegung ihrer verarmten Gemeindsangehörigen nah Maßgabe ber 
zu Gebote flehenden Mittel. Niebergelaffene find nad Mafgabe von 
B.-B. Art. 45 von der Einwohnergemeinde zu beforgen. Als arm und 
unterfüßungsgendffig gelten mittellofe Walfen und folche Kinder, welche 
von ihren Eltern die nöthige Pflege nicht erhalten können; Perfonen, 
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die wegen Alters, Krankheit, Gebrechlichkeit, Geiſteszerrüttung zu Arbeit 
und Berbienft untauglih und ohne Hilfsmittel find; Familien, die me: 
gen Unglüds zeitweilig ihr Ausfommen nidt finden. Die Verwaltung 
bes Armenmefens liegt ob: bem Bürgerrath für Gemeindsangehörige, 
bem Einwohnerratb für Niedergelaffene und Aufenthalter; biefe Behörde 
verwaltet bas Armenvermögen und beauffihtigt die Armenanftalten. 
Der Regferungsrath ift Oberauffichtsbehörbe, und ohne feine Bewillig- 
ung dürfen die vorhandenen Armenfonde nicht vermindert werben. 
Ausfall if baber durh Steuern zu dbeden. Die Armenverwaltung Tann 
arbeitsfcheue und liederlihe Perfonen mit Einfperrung bis auf 8 Tage 
befirafen und unter Ermädtigung des Regierungsratbs bis auf 3 Fabre 
in einer Zwangsarbeitsanftalt unterbringen. Armengendffigen und Eltern, 
deren Kinder Armenunterflügung genießen, fann der Regierungsrath 
ben Wirthshausbeſuch und bas Spiel verbieten. Die Unterflügten fol- 
len ihren Verdienft und ihre Unterftügung nad Anweifung ber Armen: 
verwaltung verwenden, Korporationsnußungen folder Leute find von 
lebterer bireft im Nuten der Genöffigen zu verwerthen. Kür Unter: 
flügungen, die man feit erreidtem 15ten Jahre empfangen, ift man im 
Falle Erbanfalls oder fonfligen Bermôgensermerbs erfagpflidhtig. — Zur 
Familienunterfiügung find verpflichtet Eltern und Großeltern gegen 
Kinder und Enkel über deren Volljährigkeit hinaus; Kinder und Entel 
gegen Eltern und Großeltern. Den betreffenden Unterſtützungsbetrag 
beftimmt die Armenverwaltung. Der Gemeinbderatb Tann an Dürftige, 
ohne daß für fie baburd die Qualififation als Almojengendffige ent: 
flebt, Armuthszeugniffe ausfiellen für Begehren des Armenredts vor 
ben Gerichten, des Schulgelderlaffes u. dergl. — Armenunterlüßungen 
dürfen von den Gläubigern bes Unterflügten nicht mit Pfand belegt werben. 

IAA. Gefet (des Großen Raths des Kantons Gt. Gallen) 
betreffend die Verforgung und Erziehung armer Kinder 
und VWaifen. — Bom 18 November 1880, in Kraft mit 
4. Sinner 1881. (Sef.-Samml. N. è. Bb. III, S. 279 f.) 

Regel if Unterbringung in befonbern Waifenanitalten, Aus 
nahme Verforgung bei Verwandten oder Drittleuten unter Aufſicht und 
Berantwortlichfeit der Briliben Armenbehörden. Kinder unterfiügungs: 
bedürftiger Eltern, welche für gute Pflege und Erziehung nicht genügenbe 
Garantie bieten, find den Waiſen gleich zu behandeln. 

145. Authentifche Interpretation (bes Großen Rathsé bes 
Kantons Graubünden) Bes Art. 5 lit.c der Armenorbnung. — 
Bom 3. Juni 1878. (Berbblg. des Großen Ratbs 1878, Ifte Hälfte, 
©. 28 f., 104.) ©" 

Betrifft ben Transport armer Kranken: ber Ausbrud , grembe” 
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in $ 5, c, wirb burd „fremde Paffanten® interpretirt, während bie 
Aufentbalter und Niedergelaffenen bis zu ihrer Transportfibigleit auf 
Koften der Aufenthalts: oder Nieberlaffungsgemeinde zu verpflegen find. 
Diefe Interpretation erfolgte auf Anfuchen bes Stadtrathes von Chur, 
ber fie damit motivirte, daß bei ber bisherigen Praris, wonady für 
Paffanten, die auf ber Reife erkrankten, diejenige Gemeinde, wo ber 
Criranfte Hilfe anfprad, die bis zu erlangter Transportfähigteit erge: 
benden Berpflegungsfoften tragen mußte, bie Stadt Chur über Gebühr 
belaftet fei, ba fehr oft fremde Kranke nad Chur inftradirt wurden, um 
im dortigen Spital Verpflegung zu finden. 

146. Arrêté (du Conseil d’ Etat du canton de Vaud) fixant 
les contributions à payer par les communes du canton pour l'entretien 
de leurs ressortissants dans une colonie agricole et industrielle. — 
Du 2 mars 1878. (Rec. des Lois, tome LXXV, p. 63 ss.) 

Schließt fih an die in bdicfer Zeitfchrift Bd. XXI, Abtb. 3, Nr. 
154—157 mitgetbeilten Beichlüffe in gleihem Sinn an. Wenn ein in 
einer ſolchen landwirthſchaftlichen oder induftriellen Zwangsarbeitsanftalt 
Untergebradhter wegen Törperliher Schwäche die nôthige Arbeit nicht 
verrichten Fann oder über 60 Sabre alt ift, fo muß feine Heimatgemeinde 
bem Staat einen Beitrag an deſſen Unterhalt zahlen, der je nad den 
ökonomiſchen Mitteln der Gemeinde von 5 Ets. (einige wenige Gemein: 
ben geben ganz frei aus) auf 50 Gts. per Tag fleigt. Aehnlich verhält 
eg fid mit bem 

147. Arrêté (du même) fixant les contributions à payer par 
les communes pour l'entretien de leurs ressortissants pauvres à l'asile 
des aliénés de Cery, à la maternité et à l'infirmerie des teigneux. — 
Du 15 janvier 1879. (Ibid. tome LXXVI, p. 7 ss.) 

Eintheilung der Gemeinden in 5 Klaſſen, mit Beitragspflicht 
von 20 Gts., 40 Gts., 75 Cte., Fr. 1. 10, Gr. 1. 50 per Tag. Diefer 
Beitrag erhöht fit auf 30 Gts., 50 GCts., Fr. 1, Gr. 1. 50 und Fr. 2, 
wenn der in der Arrenanftaft Verjorgte unbeilbar, aber für die Gefells 
haft ungefährlih if. Diefe Verordnung bebt die vom 26. April 1876 
(diefe Zeitfchr. Bd. XXI, Abth. 3, Nr. 156) auf. Die unter Nr. 157 
dafelbft aufgeführte Verordnung vom 15. Mai 1876 wird aufgehoben 
durch 

148. Arrêté (du même) fixant les contributions à payer par 
les communes pour l'entretien de leurs ressortissants pauvres aux in- 
curables et vieillards infirmes, — Du 8 février 1879, (Ibid. p. 25 ss.) 

Hier find nur die Gemeinden anders Haffificirt. 

Hieher fann auch gezogen werden 

149. Arrêté (du même) concernant la finance à payer par les 
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parents ou tuteurs qui demandent l'admission d'un enfant à la dis- 
cipline. — Du 17 octobre 1879. (Ibid. p. 108 =.) 

Der Griebendridter beflimmt ben Betrag, höchſtens Fr. 1 per 
Tag. Bel Zahlungsunfähigfeit ber Eltern tritt bie Gemeinde gemäß 
Verordnung vom 24. März; 1876 ein. 

150. Beſchluß (des Kantonsraths bes Kantons Eolothurn) 
betreffend Zahlungspfliht der Gemeinden für Berpfle: 
gungsfoften Angehöriger anderer Kantone. — Bom 80. No: 
vember 1878. (Amtl. Samml. ber Gef. Bb. LVIII, S. 155.) 

6553 des Eivilgefegbuchs, der die Unterhaltungspfliht der Ge: 
meinben gegen ihre bürftigen und arbeitsunfähigen Gemeindebürger 
ausfpridt, wird babin interpretirt, daß er anwendbar fei auf bas Bun» 
besgefe vom 22. Juni 1875 über die Koſten ber Verpflegung erfrantter 
und der Beerbigung verftorbener armer Angehöriger anderer Kantone 
und auf die baberigen Vertrige mit auswärtigen Staaten.') 

151. Verordnung (bes Rantonsraths des Kantons Appen⸗ 
zell A⸗Rh.) betreffend die Berpflidtung der Aufent: 
balterzur Betheiligung an ben Rranlenverbänbden. 
— Bom 17. November 1879. (Bef. gedr.) 

In Betracht, dbaf die Pfliht der Fürforge für Verpflegung er: 
franfter und für Beerbigung verflorbener armer Angehöriger anderer 
Kantone und Staaten gemäß Art. 1 des B.:G. vom 22. Juni 1875 
ben betreffenden Gemeinden obliegt, in denen folhe Œrfranfungen und 
Todesfälle vorfommen, und daß nad Art. 2 ein Erfag ber Roften durch 
bie Heimatgemeinde nicht Rattfindet, werben die Gemeinden ale bered: 
tigt erflärt, fämmtlide Aufenthalter in der Gemeinde, welche nicht Rane 
tonsangebörige find, zur Theilnabme an einem Rranfenverbande anus 
halten, nur daß der an ben Kranfenverband zu zahlende Beitrag für 
jebes Mitglied per Woche höchſtens 25 Cts. betragen darf (und Gin: 
ſchreibegebühr höchſtens 50 Ets.) und baf die von ben Gemeinden biess 
falls aufzuftelenden Verordnungen bem Regierungsrathe zur Prüfung 
und Genehmigung zu unterftellen find. 


152. Beſchluß (der Bezirksgemeinde bes Kantons Uri) betr. 
Biebtrieb auf Eigen: oder Allmendalpen. — Vom 12. Mai 
1878. (Amtsbl. 1878, S. 190.) 

Sedem Rorporationggenoffen, treibe er fein Vieh auf Eigen⸗ oder 


1) Gin Regierungsrathsbefchluß vom 4. Februar 1879 verfügt, 
bag folde BVerpflegungsfoften aus bem Armenfondé ber Gemeinde zu 
aablen, Mangels eines folgen durch eine Steuer aufzubringen feien. (Dai. 

178.) 
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Allmendalpen, ift nur bas eigene Vieh bezüglich des Treibrechts und bes 
Auflags zu berechnen und bas Miethvieh (Lebvieb) bezüglich des Auflage 
fowohl als ber Anzahl Kuheſſens, die einer auf Allmenb auftreiben 
wird, bem Gigentbiimer und nicht dem Miethnehmer anzurednen. 

158. Beſchluß (der Bezirksgemeinde des Kantons Uri) betr. 
bas Baumfefgen auf der Allmend. — Bom 12. Mai 1878. 
(Amtsbl. 1878, S. 191.) 

Bebufs Vermeidung eingefchlihdener Mißbräuche wird in Aufs 
bebung von Art. Lob. 174 bas Segen von Eigenbäumen auf Allmenb 
verboten. 

184. Berorbnung (des Regierungsraths ded Kantons Solo: 
tburn) betreffend Unterhalt der Dünnern= Korreftion im 
Thal. — Bom 29. April 1878 (Amtl. Sanıml. der Gel. Bo. 
LVIU, ©. 163 ff.) 

155. Reglement (vom Regierungsrath des Kantons Solo: 
thurn genehmigt) über den Unterhalt der DünnernsRorreftion 
im Thal. — Vom 4. Februar 1879 (Daf. S. 166 ff.) 

Bird bier nur aufgeführt als Beifpiel einer vom Staat angeorbd= 
neten und fontrolirten Zwangsgenofjenfchaft zu Entjumpfungsarbeiten. 
Die ſämmtlichen Eigenthümer des Landes, welches innerhalb des Ent: 
fumpfungsperimeters der Dünnern liegt, bilden eine Genofjenfhaft für 
Unterhalt der beziigliben Wafferbauten und Beftreitung der Koften. 
An lettern betbeiligt fi der Staat nur Behufs Wegräumung ber Ges 
fdiebe des Augſtbaches und Oberaufficht durch feine Baubeamten. Die 
Genofjenihaft fept fih aus drei Ortsgenofjenichaften zujammıen, von 
denen jede die ſämmtlichen Kofien der Unterhaltungsarbeiten ihrer Cin: 
ung direkt beilreitet. Dem Staate gegenüber haftet die Gejammtgenofs 
fenfhaft für bas Ganze. Sie vertheilt ihre Roften auf die Ortsgenofs 
fenfchaften, welche diefelben von ihren Mitgliedern nad Verhältniß des 
Slädeninbalts der Grundſtücke aufzubringen haben. Nach gleihem Vers 
bältnig beftimmt fih bas Stimmredt. 

156. Décret (du Grand Conseil du canton de Vaud) modifiant 
les articles 3, 8, 13, 16 et 21 du décret du 25 mai 1872 sur l'achè- 
vement, l'entretien et la conservation des digues du Rhône. — Du 
14 mars 1879. (Rec. des Lois, tome LXXVI, p, 49 ss.) 

157. Résolution (du même) réglant provisoirement les contri- 
dbutions à payer par les communes interessées à l’endiguement de la 
Gryonne. — Du 31 mai 1879. (Ibid. p. 91 s.) 

158. Décret (du même) reconstituant l'entreprise de la correc- 
tion du torrent du Pissot, rière Villeneuve, — Du 29 novembre 1879, 
(Ibid. p. 335 ss.) 
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Diefe drei Befchlüffe feien bier erwähnt als Beilpiele ftaatlicher 
Schaffung von Zwangsgenoffenichaften ber Gemeinden und der bethei: 
ligten Grunbdeigentblimer zur Eindämmung oder Korreltion von Zlüffen. 


2. Sachenrecht. 


159. Flurgeſetz (bes Großen Ratbs des Kts. Schaffhaufen) 
für ben Kanton Shaffhbaufen — Vom 19 Januar bis 
10. März 1880, in Kraft getreten ben 1. Mai 1880. 

Dem Bebürfniffe, die an verjhiedenen Orten zerfiteuten gefet: 
lihen Beftimmungen über landwirthfchaftlicde Bodenverbältniffe zu fams 
meln und ben Mangel folder durch neue zu erfeten, will diefe8 um: 
fangreiche Gefeg von 115 Artifeln entgegenfommen. 

Abſchnitt 1 (Art. 1) wiederholt den ſchon im privatrechtlichen 
Gefetbud ausgeſprochenen Grundfag, daß ein Zwang zur Felthaltung 
bes auf einer Gemarkung eingeführten Feldbewirthſchaftungsſyſtems 
gegen bie Eigenthümer der einzelnen Grundſtücke nicht ftattfinde, Flurs 
zwang und Zelgeintheilung aljo aufhöre. — Abfchnitt 2 (Art. 2 bis 
10) fordert deutlihe Bermarfung der Liegenjchaften durch Diarkiteine, 
die bei Gemeindsgrenzen gehauen und numerirt fein jollen. Alle Fahr⸗ 
und Fußwege (außer bloßen Servitutwegen) find aud ba, wo fie burd 
Privatland gehen, volfländig auszumarfen. Ein Nachbar fann den 
andern zu gemeinfamer Vermarktung anhalten. Ausgeaderte, veribobene, 
unvorfiglià umgepflügte Steine dürfen nicht einfeitig erneuert werben, 
fondern nad Einladung der Anſtößer zur Steinfegung. — Abſchnitt 
3 (Art. 11—39) handelt von ben Wegen, foweit fie nicht Land: oder 
Vicinalfirafen fino; 1) die Ortswege (Gaffen und Straßen in Orts 
haften und deren Weihbild) find von ben Gemeinden anzulegen und 
zu unterhalten; 2) öffentlie Fahr: und Fufmwege (VBerbindungs- 
wege von Ortjchaften unter fi, fowie mit Land: und Bicinalfiragen) 
find innert Zahresfrift von Erlaß des Geſetzes an burd die Gemeinden 
auszufheiden und aus ber Gemeindsfaffe zu unterhalten; 3) Güter- 
wege (db. 5. Fahr: und Fufwege, die vorzugsweife zur Bewirthfchaftung 
ber landwirthſchaftlichen Grunbitüde dienen, ohne bloße Privatwege zu 
fein) find von ben fie benugenden Grundflüden zu unterhalten, leßtere 
werden zu biefem Behuf vom Gemeinderatb in Gomplere vereinigt, 
jedes Grundſtück trägt nad Verhältniß des Flächeninhalts an bie Roften 
bei. Die Güterbefiger jedes Compleres bilden eine Genoffenfchaft mit 
Borfland, der den Verkehr mit bem Gemeinderath vermittelt, die Ar: 
beiten leitet und die Rechnung führt; 4) Privatwege find als Pri: 
voteigenthum im Grundbuch einjutragen oder als Servitut im Servi: 
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tutenbud. Unterbaltepflidtig find die Cigentbiimer. 5) Notbmwege. 
Nothweg fann der Eigenthümer eines Grundftüds, bas von der Vers 
bindung mit öffentligen Straßen abgefchnitten und ohne Weg if, von 
den Nachbarn begebren, gegen vollen Erfag des Schadens, und im Fall 
eigener Verfhuldung am Verluft eines früher beflandenen Wegrechts 
gegen doppelte Entf hädigung. — Wo ein Grundftüd eine beflänbige 
Zufahrt von irgend einer Seite bat, fallen die Weberfahrtärechte meg, 
bie der Eigenthümer bisher für Ginbeimfen der Früchte ausüben durfte. 
Wo dur Erftelung von Wegen Eigenthümer befondere Vortheile ers 
langen, fann fie der Gemeinderath zu einem billigen Beitrag an bie 
Erftelungskoften anhalten. — Abſchnitt 4 (Weidewefen, Art. 40—42) 
erklärt alle Weiderechte als unentgeltlich aufgehoben, die nicht private 
rechtlich begründet find, fondern nur auf Flurs und Weidegemeinfhaft 
u. f. w. beruhen. — Abſchnitt 5 (Art. 43—46) geftattet bas Tretredt, 
wo es übungsgemäß noch beftebt, d. h. bas Recht des Pflügers, bei Be- 
ftelung des Feldes auf das nicht bepflanzte Land bes Nadbars 3,5 m. 
weit binauszufahren. Das Redt enthält aber nicht die Befugnif des 
Pflügers zum Anfegen des Pfluges auf fremdem Grundflüde Gs ift 
mit môglidfier Schonung auszuüben. — Abfhnitt 6 (Art. 47—54) 
von Gräben und Wafferleitungen regelt die Rechtsverbältniffe zwifchen 
boberm und niederm Grundſtück bezüglih Wafferablauf und Waffers 
aufnahme, Bruunleitungen, Dämme, Diltanz der Waffergräben von der 
Grenze 10—30 cm. je nad der Kultur. Liegt. die Erftellung eines 
Grabens in dem Nugen einer Mehrzahl von Anftößern, fo fann Veber, 
unter angemeffener Mitbetbeiligung Aller, beffen Anlage verlangen. — 
Abſchnitt 7 (Art. 55—64) fut den Entwäfferungen und Bewäfler ' 
ungen Vorſchub zu leiften, indem er den Gigentblimer berechtigt, durch 
das Grundftiif des Nachbar Abzugsgräben refp. Wafferleitungen zu 
ziehen, und dann, wenn eine Be: oder Entmifferung nur dur Aus: 
bebnung auf eine größere Fläche fih ausführen läßt, einen Zwang der 
nicht zuftimmenden Grundeigenthümer zur Mitbetheiligung zuläßt (Ents 
fcheid durch VBerwaltungsbehörden [Flurfommiffion und Regierungsratb]). 
Ein Eigenthümer fann aber ber Theilnahme durch Abtretung feiner 
Liegenjhaft an die unternehmende Gefellfchaft entgehen, Über ben zu 
erfegenden Werth der Liegenſchaft entfcheidet nöthigenfalls der Givil: 
richter. — Abſchnitt 8 (Art. 65—67) Uferbauten und Bubrpflidt. — 
Abfbnitt 9 (Art. 68—74) von Erdanfhwenmungen, Erbiclipfen, 
Auffülungen und Abgrabungen ift bem privatrechtliden Geſetzbuch 
$ 484 ff. entnommen. — Abfdnitt 10 (Art. 75—83) handelt von 
Einfriedungen,. Jeder Eigenthümer fann vorbehältlih Rechte Dritter 
fein Land einfrieden. Ginfriebungen auf der Grenze zweier Grundftüde 
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find gemeinſchaftliches Eigenthum und gemeinfam zu unterhalten. Neue 
Einfriedungen bürfen nur mit Ginwilligung bes Nadbar8 auf bie 
Grenze gefegt werden, fonft mäffen fie in gemiffer Œntfernung bleiben, 
und zwar Grünbeden 60 cm., tobte Heden und Holzwände ober 
Mauern, fofern fie höher als 1,5 m. find, um die Hälfte der Höhe über 
1,5 m. — Xbfdnitt 11 (Art. 84-95) beftimmt die Diflang ber 
Bäume u. f. f. von der Grenze: Nebflöde bei neuen Rebanlagen 45 cm., 
Hopfen gegen Weingärten 6 m., gegen Baumgärten 3 m., gegen Ge 
müfe: und Blumengärten 6 m., gegen Felder und Wiefen 2,5 m., gegen 
Straßen 1,5 m. Waldbäume und Zierbiume 7,5 m., zahme Obfibiume 
3,6 m. (Nußbäume 7,5 m.), gegen Rebland auf 7,5 m. Sonf Bic 
berbolung von 66 525—533 bes privatrechtlihen Geſetzbuchs. — Abs 
f@nitt 12 (Art. 96-97). Aufhebung der Flurorbnungen betrefjend 
Beginn ber Ernte, Verbot des Aechrenlefens, bes Nadredens und des 
Nachſüchelns von Obfi. — Abſchnitt 13 (Art. 98—102) erklärt ben 
Eigenthümer von Federvieh erjabpflibtig für Schaden auf fremben 
Grundftüden, beredhtigt ben, der Schlagtauben Mitte April bis Mitte 
Mai und Mitte September bis Mitte Oftober auf feinem Grundftüd 
betrifft, fie fi anzueignen, wiederholt betreffend Verfolgung von Vie: 
nenfhwärmen $$ 465 und 583 bes privatrechtlihen Geſetzbuchs und 
verpflichtet die Flurfommiffion zu Anordnung der für Vertilgung von 
Ungeziefer nöthigen Maÿregeln. — Abſchnitt 14 (Art. 103—106) 
reprobucirt privatrechtliches Geſetzbuch SS 1899 und 1900 über 3er- 
flüdelung bes Grunbbefites (Verbot einer folhen bei Gütern unter 20 
Ar ohne Suftimmung fämmtliher Erben. Neu if, daß Walbboden 
unter 40 Ar nicht darf vertheilt werden und bei ber Theilung von 
Grundbefig feine neuen Servituten follen gefbaffen werden. — Ab: 
ſchnitt 15 (Art. 107—110) unterftellt jede Gemeindeflur der Auffict 
und bem Schuße eines oder mehrerer Flurhüter, die der Gemeinderath 
wählt und aus der Gemeinbdefaffe bezahlt. Für Giltercomplere über 
20 Seftaren fann der Eigenthümer die Flurbut von fi aus beforgen. 
Ausfagen der Flurhüter in Bezug auf ihre Dienftverrihtungen genießen 
Glaubwürdigkeit bis zum Beweife des Gegentheils. — Abſchnitt 16 
(Art. 111—115) verpflichtet die Gemeinderäthe zur Ausarbeitung von 
Gemeindeflurordnungen auf Grunblage des Gefetes, Dienftreglementen 
und Straftarifen, welche den Gemeinden zur Befblupfaffung vorzulegen 
find. Die Gemeinbebefhlüffe find ben Güterbefigern vorzulegen und 
biefe haben Rekursrecht an die Regierung, welde die Glurorbnung zu 
genehmigen bat. 

160. Loi (du Grand Conseil du canton de Genève) sur Talig- 
nement des nouvelles constructions dans la Ville de Genève et dans 
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la banlieue. — Du 19 octobre 1878. (Rec. des Lois, tome LXIV, 
p. 386 ss.) 

Aus biefem Gelet, bas bie Erribtung von Banten an die Bes 
willigung des Baudepartements Tnüpft, ift bervorzubeben, daß, wenn 
eine Baute wegen einer projeftirten Öffentlihen Straße unterfagt wird 
und durd diefe Straße das Bauareal zu Mein für die Baute würde, 
der Gigentbitmer verlangen fann, baß der Staat oder die Gemeinde 
fofort bas für die Strafe erforderlide Land ermerbe, ferner: bag für 
Modifikationen, die im Intereffe der Straße bem Bauenden auferlegt 
werden und ibm nachtheilig find, Entihädigung zu leiften if. Ueber 
alles bas enticheiden Experten, welche die Parteien oder im Weigerungs- 
fall bas Geriht wählen. Erkennen bdiefe auf Benadtbeiliquna des 
Eigenthümers, und fommt feine Vereinbarung über den Schaden unter 
den Parteien qu Stande, fo wird gemäß dem Erpropriationeoefeß ver: 
fahren. Der Staaterath fann alle ohne Einwilligung des Baudepare 
tements errichteten Bauten auf Roften deg Eigenthümers niederreifen 
laffen. Sn bem Fall von Unmdglichfeit deg Baues wegen zu großer 
Schmälerung des Arcals fann ber Eigenthümer fofortine Bezahlung des 
Terrains verlangen, im Fall bloßer Entfhädigung für Benachtheiligung 
int Bauen fann die zuerfannte Schadenerfat- oder Erpropriationsfumme 
erft nach Vollendung des Baues gefordert werden. 

161, Großrathebeſchluß (des Kantons Vafelfiadt) betr. 
Abänderung von $ 4 des Gefeges über Godbauten. — Bom 
11. Oftober 1880. (Gef.-Sammi. Bd. XX, S. 198 f.) 

Vervollſtändigt die Vorſchrift über die gefegliche Weite der Hofs 
räume, db. b. Diffanz der Flügel- und Hintergebäude von gegenüber- 
ftebenden Flügeln, refp. der Nachbargrenze, und Ueberbauung der Höflein. 

162. Berordnuna (des Regierungsraths des Kantons Bas 
jelftabt) betreffend Dampfleffel und andere Apparate und 
Maſchinen, welbe amtliher Kontrole unterliegen. — Bom 
20. März 1880. (Gef.:Sammi. Bd. XX, ©. 34 ff.) 

Aus biefer fchr ausführlichen Verordnung, welche mefentlid bau 
polizeilicher Natur ift, notiren wir bier nur, daß nad $ 16 Beichwerden 
der Nachbarn fiber Beläftigung und Schädigung durch Ruß und Maud 
beim Baudepartement anzubringen und von diefem zu unterjuden find; 
findet eg fie begründet, fo bat es die nôtbige Abhilfe vorzufchreiben und 
unter Umftanden den Antrag auf Betriebseinftelung an den Regie: 
rungsrath zu bringen. Ferner $ 37: Mafchinen und deren Fundamente, 
fowie Trangmiffionen dürfen mit den Scheidemauern oder ben Wach: 
bargebäuden nicht in birefter Serbindung fliehen. $ 40. Mechaniſche 
Einrichtungen dürfen benachbarte Gebäude ober Grundflüde und deren 
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Bewohner burch ſtarke Erſchütterungen, übermäßigen Lärm oder üble 
Ausdünſtungen auf die Dauer nicht beläſtigen oder ſchädigen. Beſchwer⸗ 
derecht wie in $ 16. Endlich $ 41: Durch die ‘amtlige Bewilligung 
irgend einer, in dieſer Verordnung erwähnten Einrichtung wird der 
Eigenthümer oder deſſen Stellvertreter der Verantwortlichkeit und der 
Entſchädigungspflicht nicht enthoben, welche aus deren Anlage oder deren 
Betrieb erwachſen ſollten. 

168. Loi (du Grand Conseil du canton de Neuchâtel) concer- 
nant les bâtiments encore couverts en bots, en contravention au décret 
du 25 mai 1867. — Du 21 mai 1878. (Rec. des Lois, tome XIV, 
p. 60 ss.) | 

Der Gemeinderath bat. dafür zu forgen, ba in ben nädften drei 
Monaten nad Promulgation bdiefes Gefepes hölzerne Dächer durd foldhe 
mit unverbrennbarem Material erfebt werden. Leiftet der Eigenthümer 
der Weifung nit Folge, fo it alfilligen Sopothefargläubigern ein 
Termin biefür zu eröffnen. Sind aud diefe fiumig (und wo Feine 
Hypothek auf der Liegenfhaft ruht, fofort mit der Siumnif des Eigen: 
thümers), fo erfolgt die Reparatur durd ben Gemeinderath auf Koften 
des Gigentbiüimers. Der Hypothefargläubiger oder der Gemeinderath, 
ber die Reparatur ausführen läßt, erwirbt auf bas verbeflerte Gebäube 
ein jedem andern dinglihen Recht, jelbft den Hypothefen vorgebenbes 
Privileg, doh nur unter der Vorausfegung, daß es in den nächſten drei 
Monaten in der für Hppothefarforderungen nöthigen Art und Weife 
inffribirt wird. Bon diefer Inffription an trägt die Forderung für die 
Reparaturfoften 5°/o Sins. Die andern Hypothefargläubiger können 
durch Bezahlung der Forderung fammt Zinfen diefes Privileg an fich ziehen. 

164. Règlement (du Conseil d'Etat du canton de Neuchâtel) 
sur la police des constructions et l’organisation de la police du feu. 
— Du 8 juillet 1878, en vigueur dès le 1 octobre 1878. (Rec. des 
Lois, tome XIV, p. 71 ss.) 

Diefes umfangreiche Reglement über Feuermebr, Feuerſchaubeam⸗ 
tungen, Baupolizei a. dergl. ift hier wegen folgender Beflimmungen er: 
wähnt: Art. 34. Wird ein Gebäude an ein anderes angebaut, fo muß 
es von ibm vollfländig bis unter bas Dad durch eine Scheidemauer 
von minbeftens 45 cm. Dide oder einen Backſteinabſchluß von menigs 
fteng 15 cm. Dide getrennt fein. Wandkäſten dürfen den Drittel ber 
Dide nicht überfteigen und mitffen mit Stein oder Baditein überwölbt 
werden. Rommunifationsthiiren müffen in Eifen erjlelit werden. 


168. Dekret (des Großen Naths des Kantons Bern) über 
die Bereinigung der Gemeindegrenzen im alten Kantons: 
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tbeil. — Bom 11. September 1878. (Gef., Defr. u. Verordn. XVII, 
S. 275 ff.) 

166. Berorbnung (des Regierungsraths des Kts. Bern) 
über die Bereinigung und die Bermardung der Gemeinde: 
grenzen. — Bom 22, Hornung 1879. (Dai. XVIII, S. 12 ff.) 

In Ausführung des Gefeges über bas Vermeſſungsweſen vom 
18. März 1867 (diefe Zeitfchr. Bd. XVII, Abth. 3, Nr. 47, ©. 27) 
wird vorgefdrieben, daß jeder Kataftervermeffung die Bereinigung der 
Gemeindegrenzen vorangugeben babe, und zwar fo, daß Enclaven den 
fie einfchließenden Gemeinden zugetheilt werden, wobei darauf zu achten 
ift, daß fich die Veränderungen möglichft ausaleiden. Wo die Gemeinbde- 
grenzen Häufer oder Hofräume oder Flurparzellen durchichneiben, find 
fie auf natürlihe Grenzen zu verlegen. Streit über gewöhnliche Grenz⸗ 
bereinigung entjheiden Negierungsftatthalter in eviter, Regierungsrat 
in zweiter Inflanz, über Aufhebung von Enclaven der Regierungsrath 
ais erfte, der Große Rath als zweite Inſtanz. 

Laut der Verordnung ernennt jede Einwohnergemeinde zwei Nb: 
geordnete, welche unter Leitung des Regierunusflatthalters refp. (wo 
zwei Gemeinden verfchtedenen Amtsbezirfen angehören) der Direktion 
des Vermeſſungsweſens die Grenzbereinigung vornimmt und die Grenz: 
zeichen feftiebt. Bezüglich legterer Wiederholung der Beflimmungen der 
Verordnung vom 14. Cftober 1867 (diefe Zeitfchr. Bb XVII, Abtb. 
3, Nr. 48). Gegen die Borfchläge der Abgeordneten fônnen die Ge: 
wmeinden innert 14 Tagen feit deren Mittheilung Bemerfungen machen, 
woranf der Regierungsftattbalter entjcheidet, wie die Grenzbereinigung 
auszuführen fei. Gegen biejen Entſcheid fonnen die Gemeinden und 
die Direktion des Vermeſſungsweſens innert 14 Tagen Refurs an den 
Regierungsrath ergreifen. Bei fircitigen Grenzen dagegen bat die fan: 
tonale Marhfommiifion die erſtinſtanzliche Beurtheilung, welde nad 
Augenfchein durch motivirten Entideid erfolgt und gegen mwelde an den 
Regierungsrath refurrirt werden Fann. Ueber die Sutbeilung von En— 
claven entjcheidet der NRegierungsrath auf Antrag der Direktionen dcs 
Bermeffungsmejens und des Gemeindemefen8 in erfter Inſtanz (zweite 
Inſtanz der Große Rath). 

167. Regulativ (des Rantongrath8 des Kantons Schwyz) 
über die Fortbildung der Grunbbüder. — Bom 27. Novem: 
ber 1878. (Gef.-Sammi. Bb. VIII, ©. 198 ff.) | 

Giebt den Notaren Borfbriften darüber, wie Parcellierung von 
Liegenfdaften in Folge Erbtheilung oder fonft einzutragen, von Pfand: 
techtslöfchungen Vormerfung zu nehmen und Beftellung von Servituten 
aufzunehmen find. 
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168. Circulaire (des Directions des Finances et de la Jastice 
du canton de Fribourg) aux Juges de Puix, Contrôleurs des hypo- 
thèques et Notaires, concernant la production de l'acte de naissance 
ou de mariage dans les cas de mutation de propriété. — Du 23 mai 
1878. (Bull. off. des Lois, vol. 47, p. 236 ss.) 

Den Notaren und Friedensrichtern wird auf Grund bes Geſetzes 
vom 9. Mai 1873 (biefe Zeitfchr. Bd. XIX, Abtb. 3, S. 20, Nr. 61} 
Art. 16 eingefchärft, in bem Handänderungsafte nicht bios zu erwähnen, 
daß ein Geburté: oder Heiratfchein vorgelegt worden, fonbern auch deſſen 
Datum und den Ramen des auetellenden Givilflanbsbeamten aufau- 
nebmeñ, damit bie Hypothefenbuchführer die Mutbenticitàt des Aktes 
annehmen fonnen. 

169. Arrêté (du Conseil d'Etat du canton de Fribourg) sur 
les rectificalions du cadastre. — Du 24 juin 1879. (Bull. off. des 
Lois, vol. 48, p. 114 ss.) 

Begehren um Reftififation des Rataflers find beim Hypotheken⸗ 
buchverwalter anzubringen und von biefem bem Generalfommiffär zu 
übermitteln; derjelbe prüft fie und die mitgegebenen Belege und jtellt 
einen beziigliben Antrag an das Finanzbepartement. Genehmigt diefes 
die Aenderung, jo tft fie breimal im Amtsblatt auszufünden Behufs 
Erhebung von Einmendungen innerhalb 42 Tagen, Werden folbe ge: 
macht, jo entideidet das Geriht. Bloße Irrthümer in Abfbriften, Redb= 
nungéfebler u. dergl. werden von Amtswegen redreifirt. 

170. Berorbnung (des Regierungsraths des Kantons Solo: 
thurn) betreffend Ratafterfhatungen. — Bom 5. März 1880. 
(Amtl. Samml. der Gef. Bo. LVIII, ©. 257 ji.) 

Giebt einige Vorfchriften für bas Berfabren der Katafterfchag: 
ungsfommiilionen. 

171. Verordnung (des Großen Raths ded Kantons Grau: 
bünden) über Einführung von Liegenſchaftsverzeichniſſen. 
— Rom 15. Funi 1880. (Verbandl. des Gr. Ratbs 1880, S. 55 fi. 
Abfchied vom 5. Juli 1880, S. 60 |.) 

Nachdem der Große Rath [don 1875 auf ein Projeft einer voll: 
ſtändigen Rataftrirung des gefannnten fultivirten Bodens im Kanton 
wegen zu großer Schwierigkeiten und Koften nidt eingetreten war und 
1878 einen Gefegesentourf über Förderung von Ratafteraufnabmen in 
den Gemeinden ebenfalls abaclebnt batte, wurde die obligatorifche Auf: 
ftelung und Führung einfacher Güterverzeichniffe („Srundbücher” ) in 
Ausfiht genommen. Dies geſchieht durch vorliegende Verordnung in 
einfachfter Form, von eigentlihen Grundbüdhern mit Plänen und Ber: 
meffungen ift Umgang genommen, e8 werben bloß fog. Parthienbücher 
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eingeführt, db. b. numerirte Berzeichniffe der Liegenfchaften eines jeden 
Grundbefigers, worin immerhin ein erfter Schritt zur Hebung des Hy: 
-potbefarmefeng im Kanton erblidt wird. Demnad ift jede Gemeinde 
pflichtig, bis Ende 1885 ein Bud einzuführen, worin für jeden Grunds 
eigenthümer eine Partbie zur Gintragung feiner fämmtligen Siegen: 
fdaîten im Gemeindegebiet zu eröffnen if. In diefem Lienenfchafts- 
verzeichniß werden bie einzelnen Grunditüde in fortlaufenden Nummern 
eingetragen, unter Angabe des buch Gemeindebeauftragte ermittelten 
Wertes. Ale Eigenthumsveränderungen durch Kauf, Taufh un f. 1. 
Bat der neue Gigentbilmer innert Monatsfrift bein Protokollführer 
(außer Erbfchaftstheilungen) unter Boriweis der betreffenden Dofumente 
anzugeben (Berfäumnißbuße 2—10 Fr.). Die Gemeinden haben für 
richtige Filbrung der Bücher gu forgen, bie Kreisgerichte üben die Aufſicht. 

172. Berorbnung (dea Megierungsraths ded Kantons 
Zhurgau) betreff. bag Berfabren bei Handänderungen. 
-— Bom 13. Herbfimonat 1878. (Neue Geſ.Samml. III ©. 152.) 

Die Fertigungsbehörden haben fireng darauf au achten, daf 
fämmtlihe Handänderungen zur Fertigung gelangen. Die Gantbehörden 
dürfen feine Liegenfbaft auf den Namen einer Perfon, die nicht als 
-Eigenthümerin in Folge Zufertigung im Katafler eingetragen if, auf 
die Gant bringen. | 

1783. Règlement (du Conseil d'Etat du canton de Vaud) pour 
» l'établissement des plans et cadastres dans le canton de Vaud. — Du 
19 mai 1880, (Impr. sépar.) 

Ein febr ausführliches Reglement für Aufnahme von Plänen 
und Kataflern. Die Arbeiten find zu freier Konkurrenz auszufchreiben 
und nur an Geometer, die vom Staatsrath brevetirt fino, zu vergeben. 
-Diefe dürfen zwar Gebilfen zuziehen, mele gemiffe Requifite (Art. 5) 
‘befigen müfjen, find aber für deren Arbeit verantwortlih. Vollendet 
ber Webernehmer die Arbeit nicht in feftgefegter Frift, fo erleidet er Ubs 
..zug von 1 fr. per Tag der Verfpitung. Der Aufnahme des Ratafters 
muß die Srenzbereinigung der Grundſtücke vorangeben, wozu die Grund: 
‚eigenthümer febs Monate vorher aufzufordern find; fonnen hd dies 
felben nicht gütlich verfländigen, fo. tritt bas Berfabren gemäß Art. 7 ff. 
des Code rural ein. Bei ber SKataflrirung bat der Seometer mit einer 
Delegation der betheiligten Gemeinden zuerft bie Grenzen bes Pannes 
zu ermitteln, nöthigenfall® entjcheidet der Staatsrath Anflände. Wenn 
die Grundeigentpiimer in ber Grengbereinigung fäumig find, fo nimmt 
fie die Grenzfommifiion vor, beflebend aus Kriedensridter und 2 Mit: 
‚gliedern, refp. Suppleanten, melde aus einem von ibm aufgeflellten 
Vierervoriblag durch Streigung zweier davon Seitens ber Municipas 
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lität übrig geblieben find. Art.34 ff. geben genaue Boridriften über Trian: 
gulation, Mafe und Anftrumente, Einrichtung ber Pläne, Cinzeibnuna 
ber Gebäude, ber Diauern, der Gewäſſer u. f. f., insbefondere bei vertifaf 
getheilten, bei nach Stodwerfen getheilten, bei in cinanber binüberra: 
genden Gebäuden u. f. f., bei gemeinfamen Treppen, Gängen, vorfprin: 
genden Gallerien, äußeren Treppen. BDiefe Verbaltniffe, offenbar großen: 
thbeils nod von ben alten indivisions berribrenb, find augnebment 
einläßlich geregelt (Art. 53—63) und bieten viel Vntereffe. Man bat 
aud bier die Erfahrung gemadt, dap man eben mit bem einfachen 
Princip nicht ausreicht, monad Furzweg bas Eigenthum ber Erboberfläde 
bas Gigentbum über alles in ber darüber befindlichen Luftſäule Gtebende 
nad fid zieht, und muß überragendes Gigentbum anerkennen. — Sf 
die Arbeit fertig, fo wird fie ciner Kommiflion zur Berififation unter: 
ftellt. Lestere wird vom Finanzbepartement ernannt, mißt einige durch 
bas L008 ausgemählte Blätter an Ort und Stelle nad, und wenn fid 
Sebler über die erlaubte Feblergrenze hinaus ergeben, fo werden weitere 
Blätter nadjemeffen, u. f. f., und wenn fit bie Pläne als ungenügend 
ergeben, fo werden fie nicht angenommen. Sind fie bagegen abmittirt, 
fo werben burd den Geometer und den receveur die Eigenthümer und 
die Eigentbumsverhältnifie fefigeftelt auf Grund der von den Eigen: 
thümern eingeforderten Urkunden. Aus biefer Arbeit gebt ber Katafter 
hervor, db. b. bas Verzeichniß aller Liegenfchaften ver Gemeinde, die nad 
Abtbeilungen für jeden Eigenthümer eingetragen find, in alpbabetifcher 
Reihenfolge der Familiennamen, mit Angabe der Planfeite und Plan: 
nummer. Bei jeder Liegenfhaft ift der Schatzungswerth angeführt. 
Liegenfchaften der Ehefrau werben getrennt von denen des Mannes ein- 
gefdrieben, bei Subivifion gefchieht der Gintrag unter dem Namen 
eines Gemeinders, aber die andern werben auf bemfelben Folio erwähnt. 
Eine Katafterfommiffion befiimmt hierauf ben Werth der Srunbflüde 
nad Aren. Hierauf werden Pläne und Ratafter in der Gemeinde zur 
Ginfidt aufgelegt und Reflamationen ber Eigenthümer, fofern fie nicht 
fofort erledigt werben Yônnen, notirt, von ber Municipalität geprüft und 
begutachtet und von bem Finanzdepartement entſchieden, falls es fid 
nit um rechtliche Differenzen banbelt. Nun erft folgt die Berififation 
des Ratafter8 bezüglih ber Gigenthumsverhältniffe; eine Rommiffion, 
beftebend aus receveur, Aufnabmegeometer und cinem Delegirten ber 
Gemeinde Iadet der Reibe nad alle Eigenthümer vor, damit fie fich er- 
flären, ob ihre Folien ihr Eigenthum richtig verzeidmen. Sum Schluß 
ift dem Geometer nod das Nivellement du cadastre vorgefährieben, wo- 
burd er die Uebereinftimmung von Plänen und Ratafter genau auszue 
rechnen bat. Nach Genehmigung burd den commissaire-général erfolgt 
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die Ausfertigung in den für bas Steuerbiireau und bas Gemeindeardio 
beftimmten Cremplaren. Außerdem fertigt der Geometer für den Staat 
und für die Gemeinde je ein Eremplar der topograpbifhen Karte des 
von ibm aufgenommenen Gebiet. Nachdem der commissaire-général 
diefe Kopien geprüft und richtig befunden bat, berichtet er an das Fi: 
nanzdepartement, welches die Arbeit annimmt oder zurüdweist. Nach 
Empfangnabme von Plan und Kataſter beforgt der receveur die Œin- 
tragung feitheriger Mutationen und geftattet die Einfiht nur in feiner 
Gegenwart. Art. 142 ff. handelt von der Tragung ber Kollen ber 
Rataftrirung, Art. 147 ff. von ben Bebingungen, unter melden bas 
Finanzdepartement Verbefferung von Fehlern und Berfeben anordnen 
fann, Art. 153 ff. von ber Aufficht des commissaire-général über bas 
ganze Katafterwefen. 

174. Arrêté (du Conseil d'Etat du canton de Neuchâtel) con- 
cernant la reconnaissance au cadastre, de chapitres pour lesquels le 
géomètre est intéressé. — Du 29 junvier 1878. (Rec. des Lois, tome 
XIV, p. 58 ss.) 

Schreibt, um eine in der Kataftergefeggebung vorhandene Liide 
auszufüllen, vor, daß bei Kataftereintragungen, an denen der Geometer 
felbft, feine Frau oder feine Berwandten bis zum britten Grade betheiligt 
find, ein von der Direktion der öffentlichen Bauten ernannter neutraler 
Geometer funftioniren folle. 


175. Gefep (des Großen Raths bes Kantons Zürich) betr. 
bie Abtretung von Privatredten. — Vom 30. November 1879. 
(Offiz. Gammi. XX, ©. 114 ff.) 

Dazu 

176. Verordnung betreffend bas Adminiſtrativver— 
fahren bei Abtretung von Privatredten. — Vom 6. März 
1880. (Off. Samml. XX, ©. 131 ff.) 

177. Reglement betreffenb bas Verfabren ber Schätz— 
ungstfommifjionen. — Bom 17. Funi 1880. (Off. Samml. 
XX, ©. 177 fi.) 

Bergl. zum Gefeg den Bericht der fantonsràtbliben Rommijfion. 
Amtsblatt (Tert) vom Jahre 1879 ©. 196 ff. 

Das bis jegt geltende „Erpropriationsgefeg” trug bas Datum 
bes 21. Mär; 1838, batte alfo mehr als 41 Jahre im Kanton Züri 
unverändert gegolten. Indeſſen wurde [don lange eine Veränderung 
besfelben gewünſcht im Blid auf die Gefetgebung anderer Schmweizers 
fantone, des Bundes und ausmärtiger Staaten, aud batte man die 
practifhe Erfahrung gemacht, daß die Intereffen des Staates und ber 
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Gemeinden zu wenig berüdiichtigt waren, indem. nad den Beftimmun: 
gen desielben diters Entibabigungen für Landabtretungen ausgemittelt 
wurden, welde nicht im richtigen Berbältnig zu ben Leiftungen ber Ab: 
treter fanden. Wenn aber bas neue Gefeg nicht fehr weile gehandhabt 
wird, fo ift zu fürdten, daf in Zukunft gerade umgelehrt dat wohler⸗ 
worbene Privatrecht leidtfinniger Baus und Spefulationsfucht zum Opfer 
fallen muß. Die Abtretung fann nämlich nah $ 3 litt. b auch ver: 
langt werben „für Brivatunternebmungen, welche im öffentlihen Ju: 
tereffe Liegen, nach cingebolter Bewilligung des Rantonsraths”. Diefes 
„öffentliche Intereſſe“ ift ein febr bebnbarer Begriff. 

Hbfdnitt I enthält allgemeine Bejtimmungen. 

Abfchnitt II Abtretung. Hier ift in ben $$ 8 u. 9 folgende Neuers 
ung enthalten. Wenn von einem Gebäude oder einem Kompler von 
Liegenfchaften, der zur Betreibung eines Gewerbes dient, nur ein Theil 
in Abtretung fäut, jo Tann der Abtretungspflichtige unter Umitänden 
verlangen, daß ihm bas ganze Gebäude oder der ganze Kompler abge: 
nommen merde, nämlid dann, wenn ohne das abzutretende Stüd die 
bisherige Benupung des Gebäudes oder die Betreibung des Gewerbes 
entweder gar nicht oder nur mit großen Schwierigkeiten möglich if. 
Das Gleiche gilt von einem landwirthichaftlichen Grundfilid und einem 
Bauplag. Dies if ein Schub für den Abtretungspflibtigen, den das 
bisherige Recht nicht fannte. Die Beftimmung des $ 9 dagegen kommt 
unter Umjftinden dem Staat oder der Gemeinde zu Statten und bildet 
ein aeredtes Gegenftüd zu der erfigenannten. Sie lautet: „Müßte für 
die Abtretung eines Redtes dem hiezu Berpflichteten wegen baberiger 
Verminderung des Werthes der ihm verbleibenden, mit diefem Rechte 
aufammenbängenden Bermögensitüde mehr als ein PViertheil des Wers 
thes der legtern als Entihädigung gegeben werden, fo ift die Unter: 
nebmung berebtigt, die gänzlihe Abtretung der betreffenden Bermôgens- 
flüde gegen volle Entſchädigung zu verlangen.” 

Xbfdnitt III Entfhädigung. Wie bis anbin wird der Sag an 
die Spige geftelit, daß jede Abtretung von Privatrechten oder Eigen: 
thumsbeſchränkung nur gegen volle Entfhädigung gefordert werden könne. 

$ 13 enthält nähere Angaben, melde Momente bei der Ausmitt: 
Jung der Entibibigung zu berüdiichtigen feien; dabei it nur das neu, 
daß für die Unfreimilligfeit ber Abtretung ein Zuſchlag zum ausgentits 
telten Verkehrswerth bes Abtretungsobjeltes bis auf 20 °/0 gemadt werben 
Tann (aber feineswegs muß). Dagegen follen nah $ 12 Wertherhö: 
bungen und Bortbeile, welche dem Abtretungspflichtigen für den ibm 
verbleibenden Theil feiner Liegenichaft in Folge des Unternehmens er: 
wachſen, bei Beflimmung der Entfhädigung in billige Berücſichtigung 
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gezogen werden. Dasfelbe fol auch aeideben, wenn der Erpropriat 
durd bas Unternebmen von befondern Lallen befreit wird. {Diefe Aus 
rebnung der Vortbeile !) findet fih auch in einzelnen andern Kantonen 
und in ben Gefegen von Frankreich, Italien, Belgien, England und 
Nordamerika). 

$ 14. Außer bem Œigenthiimer haben auch Inhaber von andern 
dinglichen Rechten am Grpropriationsobjeft, fowie Miether oder Pächter 
das Recht, ihre Cinipraden oder Forderungen felbfiftändig zu vertreten. 

Abſchnitt IV Beitragspfliht. Unter diefem Titel finden fih im 
Gefeg einige wichtige neue Beftimmungen, auf welde von ber einen 
Seite großes Gewicht gelegt wurde, während eine Minderheit fie ener 
gif betämpite. $ 17 lautet folgendermaßen: „Uuf Verlangen einer 
öffentlichen Unternehmung fônnen Eigenthümer, deren Liegenfihaft burd 
biejelbe in ungewöhnlicher Weife Ruben erwäcdst, mit einem Beitrag ' 
au die Koften des Unternehmens belegt werden, gleichviel, ob fie Rerbte 
abzutreten haben oder nicht. Diefer Beitrag darf im Falle eines cine 
getretenen Mehrwerthes bis auf die Hälfte besjelben und im alle einer 
Befreiung von befonderen Laften höchſtens entiprechend bem halben 
Werth der legtern angefegt werden.” Die Worte „in ungewöhnlicher 
Weiſe“ deuten darauf bin, daß gar nicht bei Anlegung jeder Straße 
die Anftößer, denen ein Bortheil erwächst, mit Beiträgen belaftet werden 
können, fondern es wird dies nur in Zürich und deffen Ausgemeinden, 
in Winterthur oder größern Ortſchaften von ſtädtiſcher Entwicklung der 
val fein, wenn durh Befeitigung von Gebäuden Plige und breite 
neue Straßen geöffnet werden. An jedem einzelnen Fall ift aber zuvor 
au entjcheiden, ob wirklich biele Beitragspflicht Dritter zur Anwendung 
Tomme. Dieſe Feftfebung und die Beflimmung der Größe und Berfallgeit 
ber Beiträge geichieht burd die in den $$ 32 ff. vorgefehenen Schätz⸗ 
ungsfommiffionen, beziehungsweiſe die Gerichte. 

In Abfdnitt V Abminiftrativveriabren.?) 

Abfdnitt VI Schägungsverfahren, und 

Abſchnitt VII gerichtlihes Verfahren ift des Genaueften das ganze 
procedere beftimmt, während bag bisherige Gefeb nur meniges Sad: 
bezügliche enthielt. In $ 29 fehlt es aber an einer beftimmten Frift 
für Berednung und Firirung ber Bortheile. 


1) Beral. 3. B. Gef. von Obwalden, Zeitihr. XXI, 3, Nr. 188. 
2; Die beiden citirten Reglement enthalten die detaillirten Vor: 
ſchriften. Die Frage der Abtretungspflicht ift Berwaltungefahe. Der 
Streit Über die Größe der Entſchädigung dagegen, wenn man fich nicht 
mit dem Entfcheid der Schätzungekommiſſion beruhigen fann, Rechtsſache. 
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Abſchnitt VIII Vollzug der Abtretung. F 54 gewährt die Mög⸗ 
lichkeit, ausnahmsweiſe die Abtretung des Rechts ſchon vor der Schätz⸗ 
ungskommiſſion zu verlangen. 

Der L. und letzte Abſchnitt, Rückforderung der Leiſtungen, be⸗ 
handelt die Fälle, in welchen die Unternehmung nicht zur Ausführung 
kommt, oder das abgetretene Recht nicht zu bem feiner Zeit angegebenen 
Zwed benubt wirb. A. v. 0. 

178. Arrêté (du Conseil d'Etat du canton de Neuchâtel) 
fixant le mode à suivre pour l'inscription au cadastre, de reversauc 
ou de transactions immobilières. — Du 19 juillet 1878. (Rec. des 
Lois, tome XIV, p. 114 ss.) 

Art. 54 des Rataftergefetes fordert, bai Gigenthbumsübertragunaen 
von Liegenfhaften, fomie Gervitutbeftellungen durch eine Öffentliche 
Urkunde fonftatirt fein milffen. Aweifelhaft war aeworden, ob Reverſe 
und Vergleiche, welche in ber Regel nidt Servituten neu begründen, 
fondern bloß einen faftifhen Beftand zwiſchen zwei Liegenichaften, der 
nit mit bem Kataflerbeftand barmonirt, reglieren, biefem Erforberniffe 
and unterliegen. Vorliegender Beſchluß bejaht diefe Frage und verlangt 
demgemäß auch biefür eine öffentliche Urkunde. 


179. Gefet (des Großen Rathe des Kantons Aargau) zu 
Abänderung einzelner Beflimmungen bes Sadenredts. 
— Bom 16. Rintermonat 1880, vom Boll angenommen ben 
22. Mai 1881, in Kraft getreten den 1. Juli 1881. (Gef. 
Sammi. N. F. Bb. I, ©. 252 f.) 

Weber Bedeutung und Zweck biefes Gefetes im Allgemeinen fiebe 
oben Nr. 110. Auch bier handelt es fi um firengere Durdführung 
des Brincips der Specialität des Pfandrechts. Es tritt nämlich biefes 
Gefeb an die Stelle der $$ 582—585 bes bürgerlihen Gefegbuches. 
Darnad wurde bei Uebergang eines Grundflüds in ungetheiltem Ve: 
fand an einen neuen Eigenthümer der Pfandgläubiger“ auf letteren 
angemiefen, bei Serfiüdelung und Uebergang an Mebrere wurden bie 
Pfandforderungen auf die neuen Stüde vertheilt. Gebo baftete in 
beiden Fällen der urfprünglide Pfandſchuldner noch drei Sabre lang 
feit Berfall der Forderung für -diefelbe, und aud die Theilung der 
Pfandliegenichaft bob die Einheit der Forderung nicht auf, der Gläubi⸗ 
ger fonnte die Bezahlung der Gefammtforderung verlangen. Das neue 
Gefeb Hält nun die Säge aufrecht, daß bei ungetheiltem Grundfiüd über: 
gang der Erwerber die darauf haftende Schuld übernimmt und bei 
Theilung die Pfandforderung im VBerbältnig des. Schaßungswerthes 
fämmtlicher Pfänder auf bie neuen Theile und deren Erwerber ange: 
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wieſen wird, dagegen wird baë bisberige Recht des Gläubigers, Bezab: 
lung der Geſammtforderung zu verlangen, aufgehoben; der Gläubiger 
hat jetzt die Wahl, die Anweiſung auf die einzelnen Theile anzunehmen 
durch Erklärung an den Gemeinderath binnen 12 Monaten, oder in 
gleicher Friſt ſeine Forderung durch Pfandbetreibung geltend zu machen; 
im erſtern Fall oder bei Unterlaſſung der Betreibung geht die Schuld 
auf die Uebernehmer der Theile in der Weiſe über, daß dieſe nur für 
den darauf verlegten Betrag haften und die Verhaftung der übrigen 
Pfänder für dieſen Betrag erliſcht. Das gleiche Wahlrecht erhält der 
Gläubiger auch bei Eigenthumsübergang einer ungetheilten Liegenſchaft. 
In allen Fällen aber haftet der urſprüngliche Schuldner noch drei Jahre 
lang für die ganze Schuld (A. B.⸗“G. $ 832). Endlich: der Eigenthü⸗ 
mer einer für die Schuld eines Andern verpfändeten Liegenſchaft kann 
dem Gläubiger die Verhaftung aufkünden, wenn er nicht Mitſchuldner 
iſt oder die Verpfändung nicht ſelbſt bewilligt hat. Der Gläubiger muß 
dann innerhalb 12 Monaten den Schuldner betreiben und darf die Be⸗ 
treibung ohne Konſens des Pfandeigenthümers nicht einſtellen, widrigen⸗ 
falls die Liegenſchaft von der auigekündeten Verhaftung befreit wird. 

180. Circulaire (du Conseil d'Etat du canton de Vaud) con- 
cernant la présentation et l'inacription des assignats en faveur des - 
femmes, ainsi que des usufruits et des substitutions, lors de l'ouverture 
d'un nouveau contrôle des charges immobilières. — Du 8 février 1878. 
(Rec. des Lois, tome LXXV, p. 43 ss.) 

Da bag Gefe vom 24. Dezember 1840 über die Kontrole der 
Liegenjchaftsbelaftungen nichts bezünlich einer neuen Cinfchreibung der 
Meibergistsverficherungsbriefe bei Rataftererneuerung vorfdreibt, fo wer= 
den bie Friedensgerichte angemiefen, bei folhem Anlaß burd ein von 
ihnen biefür bezeichnetes Mitglied feftitellen zu laffen, welche Verfiche- 
tungen folder Art mit Hypothek nod in Kraft find, und für deren Eins 
tragung in den neuen Ratafter zu forgen. 


181. Gejet (des Kantonsratbs des Kantons Solothurn) über 
Lager: und Pfandſcheine (Warrants), — Vom 3. April 1879, 
vom Voll angenommen den 18. Mai, in Kraft getreten den 
26. Juli 1879. (Amtl. Samml. der Gef. Bd. LVIII, S. 195 ff.) 

182. Vollziebung8verorbnung (des Regierungsraths bes 
Kantons Solothurn) zum Warrantgefet. — Vom 23. Juli 1879. 
(Daf. S. 201 ff.) 

Daͤs Geſetz ift für die (fantonalen und privaten) Lagerbäufer 
von Solothurn beflimmt und berubt wefentlich auf den gleichen Grunbd: 
lägen mie bas Basler Warrantgefeh von 1864, worüber in biefer Zeit⸗ 
jhrift Bb. XIII, Abth. 3, S. 130 ausführlich gehandelt if. Das Prin- 
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cip iR demgemäß, daß Waaren, die in Öffentlichen Lagerhäuſern oder in 
Lofalen, welde diefen gleichgeſtellt find, beponirt werden, ohne Uebergabe 
von Hand zu Hand durch Lagerfchein veräußert, durch Warrant ver: 
pfändet werden fonnen. Dem Deponenten wird zu dieſem Bebuf ein 
Lager: und Pfandfchein (an Einem Stüd) übergeben, beide feinen Nas 
men und Befdreibung der Waare enthaltend , beide ourg Indoſſament 
übertragbar. Das erfte Indoſſament des Warrants (Pfandſcheins) muß 
den Betrag der Pfandfumme enthalten, in die Stammregifler des Lager: 
baufes eingetragen und auf dem Lugerjchein befcheinigt werden. Weber: 
tragung des Lagericheins gilt als Tradition, folhe des Warrants als 
Faufipfanbbeftelung an der Waare. Der Inhaber des Lagerfcheins ohne 
Warrant fann die Maare nur gegen Bezaylung der (aus dem Stamm: 
regijter erſichtlichen) Piandfumme beziegen. Wird die Pfandfumme am 
Verfalltag nicht bezahlt, fo wird Proteft erhoben und fiebt dann der 
wechſelrechtliche Regreß gegen die Vorminner offen. Bei Verſäumung 
bes Brotefles bleibt die Forderung gegen den Pfandſchuldner befteben 
und fann auf dem Weg der gewöhnlicen Betreibung geltend gemadt 
werden, in allen Fällen fann aber auch Berfteigerung der Waare vers 
langt werven. Aus dem Erlös wird zuerft der Pfandſchuldner befriedigt, 
der Mehrbetrag fällt dem Inhaber des Lageriheins zu. 

Dem fantonalen Lagerhaus gleichgeftelt find folde Lofale, deren 
Cigentbiimer nad gehörigem Ausweis vom Regierungsrath die VBemil: 
ligung zu diefem Gefchäftsbetrieb erhalten haben und eine entiprechence 
Kaution leiiten (Gef. $ 1 und $ 15). 

Die Bollziehungsperordnung giebt Borfdriiten 1) über Art und 
Wcije der Geſchäftsführung der Öffentlichen Lagerhausverwaltung. fowie 
deren Gebühren, 2) über die für Bewilligung von Privatlagerhäufern 
au verlangenden Requifite (unter Anderm Kaution von 10000 Fr. für 
etwa entftebenden Schaden), 3) über Verwaltung und Zenügung des 
fantonalen Lagerhaufes, Haftpflicht desfelben (nur für folden Schaden, 
der aus einer ihm zur Laft fallenden Unterlafiung oder Vernachläſſi⸗ 
gung entfteht), Verfiherung der Waaren gegen Brandihaden, u. A, 
4) über die Organijation der Verwaltung des Öffentlichen Lagerhaufes 
(Lagerbausdireftor mit Stellvertreter und Hilfsperjonal, unter Oberauf: 
fiht des Finanzbepartement8); und 5) die Lagerhausgebühren und Rlaj: 
fififation der Waaren. 

183. Verordnung (des Regierungsraths des Kantons Schaff⸗ 
haufen), die Pfand, Leibs und Rüdlaufsanftalten betreffend. 
— Bom 23. Auguft 1879. 

Inhaber von Anftalten, die dem Publikum gegen Berfag von 
Gabrniggegenftänden oder durch Abſchließung von Rückkaufsgeſchäften 
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über folche, kleinere Anleiben machen, haben fi bei bem Abſchluß bes 
Geſchäftes über den rechtmäßigen Befiß und die richtige Ramensgangabe 
deg Kontrahenten zu vergemiffern, und mit Minderjährigen und Bevog: 
teten feinen Vertrag abzufchließen. Au forgfältiger Buchführung find 
fie verpflichtet. Die Empfangsſcheine, welche die Berpfänder erhalten, 
müffen mit berfelben Übereinflimmen. Bei verdächtigen Berumfländungen 
bat der Pfandleiher fofort der Polizeidirektion Anzeige zu machen und 
überhaupt bei polizeilihen Nachforſchungen jede Auskunft zu geben und 
Durbfidt der Räume und der Bücher zu geflatten. — Die Leibfdeine 
find dur Geffion, die auf dem Schein vorzumerfen if, übertragbar. 
Der jeweilige Vormeifer des Seins gilt aber ale rechtmäßiger Cigene 
thümer des Gegenftanbes. Die Darlehen Pönnen auf bôdfiens 1 Jahr 
abnefchloffen werden. Abfchlagszahlungen find jederzeit ftatthaft gegen 
Rüdaabe eines entſprechenden Theile der Pfänder. Mangels rechtzeitiger 
Löſung erfolgt gerichtliche Berfleigerung. Die Anftalten haften für ſorg⸗ 
fültige Aufbewahrung, und zwar bei Abgang oder Schadhaftwerden der 
Gegenftinde nur für „befonderes Verfchulden”. Etablirung eines foldhen 
Gefhäfts ift von der Genehmigung des Regierungsratbes abhängig, 
wird gegen Ronceffionsgebübr erlaubt und die Polizeidireftion übt Aufficht. 

184. Berordnung (von Lanbammann und NRegierungsrath 
des Kantons St. Gallen) betreffend Mobiliar-Reibgefhäfte — 
Vom 7. Februar 1879. (Gef.:Sammi. N. 3. Bd. II, ©. 251 f.) 

Für Betrieb eines Mobiliar-Leibaefhafts ift Löſung eines Pas 
tentes vom Negierungsrathe erforderlich, der es nur Perfonen ertbeilt, 
welche Gewähr für polizeilih flaglofe Führung des Gefchäfts bieten. 
Der Pfandleiber bat die Pflicht genauer Buchführung, der Gebeim- 
haltung des Namens des Entlehners (außer gegenüber Unterfudhungs- 
beamten und Geridtsbebôrben), der Ausftelung eines Leihſcheins an 
den Verpfinder, ber Anzeige von verdädhtigen Umſtänden oder Perfonen 
bei Angebot von Gegenfländen an die Polizei, der Zurüdweifung ans 
gebotener Militärefjelten. Bei Verfall nicht eingelôste Gegenftände find 
unter Publifation der Nummern der betreffenden Leibfcheine in ôffent- 
liden Blättern nad Vorjchrift des Schuldentriebgefeges auf Berfteiges 
rung zu bringen. Alfäligen Mehrerlös fann ber frühere Eigenthümer 
gegen. Abgabe des Leihſcheins innert drei Monaten feit der Verfteigerung 
bei bem Pfandleiher erheben. Patentgebühr 20—50 Fr. 

185. Arrêté (du Conseil d’Etat du canton de Genève) concer- 
nant la Caisse publique de Prêts sur gages. — Du 11 janvier 1878. 
(Rec. des Lois, tome LXIV, p. 9 s.) 

Ermächtigt gemäß Gefeg vom 22. Juni 1872 (diefe Zeitfchr. Bd. 
XIX, Abth. 3, ©. 38, Nr. 93) die öffentliche Bfanbleibanftalt zu Bes 
zug von 1 ‘/o Zins per Monat auf ben Betrag der Darleiben. 
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186. Règlement de Police (du Conseil d'Etat du canton de 
Genève) sur les Fripiers et les Prèteurs sur gage. — Du 30 aoû 
1878. (Rec. des Lois, tome LXIV, p. 266 ss.) 

Borgefbrieben wird den Tröblern und Pfandleihern Anzeige ihres 
Gewerbes an das Yulliz: und Polizeidepartement und genaue Buchfüh— 
zung nad einem vom Devartement parapbirten gleihförmigen Muller 
über alle Käufe und Berfäufe, refp. Verpfändungen, fowie Namen und 
Wohnung der Käufer und der Berfäufer, refp. der Verpfänber. Ver: 
boten wird ihnen das Auswifchen oder Megnebmen von Zeichen und 
Marten auf den gekauften Segenfländen, Kauf von Saden, die ihnen 
Kinder, Lehrlinge, Dienfiboten ohne ſchriftliche Ermächtigung ibrer Eltern 
oder Meifter anbieten, fowie von Leuten, mele ihren Namen und iht: 
Wohnung nicht angeben wollen. Eegenſtände verdächtiger Herfunit 
follen fie zurüdhalten und obiges Departement fofort davon benadrit: 
tigen. Händler mit altem Eifen und Möbeln bürfen feinen Schlüffel 
ohne das Schloß, zu dem er gehört, verfaufen. Militäriſche Ausrüf: 
ungsgegenfiinde des eidgenöſſiſchen Militärvienites, der Pompiers, Land: 
jäger, Poliziiten, Bannwarte dürfen fie ohne Erlaubnig der Fompetenter 
Behörde weder faufen noh zu Pfand nchmen. Für die Pfanoleiher 
{peciel wird nod vorgefchrieben Weberyabe eines Buchauszugs an den 
Berpfänder, Erhaltung des Pfandes in gutem Stande und unweiger: 
fige Rüdgabe gegen Rüdzaylung des Darleihens, verboten wird ihnen 
die Verabredung ves Verfalls des Pfandes bei nicht erfolgter Rückzah⸗ 
Jung, Darleiben auf die genannten Militäreffeften jowie auf nicht voll: 
endete Fabrifwaaren, namentlich unfertige Ubrenwaaren und Bijouterie- 
arbeiten. Alles bei der im Code pénal Art. 362 gefegten Strafe. 
(Gefäugnig von 2 Monaten bis 3 Jahre.) 

Ein Zujag zu diefem dteglement if 

187. Arrêté (du Conseil d'Etat du canton de Genève) relati 
aux Fripiers et aux Préteurs sur gayes. — Du 16 junvier 1880. 
(Rec. des Lois, tome LXVI, p. 17 8.) 

Berbot des Leidens an unbefannte oder im Kanton nigt wohn: 
bafte Perfonen ohne Empfehlung durch befannte oder im Kanton domi: 
<ilirte, an Betrunfene, Dienfiboten und Ungeftelite obne Autorijation 
ihres Meifters, Vorſchrift fofortiger Anzeige an bie Polizei durch den 
Pianbleiber bei Verdacht des Diebflahl8 in Betreff ciner zum Verfag 
angebotenen Sade unter Berfdiebung des Dartleibens. 

Daran ſchließt jih dann ein, das Reglement vom 30. Auguſt 
1878 und den Arrêté vom 16. Januar 1880 aufbebenbes 

188. ZKöglement de Police (du Conseil d'Etat du canton de 
Genève) sur les Fripiers et les Préteurs sur gage. — Du 23 février 
1880. (Rec. des Lois, tome LXVI, p. 74 ss.) 
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Dasjelbe vereinigt nur die Beltimmungen der beiden aufgebobenen 
Verordnungen. 


189. Revidirte Verordnung (des Kantonsraths des Kan⸗ 
tons Unterwalden ob dem Wald) über das Straßenweſen. — 
Vom 16. Wintermonat 1878. (Samml. der Geſ. und Verordn. 
Bb. IV, €. 335 ff.) 

190. Verordnung (besfelben) betreffend. Bagenlaften 
auf Kantonsfiragen. — Vom 12. Hornung 1880. (Dai. S. 401.) 

Der Reyierungsrath verwaltet das Strafenmefen burd die Bau: 
fommifjion, die er aus feiner Mitte bejtellt. Längs der Hauptſtraßen 
dürfen Neubauten nur in einer Entfernung von 1'/ m. vom Straßen: 
rand aufgeführt werden. Weberragende Dächer müſſen bis auf die 
Seitengraben der Straßen abgefduitten werden, und find mit Dagrin: 
nen zur Ableitung des Waffer8 in die Seitengräben zu verfeben. Grün: 
bäge milffen wenigftens 15 cm. von der Straßengrenze entfernt und 
dürfen nicht höher als 90 cm. fein. Nothwendige Entfernung von der 
Straßengrenze für Zwetichgenbäume 1 m., für Nupbäume 4 und ans 
dere Fruchtbiume 3 m. Meltere Bäume, deren Weite die Straße über- 
ragen, find bis auf eine Höhe von 6 m. vom Gtragenbett aus zu 
fugen, junge zurüdzuftellen. Weberflüfjige und den Verkehr bemmende 
Satter find zu entjernen. Ablagerung von Holz, Steinen, Schutt u. |. f. 
auf ben Straßen ift verboten, ebenfo Ablegung von Dünger und Feb: 
riht, bag Weiden von Vieh an ben Strafenrändern, Abgraben der 
Etrafenboroe, Anbringung von Wafferleitungen innerhalb der Straßen: 
ränder, Reiften von Holz auf den Landflraßen. — rt. 20 ff. giebt 
Vorfchriften über Breite der Nadfelgen bei Laftwagen, Ausweichen der 
Wagen, Verhalten der Fuhrleute, Art. 31 unterfagt die Errichtung neuer 
Soiegftitten in der Nähe von Straßen. Auf Alles fiehen Strafen 
durchgängig bis auf 20 Fr. eventuell Gefängniß, außerdem Schadener- 
fat. Für diefen und für die Bufen haften die Dicnfiberren der Fuhrleute. 

Die Verordnung verbietet bas Befabren ber Brüden auf der 
Haupfftraße (Brünigfirage) mit Laftwagen, mwelde ein Gewicht von über 
50 Kilocentner haben, und auf den übrigen Kantonsftraßen mit folden, 
welche ein Gewicht von über 30 Kilocentner haben, bei Buße bis 50 Fr. 
und Schadenerfag. Das Gejpann wird nicht eingerechnet. 

191. Verordnung (des Landraths des Kantons Unterwalden 
nid dem Wald) betreffend Uebergabe des Unterbaltes von 
Land: und Gemeindeftraßen in Afford. — Vom 23. April 
1879, (Bef. Abbr.) 

192. Pilidtenbeft (des Regierungsratbs diefes Kantons) für 
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Verpachtung des Straßenunterhalts im Kanton Untermal: 
den nid dem Wald. — Vom 1. September 1879. 6Beſ. gebr.) 

Sämmtlide Kantons: und Semeindeflraßen find mit Bezug auf 
den Unterhalt auf 3 Jahre in Afford zu übergeben. Für die Alford- 
übernehmer wirb das Pflichtenheft aufaeftelt. 

193. Sufat (der Landsgemeinde des Kantons Glarus) zu S 1 
lit. d des Geſetzes (von 1835) betreffend die Uebernabme der 
Landftranen burd das Land. — Bom 8. Juni 1879. (Nachträge 
gum Landsébuch, Heft 1, 1879, S. 72.) 

Den Tagmwen wird noch die Pflicht auferlegt, Ablagerungspläge 
für Abraum jeder Art aus der Lanbftrafe umentgeltlih anzumweifen, fo: 
fern fie geeignetes Land biefür eigenthümlich befiten. 

194. Beſchluß (des Großen Raths des Kantons Graubünden) 
über Berlängerung bes Broviforiums vom Jahre 1876, be: 
treffend die Unterbaltung der Bergfibergänge an den Ber: 
bindungsitraßen. — Bom 18. Funi 1679. (Berbbl. des Großen 
Ratbs, 1879, Ifte Hälfte, S. 98 ff. 119.) 

Nachdem ein förmliches Stragengefeb, das ber Grofe Rath im 
Dezember 1878 befchloffen hatte, in der Bolfsabitimmung vom 30. Mär; 
1879 verworfen war, mird biejes Proviforium (diefe Zeitfchr. Bd. XXI, 
Abth. 3, Nr. 201) bis 1. Aug. 1880 verlängert mit der Abänderung, daf 
der Kanton die Koften des Schneebruchs allein zu tragen bat, wogegen 
die dafür ausgefegte Gefammtentfhädigung an bie Gemeinden von 
9000 Fr. wegfält. 

195. Geſetz (des Grogen Raths des Kantons Bafelftadt) über 
Bertheilung der Koften von Öffentliden Doblenanfagen. — 
Vom 21. Juni 1880. (Gef.:Sammi. Bd. XX, ©. 88 ff.) 

Dic Eigenthümer der an bic betreffende Straße floßenden an: 
fhlußpflichtigen Liegenfchaften haben au bezahlen 10 fr. per Meter der 
anftogenden rontlänge der Liegenfchaft als Beitrag an die Hauptdoble 
und die Koften für die nöthigen Anſchlüſſe aus ben Privatliegenfchaften 
bis zu den öffentlichen Doblen und Wiederherſtellung der Œrottoirs. 
Bei Spekulationsftraßen haben bie betreffenden Eigenthümer in ber 
Regel die Koften der Doblen ganz zu bezahlen. 

196. Regulativ (der Baudirektion des Kantons Aargau) für 
ben FAbrebetrieb. — Vom 3. Herbfimonat 1873. Bom Regie: 
rungsrath genehmigt den 3. Serbfimonat 1878. (Gej.:Sammi. 
N. g. Bo. I, ©. 167 ff.) 

Dieber gehört etwa die Beflimmung des $ 2, wonad die Her: 
ftelung und der Unterhalt der Zufahrten und Zugänge zu den Fähren 
an Landftragen dem Staate, bei den übrigen Fähren ben Gemeinden, 
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in deren Bann fie liegen, obliegt, infofern biefe Leiftungen Kit durch 
urkundliche Verpflichtung oder Uebung andern Gemeinden, Korporationen 
oder Privaten aufhaften. F 12: Die Pächter der Staatsfähren und bie 
Inhaber von Privatfähren baften fiir allen burd ihre Kabrläfjigfeit ent: 
flanbenen Schaden an Beftanbtbeilen der Yähreeinrichtung, und haben 
von baewilliger Hand abgelöste Schiffe auf eigene Roften wieder beizu: 
Schaffen, mit Regreë auf die Schuldigen. $ 10: Die Fährleute find 
für allen Schaden aus Unglüdsfällen, bei denen eine amtliche Unters 
fuchung ibrerfeitiges Verſchulden crgiebt, verantwortlich. 

197. Berordnung (des Kantonsraths des Kantons Schwyz) 
über Verfauf von Strandboden. — Bom 26. Fanuar 1878. 
(Gef.-Sammi. Bd. VIII, S. 127 f.) 

Ausfüllungen und Landanlagen am VBierwaldflätter:, Zuger: und 
Zürichfee nur mit regierungsräthlicher Bewilligung. Der Eigenthümer 
des an ben See ftogenden Grundſtücks bat hiefür bas erite Recht, gegen 
feinen Willen dürfen Anlagen vor feinem Grundfiüd nur zur Erreihung 
eines öffentlichen Beds bewilligt werden. 

198. Gejes (der Landegenteinde bes Kantons Glarus) über 
Giggeminnung aus dem ne — Bom 5. Mai 1878. 
(Nachträge zum Landsbuch, Heft 1, 1879, S. 71.) 

Beſchluß (des Rathes dee Kantons Glarus) betr. den Volla 
aug biefes Gefeges. — Bon 15. Zanuar 1879. (Daf. ©. 72) 

Für Cisbreden im Klönthalerfee find per 100 Kilogranım 4 Gts., 
und wenn das Eid im Kanton gebraudt werden foll, 37 Et8. per Rubif: 
meter zu zahlen. Die eingehenden Beträge find zu Beflreitung der Auf 
fitsfoften und zu Unterhalt und Berbefferung der Straßen nad dem 
Klönthal zu verwenden. 

199. Berordnung (von Landammann und Regierungsrath des 
Kantons St. Gallen) über den Kiesbezug aus Öffentlichen Gewäſſern. — 
Vom 15. Februar 1878. (Gej.:Sammi. N. F. Bo. III, ©. 161 ff.) 

Der Bezug von Steinen, Kies 2c. aus bem Flußbette der unter 
der Hoheit deg Staats fiebenden öffentliben Gewäffer iſt unentgeltlich 
geftattet, fomeit aber das Material für Wubrawede verivendet werden 
muß, ficht den Wuhrpflichtigen bas Vorredt über folhes Material zu. 
Für die Abfuhr ift die Bewilligung der betr. Grunbbefiber zu erwerben.. 

200. Arrêté (du Conseil d'Etat du Canton de Genève) relatif 
à l'autorisation d'extraire des graviers et autres matériaux sur les 
grèves du Luc, du Rhône, de l’Arve et le long des cours d'eau appar- 
. tenant à l'Etat ou aux Communes. — Du 2 novembre 1880. (Rec. 
des Lois, tome LXVI, p. 544 s.) 

Abführung von Kies, Grien u. j. f. nur mit jederzeit revocabler 

Beitidrift f. ſchweiz. Redt. XXII. 2 u. 8. (3) 6 
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Ermächtigung des Baudepartements geſtattet. Gebühr an Staat oder 
Gemeinde bis auf 50 Gts. per Kubikmeter. 


201. Regulativ (bes Regierungsraths des Kantons Zürich) 
betr. die Ertbeilung von Abfdriften von Wafferredtsfon: 
zeffionen. — Bom 26. April 1879. (Off. Samml. XX, ©. 43.) 

Von jeder Mafjerrechtsfonzeffion und jeder Abänderung einer 
folen foll dem Gemeinderath der betr. politifden Gemeinde eine Ab: 
[rift zugeftellt werben. A. v. 0. 


202. Berordnung (des Regierungsraths des Kantons Zürich) 
zum Gefeg betr. Rorreftion und Unterhalt der Flüſſe vom 
10. Dezember 1876. - Vom 10. September 1879. (Offizielle 
Sammlung XX, ©. 85 ff.) 


203. Defret (des Großen Ratbs des Kantons Luzern) betr. 
Interpretation des $ 6 Abf. 2 des Wafferrehtsgefeges. — 
Vom 28. Rintermonat 1878. (Sammlung der fant. Gefege 
Bb. VI, S. 300.) 


204. Bollziebungsperordnung (bes Regierungsratbe bes 
Kantons Luzern) zu $ 6 XI 2 des Gefetes Über Wafferredte 
vom 2. März 1875. — Bom 13. Chriftmonat 1878. (Samml. 
ber Verordnungen des Regierungsrathe, Heft V, ©. 298 ff.) 

Auf eine Petition von 74 Waffermerfbefigern interpretiert das 
Defret den $ 6 dahin, daß nur diejenigen Waſſerrechte zinspflichtig find, 
für welche entweder der Bezug bes Wafjerrechtszinfes früher vorbehalten 
oder für welche die Bewilligung erit feit bem Inkrafttreten des Gefepes 
ettheilt wurde. 

Die Vollziebungsverorbnung giebt eine Anleitung für Schägung 
der Wafferfraft der zinspflichtigen Werke. Die Schäpung der Erperten 
unterliegt der endgültigen Feftfegung burd den Regierungsrath. Die 
Wafferwerfsbefiger erhalten von der Schägung Mittheilung bebufs Er: 
bebung von Einwendungen. 


205. Reglement (des Regierungsraths des Kantons Luzern, 
für die Wubrauffeber und Wuhrmeifter. — Vom 5. Dezember 
1879. (Samml. der Verordn. des Regierungsraths, Heft VI, S. 15 ff). 

Bildet die Vollziehung der 65 44 und 45 bes Waſſerrechtsgeſetzes 
vom 2. März 1875 (diefe Zeitfchrift Bd. 21, Abth. 3, Nr. 209). Die 
Slubgebiete des Kantons werden in vier Auffibtsfreife eingetheilt, deren 
jeder einem Wubrauffeber unterftellt ift; diefem find die ndtbigen Bubr- 
meifter bcigegeben. Das Baubepartement ftellt fie an. Hauptaufgabe 
der Wuhrauffeher if, den Zufland der Ufer und der im Flufgebiete 
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vorfommenden Staumerfe in periodifhem (zweimonatlihdem) Bejuche zu 
controliren. 

206. Bollzieyungseverordnung (des Großen Rath des 
Kantons Graubünden) zum Gefes vom 7. März 1870 über Be: 
mubrung und Berbauung der Flüße und Wilbbädge des 
Kantons Graubünden. — Bom 14. Juni 1880. (Verhandlungen 
des Großen Maths 1880, S. 44—52, 67; Abidieb vom 5. Juli 1880, 
S. 54 ff.) 

An Folge des eidg. Geſetzes über Wafferbaupolizei im Hochgebirge 
batte der Große Rath von Graubünden ſchon 1879 ein Bubraefet be: 
Tatben, dasselbe war aber vom Volt verworfen worden. Daraufhin ent: 
ſchloß fi) der Große Rath, bloß in Form einer Vollziehungsverordnung 
zum W’ubrgefeg von 1870 und zum Bunbdesgefet von 1877 das Behufe 
Herftelung einer Ucbereinfiimmung diefer Gefege und Durchführung des 
Bundesgefeges Nothwendige feftzuftellen. Eine ftarfe Minderheit glaubte 
allerdings barin nur eine ungebôrige Umgehung der Vollsabftimmung 
erbliden zu müffen, und der eingefchlanene Modus einer Verordnung 
wurde in letter Stunde nur dadurch gerettet, daR man aus dem burd- 
beratbenen Entwurf noch Alles ftrih, was gejetlider Natur war. Diefe 
Verordnung unteritelltt das Bafferbaumefen im ganzen Kanton der Auf: 
ficht des Kleinen Raths, der die Gemeinden gemäß Wuhrgefep von 1870 
zur Ausführung der nothwendigen Arbeiten anhält. Die Gemeinden 
baben aber Regregredt auf privatrechtli oder ſtatutariſch verpflichtete 
Korporationen und Private. Die Gemeinden find auch zur Handhabung 
der Wafferpolizei verpflichtet. Steht bas Antereffe mehrerer Gemeinden 
in frage, und entfleht unter denfelben Streit über die Ausführung und 
die Beitragsleiftung, fo entjcheidet darüber der Kleine Rath unter Rekurs 
an die Œtandesfommiffion. 


207. Bollziehungsverordnung (des Regierungsraths des 
Kantons Zürich) zum eidgendffilihen und fantonalen Forftgefeg. 
Bom 28, April 1879. (Off. Sammi. XX, ©. 44 ff.) 

208. Beſchluß (dee Regierungsraths des Kantons Bern) über 
die Ausfheidung der indemzumeidgendffifhen Forfigebiet 
gehörenden Theil des Kantons Bern liegenden Shupmwals 
dungen von den übrigen Balbungen. — Bom 17. September 
1878. (Gefete, Defrete und Verordbn. XVII, S. 287 f.) 

Verzeichnig der Schutzwaldungen. 

209. Dienftinitruftion (des Regierungsraths des Kantons 
Luzern) für den Oberförfter des Kantons Luzern. — Bom 
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27. Juli 1878. (Samml. der Verordn. ded Regierungsrathe, Heft V, 
S. 283 ff.) 

210. Dienftinftruftion (besfelben) für die Kreisförfter 
ded Kantons Luzern. — Vom 9. Auguft 1878. (Daf. S. 287 ff.) 


210a. Inſtruktion (desfelben) fitr definitive und pro: 
viforifhe Mirtpfhaftspläne über Staat8:, Gemeinbde:, 
Rorporations:, Stifts- und PBfrundwaldungen des Ran: 
tons Luzern. — Bom 22. Wintermonat 1878. (Daf. S. 293 ff.) 


211. VBollzichungsverordnung (des Landraths des Kantons 
Uri) zum Bundesgeſetz betreffend die eidg. Oberauffiht über 
die Forfipoligei im Hochgebirge. — Bom 28 Sanuar bis 
10. März 1880. Bundesräthlih genehmigt. (Bef. gedr.) 

212. Inftruftion (desfelben) für die NRevierförfter bee 
Kantons Uri. (Anhang zu 211.) 

213. Infiruftion (desfelben) filtr Bezirfs- und Gemeinde: 
bannwarte bed Kantons Uri. (Anhang au 211.) 


Tiefe Vollziebungsverorditung ift erſt nad langen Verhandlungen 
mit dem Bunbesratbe, der mehrere Artifel beanftandet hatte, zu Stande 
gefommen. Die Waldungen zerfallen in D SKlafjen, 1) obrigkfeitliche 
Bezirfswaldungen, 2) Gemeindewalvungen (allgemeine Bezirkswaldun— 
gen), 3) Stiftémalbungen, 4) Privatidugmalbungen, 5) fonitige Vrivat: 
walbungen, die unter einige Artifel des Bunbdesgefeges fallen. Die 
Schugmaldungen find bis Ende 1879 auszufcheiden (diejer frühe Termin 
erflärt fi daraus, daß die Verordnung fdon vor dem obigen Datum 
in diefer Beziehung zur Ausführung fam). Der Kanton beftebt aus 5 
Forftrevieren. Oberfte fantonafe Auffihtsbehörde i die Rommiffion des 
Snnern, unter ihr ftebt der vom Landrat gewählte Rantonsfériter, unter 
diefem die von den Bezirfsräthen gewählten Revierförſter, welche vie 
MBalbvermardungen zu leiten, die Holzichläge zu bewilligen, PBflanzichu- 
Ten anzulegen, Waldwirthichaftspläne anzufertigen baben u. f. f. Sic 
dürfen nit Holzhandel treiben. $$ 22 ff. geben Vorfchriften über Ver: 
mardung und Veräußerung oder Nußniegung von Waldungen sub 
1—3. $$ 30 ff. regeln die Bewirthjdaftung, Pflege und Berugung 
der Schugwaldungen und den orftbetrieb überhaupt (Vermeffung, 
Wirthſchaftspläne, Map der Holzichläge, Holzanweifungen), $$ 42 ff. ben 
Forſtſchutz (Weidebann, Verbot des Sichelus und Heuens in den Wal— 
dungen, Holzabfuhr binnen Jahreofriſt, Verbot des Harzihabens, des 
Seueranmadens u. dgl.), $$ 51 f.: Aufforftungen und Berbanumngen, 
65 55 ff.: Strafen und Schadenerfag. Käufer oder Hehler von gcfre: 
veltem Holz werben gleich dem Frevler beftraft. gir Minderjährige 
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haften die Eltern, für Dienſtboten der Dienſtherr, wenn letzterer dabei 
betbeiligt war. $$ 69 ff. Strafverfahren (vor den ordentlichen Gerichten). 

212. Beſchluß (der Landsgemeinde des Kantons Uri) betr. 
Abänderung der Bolliiebunasverordonung zum eidg. Forfts 
polizeigefege. — Bom 2. Mai 1880, (Amtébl. 1880, S. 206.) 

Auf Antrag eines Siebengeſchlechts wird die oberfte Auflicht über 
da8 fantonale Forftwefen von ber Kommiffion bes Innern auf eine 
befondere „Forfllommiifion“ übertragen, beftebend aus 9 Mitgliedern, 
welche die Landsgemeinde auf 4 Fabre wählt. Da biejer Beſchluß eine 
theilmeije Abänderung der Santonsverfaffung enthält, fo wurde er von 
der Bundesverfammlung am 21. Dezember 1880 ratificirt. (Amtl. 
Samml. der B.:G. V, &. 274.) 

215. Inftruftion (des Regierungsrath8 des Kantons Schwyz) 
für die Unterförfter des Kantons Schwyz. — Vom 15. Febr. 
1878. (Gef.:Sammi. Bo. VIII, S. 258 ff.) 

Adminiftrativer Natur. 

216. Infiruftion (besfelben) zur Bermarfung der Ge: 
meindg: und Korporationswaldbungen, fowie der Privat: 
Shugwaldungen. — Vom 1. Juli 1880. (Daf. S. 269 ff.) 

Spätefter Termin für Vermarfung der genannten Waldungen 
Ende 1883. Einfeitige Vermarktung unzuläſſig. Genaue Vorſchriften 
über Art und Weife der Grenzbezeihnung (Grengzciden, Marffteine, 
Hintermarfen u, bal). Anfertigung von Marl: und Srenzbefdireibuns 
gen über die Gemeinde: und Korporationswaldungen durch die Geometer 
bei der Walbverme{jung. 

217. Reglement (des Regierungsratb8 des Stantons Unter: 
walden ob dem Wald) für die Forftfommiffion. — Yom 24 
April 1878. (Samml. der Gef. u. Berordn. Bo. IV, S. 279 ff.) 

218. Iuftruftion (desfelben) für das Forfiperfonal. — 
Vom 24. April 1878. (Daf. S. 285 ff.) 

219. Beſchluß (des Rantonsraths des Kantons Unterwalden 
ob bem Wald) betreffend Zuwendung der Strafen in Forft: 
faden. — Bon 23 September 1878. (Daf. S. 347 ff.) 

220. Infiruftion (bed Regierungsraths besjelben Kantons) 
für die Bermarlung der Baldungen. — Bom 22. Herbfimo: 
nat 1880. (Samml der Gef. u. Verorbn. Bb. V.) 

Die Forfifommiffion, beftebend aus 3 Mitgliedern des Regierungs⸗ 
tatbes, fontrolirt die Amtsführung des Oberfôrfiers und der Revier— 
förfter, vertHeilt die Laften für Befoldbung der leptern auf die Wald: 
befiger, forgt für gehörige Durchführung der Walbvermarfungen, wacht 
über die gefegliche Ablöfung der Servituten, trägt Sorge für Durchs 
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führung des VBermeffungswerfes, überwacht bie vechizeitige Feftftelung: 
der Wirthfchaftspläne, begutachtet die midtigeren Holsfchläge bem Re— 
gierungsrathe, fontrolirt die Wiederbewaldung von Beſtandesblößen, 
forgt für Anlage und Erhaltung von Baumfchulen, unterftütt bas Korft: 
perfonal bezüglich Berbauungen und Entfumpfungen, forgt für fuflema= 
tifche Ausfcheidung der Schugmwaldungen. 


Der Oberförfter bat in allen diefen Punkten die eigentlige Di- 
reftion und fpeciclle Aufjichts: und Anordnungspflicht. 


Die Revierförfter (die nicht Solzbandel treiben dürfen) find in 
allen wichtigen Arbeiten an die Direktion des Oberfôrfters gemicfen.. 
Namentlich haben fie Holzanmweifungen und Holzabgaben in Gemeinde: 
und Korporationswaldungen gemäß Wirthichaftsplan und Anweifung des 
Oberjdriters vorzunehmen. | 

Die Bußen, melde in unmidtigeren Fällen (Ronventionafbuÿen) 
vom Negierungsratbe, in wichtigeren vom Bolieigeridte, in ganz wid: 
tigen vom SKriminalgerichte ausgefällt werben, fallen dem Fiskus zu, 
außer folche, für deren Verhängung auch fernerbin nad Verf. Art. 8. 
Gemeinden und Korporationen fompetent find, und die dann der Kaffe 
der legtern gufallen. Die Entjhädigungspflicht ift vorbehalten. Die 
Klage gebt vom Oberforftamt an den Landammann, der fie der kom— 
petenten Behörde zumeist. 


Die lebtaenannte Anfiruftion ſchreibt Vermarfung aller Staats:,. 
Gemeinde: und Rorporationswalbungen, fowie der Privatfhugmwaldungen, 
foweit folde nicht mit andern Privatfhugwaldungen zufammenbangend 
find, bis 10. Auguft 1881 vor. Weber Grengfireitigfeiten entfheibet eine 
vom Regierungsrath gewählte Vermarkungskommiſſion von 3 Mitglie- 
bern, unter Rekurs gegen ihre Entſcheide an die ordentlichen Gerichte. 
Die Grenzen find möglihft burd gerade Linien zu bilden, deren End: 
punkte Grenzzeihen (Marken) erhalten (nöthigenfalls auch Zwifchen: 
marfen). Entfernung der Grenzzeihen von einander 50-150 Meter, 
bei ungangbarem Terrain darf fie größer fein. Bei natürlihen Gren=- 
zen genügt Serfebung der Anfangs: und Enbpunfte mit Fünftlichen 
Zeihen. Längs Gewäfjern, welde Uferbrüche veranlaffen, und an Stel: 
len, wo Laminen bie Grenglinie bedrohen, find Gintermarfen anzubringen. 
Ale Fünftlihen Grenzzeihen follen eigentliche Markiteine oder fefte Lager: 
fleine jein. Die Grenzzeichen find fortlanfend zu numeriren. 


221. Bollziehungsverordnung (des Landraths des Kts. 
Unterwalden nid bem Wald) zum eidgendffifhen Forftpolizei: 
gefet. — Bom 29. November 1879. (Amtsblatt 1880, Nr. 3, 
©. 40 ff.) Bom Bundesrath genehmigt ben 30. Dez. 1879. 
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222. Reglement (desſelben) für die Forſtkommiſſion. — 
Bom 31. März 1880. (Bei. gebr.) 

228. Inftruftion (besfelben) für den Oberförſter. — 
Bom 31. März 1880. (Bel. gebr.) 

324. Infiruftion (besjelben) für die Revierförfer — 
Von 31. März 1880. (Bef. gedr.) 

Der Lanbratb ift oberfte Auffichtsbehörbe Über bas Forfiwefen, an 
ibn fann gegen Entfcheide des Regierungsratbs refurrirt werben. Let: 
terer bat die Leitung des Forfidienfte8, wozu ihm die Forftfommiffion, 
ein Oberförfter und die Revierförfter, fämmtlid vom Landrath ernannt, 
beigeorbnet find. Das Waldareal if in 5 Forftreviere getbeilt, bie 
Forſtangeſtellten dürfen nicht Holzhandel treiben. Im Ganzen präcifirt 
die Vollziehungsverordnung nod das Bundesgejeg in Einzelheiten für 
ben Kanton, fo bezüglid der Ablbjung von Servituten ($$ 17 ff.), 
Berbot der Crridtung neuer, Einführung von Wirthſchaftoplänen (65 
28 ff.), Nebennugungen im Sinn möglicher Beſchränkung ($$ 34 ff.), 
Holzanbau, Baumijchulen, Aufforftung ($S 38 ff.), Holzſchlag ($$ 43 ff.), 
Gtrafbcftimmungen ($$ 49 ff.) und Strafverfahren vor bem Korpos 
rationsgerichte oder (falls die Rorporation es vorzieht) vor bem Regies 
rungsrathe; Appellation bei Betrag unter 500 Fr. an das Kantons 
gericht, bei bôberm Betrag an bas Obergericht. 

225. Beihluß (des Lanbratbs des Kantons Unterwalden nid 
bem Wald) betreffend theilmeifer Abänderung der Verord: 
nung über den Geißtrieb vom 1. Mai 1876. — Bon 16. Der. 
1880. (Amtsbl. 1880, Nr. 52, S. 1047 f.) 

Die Verordnung von 1876 (diefe Zeitſchr. Bd. XXI, Abth. 3, 
Nr. 227) ſcheint zu fireng gemwefen zu fein. Denn bier ermädtigt ber 
Lanbratb ben Negierungsrath, auf forkamtlihe Begutabtung bin den 
Geiptrieb in Rorporations: und Privatwaldungen zu bewilligen. 

226. Vollziebungsgefep (der Landsgemeinde bes Kantons 
Slarus) zum Art. 14 des Bundesgefeges beireffend die eidg. 
Oberauffidt über die Forfipoligei im Hochgebirge. — Vom 
5. Mai 1878. (Landsbud des Kts. Glarus, Thl. III, 1878, S. 168 ff.) 

227. Bollziebungsverorbnung (von Landammann und 
Rath des Kts. Glarus) zum Bunbdesgefeg betreffend die eidg. 
Oberauffiht über die Forfpolizei im Hochgebirge vom 
24. März 1876, Rap. I u. II. — Pom 28. Auguft 1878. (Nach⸗ 
träge zum Landsbuch Heft 1, 1879, S. 50 ff.) 

2328. Infiruftion (der Polizeifommiffion des Kantons Glarus) 
für die Kreisförfter im Kanton Glarus. — Bom 1. Februar 
1879. (Daf. €. 54 ff.) 
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229. Inſtruktion (derſelben) für die Bannwarte im 
Kanton Glarus. — Vom 1. Februar 1879. (Daf. ©. 59 ff.) 

Art. 14 des B.:©. ſchreibt die Ablöfung von Dienſtbarkeiten vor, 
die auf Schutzwaldungen haften, falls fie mit dem Zwecke dieſer Schutz⸗ 
waldungen unvereinbar ſind. Demgemäß ſoll die Polizeikommiſſion 
entſcheiden, welche Dienſtbarkeiten abzulöſen ſeien; gegen dieſen Entſcheid 
iſt den Betheiligten Rekurs an den Rath offen (Friſt 4 Wochen). Auch 
ſonſt iſt jeder Grundeigenthümer berechtigt, von ſich aus Ablöſung zu 
verlangen. Die Polizeikommiſſion verſucht zuerſt Erzielung einer Gini: 
gung zwiſchen den Intereſſenten; bei Mißlingen entſcheidet das Gericht 
nach freiem Ermeſſen über die Entſchädigung. Eigenthümer von andern 
Liegenſchaften, die durch die Ablöſung Vortheil gewinnen, find in bil- 
liger Weiſe bei der Entſchädigung in Mitleidenſchaft zu ziehen. 

Die Vollziehungsverordnung ſetzt das Verfahren bei Ausſcheidung 
der Schutzwaldungen feſt (Auflegung des vom Kautonsförfter gemachten, 
von der Polizeikommiſſion genehmigten Verzeichniſſes in den Gemein— 
ben, Widerſpruchsrecht während 30 Tageri, Entſcheid der Kommiſſion, 
Rekursrecht dagegen an den Rath). Eintheilung des Kantons in 6 
Kreiſe, jeder unter einem von den Waldeigenthümern angeſtellten und 
beſoldeten Kreisförſter, der unter der direkten Leitung des Kantonsförſters 
ſteht. Ebenſo Wahl und Beſoldung der Bannwarte durch die Wald: 
eigenthümer. Alle dieſe Wahlen unterliegen der Genehmigung der 
Polizeikommiſſion. 

Die Inſtruktionen beſtimmen genauer die Dienſtoerrichtungen 
dieſer Beamten. 

280. Arrêté (du Conseil d'Etat du Canton de Fribourg) con- 
cernant l'exécution de la loi fédérale sur la police des forêts dans 
les régions élevées. — Du 24 mars 1879. (Bull. off. des Lois, Vol. 48, 
p. 72 ss.) 

Giebt Boribriften für Nenbepflanzung des zu Schugwald gebi: 
renden Bodens der eidg. Zone der Schugwaldungen. Privateigentbilmer 
fönnen zu diefem Zweck erpropriirt werden. Für die Walbungen des 
Staates, der Gemeinden und der Rorporationen werden Bewirtbfchafs 
tungspläne aufgeftellt. Ueber Begehren von Privateigenthümern um 
Eremtion von der Schukwaldungszone, fofern folhe überhaupt nad 
Vundesgefeg vom 24. März 1876 Art. 4 zuläifig if, enticheidet auf 
Beriht und Antrag des Forftinfpeltorats der Regierungsrath. 

281. Anftruftion (von Landammann und Regierungsrat 
des Rte. Appenzell A.Kh.) für den Dberförfter. — Bom 8. März 
1878, vom Bundesrath genehmigt ben 16. April 1878. (Amtes 
blatt 1878, S. 174 ff.) 


% 
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282. Infiruftion (derfelben) für die Bezirfsförfter des 
Kantons Appenzell A.:R9. — Bom 9. Fuli 1878. (Amtsblatt 
1878, S. 274 ff.) 

283. Inſtruktion (derfelben) für die Bannmarte des 
Kantons Appenzell A.⸗“Rh. — Bom 9. Juli 1878. (Dai. ©. 
281 ff.) 

Weſentlich adminifirativer Natur. 

284. Reyulativ (des Regierungsraths pes Kantons Appens 
3ell A.-Kh.) über die Bermarfung der Waldungen des Ran: 
tons Appenzell A.-Rh. — Bon 12. Auguft 1880. (Amtsblatt 
1880, S. 354 ff.) 

Ausführung des die Vermarfung fämmtliher Waldungen des 
Kantons vorfhreibenden Art. 27 der fantonalen Vollziehungsverordnung 
zum eidgendffifhen Forftgefeb. 

235. Vollziebungsverorbnung (des Großen Maths des 
Kantons Appenzell JRh.) zum Bundesgeſetz betreffend die eidg. 
Dberauffiht Über die Forftpolizei im Hochgebirge vom 
24. März 1876. — Bom 15. April 1879, genehmigt vom Bun: 
desrath mit Vorbehalt der Beftimmungen über Bermeffung 
und Rebennupungen der Waldungen (Art. 6). (Bef. gedr.) 

Forfifommiffion von 5 Mitgliedern, OberfBriter und 2 Bezirks: 
förfter find die Organe. Denfelben liegt außer der Bewirthſchaftung der 
Anıts: und Korporationswaldungen auch die Beaufjihtigung und Pflege 
ber Privatwaldungen, welde als Schugwaldungen gelten, ob. Weber 
Bermarfung und Wirthichaftspläne wird eine Inſtruktion an den Ober: 
förfter in Ausficht genommen, Art. 6; berfelbe Artifel unterfagt jede 
Art Nebennugung (Streuefammeln, Weide) bei neu aufgeforfteten 
Grunbftilden Bebufs Herflelung von Schugwaldungen. Art. 7 ff. Be: 
fimmung ber Forfifrevel und Bufen. Art. 13 Vorbehalt befonderer 
Berordnungen der Korporationen nad) Maßgabe der gefeglihen und 
Berordnungebeftimmungen. 

236. Theilweife Revifion der Art. 28 u. 33 der Kan: 
tonsverfajfung von Appenzell J.⸗Rh. (durch Beſchluß der Lanbs- 
gemeinde). — Vom 25. April 1880, genehmigt von der Bundes: 
verfammlung am 21. Dezember 1880. 

Betrifft die Wahl der Waldwirthſchaftskommiſſion, welde vom 
Großen Rath auf bie Bezirksgemeinden Übertragen wird. 

237. Zufagartifel (des Großen Raths des Kantons Grau: 
bünben) zur Forftorbnung. — Bom 16. Juni 1879. (Verhdl. 
des Grofen Maths, 1879, erfte Hälfte, S. 87 f., 117 f.) 

Der Bunbesrath batte die Bewilligung von Bunbesfubfibien für 
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Aufforfiungen davon abhängig gemacht, daß der Kanton ſeinerſeits ent: 
fpredenbe Beiträge dafür ausſetze. Daher dieſer Zuſatzartikel zu ber 
Forſtordnung von 1877 (bieje Zeitſor. Bb. XXI, Abth. 3, ©. 124, 
Nr. 240), wonad der Kanton an die Aufforftungefoften 10 —50 °/0 des 
über bie Bunbdesfubvention erforberlihen Betrags bezahlt. 


288. Regolamento di esecuzione (del Consiglio di Stato del 
Cantone del Ticino) della legge forestale federale 24 marzo 1876. — 
Del 1 giugno 1880. Bom Bundesrath genehmigt den 9. Funi 
1880. (Race. off. delle Leggi, N. S. VI, p. 164 ss.) 


Der Staatsrath bat die Oberaufficht Über die Gemeinbe:, Burger: 
und Korporationswaldungen, fowie über bie als Schubwaldungen er: 
Härten Privatwälder. Gintbeiluna des Kantons in 5 Korftfreije, worein 
die Privatwalbungen, bie nidt Schuswaldungen find, fafultatio ein: 
treten fônnen. Die Direktion baben 1 Rantonginfpeftor, 5 Rreisin- 
fpeftoren und 27 Unterinfpeftoren der Diftrifte. Alle unter diefe ftaatliche 
Aufficht fallenden Wälder find innerhalb 5 Jahren auszumarden, ber 
Waldboden darf ohne regierungsräthlihe Erlaubniß nicht vermindert 
werden, alle Servituten find in den nâdften 10 Jahren abzulöfen, neue 
find unzuläffig, au Eigentbümer von Privatwald, der nicht Shut 
wald if, finnen Ablöfung der fie belaftenden Servituten verlangen. 
Alle unter flaatliher Aufficht flehenden Waldungen find auszumeffen 
und zu fhäßen, auf Grund der Scatungspläne beflimmt dann bas 
Infpeltorat die Nugungen. Unbebautes und nidt zu Weide verwen- 
betes Land wird zu Walbboden gefchlagen, Berbauung von Bergrutfchen 
u. dal. nôthigenfals mit Erpropriation von Privatland burdgefübrt. 
Die Gemeinden und Korporationen haben ein Reglement über ibre 
MWaldungen im Einverfländniß mit dem Rreiginfpeftor aufzuftellen, be: 
fonbers aud über Hut und Weide der Ziegen, wofür ein befonderes 
Reglement formulirt ift (Racc. off. delle Leggi, N. S. VI, p. 179 s.). 
Ueber Bußen und Ausfälung bderfelben folgen nod febr einläßliche 
Borfchriften. 

289. Decreto (del Consiglio di Stato del Cantone del Ticino) 
circa l’ordine di servizio dei Sotto-Ispettori forestali di distretto. — 
Del 2 luglio 1879. (Racc. off. delle Leggi, N. S. V, p. 104 ss.) 

240. Loi (du Grand Conseil du Canton du Valais) modifiant 
les articles 5, 6 et 8 de la loi forestière du 27 mai 1873. — Da 
20 mai 1880. (impr. sép.) 

Betrifft das Forfiperfonal (der Etaatsrath wählt einen fantonalen 
Forftinfpeftor, Bezirföföriter und Bannmwarte), Eintheilung des Kantons 
in Forfibezirfe von wenigftens 10000 Heftaren und Unterfielung ber: 
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felben unter bie Förſter, Alles bebufs Durchführung des eidgenöffifchen 
Forſtpolizeigeſetzes. 


241. Geſetz (des Großen Raths des Kantons Bern) betr. Ab: 
änderung des bernifden Fagbgefegee von 1832. — Vom 
31. Januar 1878, vom Volfe en am 24. März 1878, 
(Gefege, Defrete und Berordn. XVII, ©. 108 f.) 

242. Beichluß (des Mn bes Kantone Bern) betr. 
Abänderung des Art. 5, drittes Lemma der Bollziehungss 
verorbnung vom 26. Heumonat 1876 über die Ausübung der 
Sagd. — Bom 10. Chriſtmonat 1879. (Dai. XVIII, S. 226 f.) 

Das Gefeg beftimmt die Nagbpatentgebübr für die Jagd auf 
alles Gewild auf Fr. 80. -— (für ben Staat Fr. 60. —, für die Ge: 
meinden Fr. 20. —), für die Jagb mit Ausfhluß der Gemfen, Rebe 
und Hirſche auf Fr. 50. — (für den Staat Fr. 40. —, für die Ge: 
meinden Fr. 10. —). Die Gemeindeantbeile fallen ven Wobnfigge: 
meinden der Niger zu. 

Der Beſchluß fest flatt „Gebühr von Fr. 10. —“ (für die Ber 
willigung der Verfolgung jchädlicher Thiere): „Gebühr bis auf Fr. 10.“ 

243. Regierungsbefchluß (des Regierungsratbhs des Kantons 
Luzern) betr. das Fantonale Jagbgejeg vom 7. März 1870. — 
Bom 4 Heumonat 1877/31. Mai 1878 (Sammi. der fant. 
Gefete, Bd. VI, S. 297.) 

Aufhebung zweier Artifel (66 7 und 18) des Fagbgefepes als 
unvereinbar mit bem Bunbesgefes und Unterftellung von befjen Straf= 
beftimmungen unter die Schranten bes legtcrn. 

244. Beſchluß (des Landraths des Kantons Unterwalden nid 
dem Wald) betr. die Sagdpatenttaren. — Bom 16. Dezember 
1880. (Amtsbl. 1880, Nr. 52, S. 1045 f.) 

Erhöhung der Tare gegenüber der Verordnung von 1876 (biefe 
Zeitfchrift Bd. 21, Abth. 3, Nr. 251) auf Fr. 15. — für Jagen ohne 
Hund auf Gemfen und Murmelthiere. 

2345. Loi (du Grand Conseil du Canton de Fribourg) modifiant 
les art. 80 et 42 de la loi du 10 mai 1876 sur la chasse. — Du 
12 mai 1880. (Bull. off. des Lois, vol. 49, p. 80 8.) 


Aufgeboben wird bas abfolute Verbot der chasse à la neige und 
ftatt ber Verpflichtung des Staateratb8 zu jährliher Bannung einer 
beftimmten Anzahl Bezirfe die Berechtigung bdeffelben zur Bannung 
einzelner Gebiete aufgeftellt. 
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346. Règlement (du Conseil d'Etat du Canton de Fribourg) 
sur la chasse aux animaux nuisibles dans le district franc. — Du 
23 mai 1879. (Bull. off. des Lois, vol. 48, p. 99 ss.) 

Die Wildhüter der Freiberge können bas ganze Jahr auf jhäd: 
Tibe Thiere jagen und Bertrauensmänner dazu beizieben. 

317. Anhang (des Regierungsraths des Kantons Schaffhaufen) 
zur Bollziehungsverordnung zum Bunbesgefet über Jayd 
und Bogelfhug. — Vom 2. Oft. 1878. 

Sept Prämien für die Rertilgung fehädlicher Thiere (Fifchotter 
gr. 10. —, Habicht und großen Ubu Fr. 3. —, Fiſchreiher und Sperber 
Fr. 2. —, Elſter und HAber 30 Gts.). 

248. Berorbnung (von Landammann und Regierungsrath des 
Kantons St. Gallen) betr. Abänderung der fantonalen Voll: 
auggverorbnung zum Bundesgefeg Über Jagd und Vogel: 
dut. — Bom 26. Juli 1880. Vom Bundesrath genehmigt 
ben 13. Auguft 1880. (Gefeges:Samml. N. F. Bd. III, S. 273 f.) 

Einerfeit8 Verkürzung der Sagbaeit, für die Flugiagdb vom 
15. September bis 30. November, ber allgemeinen Jagd vom I. Dftober 
bis 30. November, der Hodmwilbjagd auf Gemijen und Murmeltbiere 
vom 1.—30. September, der übrigen Hochwildjagd vom 1. Oftober bis 
30. November im Intereffe der Schonung des Wildftandes, andrerfeits 
wird die Bannung des oberrheinthalifhen Schonbezirks aufgehoben, weil 
fie Mangels einer fländigen Wilbbut bem Frevel zu gut fommt und 
ungebührlihe Vermehrung des Raubwildes zur Folge gehabt bat. 

249. Abrogazione (del Gran Consiglio del Cantone del Ticino) 
dell' art. 16 del Regolamento 28 luglio 1876 sulla caccia. — Del 
24 aprile 1879. (Racc. off. delle Leggi, N. S. V, p. 55 8.) 

Betrifft Refure eines wegen Jagdfrevels Beftraften vom Friedens: 
tidter an das Obergeridt. 


250. Vollziehbungsverordnung (des Rantonsraths 
des Kantons Schwyz) zum Bundesgefeg Über die Fifherei vom 
18. September 1875 und zu der bundesräthliden Vollzie: 
bungsverordbnung vom 18. Mai 1877. — Vom 26. Januar 
1878, vom Bunbdesrath genehmigt ben 24 April 1878. (Ge: 
fetes Sammi. VII, S. 131 ff.) 

Vorbehältlich befonderer Rechte von Gemeinden, Rorporationen 
‘und Privaten gehört bas Ret des Fiſchfangs in den öffentlichen Ge: 
wäfjern des Kantons bem Staate, der allen Schweizerbürgern den Fiſch⸗ 
Fang freigiebt und fremden Aufentbaltern die Angelfiicherei geftattet. 
Die Fiſchfangberechtigung verliert, wer zweimal wegen Ueberiretung der 
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Fiſchereigeſetze beſtraft worden iſt oder im Aktivbürgerrecht cingeftelit 
wird. In den fließenden Gewäſſern darf nur mit der Angel gefiſcht 
werden. 

251. Kantonale Vollziehungsverordnung (des 
Kantonsraths des Kantons Unterwalden ob bem Wald) zum Bundes: 
gefege betr. die Fifherei. — Bom 27. Mai 1878, vom 
Bunbesratb genehmigt den 13. Auguft 1878 unter 
Vorbehalt der ŒEinbolung der Einwillinung des 
eidgendffifhen Departements des Inmern bei Am 
wendung von Art. 17, al. 2. (Sammi. der Gefege und Vero 
ordnungen Bb. IV, S. 311 ff.) 

252. Ergänzung (besfelben) zu Art. 3 vorftebender 
Berorbnung — Vom 24. Wintermonat 1879. (Dafelbft 
S. 397.) 

Die Ertbeilung der Bewilligung zum Fiſchen mit Garn, Neben, 
Bären, Scleifjchnüren u. dergl. ift Sade des Staats. Jeder Kantons- 
und niedergelaffene Echweizerbürger fann ein Patent biefür erlangen 
(Tare Fr. 2. — bis Gr. 50, je nad Geftattung bloß einzelner oder aller 
Fangarten). An den rinnenden Gemdffern dürfen Garne und Nege 
nicht verwendet werden. Filchen "mit der Angel if frei. Anwendung 
giftiger Subftanzen und erplodirender Stoffe beim Fiſchfang ift verboten. 
Die Fanggeräthe miiffen beflimmte Weiten der Ceffnung haben und 
find daher vor deren Gebraud durch die Polizei zu plombiren. Bezüglich 
des Fachens in den Seen ift feltgefegt: Die Fade follen am 1. März 
Morgens 8 Uhr angezeichnet werden, feiner darf dem andern in das 
von ibm angezeihnete Gad feben, die Fache dürfen den Laichgang der 
Tifche nicht hindern, und zwifchen einem Fach zum andern miiffen 
wenigſtens 8 M. offen bleiben. Folgen Vorjchriften über offene Fiſchzeit 
und Größe der feilgebotenen Fiſche (der Fang von Fiſchen zu künſtlicher 
Zudt fann jederzeit geftattet werden). Waſſerwerkbeſitzer müfjen die 
Ginridtungen fo treffen, daß bic Wilde nicht in Triebwerke geratben. 
Der Regierungsrath darf zum Schuß der Fiſche temporär firengere Bes 
fliinmungen erlaffen, 3 B. Bäche und Seen in Bann legen, den Fang 
gemiffer Fiiharten ganz verbieten. Alsdann darf er aud die Schon- 
zeit ausnahmsweife abfürzen (bas ift der vom Bundesrath an feine Gin: 
willigung gefnüpfte Fall, Art. 17, al. 2). Der Zifcher haftet für allen 
Schaden am Ufergelinde. Buße auf Uebertretung diefer Verordnung 
bis auf Fr. 50. — Derfelben Buße unterftelt der Ergänzungsbefhluß 
dann noch bas Sineintreiben der Fifde mit Rudern, Stangen u. dgl. 
in aufgeſtellte Fanggerdtbe. 

253. Ausführungsbeflimmungen (bed Landraths des 


94 Fiſcherei. [Sachenrecht. 


Kantons Unterwalden nid dem Wald) zum Bundesgeſetz vom 
18. September 1875 über die Fiſcherei. — Vom 29. Mai 1878. 
(Befonbers georudt.) Vom Bundesrath qenebmigtam 13. Auguſt 
1878 mit Ausnahme von $ 19 (Edongebicte und Schonzeit), wor: 
über weitere Shlußnabme vom Bunbesrath vorbehalten 
wird. 

254. Beſchluß (desfelben) betr. die Fiihereipatenttare. — 
Bom 16. Dezember 1880. (Amtsbl. 1880, Nr. 52, S. 1046 f.) 

Die ertten 15 $ der Ausrührungsbeflinmungen reproduciren 
Bundesgefeg und Bundesverorenung. $ 16 fegt die Schongebiete im 
Bierwaldftätterfee feft, $ 17 crmädtigt den Regierungsrath auch andere 
Baffergebiete zeitweilig als Schongebiet zu erflären, bod nidt für 
länger al8 drei Fabre. F 19 beitimmt, daß bei Feftiebung weiterer 
Sdongebiete außer den in $ 16 genannten die Schonzeit vom 15. April 
bis Ende Mai Fönne aufgehoben werden. $ 21 verbietet im See den 
Hürlingfang und das Treibenen, in allen Waflerläufen das Tötfchen 
und Fachmachen uno Bärenjegen. — F 25: Das Fifcherrecht in den 
Öffentlihen Gewäffern wird, jomeit nicht Privatredhte beftehen, zum 
Nupen des Staats und der Gemeinden durd Patente bewilligt. Angel 
fiſcherei ift frei, falla nidt gemerbémäbig betrieben. Patentgebilbr für 
gewerbsmäßige Angelfifcherei Fr. 10. — per Jahr, für Fifchen mit Ge: 
räthſchaften Fr. 20. — ohne Gebilfen und Fr. 30. — mit Gebilfen. Bon 
der Gebühr fallen */s dem Staat, ?/s der Gemeinde des Wohnfiges des 
Batentirten, !/s dem Ausiteller {PBolizeiamt) zu. — Der Beſchluß vom 
16. Tezember 1880 ftellt neben der Angelfifherci aud bas Fiſchen mit 
Scleiffänüren unter die Tare von Fr. 10. — 

255. Beſchluß (der Landsgemeinde des Kantons Glarus) betr. 
die fantonale Fifhereigefeggebung. — Bom 5. Mai 1878. 
Machträge zum Landsbuch, Heft 1, 1879, S. 66.) 

Hebt alle bisber geltenden fantonalen Gefege über die Fiſcherei 
auf und bevollmädtigt Landammann und Rath zum Erlaß einer Boll: 
ziebungsverordnung gum Bundesgeſetz, mas aber bis jegt nidt ge: 
fdeben if. 

286. Loi (du Grand Conseil du Canton de Fribourg) autori- 
sant le Conseil d'Etat à apporter des modifications aux concordats 
pour la pêche sur les lacs de Neuchâtel et de Morat. — Du 17 mai 1878. 
{Bull. off. des Lois, vol. 47, p. 61 8.) 

Ermädtigung, im Einverfländnig mit den Regierungen von 


Waadt und Neuenburg viejenigen Nbänderungen an den Eoncordaten 
vom 29. April und 23. November 1876 (diefe Zeitfchrift. Bo. 21, Ab⸗ 
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theilung 3, Nr. 297 und 299) zu treffen, welche die Erfahrung als 
zweckmäßig erzeigt. 

257. Fiſcherei-Verordnung (des Regierungsraths des 
Kantons Baſel⸗Stadt) für den Kanton Baſel-Stadt. — Vom 
19. Januar 1878, vom Bundesrath genehmigt den 26. März 
1878. (Gejepes-Sanıml. XIX, S. 348 ff.) 

Gn Ausführung des Bundesgefeges von 1875: es ift den Ge: 
meinden überlaffen, die Sifterei in den Gemäffern ibres Pannes auf 
mindeftens 6 Jahre an Bender zu verpadten. Mehrere Gemeinden 
fönnen ihre Binne zu einem Revier vereinigen und dieſes gemeinfam 
verpadten, und zwar auf öffentlicher Steigerung, bloß zur Beförderung 
fünftliher Fiſchzucht aud aus freier Hand und auf längere Zeit. Pächter 
fann nur werden, wer im Kanton niedergelaffen und eigenen Redtens 
ift. Der Pachtzins ift jährlich) vorauezuzahlen, Unterpadtung ift unter: 
jagt. Das Angelfifden im Rhein ift frei, in den übrigen Gewäffern 
nicht. Fifhwaidpädhter, die im Rhein eine Salmenwage erribten und 
betreiben wollen, bedürfen einer Bewilligung des Regierungsraths gegen 
angemeffenen von biefem feflzufegenden Jahreszins zu Gunften der Ge: 
meinde, in deren Bann die Wage errichtet wird. Zur Ausübung der 
Tifcherei bedürfen die Pächter einer auf ihren Namen geflellten Fijcher: 
farte, wofür Gebühr Fr. 5. — an die Gemeindefaffe. Urkundli bes 
gründete oder auf nachweisbarem altem Herfonimen berubende Fifcherei- 
gerechtſame find als Privatrebte anerfannt; bei Anftänden entjcheidet 
bas Gericht. Der Pächter ift erfagpflidtig für Beihädigungen fremden 
Eigentyums und von Flugbauten, dagegen it er zum nothwendigen 
Betreten der offenen Ufergrundftüde berechtigt. 

258. Fiſchereiverordnung (des Regierungsraths des Ran: 
tons Baſellandſchaft) — Yom 2. Februar 1878. 

Iſt aus Verſehen fhon in Bo. 21, Abtb. 3, Nr. 290 angezeigt 
worden. . 

259. Kantonale Bollziehungsverordnung (des Regie: 
rungsraths des Kantons Schaffhaufen) zum Bundesgefceg über die 
Sifcherei. — Vom 18. Septbr./2. Oftober 1878, vom Bundes: 
rath genehmigt den 11. November 1879. 

Vorbehältlih privatrechtlicher Fiſchereigerechtigkeiten wird das 
Fiſchrecht in allen Gewäflern vom Staat nad beflimmten Revieren ver: 
padtet. Die Verpadtung erfolgt auf dem Wege, Öffentlicher Eteigerung 
jeweilen auf 4 Sabre. ifchereipatente fönnen nicht erwerben Almofen: 
gendffige und die im Aftivbürgerredt Cingeftellten. Yinden ſich für 
-Heinere Gewäſſer feine Pachtbewerber, fo bleibt das Gebiet bis auf 
Weiteres gebannt. Der Pachtzins ift zu verbürgen oder alljährlich vor: 
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auszuzahlen, die Pacht erliſcht mit bem Tode des Pächters. Der Pächter 
haftet den Grundeigenthümern für Beſchädigungen, aber das Betreten der 
Ufergrundſtücke darf ihm von denſelben nicht unterſagt werden. Auf 
Fiſchen ohne Patent ſteht Buße von 20-40 Fr. bez. Gefängnißſtrafe, 
und Konfiskation der Fiſchereigeräthſchaften. Das Fangen von Fröſchen 
iſt gänzlich unterſagt. 

Ein Anhang zu dieſer Vollziehungsverordnung zählt die Fiſcherei⸗ 
rechte in den Gewäſſern des Kantons, wie fie auf Grund alter Leben: 
briefe und ÿSerfommens befteben, im Einzelnen auf. 


260. Bollzugsverordnung (von Landammann und Regie: 
rungsrathb des Kantons St. Gallen) zum Bundesgefeg über 
bie Fifchberei für den Kanton St. Gallen. — Bom 22. Juli 
1878. Bom Bundesrath nenehmigt den 13. Auguft 1878. 
(Sel.:Samml. N. %. Po. III ©. 179 ff.) 


Nah Aufhebung des Fantonalen Fifhereigefebes durch Gefet vom 
22. November 1877 (diefe Zeitihr. Bd. XXI, Abth. 3, Nr. 292) bes 
gnügt fit St. Gallen mit diefer Verordnung. Darnad kann die Be: 
rchtigung zum Fiſchfang in den Gewäſſern des Kantons (welche vor 
bebältlid befonberer Fifchereirechte von Gemeinden oder Privaten dem 
Staate zufteht) burd Padgtung oder burd Löſung eines Patent erwor: 
ben werden, nur Filhfang mit Angelruthe in den Seen, dem Rhein 
und bent Lintbfanal ift frei. Verpachtung erfelat auf 5 bis 10 Sabre, 
Batentirung auf 1 Jahr. Patente find nicht erhältlih für Perſonen, 
die nicht im Kanton wohnen, noch nicht 18 Fabre alt, friminell beftraft 
und nicht rebabilitirt, megen Webertretung der Fifchereiverordnung mit 
Patententzug beftraft find. Patentgebühr fir Filhfang mit  Negen 
u. dgl. 30 Fr., für folden mit der Angel in den Heineren Zlüffen 
12 Fr. Auf Uebertretung diefer Verordnung fleht Buße von 10 bis 
400 Fr. und Ronfisfation unerlaubter Geräthe und der unerlaubt ge: 
fangenen Fiſche. Es folgt dann die Bezeichnung der Gebiete, welche 
als Pacht- und welde als Patentfreife erflärt find. In dem Pachtkreis 
verfleigert bas Bezirksamt die Pacht. Letzteres ertheilt auch in den Pa: 
tentkreiſen die Patente. 


3. Bbligationenrecht. 


261. Arrêté (du Cons. d'Etat du Canton de Fribourg) modi- 
fiant l'article 17 de l'arrêté d'exécution de la loi du 10 mai 1876, con- 
cernant l'introduction des poide et mesures métriques. — Du 21 février 
1879. (Bull. off. des Lois, Vol. 48, p. 23 s.) 
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Statt jährlicher Anfpeftion in ben Städten, halbjährliher auf 
dem Lande, behält fi die Regierung die Beftimmung der Zeit für bie 
Snipeftionen vor. 

262. Beſchluß (des Regierungsraths des Kantons Bafelftadt) 
betreffend Abänderung der Verorbnung über Maaf und 
Gemidt. — Vom 21. Januar 1880. (Gef.:Sammi. Bd. XX, ©. 1 f.) 

Theilmeife Abänderung der $$ 2, 5 und 6 ber Verordnung vom 
23. September 1876: Aufhebung der Stelle eines befondern Eichmeiftere 
für das Eigen der gläfernen Flüſſigkeitsmaaße und eines Erfagmannes 
des Faßſinners in Rieben. 

263. Gefet (des Großen Raths des Kantons Luzern) über 
Einführung von Stempelmarfen und der Bediel- 
ftempelpflidtigfeit. — Bom 6. März 1878, in Kraft mit 
1. Bradmonat 1878. (Samml. der fant. Gef. Bo. VI, S. 294 ff.) 

Die nen eingeführte Stempelmarfe it nicht verwendbar bei ur: 
Tunbliden Ausfertigungen von Behörden, fomie bei Aktien, Obligationen 
von Altiengefellicaften und Banknoten. Dagegen ift von nun an der 
im Kunton ausgeftelte oder dafelbft 3ablbare Wechſel ftempelpflichtig. 
Die Einführung der Stempelmarfe wird noch geregelt durch die 

264. Verordnung (des Regierungsraths des Kantons Luzern) 
über den Bezug der Stempelabgabe. — Yom 20. April 1878. 
(Samml. der Berordbn. des Reg.:Raths Heft V, E, 259 ff.) 

Hieber gehören bloß, abgefeben von der einläßlihen Aufzählung 
ber flempelpflichtigen und der flempelfreien Afte (in $$ 1 u. 2) die $$ 
22 ff.: Das Umgehen der Stempelgebühr führt eine Rechtsungültigkeit 
des ungeflempelten Scriftftüdes nicht mit ſich, fondern bat bloß Strafe 
zur Folge (20fachen Betrag). 

265. Loi additionnelle (da Grand Conseil du Canton du Valais) 
modifiant lu loi sur le timbre du 11 murs 1875. — Du 25 mai 1878. 
(Rec. des Lois, tome XII, p. 374 ss.). 

Das Stempelgefeg von 1875 (diefe Zeitfchr. Bb. XXI, Abth. 3, 
Nr. 344) hatte nicht nur alle nicht geftempelten, obſchon ftempelpflich: 
tigen Afte mit Ungültigfeit beleat, fondern fogar auch die Privat: und 
Rotariatsafte, welche innert beftimmter Frift nicht zur Stempelung ma: 
ren vorgelegt worden. Die erftere Beflimmung wird nun bier erneuert, 
die fegtere dagegen dahin geändert, daß auf folder Verſäumniß nur die 
Strafe der zehnfahen Stempelgebühr ftebt und folbe Afte jedenfalls 
erft nad Bezahlung der Strafe zur Volziebung gelangen fonnen. 

266. Reglement (des Berwaltungsrathes der Kantonalbanf 
von Bern) über die Ertbeilung von Krediten durd die Kan: 
tonalbanf von Bern. — Vom Regierungsrath genebmigtben 

Beitf@rift f. ſchweiz. Recht. XXII. 8 u. 8. (8) 7 
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27. Gbriftmonat 1879. (Gefete, Defrete und Verordnungen XVIII, 
©. 230 ff.) 

Beflimmt die Bedingungen und namentlich einläßlich die Sicher: 
heitsleiftung für Krebite bei der Kantonalbant. ‘ 


267. Gefeg (des Rantonsraths dee Kantons Schwyz) über 
Erridtung einer Rantonalbanf. — Bom 29. November 1878 
vom Bolf angenommen am 22. Funi 1879. (Referendumsvor: 
lagen, ©. 4 ff.) 

Diefe Rantonalbanf ftebt unter Oberauffidt des Kantonsrathe. 
Für alle ihre Verbindlichkeiten baftet der Kanton. 


268. Gefeg (ber Landesgemeinde bes Kantons Unterwalber 
nid dem Wald) betreffend Erridtung einer fantonalen Spar: 
und Leihkaſſe. — Bom 27. April 1879. (Bef. Abdr.) 


269. Verordnung (des Landraths biefes Kantons) über 
Ausgabe von Banknoten und Erhebung eines Staatsan- 
leibens. — Bom 16. Juli 1879. (Daf.) 


270. Vollziebungsverorbnung (beslelben) zum Gefege 
vom 27. April 1879 betreffend Erridtung einer fantonalen 
Spar: und Leibfaffe. — Vom 23. Oftober 1879. (Daf.) 

Das Geſetz bevollmädtigt den Landrath zur Gründung einer 
fantonalen Spar: und Leibfaffe (Sig in Stans). NAuffichtsbehörde if 
der Landrath. Banknoten dürfen big auf die Höbe von 300,000 Fr. 
ausgegeben werden und find an allen dffentlihen Kafjen des Kantons 
als Zahlung anzunehmen. Gefhäftsfreis: Annahme von Geldern in 
laufender Rechnung, Ausgabe von Banfnoten, Darleiben an Einwoh 
ner, Rorporationen und Semeinden des Kantons. Verbot der Bethei: 
ligung an induftriellen Unternehmungen und der Spekulation in Werth: 
papieren. Subfidiär baftet der Kanton für alle Verbindlichfeiten. AH 
Zinsmarimum für Anlagen im Kanton wird 59/0 feftgefest, fonft be: 
ftimmt den Zins der Landrath. Anlagen werden in ber Regel nur 
gegen genügende Realfaution gemadt. 

Die Volziehungsverordnung umfdreibt fehr einläßlih den Ge: 
Ichäftsfreis nach jeinen verfchiedenen Seiten: Sparfaffaeinlagen, Conto: 
Gorrent, Anlagen, und beitimmt die Organifation und die Bermal: 
tungsbehörden. 

271. Revifion (ber Landsgemeinde ded Kantons Appenzell 
ARH.) von Art. 7, 11, 20 und 29 des Gefeges betreffend die 
appenzellsaußerrhodifhe Kantonalbanf. — Bom 28. April 
1878. (Amtsblatt 1878, S. 187.) 

Betrifft Ausgabe von Banknoten bis zur Höhe bes Gründung 
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fapital8, Gewährung von Krediten gegen Bürgfchaft, Nefervefonds, 
Entfheidung über Krebditgefuche. 

272. Reglement für die Direftion der Appenzell A.⸗ 
Rh. Rantonalbant betr. die Bewilligung von Darleiben auf 
fefte Termine und von Krediten in laufender Rechnung. — 
Bom Kantonsrathe genehmigt am 14. Mai 1878. (Amtsblatt 
1878, S. 238 ff.) 

278. Nadtragg:Berorbnung (von Landammann und Res 
gierungsrath des Kantons St. Gallen) betr. bas Ragionenmefen 
ber Stadt St. Gallen. — Bom 7. Februar 1879. (Gef.-Sammi. 
N. F. Bd. III, ©. 250.) . 

Husländifde Firmen, die in St. Gallen ftebende Bertretung 
haben, müffen einen bier wohnenden Brofuraträaer bezeichnen oder 
jchriftlih den Geribtsfiand in der Stadt St. Gallen und bie Haftbarfeit 
für bier abgeſchloſſene Gefhäfte anerkennen. 

274. Beihluß (ber Landsgemeinde des Kantons Uri) über 
Gebraud von Zahlungsmitteln. — Bom 2. Mai 1880. — 
(AmtsbL 1880, S. 207.) 

Berbot an Jedermann, Zahlungsmittel, wie Marken, Gutideine 
u. dal. (mie fie 3. B. die Baugefellfhaft Ylüelens&öfchenen verwendete) 
auézugeben, außer wenn fie auf Berlangen bes Inhabers burd ben 
Ausıeber ſefort baar eingelöst werden und zwar zum Nennwertb, bei 
Erraie und Berantwortlidfeit. Bei Uebertretung fonfiscirt die Polizei 
tie Zablumgemittel. 

273. Decreto (del Consiglio di Stato del Cantone del Ticino) 
cont. Dirieto di pagare la mercede agli operai, e di vendere comme- 
stibili al minuto con monete non legali. — Del 18. agosto 1880. ‘Race. 
c£. delle Leggi, N. S. VI, p. 120 s.) 

Batet der Zahlung von Lohn uno Kaufpreis im Kleinhandel 
mit Pons, Marfen, italieniihen Banfbiliets und dergi. unter Pufe 
zz 1—50 At. 


376. Berorbnung (des Regierungsraths des Kantons Bern) 
31322 vas Gcilbalten und ben Berfauf von entwurzeltem 
Æz:zimeis. — Bom 4 Eradgmonat 1879. (Gejepe, Tefrete unb 
Ersceumsio XVIII, €. 86 j.) 
| „ıa Petrabtung 1) daß die Alyenrilanze ,Goelweig” maffenbaft 

coke mb ausgegraben wird, in Felge deffen die Gefahr gänzlicder 
Zurrtrser dicfer Zierde unfrer Alpen an den zugãnglichen Stellen nahe 
Cut, she nat cin folbe6 Porzeben mit entipredenven Bortheilen für 
208 Fız3 verbunden wäre, 2) bas der Berfauf der genannten Pflauze 
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meiftens als Vorwand für den Bettel benugt wird” — ift bas Feilbal: 
ten und der Verfauf von Edelweiß mit Wurzeln und ber Erport von 
folden aus bem Kanton verboten, und ift nur erlaubt, ausgemachfene 
Blüthen mit Meffer oder Scheere abzufhneiden. Bei Strafe von 5 bis 
50 Fr. Für die Bufen und Roften, zu denen Minderjährige verurtbeilt 
werben, find deren Eltern oder Bormünder perſönlich haftbar. 

277. Berbot (des Regierungsraths des Kantons Untermalden 
ob bem Wald) wegen Ausreutung ber Pflanze „Edelweiß“. — 
Bom 20. März 1878. (Samml. db. Gef. u. Verordn. Bb. IV, S. 303.) 

Sleiher Anhalt wie in voriger Nummer. 

278. Verordnung (des Regierungsraths des Kts. Thurgau) 
betreffend ben Berfauf bon Brennholz, — Bom 27. März 
1880. (Neue Gef.-Samml. II, S. 291.) 

Schreibt Anwendung des Metermaßes bei Holgverfäufen vor, 
unter Buße von 2—20 Fr. bei Anwendung des alten (Klafter:)Maßes. 

279. Arrêté (du Conseil d'Etat du Canton de Genève) relatif 
au mesurage des bois de chauffage et à leur vente en détail. — Du 
30 juillet 1880. (Rec. des Lois, tome LXVI, p. 422 s.) 

Geftattet Verwendung von Rahmen zu drei Steren. 

280. Décret (du Grand Conseil du Canton du Valais) concer- 
nant les droits de coupe et de flottage. — Du 23 novembre 1878. (Bec. 
des Lois, tome XII, p. 409 ss.) 

Gigentbiimer von Gemeinde: oder Genoffenjhaftémalbungen, 
welche Holz zum Berfauf fchlagen wollen, müffen vom Regierungsrath 
eine Holzſchlag- und eine Verfaufsbemilligung erwerben, Eigentbümer 
von Privatwald nur die erftere. Bei jenen beträgt die Tare für bie 
Bewilligung 6/0 des Berfaufspreifes, fann aber bis auf 8°/0 Fommen, 
wenn die Grunbfteuer des Kantons auf 2 per mille fteigt. Privat: 
eigentbilmer zahlen, wenn fie Bauholz; aus ihren Wäldern verkaufen, 
eine Gebühr bon 40 Et8. per Kubikmeter für Lerchen, Arven und Eichen, 
von 30 Cts. für Tannen und andere, und für Brennholz 25 Gts. per 
Stere. Für Erlaubnig zum Flößen ift die Gebühr 15 Gta. per Stere 
und per Kilometer an den Staat und 1 Gts. an die Gemeinde. 

281. Règlement de police (du Conseil d'Etat du Canton de 
Genève) sur la vente du charbon de bois, de la houille et du coke. — 
Du 20 avril 1878. (Rec. des Lois, tome LXIV, p. 155 s.) 

Giebt einige Beftimmungen über den Berfauf von Kohlen be 
treffend unentgeltliche Zumigung an den Käufer, 

282. Verordnung (des Regierungsratbs des Kantons Luzern) 
betreffend Lebensmittelunterfud. — Bom 17. März 1880. 
(Samml. der Berordn. des Regierungsratbs, Heft VI, ©. 28 ff.) 

P . 
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Sanitätspolizeilihen Inhalte. Dod aud: Wo Proben zum 
Zweck des Unterfuhs weggenommen werben, ift Entfhädigung in Höbe 
bes üblihen Kaufpreifes zu leiften, wenn bie Unterfuhung nicht bie 
Nothwendigkeit der Ronfisfation bes Gegenftandes ergiebt. Hinfichtlich 
der Beftrafung fleht Fabrikation und Berfauf oder Geilbieten fchlechter 
Nahrungsmittel gleid. Ein 

288. Vollziehungsbeihluß (desfelben) zu vorftebenber 
Berorbnung. — Vom 23. April 1880. (Daf. S. 34 f.) 

fegt die Apparate und Reagentien feft, welche die Ortsyefunds 
beitsfommifiionen anſchaffen und unterhalten müffen (auf Roften ber 
Polizeigemeinde). 

284. Berorbnung (besfelben) betreffend ben Giftver- 
fauf. — Vom 28. Mai 1880. (Daf. S. 41 ff.) 

Zum Berfauf von Giften (wofür maßgebend die Pharmacopoea 
Helvetica) find nur die Apotbeler befugt, und nur an folde Perfonen, 
die auf Ärztliche Verordnung bin von ihrem Gemeindeammann mit 
Empfangſchein verfehen find. 

283. Berorbnung (besjelben) über Gebeimmittelvers 
fauf. — Vom 15. Oftober 1890. (Daf. S. 50 f.) 

Gebeimmittel dürfen nur mit Bewilligung dea Sanitätsraths 
und nur von Apotbefern annoncirt und verkauft werben. 


286. Verorbnung (des Regierungsrathes des Kantons Vafels 
ftadt) über ben Berlauf von Giften und Arzneis und Ge: 
beimmitteln. — Bom 7. Funi 1879. (Gef.-Sammi. XIX, ©. 434 ff.) 

Beftimmt bdie.Cift: und Arzneiftoffe, welde nur von Apotbefern, 
Medicinalperfonen und befonders autorifirten Kaufleuten dürfen verkauft 
werden. Käufer bedürfen einer Legitimation der Sanitätsbebôrbe. 


287. Meggereiverorbnung (des Regierungsraths des Ran- 
tons Schaffhaufen) bezw. Berordnung über bas Schladhten, ben 
Fleifhverfauf und die Ausübung der Fleifhfhau. — Bom 
24. Dezember 1879. 

Aus diefer fanitätspolizeilichen Verordnung find allenfalls bier 
zu mennen die Art. 10, 11, 13, 15, 16, welde Beftimmungen über den 
Bleifchverfauf enthalten und das Haufieren mit Fleiſch verbieten. 

288. Gefeg (des Großen Raths des Kantons Graubünden) 
über fRaatlide Kontrole von Lebens: und Genufmitteln. 
Bom Volf angenommen am 24. Oftober 1880. (Abſchied des 
Großen Rathes vom 5. Juli 1880, S. 25 ff.) 

Sanitätspolizeilider Natur. Verkauf von und Verkehr mit ge- 
fälfchten oder geſundheitsſchädlichen Lebens⸗ und Genußmitteln wird vers 
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boten. Strafe Fr. 2—1000, Ronfigfation und Vernichtung der Waare, 
vorbehalten Sdabenerfatforberungen. 

289. Regulatio (des Regierungsraths des Kantons Thurgau) 
für die Kleifhfhau. — Vom 27. Auguſt 1880. (Neue Gejeges: 
Samml. III, S. 375 ff.) 

Sanitätspolizeilid. Verbot der Verwendung ungeniefbaren 
Fleiſches. 

290. Gantordnung (bes Kantonsraths des Kantons 
Unterwalden ob bem Wald). — Vom 4 April 1878. (Samml. der 
Geſetze und Verordnungen Bo. IV, ©. 275 ff.) 

Jebe Gant, außer Ronfurgganten, bedarf regierungsräthlicer 
Bewilligung auf Empfehlung des Einwohnergemeinderathe. Mit dem 
Gefude fol ein Verzeichniß der wictigeren Fahrnißgegenſtände, die 
zu verfleigern find, eingereicht werben. Auf freiwillige Ganten dürfen 
nicht gebracht werden Liegenichaften und geiftige Getränfe; Stapitalien, 
Zinfen und fahrende Anfpradyen nur unter Bebinguugen, welche die 
Hypothekar⸗ und Kreditverhältniffe fihern. Seber Einwohnergemeinde- 
rath beflellt auf 4 Sabre eine Gantfommiffion von 2 Mitgliedern und 
1 Suppleanten. Unter ihrer Leitung bat jede freiwillige Gant fiatt: 
zufinden. Die Zahlung der erfteigerten Gegenftände findet Mangels 
vorangegangener anderweitiger Verfügung in baarem Gelbe ftatt. Der 
Gantbalter darf für Gegenitänbe im Werth von Fr. 20. — und darüber 
einen Minimalanſatz beftimmen, und den Gegenftand zurüdziehen, wenn 
biejer Anfag nicht erreicht wird. Leute, die nicht eigenen Rechtens find, 
dürfen nicht bieten. 

291. Gefet (des Großen Maths des Kantons Zürih) bett. 
ben Marft-:unbd Haufierverfehr und ben Berfebr von Handel 
reifenden. — Vom 13. Juni 1880. (Off. Samml. XX, S. 163 fi.) 

292. Vollziebungsbverorbnung (des Regierungsraths des 
Kantons Zürih) dazu vom 12. Juni 1881. (Offiz. Samml. XX, 
©. 279 fi.) 

Die Referendumsvorlage war urfprüngli bem Entwurf eines 
Gefetes betr. bas Gemerbemefen einverleibt, wurde dann aber als be: 
fonbers bringlich herausgenommen. Durd diefe Beflimmungen foll der 
Grundfag der Handels: und Gemerbefreibeit im Sinne dea Art. 31 der 
Bundesverfaffung von 1874 durchgeführt, dabei aber den mit dem 
Markt⸗ und Haufierverfehr verbundenen Gefahren in fittlicher und ges 
funbbeitlider Beziehung vorgebeugt und zugleich verhindert werben, 
daß nicht durch mibbräudiide Ausbeutung biefer Greibeit von Seite 
Fremder bem inländifchen foliben Gejchäft Überwuchernde Konkurrenz 
gemacht werde. Es find daher namentlich für den Haufierverkehr firengere 
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Bellimmungen aufgenommen und in $ 5 genauer ale bisher bezeichnet, 
was als folcher gelten fol. Aud die Ausverfäufe und Liquidationen, 
mit welden fo viel Mißbrauch getrieben wurde, werden mit Recht dahin 
verwiefen. Dur $ 6 werden namentlich ſolche Waaren, deren Verkauf 
befonderer fanitätspolizeificher Aufficht unterftelt if, vom Hanſierverkehr 
-ausgefchloffen. Dur die $$ 14 und 15 fol ber Aubringlidfeit der 
Haufierer entgegengetreten werden und um bieß wirffam thun zu fônnen, 
wird die Widerfeglichfeit gegen die Wegmeifung aus Häufern und ge 
fchloffenen Gütern als Störung des Hausfriedens im Sinne des Straf: 
gefegbuches erflärt und mit ber bieffälligen Strafe bedroht. A. v. O. 

293. Gefeg (des Großen Ratbs des Kantons Bern) über 
den Marftverfebr und den Gewerbebetrieb im Umber: 
ziehen (Haufieren), — Bom 27. Wintermonat 1877, vom 
Bolf angenommen am 24. März 1878. (Gefege, Defrete und Vers 
orönungen XVII, ©. 97 ff.) 

294. Vollziehbungsverordnung (des Regierungsraths des 
Kantons Bern) zu vorftehgendem Gefege. — Vom 26. uni 1878. 
(Dafelbit S. 228 ff.) 

29%. Beſchluß (besfelben) betr. Abänderung der Art. 15 
und 18 vorftebenber PVollziehungsverordnung — Vom 
22. März 1879. (Daf. XVIII, ©. 28 ff.) 

Marftverfehr: Die Bewilligung zu neuen Märkten ertbeilt der 
Regierungsrath. Andere Marftgebilbren als Plag: und Standgelder 
und die Vergütung für außerordentliche Polizeifoften werden nicht zus 
gelaffen. 

Haufieren, fei eg: 1. Feilbieten bon Waaren a) dur Herum⸗ 
tragen, b) durd Aufftellung von Wanderlagern, 2. Auffuden von Be: 
ftellungen bei andern als folden Perfonen, welche mit dem betr. Artikel 
‚Handel treiben oder ibn in ihrem Gewerbe verwenden, 3. gewerbsmäßiger 
Antauf im Umherziehen von Aide, Knochen, Lumpen, altem Eifen 2c., 
4. Betrieb eines Handwerks im Umberzieben, 5. Ausübung künſtleriſcher 
Haufiergemerbe (Schaufpieler u. dgl., Schauftellungen aller Art) ift nur 
gegen fung cines Patents geftattet. Ein ſolches ift erhältlich für Pers 
fonen, bie über 18 Jahre alt und gut beleumbet find und, falls fie nicht 
eigenen Redtes find, die Einwilligung ihrer Redtsvertreter oder Prinzis 
pale haben. Patentgebühr Fr. 1—200 per Monat; die Gemeinden 
dürfen von den sub. 1, 2, 4 und 5 bezeichneten Haufierern eine Tare 
‘in gleihem Betrag erheben. Bon der Tare frei find für bas Gefchäft 
-sub. 2 die im Kanton niedergelaffenen Kaufleute, die darin ein Waarens 
lager baben. — Berbot des Betretens von Wohnungen und eingefriedeten 
Räumen, bei Strafe des Hausfricbensbruds; des Haufierens zur Nachts 
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zeit, des Haufierens mit erplofibeln und giftigen Stoffen, Arzneimitteln, 
Haustbieren und Fleiſch, geifligen Getränken; folben Haufierens, das 
in Bettelei und Prellerei ausartet. Patentfrei iff bas Daufieren mit 
Wildpret, Geflügel, Fiſchen, Früchten, Erzeugniffen der Landwirtbichaft. — 
Zuwiderhandlungen werden mit Fr. 2—200 gebüßt, im Wiederholung: 
fall Verdoppelung der Buße. Für die Buße haftet bie Waare. 

Die Vollziehungsverorbnung giebt genaue Borichriften über die 
Formalitäten bei Bewerbung um das Patent, Ausftelung desfelben auf 
ben Namen des Bewerbers, Verbot des Mitführens von {Gulpflibtigen 
Kindern, gemeinfhaftlides Umberzieben von Perjonen beider Geſchlechter, 
und über die monatliche Batentgebühr: bieje beträgt für 1, a gr. 1—50, 
für 1, b gr. 40-200, für 2 gr. 40-200, für 3 Fr. 1-20, für 4 
gr. 1—20, für 5 Jr. 30—100. Bei wiederholter Uebertretung bes Ge: 
fetes fann das Patent entzogen werben, ebenfo bei Berluit einer zur 
Patenterlangung nöthigen Gigenfhaft. 

Der Beihluß vom 22. März 1879 bat die Minima der Patent: 
gebilbren theilweiſe berabgefegt, nämlich bei 1, b von Fr. 40 auf Fr. 20, 
bei 2 von gr. 40 auf Fr. 10, bei 5 von Fr. 30 auf Fr. 5. 

296. Verorbnung (des Landratb8 des Kantons Uri) über 
ben Marft= und Haufierverfehr. — Bom 21. Mai 1879. (Be 
fonder8 gebrudt.) 

Märkte bewilligt ber Lanbrath. Marftpatent nöthig. Frei davon 
find die im Kanton mwobnbaften Verkäufer landwirthſchaftlicher Produlte 
und von Vieh, verboten der Verfauf von Salz, Pulver, Giften, geiftigen 
Getrinfen, Fleiſch. Patentgebügr in 4 Klaffen Fr. 1. 50 bis Fr. 3. — 
Haufieren: gleihe Kategorien wie Bern (Nr. 293). Ebenfo Ueber: 
cinftimmung bezüglich der baufierfreien und der verbotenen Waaren. 
Patentgebühr bei La und 2 Fr. 20-50, bei 1b bis Fr. 200, bei 3 
Fr. 5, bei 4 Fr. 20, per Monat, bei 5 Fr. 3-10 per Tag. Berfön- 
lihe Requifite: 18 Fabre, guter Leumben, Gefunbdbeit, eigenen Redtens 
fein; bas Patent ift perfönlich. Berbot des Haufierens bei Radt und 
des Ginbringens in Häufer. Buße fr. 20—200 bei Uebertretung der 
Verordbnung. Für die Buße baftet die Waare. 

297. Beſchluß (bes Regierungsratb8 des Kantons Schwyz) 
betreffend Erhebung einer Patentſteuer von ben Hanbel®: 
reijenben. — Vom 20. Dezember 1878. (GefegesSamml. VII, 
S. 205.) 

Für Aufnahme von Beftellungen bei Nibtgewerbégenofjen Patent: 
gebühr im Sinn der Haufierverfehrverordnung vom 4. Suli 1877. 

298. Gefet (der Landsgemeinde des Kantons Unterwalden ob 
bem Wald) über den Markt: und Haufierverfebr. — Bon 
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28. April 1878. (Samml. der Gefege und Verordnungen, Bb. IV, 
©. 295 fi.) 

299. Beſchluß (des Kantonsratbs desfelben Kantone) betr. 
PBatentgebühren für Handelsreifende. — Vom 16. Winter: 
monat 1878. (Daf. S. 333 f.) 

Marftverkehr: Die Bewilligung zu Märkten ertheilt der Kantons: 
ratb. Für Feilbieten von Waaren auf Märkten ift Löſung eines Patente 
nöthig (befreit bievon find bie im Kanton mobnbaften Verkäufer von 
landwirthſchaftlichen Robproduften), Patentgebühr Fr. 21/2 —3, gr. 11/2 
bis 21/2, gr. 1—2, 50 Gts. bis Fr. 1 je nach der Waare. Ausrufen 
und Ganten, fowie Slüdsfpiele auf Märkten find verboten. 

Haufierverkehr: Diefelben Kategorien wie bei Bern (Nr. 293). 
Gebühren für Patente bei 1 a bis gr 20, bei 1 b bis gr. 100, bei 3 
bis gr. 3, bei 4 bis Fr. 4 jeweilen per Woche, bei 5 Fr. 1—5 per Tag. 
Patentfrei if bas Haufieren mit landwirthſchaftlichen Produkten, verboten 
bas mit Salz, Pulver, Giften u. dgl. Haufiers und vatentfäbig find 
Perfonen über 18 Sabre, mit genügendem Leumdenszeugniß, ohne 
ed'elbafte oder anftefenbe Krankheit, wegen Landflreicherei und Bettels 
nicht beftraft, eigenen NRechtens, — Sonft noch mandes Detail ähnlich 
ben andern Kantonalgefegen. Strafen für Aumiberbanbdeln bis auf 
Tr. 100, wofür die Waare haftet. 

Das Geſetz hatte einftweilen für Rubrif 2 (Aufiuden von Bes 
ftellungen) fein Patent verlangt, aber den Rantonsrath ermächtigt, gemäß 
eidgenöſſiſchen VBorfchriften die Sade zu regeln. Das gefchiebt durch den 
obigen Beſchluß, der bas Patent auch hier vorjchreibt. 

300. Berordnung (des Landraths des Kantons Nidwalden) 
betr. bag Haufieren. — Bom 29. Januar 1879. (Bel. Abbr.) 

Das Haufieren, d. b. „der Gewerbebetrieb im Umberzieben,“ ift 
nur gegen Patent geflattet, deffen Gebühr beträgt: 1. für Feilbieten 
durch Umbertragen Fr. 1. — per Tag (für Woltüder und Gold: und 
Silberwaaren Fr. 2 per Tag); 2. für Wanderlager Fr. 10—50 per 
Mode je nad der Größe des Lagers; 3. für Betrieb eines Handwerks 
im Umbergieben 70 Gts. per Tag; 4. für Ausübung operativer Gewerbe 
(Zahn: und Hühneraugenärzte 20.) Fr. 2 per Tag; 5. für gewerbs: 
mäßigen Anfauf von Knochen, Lumpen, altem Eifen u. f. f. 50 Cts. 
per Tag; 6. für Auffuchen von Beflelungen bei Leuten, die in ben 
betr. Artifeln nicht Handel treiben, Fr. 2 per Tag. Verfauf von Lebens: 
mitteln ift frei. Die Ausübung Tünftlerifher Gewerbe und Schau⸗ 
ftellungen fann bas Polizeiamt mit oder ohne Patenttare bemilligen. 
Ausgeſchloſſen vom Haufierverfehr find Sprengfioffe, Arzneiftoffe, Gifte, 
geiftige Getrinfe und unfittliche Bücher und Bilder. Ein Patent fann 
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nur erhalten, mer 18 Jahre alt ift, fit über feine Serfunft genügend 
ausweilt, Feine anfledende oder edelhafte Krankheit bat, wegen Bagantität 
oder Bettel nod nie beftraft worden und eigenen Redtens ift oder die 
Einwilligung feines Rechtsvertreters ober Prinzipals Hat. Das Patent 
if perjönlih. Bei Naht und an Sonn: und Feiertagen darf nidt 
baufiert werden. Betreten von Wohnungen gegen den Willen der Be 
wohner ift unterfagt, Zuwiderhandlung wirb als Störung bes Haut: 
friedens beftraft. Webertretungen diefer Verordnung werden vom Polizei: 
amte mit Buße von gr. 2—20 belegt. Der Beftrafte fann verlangen, 
vor bie verfaffungsgemäffen Strafbehörden geflellt zu werden. Bei Rüd: 
fall Verdopplung der Buße und Entzug des Patente. Für die ver: 
bängten Bufen haftet die Waare. Für Zahlungsunfähige verwandelt 
fih die Buße in entfprechende Gefängnißftrafe. 

801. Gefet (des Rantonsraths des Kantons Zug) über den 
Markt: und Haufirverfebr. — Bom 20. Bintermonat 1879. 
(Samml. der Gef. Bd. VI, Nr. 12.) 

302. Klafjentarif (des Regierungsraths des Kantons Zug) 
zu vorfichendem Geſetze. — Bom 26. Dec. 1879. (Dai. Nr. 13.) 

Befuch der Märkte zum freien Verfauf von Waaren flebi jedem 
Kantonseinwohner, jedem Schweizerbürger und jedem Ausländer, deffen 
Staat Gegenredt hält, gegen Löfung eines Marftpatentes (im Falle er 
nicht ſchon im Befit eines Hanbelspatentes auf Grund eines im Kan: 
ton betriebenen Gewerbes ift) frei. 

Haufierverfehr: gleihe Jtubrifen wie Bern (Nr. 293), ebenfo 
Gleichheit bezüglich patentfreier oder bem Haufieren entzogener Waaren, 
perfônlider Requifite u. f. f. Patentgebühr: Marftpatente 60 Gts. bis 
5 gr. per Tag; für Hanfieren bei 1,b 10—25 gr. per Tag, bei 1a 
5—50 Fr. per Monat, bei 2 20—100 Fr. per Monat, bei 3 2—40 Gr. 
per Fabr, bei 4 und 5 2—50 Fr. Außerdem Gemeindefteuer bis auf 
1/4 ber Fantonalen Tare. — Für La ftellt der Tarif 5 Rlaffen auf, 
wofür die Tare 5—10, 11—20, 21—30, 31—40 und 41—50 Gr. beträgt. 

303. Loi (du Grand Conseil du Canton de Fribourg) sur les 
professions ambulantes et les marchés. — Du 18 mai 1878. (Bull. 
off. des Lois, Vol. 47, p. 120 ss.) 

304. Arrété (du Conseil d'Etat du Canton de Fribourg) sur 
les professions ambulantes et les marchés. — Du 27 septembre 1878, 
(Ibid. p. 124 ss.) 

Jeder Wanderberuf unterliegt der LBfung eines Patentes. Inter 
Wanbderberuf (profession ambulante) ift begriffen bag eigentliche Hau: 
fieren, bag Aufftellen von Wanderlagern, Ganbmerfsbetrieb von Haus 
zu Haus (3. B. bei Glafern, Geſchirrflickern u. f. f.), reifende Künfller, 
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GSeiltänzer u. bal. ire Patentgebühr für den Staat 1—180 fr. per 
Monat, proportionelle Patentgebilbr für die Gemeinden, wo hauſiert ac. 
wird, 20 Gts. bis 6 Fr. per Tan. Verboten ift bas Haufieren mit ent: 
zündlichen Stoffen und Feuerwaffen, Gebeimmitteln, Subftanzen, deren 
Bertauf ben Apotbefern vorbehalten ift, geiftigen Getränfen, Haustbie: 
ren, Fleiſch, Salz. Frei ift bas Haufieren mit Bodenerzeugniffen. 

Die Verordnung führt näher aus, daß es drei Arten von Pa: 
tenten giebt, 1) für Haufieren, 2) für Wanbderfager, 3) für reifende 
Künfller. Die Haufierpatente rangieren fih in 4 Klaffen, fire Gebühr: 
30 Fr. per Sabr, 30, 90, 120 Fr. per Monat, proportionelle Gebübr: 
20 Gts., 1, 3, 4 Fr. per Taa. Rein Patent erbüit, wer nit Schwet- 
gerbiirger mit feftem Domicil in der Schweiz if, oder Träger einer 
Niederlaffungsbewiligung in einem Schweizerfanton, und beweist, daß 
feine Heimat Gegenredt hält, fchlechten Leumbens if, der bürgerlichen 
Rechte verluftig, frafridterlid beitraft, mit anftedender Krankheit be: 
haftet, unter 18 Sabren alt ift. Bei Wanberlagern ift die fire Gebühr 
60, 120, 180 Tr. per Monat, und die: proportionelle 2, 4, 6 Fr. per 
Tag. Die wandernden Künfller theilen fih in 5 Klaffen mit einer 
firen Gebühr von 6, 10, 15, 20, 30 Fr. per Monat und einer propor⸗ 
tionellen von 20, 50, 60, 80 Eta. und 1 Fr. per Tag.!) 

Die Zahr:, Wionats: und Wochenmärkte befteben in bisberiger 
Weife weiter. Errichtung neuer bebarf der Bewilligung des Regierungs- 
ratbs. Der Befuch diefer Märkte bebufs des Verfaufs von Waaren ift 
aud nur den Perfonen geftattet, welche die Bedingungen für das Hau: 
fiergewerbe erfüllen. Ausruf von Waaren an den Meiftbietenden auf 
den Stragen während der Marfttage ift verboten. Auf Mebertretung 
ber Borfchriften des Gefches und der Verordnung werben Bußen gefegt, 
die fich zwifchen 5 und 200 Fr. bewegen. Die Waaren haften für die 
Bupen. Aufgeboben ift die Verordnung vom 22. Oftober 1875 (biefe 
Beitfdr. Bd. XXI, Abth. 3, Nr. 378). 

805. Arrêté (du Conseil d'Etat du Canton de Fribourg) sur 
les professions ambuluntes et les marchés. — Du 31 décembre 1879 
(Bull. off. des Lois, Vol. 48, p. 194 ss.) 

Theilweis andere Klaffificierung und fonft Abänderung von 
Einzelheiten. 

1) In Folge Refurfes der Neuenburger Regierung im Intereffe 
eines Neuenburger Schneiders, der im Freiburgifhen auf Beitellungen 
reiste, erfannte der Bundesrathb am 4. Januar 1881 diefe Häufung von 
Taren und deren Höhe als unzuläfiig und lud den Gtaatsrath von 
Freiburg ein, die Bollziehungsverordnung in dem Sinne abzuändern, 
daß durch die Taxanſätze ein angemeffener Betrieb der Gewerbe möglich 


if (Bundesbl. 1881, Il, S. 739; ein anderer ähnlicher Rekursbeſchluß 
daf. ©. 743). 
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306. Gefet (des Kantonsrathe bes Kantons Solothurn) über 
Haufierwefen. — Bom 16. Mai/29. November 1878, vom 
Bolt angenommen ben 19. Zanuar 1879, in Kraft mit 
19. April 1879. (Amtl. Samml. der Gefete Bb. LVIII, S. 184 ff.) 

307. VBollzieyungsverordnung (des Regierungsratbs des 
Kantons Solothurn) zum Haufiergefeg. — Bom 19. April 1879. 
(Daf. ©. 188 ff.) 

Für bas Haufieren find die gleichen Kategorien aufgeftellt wie 
im Berner Gefeß (oben Nr. 293), ebenfo für Erwerb bes Batentes die: 
felben Requifite. Die Patentgebitbr beträgt bei 1,b 1—200 Fr., fonfl 
1—100 gr. per Monat, unter Berboppelung bei Ausübung des Haufier: 
gewerbes 1 und 2 in Ortichaften mit periodifhen Jahr: und Wochen: 
märften. Gefammtbetrag der flaatlihen Patentgebühr für ein Yahr 
höchſtens 600 Fr., bei 1,b höchſtens 1200 Fr. Die Gemeinden bürfen 
eine Tare bis zur Hälfte der ftaatlichen Gebühr erheben. Das Webrige 
übereinftimmend mit Bern, nur fürzer. 

308. Verordnung (des NRegierungsraths des Kantons Bafel: 
flabt) über bas Haufier:, Trödel: und Pfandleipwefen, die 
Manderlager und dffentliden Aufführungen. — Bom 
16. Sanuar 1878. (Gef.-Sammi. XIX, ©. 337 ff.) 

309. Nachtrag (besfelben) zur Verordnung über bas 
Haufierwefen. — Bom 30. Auguft 1879. (Daf. S. 469.) 

Haufieren (Umbertragen und Feilbieten unbeflellter Waaren und 
Handwerkserzeugniffe in Straßen und Häufern, Umberzieben von Haus 
zu Haus zum Einkaufen von alten Lumpen, Metallen u. dgl., Gewerbe: 
ausübung im Umherziehen), fomie Trödel: und Pfandleihgefchäfte und 
Veranftaltung öffentlicher Luftbarfeiten und Schauftellungen gegen Be 
zahlung bebarf einer Bewilligung des Polizeidepartements. Händler mit 
Marftmaaren und Handelsreifende bezüglich Aufnahme von Beftelungen 
find frei. Perfönliche Requifite für Erlangung der Bewilligung: Schweizer: 
. bürgerrecht oder Niederlaffung in der Schweiz (vorbehältlich Reciprocitàt 
des Heimatlandes), guter Leumund, Freiheit von anftedender oder edel: 
bafter franfbeit. Bom Haufieren ausgeichloffen erplofible Stoffe, Spi: 
rituofen, Arzneimittel und Gifte. Die Bewilligung ift perjönlih und 
gilt für einen Monat. Gebühr 2—30 Fr. zu Gunften ber Staatsfaffe. 
Haufieren zur Nachtzeit und mit fehulpflihtigen Kindern if verboten. 
Eindringen in Häufer und Verkaufen unzüchtiger Bilder und Schriften 
wird flrafrichterlich verfolgt. Gebühr für Wanderlager bis auf 100 Fr. 
Der Nachtrag (Nr. 309) fegt die Gebühr für Aufjuchen von Beftellun: 
gen bei Perfonen, die mit dem betreffenden Artikel nicht Handel treiben, 
noch ibn in ihrem Gewerbe verwenden, big auf 100 Fr. per Monat, 
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falls der Reifende nicht Hier domicilirt ift. — Trôbler und Pfandleiber 
haben der Polizei fofort Anzeige zu maden, wenn ihnen &egenflände 
unter verbächtigen Umftänden oder von verbädtigen PVerfonen angeboten 
werden, und genaue Bücher zu führen, die der Polizei jederzeit zur Ein: 
fit offen fteben. 

310. Verorbnung (des Rantonsraths des Kantons Appenzell 
A:RH.) über bas Polizeiwefen. — Vom 11. März 1879. 
(Bei. gebr.) 

Aus diefer Verordnung berichten wir, ba bas rein MBoligeilihe 
ftet8 von unfern Ueberfibten ausgefchloffen geblieben ift, nur über Ab- 
fhnitt 5: bas Haufierwefen, und 6: Ausübung eines Gewerbes. Yür 
beides ift Löfung eines Patente nöthig. Patentfrei find fchweizerifche 
Handlungsreifende, wenn fie feine Waaren mit fih führen und mit 
ihren Muftern nur Gefchäftsleute befuden, melche in fraglibem Artikel 
Handel treiben oder ihn in ihrem Gewerbe verwenden; ferner Händler 
mit reifen Lebensmitteln außer Spezereien u. dal. Perſönliche Requifite: 
Alter von 16 Sabren und Niederlaffung in der Schweiz, refp. Gegen 
recht des Auslandes. Monatliche Tare für das Haufieren 3—30 Fr. 
(4 Klaffen zu 3, 5, 15 und 30 %r.); für Ausübung eines Gewerbes 
als Sieb: oder Korbmader, Schleifer, Glafer, Strobflehter u. dgl. 2 bis 
5 gr. per Mode, al8 Schaufpieler, Sänger, Künftler, Ausfteller von 
Raturgegenftänden oder Runfiwerfen 2—5 Fr. per Tag; für Wanders 
lager 10—50 Fr. per Tag. Abſchnitt 7 handelt vom Wirthfchaflsweien. 
Hervorzuheben: Verpflibtung der Wirthe, Säfte, denen der Beſuch des 
Wirthshauſes nicht gefeglich oder/gerichtlich verboten ift, zu beherbergen 
oder zu bemirtben; Berechtigung bderfelben, die Wirthichaft Nachts 
11 Nbr zu fchliegen und folde Gäfte, die den Frieden und die Rube 
deg Haufes itôren, meggumeifen, wobet der fih Weigernde dem Strafamt 
einzuleiten if. 

311. Geſetz (des Großen Raths des Kantons St. Gallen) über 
ben Marftverfebr und das Haufieren. — Vom 23. Nov. 1878, 
in Kraft getreten mit 13. Sänner 1879. (Gef.-Sammi. N. 3. 
Bb. III, ©. 200 ff.) 

312. Bollzugsverordnung (von Landammann und Re: 
gierungsrath des Kantons St. Gallen) zu voritebendbem Gefete. 
— Bom 5. März 1879. (Dai. S. 253 ff.) 

Für Bewilligung neuer Märkte Tare von 50—100 Fr., für Ab: 
änderung refp. Verlegung 20-50 Fr. Für Haufieren die gleichen Ka: 
tegorien la, b, 2, 3, 4, 5 wie bei Bern. (oben Nr. 293). Patentgebitbr 
bei la 1—10 &r., bei 1b 100--200 Fr., bei 2 10—40 Gr., bei 3 und 
4 1—5 $r., bei 5 5—20 Gr. per Monat, bas Doppelte per Quartal, 
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bas Bierfade per Halbjahr, bas Achtfache per Vabr. Bei 1b und 5 
bürfen die Gemeinden eine Patenttare bis zu gleihem Betrag beziehen. 
Perſönliche Requifite wie bei Bern; ebenfo die Gegenftänbe, die patentfrei 
und die vom Haulieren auggefchioffen find, Berbot des Betretens von 
Häufern ohne Erlaubniß, des Bettelns gelegentlid des Haufierens, des 
Haufierens bei Nachtzeit. Bußen 5—200 Fr., wofür die Waaren haften. 
— Die Berordbnung ftellt eine Klaffififation der Waaren auf, wonad 
bie Tare bei la in 10 Rlaffen 1—10 Fr. beträgt. 


Ueber ben (abgemiejenen) Refurs Dierauer gegen dieſes Gefet 
wegen Biberfpruds mit bem Brincip der Gewerbefreiheit cfr. Bunbesblatt 
1879, III, ©. 679 ff, 1152 ff. 


313. Nachtragsgeſetz (des Großen Raths des Kantons 


St. Gallen) betreffend ben Marftverfebr und das Haufieren. 


— Vom 17. November 1880, in Kraft feit 4 Jänner 1881, 
(Gef.-Sammi. N. F. Po. III, ©. 278 f.) 


Gefhäftsleute, die fih während der Gaifon an einem Kurort 
etabliren, haben ein Patent zu löfen, Tare 15—100 Fr. per Saifon 
zu Handen bes Staats, die Gemeinden dürfen eine gleih hohe Tare 
erheben. Für Gefchäftsleute, die im Kanton ein fell etablirtes Geſchäft 
haben, gilt nur bie Gemeindetare, | 


SIA. Gejes (des Großen Raths des Kantons Graubünden) 
über ben Markt: und Haufierverlebr. — Vom 29. Mai 1879. 
Bom Voll angenommen am 26. Oftober 1879. (Berhandl. dee 
Großen Ratbs 1879, 1. Hälfte, S. 12 ff. 113.) 


Für Haufieren die gleihen Kategorien wie im Berner Gefek 
(oben Nr. 293); bicfür ift nothwendig Löſung eines Patents, beffen 
Tare auf 2—1000 Gr. gefept ift, je nad Ausdehnung bes BVerfebrs, 
Werth und Gattung der Waaren, Nüplichfeit oder Weberflüfiigfeit des 
Gewerbes, was Alles der Kleine Rath bei der Patentertbeilung zu er 
meffen bat. Die Gemeinden dürfen außerdem von den Gewerben unter 
1b (ji. Bern) eine Tare bis auf 50 Fr. per Tag, und von denen unter 
1, 2 und © eine folde in gleidem Betrag wie die ftaatlide Patent: 
gebühr erheben. Patentirei ift Haufieren mit landwirthſchaftlichen Rob: 
produkten, Lebensmitteln nu. dgl. Berboten ift bas Haufieren mit erplo: 
fibeln Stoffen, Arzneiftoffen und Giften, und bas Haufieren, beffen 
Ausübung Anfloß in fittliher Beziehung erregt. Mequifite perfônlider 


Natur find: Schweizerbürgerrecht oder Niederlaffung in der Schweiz. 


oder Aufenthaltsbewiligung im Kanton, guter Leumben, Alter von 
minbeftens 16 Sabren. Auf Nebertretung des Geſetzes fleht Buße bis: 
auf 200 Fr., wofür die Waare haftet. 
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315. Gefet (des Großen Ratbes bes Kantons Aargau) über 
den Markt: und Haufierverfebr. — Bom 12. März 1879. 
(Geſ.„Samml. N. F. Bo. I, S. 206 ff.) | 

816. Bollziehungsverordnung dazu (des Regierungsraths 
deg Kantons Aargau). — Vom 21. Bradmonat 1879. (Ebendaf. 
S. 211 ff.) 

Schweizerbürgern, und Ausländern im Gall der Reciprocität, ift 
bas Feilbieten von Baaren auf Märkten frei gegeben. Das Haufieren 
(morunter begriffen ift Herumtragen von Waaren von Haus zu Haus 
bebufs Berfaufs, Auffuden von Beltelungen bei andern als mit der 
betreffenden Waare Handel treibenden oder fie für ihr Gewerbe brau: 
chenden Perfonen, Ausftellen und Feilbieten von Waaren außerhalb der 
Mohnortsgemeinde des Verkäufers, Einfammeln und Austaufchen von 
Baaren von Haus zu Haus, wandernde Ausübung eines Berufs, Aus. 
fielen von Kunft: oder Naturgegenfländen außerhalb der Wohngemeinbe 
des Ausftelers) bedarf eines Patentes, deffen Gebühr bis auf 300 Gr. 
per Monat fteigt. Die Verordnung beftimmt die Gebühren genauer nad 
aufgefteliten Rlaffen der Waaren. Das Marimum von 300 Fr. wird 
nur bei Wanderlagern und Ausftelern von Kunſt- oder Naturgegens 
Händen zugelaffen, dann fommen mandernde Riinfiler big auf 200 Fr., 
bag gewöhnliche Haufieren big auf 100 Fr. Gemiffe Maaren ($ 14: 
Schießpulver und alle andern erplofiven Stoffe, Kochſalz, Arzneimittel 
und Gifte, geiflige Getränke) find vom Marft: und SHaufierverfebr 
ausgefchloffen, ohne Patent können feil geboten werden Mil, Butter, 
Käfe, Eier, Obfiwaaren, Beeren, Gemüfe, zahmes Geflügel, Wildpret 
und Fiſche. — Bußen bis auf 100 Fr. Mande Einzelheiten no 
ähnlich den andern Haufiergefegen. | 

317. Gefey (des Großen Maths des Kantons Thurgau) betr, 
den Marft: und Hauſierverkehr. — Vom 11. April 1880, 
(Neue Sej.-Samml. ILL, ©. 304 ff.) 

Zum Befuh der Jahr⸗-, Monat: und MWochenmärfte find bie 
Schweizerbürger, die im Kanton niedergelaffenen Ausländer und ausmärts 
wohnende Fremde im Fall des Gegenredts Seitens “ihrer Regierung 
obne Erwerbung eines Marftpatentes berechtigt, andere Perfonen nur 
gegen Ptarftpatent. 

Hauſieren: gleiche Kategorien wie Bern (Nr. 293). Ebenjo 
gleichartige Beftimmung der patentfreien und der für Haufieren verbo: 
tenen Gegenftinde, fowie ber perfônliben Requifite für Patentermerb. 
Batentgebübr bei la 1—20 Fr., bei 1b 100—300 Fr., bei 2 20 bis 
50 %r., bei 3 und 4 Ya—10 Fr., bei 5 20—100 Gr. Bei 1b und 5 
dürfen die Municipalgemeinden bis zu gleihem Betrag Gebühren er- 
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heben. Aud in Einzelheiten mit ben vorftebenden Gefegen yienlid 
übereinftimmenb. 

318. Legge (del Gran Consiglio del Cantone del Ticino) sulle 
professioni ambulanti. — Del 21 novembre 1879. (Race. off. delle 
Leggi, N. S. V, p. 253 ss.) 

819. Regolamento d'esecuzione (del Consiglio di Stato del 
Cantone del Ticino) della legge sulle professioni ambulanti. — Del 
13 dicembre 1879. (Ibid. p. 265 ss.) 

Hanfieren in gleiche Kategorien getheilt wie Bern (Nr. 293), 
mit Weglaffung von 3 und 4 Patentgebühr 1—100 Fr. per Monat, 
außerdem fann die Gemeinde entjpredhende Gebühr erheben. Bezüglid 
ber Beflimmung der patentfreien, mie anderfeits der vom Haulieren auf 
geſchloſſenen Gegenſtände Gleidbeit mit den andern Hauſiergeſetzen. 
Auch fonft nichts von ben ſchon befprodenen Geſetzen Abweichendes. 
An der Vollziehungsverordnung bringt einige Nenderungen bezüglic 
der Klaffeneintheilung an bie 

320. Riforma (del Consiglio di Stato del Cantone del Ticino) 
del regolamento sulle professioni ambulanti. — Del 17 dicembre 1880. 
(Race. off. delle Leggi, N. S. VI, p. 222 ss.) 

321. Loi (du Grand Conseil du canton de Vaud) sur le col- 
portage. — Du 28 mai 1878. (Rec. des Lois, tome LXXV, p. 119 ss.) 

Für jegliden Haufierverfebr ift ein Patent erforderlich. Darunter 
wird nidt bloß bag eigentlide Haufieren verftanden, jondern auch die 
Aufftelung von Wanderlagern, das Auftreten wanbernder Künſtler 
Freigegeben wird das Feilbieten von Bodenerzeugniffen von Haus zu 
Haus, ganz verboten der Saufierbanbdel mit feuergefäbrliden, erplofibeln, 
giftigen Stoffen, gciftigen Getränfen, Tabak und Gigarren. Die Patente 
find dreierlei Art: 1. für Wanderlager, 2. für Haufieren, 3. für wan: 
dernde Künſtler. Srbältlih find fie nur (vom VPrafeften) gegen Bormeis 
der Legitimationspapiere und Nachweis guten Leumdens, fomie eines 
Alters über 16 Jahre. Bei Wanderlagern ift die Patentgebiibr je nad 
der Natur der Waaren (mas genau fpecificirt wird in 4 flaffen) 
gr. 50, 100, 1507 200, für das Saufieren beträgt jie in 4 Klafien 
Tr. 25, 50, 75, 100, für Wanvderfünitler wird ein Tarif bes Re: 
gierungsraths in Ausficht geftellt, doch fol die Gebühr Fr. 30 per Dionat 
nicht überfleigen dürfen. Auf Uebertretung biefer Vorfchriften wird Buße 
von Fr. 10—500 gefegt, die der Diftrifteprifeft ausfpridt. Für Zahlung 
der Buße haften die Waaren, die der Haufierer mit fi führt, und die 
fefben fünnen zu diefem Bebufe fequeitrirt und verkauft werben. 

322. Loi (du Grand Conseil du Canton du Valais) sur le 
<olportage. — Du 21 mai 1879. (Rec. des Lois, tome XII, p. 419 ss.) 
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Gleiche Kategorien des Hanlierens mie Bern (Nr. 293), ebenfo 
gleihe Ausnahmen bezüglihd dem Haufieren entzogener und von ber 
Patentgebilbr freier Maaren. Perſönliche Erforderniffe: Schweizerbürger 
mit feftem Wohnſitz in der Schweiz oder ein mit Nicderlaffungss ober : 
Aufenthaltsbewilligung in einem Schweizeifanton verjehener Ausländer 
unter VBorausfegung Gegenredts feitens feines Heimatitaats; Zeugniß 
quien Leumbeng; Freiheit von anftedenden oder edelhaften Krankheiten. 
Das Patent Fanıı auch Leuten unter 20 Vabren und folhen, die nicht 
in bürgerliden Nechten fliehen, verweigert werden; es ift perfünlid. 
Batentgebübr bei 1, a, b, und 2 Fr. 50, Fr. 100, Fr. 150, Fr. 200 
per Monat, je nad der Natur der Maaren, welde in vier Klaffen 
rangiert find; bei 3 und 4 Fr. 1-50, bei 5 Fr. 2—100 per Monat. 
Zuſchlag Seitens ber Gemeinden mit 50 Gts. bis Fr. 10 per Tag geftattet. 
Berbot des Haufierens bei Nacht, des Eindringens in Hdufer, des Mit: 
führens fhulpflichtiger Kinder u. bal. Bußen von Fr. 2—500, Verluſt 
des Patents, Haftung der Waaren für die Buße. Die Bußen verhängt 
das Finanzbepartement, Rekurs an den Regierungsrath. 

323. Decret (da Grand Conseil du Canton de Neuchätel) 
chargeant le Conseil d'Etat de réviser les tarifs des patentes de col- 
portage, de déballage etc. — Du 21 novembre 1878. (Rec. des Lois, 
tome XIV, p. 169 ss.) 

Bis zum Erlaß eines neuen Gefebes über Marft: und Haufier: 
verkehr wird der Staatsrath eingeladen, die Patentgebilbren zu revi: 
dieren und zwar im Sinn einer Erhöhung derfelben. Diefer Einladung 
entfpridt die Regierung durch das 

324. Arrêté (du Conseil d'Etat du Canton de Neuchâtel) mo- 
difiant les tarifs des permis de colportage, déballage etc. et des pro- 
fessions artistiques ambulantes. — Du 24 décembre 1878, en vigueur 
des le 1 janvier 1879, (Rec. des Lois, tome XIV, p. 188 ss.) 

Diefer Beſchluß beftimmt im Anflug an die fünf Klaffen des 
Gefeges vom 24. Mai 1864 die neuen Patentgebühren (für Rolportage 
und wandernde Arbeiter Fr. 5 bis Fr. 45 auf 14 Tage, für Deballage 
gr. 10-85 auf 14 Tage, für Mufifanten, Seiltänzer u. dgl. Fr. 1—50 
per Tag). 

325. Règlement de police (du Conseil d'Etat du Canton de 
Genève ) sur les colporteurs et étalagistes. — Du 19 février 1879. 
(Rec. des Lois, tome LXV, p. 40 ss.) | 

Sn Ausführung bes Gefetes vom 18. Juni 1870: für Haufieren 
und Aufftelung von Wanderlagern bedarf es eines Patentes, deffen 
Gebühr fih nach drei von jenem Gefeß aufgeflellten Klaffen auf Fr. 8 
per Tag und für minbefiens 10 Tage, oder auf ein Firum von Fr. 30 

Beitfdrift f. ſchweiz. Recht. XXII. 3 u. 8, _ (3) 8 
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oder ein ſolches von gr. 10 beläuft. Für im Kanton Niedergelaffene, die 
felber und auf eigene Rechnung baufieren wollen, beträgt die Gebühr 
bie Hälfte. Das Patent ift perfönlih und auf die Dauer eines Monats 
- geftellt. Der Bewerber muß minbeltens 16 Fabre alt fein, Minderjährige 
haben die Ginwilligung ihres Vaters oder ihres Bormunbds beizubringen. 
Aufnahme von Beftellungen auf Mufter fit nit unter ben Begriff 
bes Haufierens, wenn die Waare vom Domicil des Verfäufers geliefert 
wird. — Für Wanderlager ift die Patentgebühr je nad der Art der 
MWaaren Fr. 8 oder Fr. 4 per Tag. Das Patent bezeichnet genau Art: 
und Umfang des Handeld und ift vom Konzeffionär jederzeit den Polizei- 
beamten auf Verlangen vorzumeilen. Haufierer dürfen fit nicht zum 
Zweck des Verkaufs ihrer Waaren bei Magazinen aufftellen, welche aleiche 
Waaren verfaufen, nod auf öffentlihen Straßen ohne befondere Er: 
mächtigung ftationieren. Die Haufierer dürfen nicht in Häufer eindringen, 
ohne förmlich bineingerufen zu fein. Auf Uebertretung ftebt Buße und 
Entziehung des Patente, abgefeben von der dburd Art. 109 des Code 
pénal auf Sausredtéverlepung gefegten Strafe. 

826. Zeglement de police (du Conseil d’Etat “du Canton de 
Genève) sur les Collectes à domicile. — Du 4 mars 1879. (Rec. des 
Lois, tome LXV, p. 57 ss.) 

Keine Rollefte von Haus zu Haus oder auf Öffentlicher Strafe 
darf au Gunften eines Kultus, einer dffentlihen Boblthätigfeitsanftait 
oder einer vom Gefeg anerkannten Stiftung, noch einer beliebigen freien 
Vereinigung ohne Ermädtigung des Staatsrathes flattfinden. Dies 
bezieht fih nicht auf die Einfammlung von Sabresbeiträgen bei ben 
Mitgliedern von Stiftungen, Vereinen sc. auf Grund ihrer Statuten. 
Ein Privatmann, der zu feinen Eunften eine Rollefte veranftalten will, 
bedarf der Ermächtigung des Juſtiz- und Boligeibepartements. Die Er: 
mächtigung bezeichnet den Namen der Anitalt, des Vereins, der Berfon, 
denen fie ertbeilt wird, bejchreibt Umfang der Kollekte nad Reit, Ort, 
beanfpruchten Perfonen, 3wef und Beftimmung, und legt die Pflicht 
auf, über bag Rejultat der Rollefte und die Verwendung des Gefam- 
melten Rechenſchaft abzulegen. Das Produft der Rolleften zu Gunſten 
bes allgemeinen Spital und fantonaler Woptthätigfeitsanftalten ift dem 
Quiz: und Boligeibepartement abzuliefern. Der Rolleftant muß vie 
Ermächtigung bei fih tragen und auf Verlangen vormeifen. 

327. Gefet (des Großen Raths des Kantons Bern) über bas 
MWirtbihaftswefen und den Handel mit geiftigen Setränfen. 
Bom 4 Mai 1879. (Gejege, Defrete und Verordnungen XVIII, 
S. 44 ff.) 

328. Bollziebungeverordnung (bes Regierungsratb8 des 
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Kantons Bern) zu vorftebendem Geſetze. Vom 6. Bradmonat 
1879. (Dafelbît S. 88 ff.) 

829. Defret (des Großen Raths des Kantons Bern) über 
bas Betfabren bei Fefffegung der Vergütungen für die 
burd bas Gefeg über bas Wirthſchaftsweſen u. f. w. aufge: 
bobenen fonceffionirten Wirthſchaften. Bom 2. Heu- 
monat 1879. (Daf. S. 122 ff.) | 

Sbrem Urfprung nad eine rein finanzielle Maßregel: Vers 
mebrung ber Staatseinfünfte durch die Wirtbfchaftspatentgebühren. Die 
Wirthſchaften mit Beberbergungsredt zahlen in 11 Klaffen eine Gebühr 
von gr. 300—2000, die ohne folches in 8 Klaffen Fr. 300—1600, 
Hier if befonder8 zu bemerfen $ 13 und 14, monad die bisher auf 
Grund von Roncejfionen, Titeln und unvordenflidem Herfommen aus: 
geübten Wirthichaften allen Beflimmungen biefes Gefetes unterliegen, 
und deren Eigenthümern dafür aus Billigfeitsgründen eine Vergütung 
bewilligt wird, bie burd ein fantonalcs Schiedsgericht feftgefegt wird, 
infofern der Eigenthümer einer folben Wirthſchaft nicht vorzieht, das 
ordentliche Gericht anzurufen. 

Ferner bier bemerfenswertb $ 17: ,%eber Wirth ift in Aus 
übung feines Gewerbes für feine eigenen Handlungen, fomie für bie- 
jenigen feiner Familiengenoffen, Dienfiboten und Angeftellten verants 
wortlih. Sind dem Wirtbfchaftsperfonal Thiere zur Unterbringung ober 
Gegenftinde zur Aufbewahrung anvertraut worden, fo haftet der Wirth 
für allfälligen Schaden oder Verluft, es fei denn, bag er im Augenblide 
der Uebergabe die Verantwortlichkeit ausdrüdlich abgelehnt babe, oder 
daß Berluft und Schaden ohne fein Verfchulden und ungeachtet An: 
wendung möglichiter Sorgfalt eingetreten fete.“ 

Zum Betrieb des Kleinhandels (bd. b. Verkauf unter 15 Liter) 
mit geiftigen Getränfen if ein Berfaufspatent erforderlich, erhältlich ift 
dagfelbe nur für dem, der ehrenfähig, cigenen Rechtes und gut beleumbet 
ift. Wirthe, Apothefer u. A. find patentfrei. 

Die Volziehungsverordnung regelt bas Verfahren bei Bewerbung 
um ein Patent, deffen Dauer, Dabinfallen u. dal. 

Das Defret beftimmt, daß die laut $ 13 des Gefepes entſchädi⸗ 
gungsberedhtigten Eigentyümer von fonceffionirten Wirthfchaften bis zum 
31. Dezember 1879 fit erflären können, ob fie die Vergütung bean 
fpruden und fid bem fbiedsridterligen Verfahren unterwerfen. Nichts 
abgabe der Erflärung gilt als Verzicht auf die Vergütung aus Billig« 
feitsgründen und auf fchiedsrichterlibe Auseinanderfegung. Zunächſt 
wird gütliche Vereinbarung durd einen vom Regierungsrath ernannten 
Kommifjär verfubt. Das Schiedsgericht (Präfident und 4 Mitglieder, 
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nebft 2 Suppleanten) ernennt ber Yppellations- und Kaffationshof. 
Es fclber beftimmt bag Verfahren, das vor ibm einzufchlagen tft, nad 
ber Natur des Sefchäfts, immerhin in der Regel mündlih und möglichſt 
fummarifé. Vertretung der Parteien burd Anwälte if auläffig. Es gilt 
freie Beweiswürdigung. Die Befoldung bes Gerichts trägt der Staat 
bie Parteifoften bat jede Partei zu tragen. 

330. Beſchluß (des Rantongrath8 des Kantons Untermalbden 
ob bem Wald) betr. Branntweinfhuldben. — Bom 24 Winter: 
monat 1879. (Samml. ber Gefege u. Berorbn. Bd. IV, S. 393 f.) 

Das Wirtbfchaftsgefeg vom 22. Jänner 1876 batte in Art. 21 
bezüglich aller Forderungen für Branntwein und andere gebrannte 
Waſſer feinen Rechtsſchutz gewährt. Ein bundesräthlicher Refursentfcheid 
batte diefen Artikel, als im Widerfpruch mit Bundesverfaffung Art. 31 
(Handelse und Gewerbefreiheit) ftebend, aufgehoben, aber zugleih erflärt, 
die Kantone birften für die Ausübung bes Wirthfchaftsgewerbes und 
den Kleinverfauf von Branntmein angemeffene Vorſchriften aufftellen. 
Daher wird jegt an Stelle des Art. 21 gefegt: „Kür Forderungen für 
gebrannte Waffer wird nur dann Recht gehalten, wenn an eine Berfon 
auf einmal wenigfiens 15 Liter (10 Maß) verkauft und übergeben werden.“ 

331. Arrêté (du Conseil d'Etat du Canton de Fribourg) sur 
les auberges, cafés, pintes etc. — Du 10 décembre 1879. (Bull. off. 
des Lois, vol. 48, p. 175 ss.) 

Betrieb einer Wirthſchaft an ein Patent gebunden, deffen Gebühr 
nad Befhaffenbeit der Wirthfchaft verfhieden (Gaſthäuſer Fr. 1500— 3000, 
Pinten Gr. 600—1500 u. f. f.). Für Berfauf von Spirituojen ebenfalls 
Patent nöthig. — Vieles fanitits: und fittenpofizeilihe Detail. 


332. Gefet (bes Grofen Raths des Kantons Thurgau) be: 
treffend die Betreibung ber Wirthſchaften. — Bom 
11. April 1880. (Neue Geſetzes-Samml. Bb. III, S. 292 ff.) 

333. Bollziehyungsverordnung (ded Regierungsraths des 
Kantons Thurgau) zu vorfiebenbem Geſetze. — Bom 16. April 
1880. (Dafelbft S. 300 ff.) 

Diefes Gefeg, das den Betrieb von Wirthichaften an Erwerb 
eines Patents Enüpft (Batenttare für Tavernenwirtbichaften Fr. 80, für 
Schenkwirthſchaften fr. 60, für Gonbitoreien Fr. 40), enthält eigentlid 
nur Beilimmungen polizeilider und finanzieller Natur. Bemerlenswerth 
$ 18, b: Wirthe und Gifte, bie fit der Webertretung der Polizeiftunde 
fdulbig madjen, werden mit Fr. 4 gebüßt, wobei ber Birth 
für die Bußen der Gäſte baftbar if. 

834. Polizeiverorbnung (von Landammann und Großem 
Rath des Kantons Appenzell J.Rh.) — Bom 80. Januar 1880- 
(Befonders gebrudt.) 
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Nur der Art. 25 if bier zu nennen: Das Spielen um Gelb und 
Geldeswerth ift flrafbar, wenn ber Einfak des Spielenden 3 Franfen 
überfteigt. Für Forderungen von unmäßigem Spielen wird fein Recht 
gehalten; aud fleht demjenigen, welcher auf diefe Weife über Fr. 50 
verliert, bas Recht offen, ben Mebrbetrag innerhalb 8 Tagen von bem 
Gewinner berauszufordern, nöthigenfalls gerichtlich. 


335. Arrêté (du Conseil d'Etat du Canton de Fribourg) sur 
les cadastres de l'assurance des bâtiments contre l'incendie. — Du 
5 janvier 1880. (Bull. off. des Lois, vol. 49, p. 5 ss.) 

Abminifirative Borfdriften für richtige Führung der Schagungs- 
tabellen und Webereinftimmung der Bezirföverzeichniffe mit denen der 
Gentralfommifiion. 


336. Großrathsbeſchluß (des Kantons Bafel-Stadt) betr. 
Abänderung und Ergänzung deg Brandverfiherungsges 
fetes. — Bom 22. November 1880. (Geſ.Samml. XX, ©. 203 ff.) 

337. Nachtrag (des Regierungsraths des Kantons Bafel-Stadt) 
zur Verordnung betreffend das Brandverjiherungsgefeg. — 
Bom 15. Januar 1881, (Dafelbft S. 211 f.) 

Enthält bauptfächlih genaue Aufzeihnung der von der Brand: 
verſicherung ausgefchloffenen Gebäude und ausführliche Klafiification der 
Gebäude nad dem Grad ihrer Feuergefährfichfeit (vier Klaffen). 

338. Loi (du Grand Conseil du Canton de Vaud) sur la ré- 
vision annuelle du cadastre en ce qui concerne les bâtiments. Du 30 
septembre 1878. (Rec. des Lois, tome LXXV, p. 209 ss.) 

Behufs Lebereinfiimmung des Ratafters mit dem wirfliden Ges 
bäudebefland und dem Brandaffefuranzgefeg vom 15. Auguft 1874 wird 
jährliche Revifion des Ratafters für Eintragung der neuen Gebäude und 
Gtreidung der abgebrodenen vorgefchrieben. Mit der Eintragung neuer 
Gebäude wird auch der Brandſchatzungswerth inffribiert. Aud bdiefer 
legtere .ift bei der jährlichen Nachführung zu revidieren. Die jährliche 
Katafterrevifion findet in jedem Diftrift burd eine Rommiffion fatt, 
beftehend aus drei vom Staatsrath gewählten Mitglievern und 2 Sup: 
pleanten. Beichwerden gegen Neufchagungen entideidet der General: 
fommifjär, gegen beffen Entfcheid ift aber weiter Nefurs an die Finanz- 
direction zuläffig. 

339. Loi (du Grand Conseil du Canton de Vaud) modifiant 
la loi du 15 août 1874 sur l'assurance des bâtiments en cas d'incendie. 
— Du 28 mai 1878, — (Rec. des Lois, tome LXXV, p. 114 ss.) 

Die Abänderung betrifft den Art. 15 des Gefebes, der von der 
Revifion eines abgefhägten Brandfchadens handelt. Es wird feftgefegt, 
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daß gegen die amtliche Abihägung des Schadens von beiden Parteien 
refurriert werden fann. Nach Anmeldung des Refurfe8 beim Friedens— 
rihter entjiheidet ein Schiedsgericht, bas der Diflriftsgerichtspräfident 
wählt, falle fih die Parteien nicht auf die Mitglieder einigen. Diefes 
Schiedsgericht entfcheidet fomobl Streit Über Werthung des Smmobiliar: 
verluftes, als allfilige Differenz über Werthung des Mobiliarverluftes, 
und Streitigkeiten zwifhen ber Branbdverfiherungsanftalt und dem Ber: 
fiherten über fonftige Fragen. 

840. Verordnung (deg Megierungsraths des Kts. Luzern) 
betreffend Mobiliarverfiherungen. — Vom 29. Sept. 1879. 
(Samml. der Verordn. deg Regierungsraths, Heft VI, ©. 4 ff.) 

An der Abſicht, ben vielfach zu Tage getretenen zu hoben Mo: 
biliarverfiherungen burd eine beffere SKontrole vorzubeugen und die 
damit im Jufammenbang flebenden Brandfälle zu vermindern, wird 
mit Genehmigung bes Großen Rathes in Revifion der Bollziehunge- 
verordnung zum Gefege über Verfiherungsgefellfchaften vom 7. März 
1854 verfügt, baf ein vom Gemeinderath aus feiner Mitte zu bezeich 
nendes Mitglied die Meobiliarverjiherungen zu überwadhen und ben 
VBertragsichlüffen beizumohnen bat. Es foll die zu verfibernden Gegen: 
flände felbft in Augenfchein nehmen, darauf adten, daß nicht zu bod 
gefhäßt werde, und dem Gemeinderath feinen Bericht und Antrag zum 
Enticheide vorlegen. Legterer bat bei zu bober Werficherung die Affe: 
furangiumme berabzufegen, wogegen Nefursredt an ben Regierungsrath 
binnen 20 Tagen. Fahrhabe if nach dem mittleren Verfauf&mertbe, 
landwirthfchaftlide Produfte nah durdfchnittlihem Sahresertrag und 
Berfaufspreife, Waarenlager nad mittlerem Anfaufspreis zu berednen. 
Ergiebt fih eine übermäßige Schagung in betrügerifher Abjicht, jo 
macht der Gemeinderath dem Statthalteramte Anzeige Behufs Einleitung 
ftrafrichterlicher Unterfuhung. Liegt fein Betrug, aber Fabriaffigleit vor, 
fo tritt Gelbitrafe von 50—1000 Fr. ein. Uebertreibung des Schadens 
bei Brandfall oder Berbeimliguna geretteter Gegenftände unterliegt Strafe, 
und zwar eriteres einer Gelbftrafe, die dem beabfichtigten Gewinn gleid- 
fommt, letteres der Strafe des Betrugs. Wenn Öffentlihe Beamte vom 
Abſchluß zu hoher Verficherungsverträge Kenntniß erhalten, haben fie 
bem Statthalteramte davon Anzeige zu machen. Befonders haben bie 
Gemeindeammänner bei Anlaß der Aufrehnungen fih nad den Bobi 
liarverfiherungen zu erkundigen, fie mit dem Ynventar zu vergleichen, 
und bei Unrichtigfeit bem Statthalteramt Anzeige zu machen. Legteres 
bat nöthigenfalls weitere Schritte einzuleiten. Die Agenten der Ber: 
fiderungsgefellfdjaften unterliegen im Gall ihrer Betheiligung an zu 
hoher Schagung ben gleihen Strafen. 
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341. Règlement (du Conseil d'Etat du Canton de Vaud) pour 
l'assurance mutuelle contre la perte du mobilier en cas d'incendie. — 
Du 30 août 1878. (Rec. des Lois, tome LXXV, p. 174 ss.) 

342. Instructions (du même) pour les receveurs, les munici- 
palités et les commissions chargées de la vérification des polices d’assu- 
ranoe mobilière, à l'occasion de l'entrée en vigueur de la loi du 24 no- 
«vembre 1877. — Du 21 septembre 1878. (Ibid. p. 195 ss.) 

Durch Gefek vom 24. November 1877 (diefe Zeitſchr. Bo. XXI, 
Abth. 3, Nr. 412) bat Waadt eine obligatoriiche gegenfeitige Mobiliar: 
verfiherung in einer fantonalen Anftalt. Hier handelt es fih um Aus: 
-führungsverordnungen. Behufs Herftelung der Policen wird jedem 
Gigentbiîmer vom Gemeinderath ein Formular der Mobiliarfategorien 
zur Ausfülung und Angabe bed Werths zugeſtellt. Diefe Erflärungen 
der Gigentblimer über ihren Befig und deffen Werth werden dann von 
einer gemeinderäthliden Kommiflion geprüft und nöthigenfalls burd 
Erpertife verificirt. Vibrlid im Dezember werden alle Schagungen re: 
“vibirt. Während des Jahres muf von Domicilmechfeln fofort Anzeige 
an ben Diftrifteinnebmer gemacht werden, unter Gefahr, bei Brand den 
l/s ber Entihädigung zu verlieren. Ebenjo fann der Eigenthümer, 
beffen Mobiliar fih im Lauf des Jahres vermehrt oder vermindert, eine 
neue Police errichten laffen. Art. 16 ff. enthalten befonvers einläßliche 
‘Beftimmungen über den Tod von Thieren auf Alpen unter Aufficht 
waadtländifcher Snipektoren. Art. 18-25 fchreibt bas Berfabren bei 
Konftatirung des Brandfdabens vor: Schäpung durd eine Rommiffion, 
beftebend aus einem Mitglied des Friedensgerichts und 2 Erperten, wel: 
den der Beſchädigte alle môglibe Auskunft ertheilen fol; die Kommif- 
fion ermittelt zuerft, wag von Mobiliar überhaupt vorhanden und wie 
‚viel eg werth war, jhägt dann die yerettete Fabrnib und zieht diefen 
Betrag von dem Gefammtwertbe ab. Der Berfiderte und die Brand: 
verficherungsgefelljchaft (Departement des Innern) Fönnen gegen ben 
-Entfcheid refurriren. Anmeldung des Refurfes beim Frievensrichter, 
hierauf Vermeifung an ein Schiedsgericht ganz mie in Nr. 339. 

348. Loi (du Grand Conseil du Canton de Vaud) instituant 
une assurance mutuelle contre les pertes que pourrait occasionner l'in- 
vasion du Phylloxéra vastatrix dans le vignoble vaudois, -- Du 29 mai 
1878. (Rec. des Lois, tome LXXV, p. 132 ss.) 

Alle Eigenthümer von Weinbergen bilden eine gegenfeitige Ver: 
fiherung gegen Berlufte aus der Invafion der Reblaus. Jeder muß, 
fobald es nbtbig erfcheint, die Benubung feines Rebberges aufgeben; jo 
‚lange bas dauert, erhält er ?/s des Ertragswerthes der ihm entzogenen 
Liegenschaft, foweit fie von der Reblaus inficirt if, und */s von dem 
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bes noch nicht inficirten Theils, der aber als Schutzzone erpropriirt if. 
Außerdem erhält er im Fall der Rebengerfiürung für deren Wiederan- 
faffuna eine Entihädigung. Die Rantonallaffe madt die nôthigen 
Vorſchüſſe. Die Entfhädigungen werden den Eigenthümern jährlich auss 
gerichtet auf Grund einer Schakung duro die Schagungsfommifiion, 
welde aus einem von der Regierung, einem von ben Grundeigenthümern 
und einem von bem Bezirfögerichtspräjidenten gewählten Mitglied befteBt.. 
Refurfe genen deren Entfcheide erledigt in letzter Anfianz der Regie: 
rungsrath. Außer der Bıundesfubvention und einem SKantonsbeitrag 
(!/s ber Koflen) werden die Beiträge der Grundeigenthümer (gemäß dem 
Katafterwerthe ihrer Liegenichaften erboben) zur Dedung des Schadens 
verwendet. Seber Grundeigenthümer zahlt jäbrli 25 Cts. per 1000 Fr. 
des Katafterwerthbs. Der GEntfhädigung verluftig gebt, wer fid ben 
vorgefchriebenen Vorſichtsmaßregeln nicht unterwirft. Sn Buße von 
20—200 Fr. verfällt, wer nicht fofortige Anzeige vom Auftreten ber 
Reblaus in jeinem Weinberge madt. 

314. Décret (du Grand Conseil du Canton du Valais) concer- 
nant les mesures à prendre contre le Phylloxéra et la création d'une 
caisse d'assurance entre les propriétaires de vignes. — Du 29 mai 
1879. (Rec. des Lois, tome XII, p. 437 ss.) 

Aehnlich dem vorftehenden Gefege von Waadt. Jeder Weinberg: 
eigentbiimer zahlt einen Sahresbeitrag von 5 Gts. per 100 Fr. bes 
Katafterwertbes feiner Neben in ben Berfiberunasfonds. Tie Beiträge 
werden nicht erhoben, fo lang ber Refervefonds fünf Sahresbeiträgen 
entfpridt. Die Eigenthümer müffen fit ale Mafiregeln ded Staats: 
ratbes gegen ihre Reben gefallen faffen, die Entfhädigung wird für Vers 
minderung der Ernte und des Bobenmerthes geleiftet und zu ?/s von 
ber Berjiherungsfaffe, zu ‘/s vom Staat aufgebradt. Der Bundes: 
beitrag fällt erilerer gu. Grobe Fahrläſſigkeit oder Widerfeglichkrit des 
Gigentbiimer8 gegen Verfügungen der Regierung entziehen das Redt 
auf Entihädigung. Hiezu fommt nod 

SAS. Règlement d'exécution cantonal (du Conseil d'Etat du. 
Canton du Valais) concernant les mesures défensives contre le Phylloxéra. 
Du 4 juin 1880. (Impr. sép.) 

Tic durch obiges Defret vorgefebenen Aufichtsfommiflionen der 
Gemeinden befteben aus 3—11 Mitgliedern, welde die Rebeneigenz 
thümer wählen, und erhalten bier einige Snftruftionen über ihre Aufgabe. 

SAG. Loi (du Grand Conseil du Canton de Neuchâtel) irati- 
tuant une assurance mutuelle pour la défense du vignoble neuchâtelots 
contre le Phylloxéra. — Du 1 octobre 1878, exécutoire à dater du 
1 janvier 1879. (Rec. des Lois, tome XIV, p. 119 ss.) 
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Alle Eigentbilmer von Weinbergen bilden eine gegenfeitige ob: 
ligatorifhe Verfiherung für Erfag des Schadens, den die zur Belämp= 
fung der Neblaus ergriffenen Maßregeln verurfachen fünnen. Nnficirte 
oder ber Infektion nahegelegene Rebgelinde können von der Behörde 
Behufs Vornahme der nöthigen Arbeiten offupirt merden, felbft unter 
Beligentießung der Cigentbiimer, wofür biefe zu entfbäbigen find: für 
bas erfte Jahr mit bem Werth der Ernte, für die folgenden Jahre mit 
3% des Werthes der inficirten Areale und 4/0 des Werthes der nicht 
inficirten, Überdem mit dem Betrage, der zur MWieberheritellung des 
Rebberges nöthig ift. Den Schaden fegt eine Schatzungskommiſſion von 
5 Mitgliedern und 5 Suppleanten felt, welde der Staaterath anî Vor: 
ihlag der Gemeinderäthe auf 3 Jahre ernennt. Gegen ihren Enticheid 
ift Refur8 an den Appellhof innert 20 Tagen zuläfiig. Die Entfchä- 
digungen werden jührlih ausbezahlt. Jeder Gigentbiimer zahlt jährlich 
15 &t8. per Are feines Weinbergs, der Staat Schicht jährlich, 1500 Fr. 
zu; diefe Beiträge deden zunächſt die Roften der Uebermadung der 
Weinberge. Die Roften der Behandlung der franfen Rebberge wer: 
den gebedt durch eine Bundesfubvention, burd einen Kantonsbeitrag, 
der Reft durch die Einfhüffe der Cigentbümer. Für rüditänbige Bei: 
träge genießt die Uffociation ein Konkursprivileg. Keinen Anfprud auf 
Entfhädigung bat, wer verbotene fremde Seglinge einführt und fonft 
den bezüglichen polizeilichen Borfbriften zumiderbanbelt. In Strafe von 
20—500 Fr. füllt, mer nicht fofort nad Entdedung von Symptomen 
der Krankheit Anzeige macht. — Diefes Gefet gilt vorläufig big 31. Des 
zember 1882. | 

347. Loi (du Grand Conseil du Canton de Genève) instituant 
une association temporaire et obligutoire pour la défense du vignoble 
genevois contre le Phylloxéra. — Du 21 janvier 1880. — (Rec. des 
Lois, tome LXVI, p. 34 ss.) | 

Alle Eigentbümer von Weinbergen im Kanton bilden eine ob: 
ligatoriſche Affociation auf 10 Sabre zur Aufbringung der Roften für 
Bekämpfung der Phyllorera, unter Oberaufjiht des Staatsrathes und 
unter Leitung einer Rommiffion von 8 Mitgliedern, die je zur Hälfte 
von Grofem Rath und Staatsrath gewählt jind. Die Beitragspflicht 
der Eigenthümer beftimmt fih nad dem Werthe der Weinberge, melÿe 
in drei Klaffen eingetbeilt werden, je nachdem der Werth per Are 80 Fr. 
oder 81—140 Fr. oder 141 Fr. und darüber beträgt: Beitragspflicht 
5, 10 und 15 Gts. per Are. Daraus werden zuerft die Meberwachungs- 
foften gededt, und aus dem Ucbrigen, fowie der Bundesfubvention und 
einem Rantonalbeitrag die Arbeiten und Entſchädigungen bezahlt. Legtere 
werden entrichtet für temporäres Bewirthfchaftungsverbot und für Ver: 
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flörung von Reben nad Taration breier Erperten, von benen je einen 
der Staatsrath, der zu entfhädigende Eigenthümer und die Rommijiion 
der Senofjenfhaft wählt. Erhebt fid über die Entfhädigungsjumme 
Streit, fo entfcheiden die Gerichte. Die Finanzvermaltung der Genof: 
jenfhaft führt die Staatsfaffa auf bejonberem Konto. Gigenthümer, 
welche fich bezüglich der Einführung von Neben u. f. f. einer Ueber⸗ 
tretung der Bundes: und Rantonalgefete fhuldig gemadt Haben, ver: 
lieren das Redt auf Entfhädigung. Solche, die nicht fofort Indicien 
vom Auftreten der Pbyllorera anzeigen, verfallen einer Buße von 20 
big 200 %r.; ſelche, die bas Vorbandenfein derfelben verfchweigen, gehen 
außerdem tes Entſchädigungéanſpruchs verluftig. 

3418. Règlement intercantonal (entre les Cantons de Berne, 
Fribourg, Vaud, Valais, Neuchâtel et Genève) pour la défense des 
vignobles de la Suisse romande contre le Phylloxéra. — Du 1 juin 1880. 
(Rec. des Lois neuchät., tome XIV, p. 379 ss.; Bull. off. des Lois 
Fribourg., Vol. 49, p. 201 ss.) 

Die Kantone legen fi gegenicitig bas Verbot des Verfébrs mit 
Rebſchößlingen u. |. w. aus einem von der Phyllorera beimgefudten 
Kanton auf, fowie der Pflanzung von Reben ohne Ermädtigung der 
Tompetenten Behörde, verfpreden fid minutiofe Aufficht über ihre Reb: 
berge durch fantonale und lofale Rommiifionen, Sequeftration der an: 
gegriffenen Weinberge, Deginfeftion verjelben, und ernennen eine 
Gentralfommiffion zur Ueberwachung bieles Reglements, welches ent: 
gegenfiebende Beftimmungen fantonaler Verordnungen aufbebt. 


849. Berorbnung (des Rantonsraths des Kantons Schwyz) 
über die Beftrafung der widerrehtlihen Ausübung des 
Stimmredts. — Bom 29. November 1879. (Geſ.Samml. VIII, 
©. 227 f.) 

Buße von 40 Fr. Hier bloß erwähnt wegen des Sates: „für 
ftraffälige Minderjährige ift die Bufe von den Eltern oder Bormündern 
zu entridten.“ 

350. Vollziehungsverordnung (des Kantonsraths des 
Kantons Schwyz) zum eidgendffifhen Fabrifgefeg. — Bon 
29. November 1878. (Gef.:Sammi. VIII, S. 213 ff.) 

VeRimmt näher bie bei Errichtung einer Fabri nôtbigen Vor: 
Tebren, Anzeigepflicht bes Fabrifbefiger8 von Körperverlegungen und 
Zödtungen, Unterfuhung darüber, Arbeitszeit, Notbarbeit u. A. 

351. Decreto (del Consiglio di Stato del Cantone del Ticino) 
che determina a chi spetti il pagamento degli oggetti suppeditati at 
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militi, che ne difettano per loro colpa. — Del 15 giugno 1878. (Racc. 
off. delle Leggi, N. S. IV, p. 92 s.) 

Sn Erneuerung einer Beftimmung des Militärorganifations: 
gefeges von 1855 werden die Gemeinden fir mangelnde Militäreffeften 
mit Regreg auf den Schuldigen haftbar gemadt. 

352. Loi (du Grand Conseil du Canton de Genève) concernant 
la responsabilité des entrepreneurs de chantiers envers leurs employés 
en cas d'accidents survenus dans l'exercice de leurs travaux. — Du 
26 juin 1878. (Rec. des Lois, tome LXIV, p. 231 s.) 

Die Unternebmer von Zimmerplägen find ihren Angeftellten 
gegenüber verantwortlich für alle aus Anlaß der ihnen aufgetragenen 
Arbeiten ihnen zugefioßenen Unglüdsfälte, falls nicht bemiefen wird, 
dag das Unglüd einer Unvorfichtigkeit des Betroffenen oder höherer 
Gemalt entfprungen if. ft bas Unglüd burd Beranlaffung eines 
Dritten gefchehen, fo bat der Unternehmer gegen biefen ben Megref. 
Das Opfer, feine Erben oder die von ibm UnterGaltenen find entſchä⸗— 
digungsberechtigt. Jeder Unternehmer ift verpflichtet, fofort nach erfolg= 
tem Unglüd bei einer Strafe bis auf 200 Fr. die fompetente Ortspolizei= 
behörde davon in Renntnif zu fegen, Damit diefe fofort eine Unterjuchung 
über die Urfacden und die Folgen vornebmen und darüber an bas 
Suftiz: und Polizeidepartement berichten fann. 


4. Erbredt. 
353. Neuer Abbrud des Erbgefeges des Kantons Un: 
terwalden ob dem Wald von 1845 und 1846 laut Anordnung 
vom 24. Beinmonat 1879. (Samml. der Gefege und Verordnungen 
Bb. IV, ©. 385 ff.) | 

Der Grund des neuen Abdrucks ift der, bag in bem feiner Zeil 
als Privatausgabe erfdienenen criten Band der Gefepesfammlung ver: 
fdiebene Verfchen und Abweichungen vom Urierte enthalten find. 

354. Geſetzz (dee Grofen Raths des Kantons Vafelftadt) be: 
treffend bas Œrbredt der unebelid Geborenen. — Vom 
23. Funi 1879. (Gef.:Samml. XIX, ©. 445 f) 

Bisher Batte noch das Gefeg vom 20. Dezember 1809 gegolten, 
wonach ein unebelides Kind nur im Fall obrigfeitliher Legitimation 
feine Mutter ab intestato beerbt batte, mütterliche Verwandte aber felbft 
bann nicht. Aus Anlaß eines Specialfalles if nun dieſer Grundfaß 
aufgegeben und acfeblid beflimmt worden, daß unehelihe Kinder bin: 
fichtlich der Berlaffenfhaft ihrer Mutter und der mütterlihen Bermand- 
ten bas gleiche Erbrecht haben wie ebelide, und in gleicher Weije von 
ihrer Mutter und den mütterlihen Verwandten beerbt werden, dagegen 
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zwifchen ihnen und ihrem Bater fowie den väterligen Verwandten fein 
Erbrecht beftebt. Das Repràfentationerebt in Bezug auf die Erbſchaft 
von Ascenbenten und Seitenvermanbten febt nad dem Tode unehelich 
Geborener deren ebelihen Nahlommen in gleiher Weife zu, wie den⸗ 
jenigen ehrlich Seborener; unebeliden Nachkommen bloß in Bezug auf 
bie Repräientation ihrer Mutter. 

355. Loi (du Grand Conseil du Canton du Valais) modifiant 
quelques dispositions du Code civil. — Du 24 mai 1880. (Impr. sép.) 

In Folge ber B.:B. Art. 49 Abf. 4, mona bie Ausübung 
bürgerlicher oder politifher Rechte durch leinerlei Borfchriften oder Be: 
dingungen kirchlicher oder religidjer Natur darf befhränft werden, hebt 
biefes Gefet die von dem Ausſchluß refp. der Beichränfung der aktiven 
und paffiven Tefierfäbigfeit von Mitgliedern klöſterlicher Orden ban: 
beinden Art. 593, 594, 770, 805—807, 981—983 des C. c. auf und 
ändert Art. 595 und 658 dahin ab, da die geifllihden Orben, die laut 
bisberigem Art. 595 burd Tefament nichts erwerben fonnten, den 
piae causao gleichgeftellt werden, welche mit Ermädtigung des Staats: 
ratbs aus Teflament erwerben fonnten (aud ohne folde Ermädtigung 
if Erwerb aus Teftament in Bezug auf Fabrnig unter 1000 Gr. ge- 
flattet), und daß allgemeine Zuwendungen zu Gunften der Armen oder 
zum Seelenbeil, die laut bisberigem Art. 658 ununterjhieben an ben 
Gemeinderath zu Verwendung für Armen- oder Schulzwede fielen, jet 
fo unterfchieden werden, daß legtwillige Zuwendungen au profit des 
pauvres in bie Armenfaffe der Gemeinde fallen, in welcher der Teftator 
zur Zeit feines Todes Domicil batte, folde zu Gunften wohlthätiger 
Anftalten ohne nähere Bezeihnung dem Gemeinderath zur Berwendung 
für Armens oder Schulzwede zugewiejen werden, und folde en faveur 
de son âme an die kirchliche Bebbroe zu entfpredender Berwendung fallen. 


III. Civilprocef 


(inbegriffen Schuläbetreibung und Concnrs). 


356. Gefege (für Appenzell AH.) betr. die Procefiorbd= 
nungen (Strafproceß und Eivilproceß), angenommen von 
ber Landsgemeinde am 25. April 1880. (Bef. gedr.) 

Die Verfaffung vom 15. Cftober 1876 (liebe bieje Zeitfchrift 
Bb. XXI, Abth. 3, Nr. 17) Hatte durh Ginführung der Vermittler: 
ämter und ber Gemeindegerichte, fowie burd Umgeftaltung der Bezirks: 
gerichte und des Kriminalgerichtes die fantonale Gerichtsorganifation 
wefentlih mobdifizirt und eine Revifion des Geſetzes betr. das Strafver: 
fahren, fowie der Givilprocepordnung (beide vom 16. Oftober 1859) 
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notbmenbig gemadt. Um bis zur Ausarbeitung der neuen Gefege bie 
‚alten Broceporbnungen notbbiirftig mit ber neuen Verfaffung in Gin: 
Mang zu fegen, Batte der NRegierungsrath fhon am 26. Februar 1877 
ein proviforifches Regulativ erlaffen, welches gemäß Kantonsrathobeſchluß 
mit der neuen Berfaffung am 29. April 1877 in Kraft trat (biefe Zeite 
fchrift Bd. XXI, Abth. 3, Nr 437); fobann lag es dem Revifionsrath 
ob, gemäß feinem Auftrag betr. Durchſicht aller Gefege im Hinblid auf 
die neue Verfaffung, bezügliche Geſetzesentwürfe auszuarbeiten. Nachdem 
zunächſt bas Strafgefegbuh in derart revibirter Geflalt am 28. April 
1878 von ber fandégemeinde genehmigt worden mar, befchäftigte fich der 
Revifionsrath mit ben Broceporbnungen ein erftes Mal im Amtsjahr 
1878/79. Die zwei Gefegesentwürfe betr. das „Strafproceßverfahren“ und 
bas „Kivilproceßverfahren“ erhielten jedoch an der Landsgemeinde im 
April 1879 feine Mebrbeit. Im folgenden Amtsjabr arbeitete nun der 
Revifionsratb zwei neue Entwürfe aus, welche alsbann ohne wefentliche 
Oppofition zur Annahme gelangten und feit dem 25. April 1880 in 
Kraft befteben. 

Beide Gefete, namentlich aber die Givilproceporbnung, find aus: 
führlicher als bie bisherigen. Sie bradten nidt nur die von der neuen 
Verfaffung gebotenen Aenderungen, fondern fuchten auch bie in ber 
Prarig fühlbar gewordenen Lücken auszufüllen, fowie bem Bedürfniß nad 
foftematifder Gruppirung und Volftändigkeit mehr als bisher Rechnung 
zu tragen. Daß fie aleihwohl weit entfernt find, volftänbige Procek: 
ordbnungen zu entwideln, zeigt fon ihr bejcheidener Umfang, indem 
darin ber Strafproce& mit 121 und ber Givilprocef mit 123 meift 
furzen Paragraphen behandelt if. — Gegenüber ben zwei verworfenen 
Entwürfen zeigen bie beiden Gefege wenige wichtige Verſchiedenheiten. 
Hervorheben wollen mir an biefer Stelle aus dem Civilproceß: bie 
Elimination bes $ 100 des Entwurf von 1879, welcher beflimmte, es 
fônne das Geridt „von fih aus die Verbefferung unvollftändiger, un: 
beftimmter und unflarer Barteivorträge und Barteifchriften veranlaffen,” 
worin eine Gefährdung der richterlihden Unparteilichleit erblidt wurde; 
und aus bem Strafproceß: die Durchführung einer Gompetenzverfchiebung 
in Verbindung mit einer bezüglichen Berfaffungsrevifion; hatte nämlich 
die Vorlage von 1879 eine al8 notbwendig erfundene Entlaftung des 
Kriminalgerihts ohne Verfaffungerevifion vorgefdlagen und fi damit 
dem Vormurf einer allzugewagten Berfaffungsinterpretation ausgejegt, 
fo vermicd nun das Gefeg von 1880 nidt nur biefe Bemängelung, 
fondern madte fit aud Raum für eine confequentere Durchführung der 
als wünidbar eradteten Gerihtsftandsänderung, indem es fit auf 
eine gleichzeitige Berfaffungsrevifion ſtützte. Die revidirten Vers 
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faffungéartifel wurben mit bem Gefege der Landgemeinde vorgelegt und 
gleih diefem genehmigt. Es befchlug diefe Verfajfungsrevifion die Art. 
32, 23, 34 und 36 der Verfaffung vom 15. Oftober 1876, und wir 
werben, fomeit nbtbig, bas Materielle ber Aenderung bei den ent- 
fpredenden Geſetzesſtellen hervorheben. 


L Die Gtrafprocehorbuung enthält zwei Hauptabfchnitte: Ber: 
fahren bei Berfolgung von Verbredgen und Bergeben (in 14 Titeln) 
und Verfahren bei Verfolgung von Metertretungen, nebit einem Ans 
bang von allgemeinen Beftimmungen, betr. Geridtébisiiplin und Webers 
tretung eidgendflifcher Gefege. Den Liteln des erfien Abfchnittes ent- 
nehmen wir Folgendes: 

1. Die Organifation Fennt gemäß ber Verfaffung von 1876 
ein Kriminalgeriht zur Beurtbeilung der Berbreden und Vergeben, mit 
Appellation an das Obergericht, und in jeder Gemeinde ein Gemeinde⸗ 
gericht zur Behandlung von Uebertretungen und einfachen Befhimpfungen 
mit Appellation an bas zufländige der drei Bezirksgerichte Zudem ift 
biefen Bezirfsgerichten zur erftinftanaliten Beurtheilung mit Appellation 
an bas Obergeriht ein Theil ber Bergeben überwiefen, nämlih Un— 
gehorfam gegen amtliche Verfügung und gegen ein Sriebgebot, uner- 
faubte Selbſthülfe, Förperlide Gewaltthätigfeit ohne Folgen, außereblicher 
Beifchlaf, einfacher Bankrott, Ausjbigung und Affordiren. Duro 
Revifion deg Art. 33 der Verfaffung ven 1876 wurde biefe bezirfs- 
gerichtlihe Competenz mit den conflitutionellen Bellimmungen in Gin- 
flang gebradt. — Fm Weitern finden wir eine centralijitte Kantons- 
polizeibirection, an Stelle der früher getrennten Polizeiverwaltungen in 
Herisau und Trogen, als regelmäßige Unterjudungsinftanz in Fällen 
von fledbriefliher Verfolgung und Berbaftung von Nibtfantonsein- 
wohnern. — Sodann wird der Juſtizvorſtand, als Organ ber Unterfudhs 
ung und Anklage, zu größerer Bedeutung erhoben. Gemäß dem frübern 
Redte funftioniren für die Vorunterfugung in jeder Gemeinde eine 
Unterfubungscommiffion und für die Hauptunterfuhung ein fantonates 
Verbiramt. Unitatt dag nun aber vordem jedes Mitglied des Regierungs⸗ 
rathes Unterjubunggaften der Gemeindefommifiionen dem Verhöramt 
oder dem Gerichte überweifen oder aud Siftirung verfügen fonnte, und 
ferner ein Mitglied des Regierungérathes dem Verhöramt als Präfident 
vorfiund, während ein weiteres Mitglied besfelben Raths dic Interefjen 
des Staates gu wahren, die Appellation zu erfliren und den Strafvolls 
zug zu Überwachen batte, find nun alle diefe Funktionen in der Hand 
deg Juſtizvorſtandes vereinigt. Diefer, fowie fein Stellvertreter, wird 
aus den Mitgliedern bes Regierungsrathes von diefem ernannt und ift 
trog der ausgedehnten amtlichen Thätigkeit wie die übrigen Mitglieder 
weder ein fländiger noch ein bejoldeter Beamter. 
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2. Bei der Einleitung des Berfabrens begegnen wir ber 
Unterfheidung zwifchen VBerzeigung und Klage. Zur Entgegennahme 
ber Beiden ift der Gemeindegerichtspräfident befugt. Bei Verzeigungen 
ift eg Sade des Beamten über die Anhebung der Unterfuchung zu 
entfcheiden, event. beim Suitigvorftand Weifung einzuholen; bei Klagen 
dagegen muß, wenn ber Kläger es verlangt, unbedingt bas Verfahren 
eingeleitet und bis zur Urtheilstälung durchgeführt werden ($ 19); und 
zwar überwiegt in der Prarig die legtere Art der Anhebung des Straf? 
verfabrens, fo daß, wir Bier als Grundlage des Strafverfahrens eine 
Art Privatffage ohne amtlihen Anklagebefhluß vor uns haben, welcher 
allerdings die Verzeigungspflicht aller Amts: und Privatperfonen, die 
von einem von Amtsmegen zu verfolgenden Vorfalle Renntnig baben 
($ 17), zur Seite ftebt. Ein Zurüdziehen der Klage ift aufer bei einem 
Theil der Untragsdelifte ($$ 54 und 55 des Strafgeſ.⸗B.) nah Ber 
ginn des Verfahrens nicht mehr geflattet ($ 23), eine Beftimmung, die 
beibehalten worden ift, obgleich fie ihren weſentlichen Sinn verloren bat, 
feit mit dem neuen Etrafgefeß ($ 54) die gerichtliche Berleumoung nicht 
mehr wie früher von Amtsmwegen, fondern nur auf Antrag verfolgt 
wird, Es mar nämlich bis in die neuefte Zeit ftebender Braud, die 
Anfläger, wenn die ftrafbare Handlung nicht erweisbar gewefen, zugleid; 
mit der Freifprechung des Angeflagten von Amtswegen als Berleumber 
zu beftrafen. 

3. Borunterfuhung und 4 Hauptunterfuhung find in 
allem Wefentliden nad dem frübern Gefebe geordnet. In dem Abfchnitt 
5. Broccpbetbeiligte und Procefmittel finden wir dagegen neben 
den bisherigen Borfriften betr. Hausdurchſuchung. Augenfhein, Zeugen 
und Experten einen neuen Titel über die Verhaftung ($$ 37—42), aus 
weldem wir die rigorofe Beftimmung hervorheben, daß in den Vers 
bredensfällen, wo eine Greibeitéfirafe von über 2 Monaten zu gemär- 
tigen flebt, die Sicherbeitshaft regelmäßige Vorfchrift if und eine Frei: 
laffung gegen Kaution überhaupt nicht zugelaffen wird. 

Die Titel 6—8, Verfahren vor Bezirfs-, Kriminals und 
Obergeridt, enthalten ein bemerfenswerthes Zugefländniß an ben 
mündlichen Proceg, indem die Zeugen nad) Bedürfniß am Gerichtsſchranken 
abgehört werden fonnen, während in ber Regel allerdings nur die Ein- 
vernabmsprotofolle dem Gerichte vorgelegt werden. Eine mündliche 
Vertretung der Anklage duch Juſtizvorſtand oder Verhöramt findet nur 
jebr ausnahmsweife ftatt. Die Verhandlungen find nicht Öffentlich. 

Die Titel 9 und 10 handeln von dem Verfahren gegen Ab: 
wefenbe und Flüchtige und von der Vollziebung der Straf: 
urtbeile. Im Titel 11 begegnen wir der neu eingeführten Nichtig- 
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teitsbefhwerde, mit der Belimmung, daß Befdmerden über Ber: 
fegung von Vorfchriften der Proceßordnung oder Über Anfompetena des 
Ridters innerhalb 10 Tayen nad Erlaf des angefochtenen Urtheils beim 
Regierungsratb anzubringen feien und daß biefe Behörde auf folche Be: 
ſchwerde oder von fit aus bei folhen Umftänden bas Urtheil faffiren 
und eine neue Behandlung des Falles anordnen fonne. 

In Bezug auf die Titel 12, 13 und 14, Revifion, Nebabili: 
tation und Beguadigung, fowie auf den zweiten Abichnitt des Ge: 
fetes, betr. Webertretungen, finden wir feine bemerfenswerthen Ab: 
weihungen vom früheren Recht. 

II. Die Givilprocefordnnng handelt in acht Abjdnitten von ben 
Klagen, Serihtsftand, Gerichten und ihren Kompetenzen, Ausfland und 
Parteien, Einleitung bes Rechtsitreites, Gerichtsverfahren, Rechtskraft und 
Bollziehung der Urtbeile und Revifion. 

1. Klagen. Der frübere Givilproceg batte zwiſchen Redtsbot 
und Amtsbefehl („dem Gewalt”) nicht unterfdieben. Seitdem jebod 
überhaupt die Theilung der ridterliten und adminiftrativen Gewalt fit 
mebr und mehr einbürgerte, hatten fih bezügliche Mebelflände fpürbar 
gemadt, und um biefen abzubelfen, flelt bas neue Gefetz eine näbere 
Erklärung auf und bezeichnet ($ 2) ein Rechtsbot als die vom Gemeinde: 
gerichtspräfidenten zu erlaffende civilrchtlihe Aufforderung an Jemand, 
etwas zu thun oder zu unterlaffen, zu leiften oder zu geben, überhaupt 
Redte einzuräumen oder Rechtspflichten zu erfüllen. Der Amtsbefehl 
($ 6) dagegen wird vom Regierungsratb oder einem Mitglied besfelben 
erlaffen und enthält eine Weifung betr. Aufrebterbaltung des thatfächlichen 
Zuftandes, Erhaltung des Befiges, deffen Wiedererlangung, Befdlag- 
nahme, Bauverbinderung, fchnele Handhabung flarer Gefepesbeflim: 
mungen in dringenden Fällen, Vollziehung in Kraft erwachſener Rechts: 
bote und redtéfräftiger Urtbeile. 

2. Bon ben Beftimmungen über den Gerichtsſtand heben wir 
hervor, daß die Zuftändigfeit eines Gerichtes mit der Ginlaffung auf 
den Bermittlungsvorftand begründet wird. 

3. Die Geridte und ihre CGompetenzen. An der Ordnung 
des Anflanzenzuges, mie ibn die Verfaffung von 1876 aufgeftellt, hält 
bas Gefeg mit einer Ausnahme in Bezug auf die Gemeinbdegeridte feft. 
Unter Abänderung des Art. 32 ber Berfaffung wurbe die Bedeutung 
diefer unterften Anftanz erhöht durch Erhebung ihres Kompetenzmari- 
mums von 100 auf 300 Fr. und Feftfebung des Minimalbeftande8 an: 
ftatt der früheren 3 auf 5 Mitglieder. 

4. Betreffend die Vertretung der Parteien finden wir ($ 32, 

den Sag, daß vor Bermittleramt die Vertretung nur geftattet jein fol 
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in Fällen von Krankheit, längerer Lanbesabmejenbeit, und für Bevor: 
munbete, fowie für Nichtlantenseinwohner. Fn Abmwefenbeit ber Parteien 
haften die Vertreter für die rechtlichen Roften (6 33). 

5. Die Einleitung des Rechtéſtreites, mittelſt Rechtsvor⸗ 
flag, gefchieht beim Vermittler, eine Beftimmung, melde das proviforifche 
Regulativ eingeführt und an welcher trot lebbafter Rritif und trogdem 
ber Entwurf von 1879 es anders geordnet hatte, im Geſetze ($ 38) fefts 
gehalten wurde. — Ein letztinſtanzlich abgewiejenes Ehefcheidungsbes 
gebren darf vom Vermittler innerhalb Sabresfrift nicht wieder zu ges 
tihtlicher Behandlung eingeleitet werden, wenn nicht neue Scheidungs⸗ 
gründe vorliegen ($ 44). 

6. Aus bem Gerihtsverfahren beben wir hervor: Nach 
frudtlofem Sühnverſuch fann jede der Parteien vom Vermittler die 
Uebermeifung des fireitigen Falles an bas kompetente Gericht verlangen 
und beftebt hiefür eine 10tägige Frift. Mad Verfluß bderfelben, ohne 
dag die Weiterleitung anbegebrt worden wäre, fällt der ganze Proceß 
dahin ($ 49). Eine andere Nöthigung zur Kiage kennt bas Gefeg 
nit. — Das zeugenfähige Alter wird erreicht mit zurüdgelegtem 16. Jahr, 
nad früberem Gefeg mit der Konfirmation ($ 79). Die Seugeneinver- 
nahme geichiebt durch den Gerichtepräfidenten, wobei bie Parteien Feine 
gragen flelen, fondern bem Präfidenten nur die nad ihrer Anfidt 
relevanten Punkte bezeibnen bürfen ($ 84). Das Verfahren ift mündlich, 
bei wichtigen Fällen aber wird eine Rommiffion beftellt, vor mwelder ein 
ſchriftliches Vorverfabren flattfindet ($ 69). Die in ber Verfaffung vor: 
gefebenen Gerichtsgebühren werden für leichtfertige, mutbwillige Proceß⸗ 
anbebung oder Proceiverfhleppung verhängt und betragen ie nad der 
Inftanz 5 bis 100 Fr. 

7. Im Abfdnitt Über die Vollziebung ber Urtpeike finden 
wir die Androhung, daß Nichtbefolgung eines Amtobefehle kriminell 
als Ungeborfam gegen amtliche Verfügung beftraft wird ($ 116). 
Als Rekursinſtanz für Ginfpraden bei Vollziebung auberfantonaler 
Urtbeile ift der Regierungsrath aufgeftelit. Ausländifchen Givilurtbeilen 
wird, abgefeben von Staatsverträgen, die Vollziehung zugelichert, wenn 
der betr. Staat Gegenredt hält. | 

8. Die Revifion ift im Weſentlichen belaffen wie im frilbern 
Gefet, bagegen nad Form und Friften mit der Revifion bes Strafproceffes 
in Uebereinfimmung gefebt. Hinwieder ift in ben Givilproceg eine 
Beftimmung betr. Kaffation nicht aufgenommen worden, obgleich eine 
jolhe beantragt und lebhaft unterftilgt worden war. Den Ausichlag 
für Verwerfung ber bezügl. Anträge gab die Abneigung gegen Gin: 
führung eines weitern Gerichtshofes und die Erwägung, dab bod dem 

Zeitſchrift f. ſchweiz. Recht. XXII. 8 u. 8, (3) 9 
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Regierungsrat in civilen Streitigfeiten eine bezügliche Kompetenz ohne 
flagrante Verlegung : des Prinzip6 der Trennung der Gemalten nicht 
eingeräumt werben. dürfe. Im Strafproceß batte man fich biefe Be: 
fugnif in Beziehung gedacht mit dem Auffichtsrecht der Regierung über 
das gefammte Strafverfahren und beBbalb an der Kaffations-Kompetenz 
des Regicrungsrathes (fiebe oben) weniger Anftoß genommen. Uebrigens 
findet fih gleichwohl im Givilprocef $ 28 die Nichtigfeitsllage erwähnt, 
die wohl mangels andrer Bellimmnngen nad Art des Revifionsbegebrens 
angefirengt werden wird. H. 

357. Modifications (du Grand Conseil du Canton de Neuchâtel) 
au Code de procédure civile. — Du 1 octobre 1878. (Rec. des Lois, 
tome XIV, p. 150 ss.) 

Die neue CivilproceBordnung vom 17. Mai 1876 (diefe Zeitichrift 
Bo. XXI, Abtb. 3, Nr. 450) war zunächſt proviiorifh in Kraft erklärt 
worden. Vor ihrer befinitiven Ynfraftfegung wurden auf Grund ge: 
madter Erfahrungen diefe Mobifilationen angebradt. Diefelben find fehr 
zahlreich, betreffen aber fimmtlich fo untergeordnete Specialitäten, daß 
es zwedios und obne allzu raumraubendes Eintreten unmöglich wäre 
fie einzeln aufzuführen. 

358. Beſchluß (des Großen Ratbs des Kantons Graubünden) 
betr. Beftellung eines unparteiifhen Forums für Kreisge— 
meinden. — Bom 26. November 1878. (Verhandlungen des Großen 
Ratbs 1878, 2te Hälfte, S. 10. 136.) . 

Dies ift eigentlich nur proviforifhe Erneuerung eines {bon am 
6. Dezember 1877 vom Großen Rath gefafiten aleiblautenden Be: 
ſchlußes. An Fällen nämlich, wo Gemeinden und Kreife zufammenfallen, 
d. b. ein Kreis nur aus einer politifhen Gemeinde beftebt (3. B. Chur, 
Davos), hatten fich bezüglich der Unparteilichkeit des Kreisgerichts im 
Befehls: und Betreibungsverfahren in Saden, wo die betr. Gemeinde 
Klägerin oder Beklagteift, Anftändeerhoben. Definitive gefegliche Regelung 
vorbehalten if bier feftgefegt, daB in folben Fällen der Große Rath 
auf eingehendes Gefuch des Kreifes ein unparteiifhes Kreisamt bezeichnen 
Tod, welches im Befehle: und Betreibungsverfahren für feine ganze Amts: 
dauer in allen Fällen zu functionieren bat, mo:bie hetr. Gemeinde Partei 
if. Refurfe gegen Verfügungen bdesfelben geben an- ben übergeord⸗ 
neten Bezirfägerichtsausichuß. 

359. Beichluß (des Kantonsratha des Kantons Unterwalbden : 
ob. bem Wald). betr. die Widerflage. —: Vom 4. April 1878. 
(Sammi. der Gejege und Verordbnungen, Bb. IV, S. 278 f.) . 

Beantwortet eine Anfrage des Givilgerichts, wie bei Gingabe von 
Widerklagen zu verfahren fei, dahin, bai Widerflagen beim Gerichtsactuar : 
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einzureichen feien, biefer bievon bem Geridtépräfibenten Anzeige macht 
amb legterer dem Wiberbeflagten fofort RenntniB davon giebt. Bezüglich 
ber Folgen biefer Kenntnißgabe, der Œingabefrift für die Widerflage 
und weiterer Alteneingabe werben bie analog anzumendenden $$ der 
Givifproceforbnung bezeichnet. Die Widerflage fann obne Nachtheil 
für deren Wiederaufnahme in Form einer urfpränglichen Klage nur 
dann zurüdgezogen werden, wenn bie urfprilnglide Klage felbii fallen 
gelaffen oder bergefialt mobificirt wird, ba die Wiberflage als folche 
procefjualiih unftatthaft wird. | 

860. Arrêté (du Conseil d'Etat du Canton de Neuchâtel) 
relatif à la notification d'actes judiciaires étrangers. — Du 4 avril 1879. 
(Rec. des Lois, tome XIV, p. 215 s.) 

Alle Infinnationen ausmärtiger Gerichte, fowie alle Vorfaburigen 
von folgen, in Civil: und Straffadien, find bem AJuftizdepartement zu 
unterbreiten, welches bie Suftelung genehmigt oder vermirft. 

361. Geſetz (des Großen Raths des Kantons Bern) über die 
Stempelabgabe und die Banfnotenfieuer. — Vom 16. März, 
burd das Bolt angenommen am 2. Mai 1880. (Gelege, Defrete 
und Verordnungen XIX, ©. 42. fi.) 

Aus diefem rein finanziellen Gelege gehört bieber $ 6: dem 
Stempel untermorfene Aeten baben, fo lange für biefelben nicht die 
Stempelabgabe bezahlt ift, feine Bemeisfraft. — Aanfnotenitener 1°/, 
ber Emiffionsfumme. 

362. Gefes (des Großen Raths des Kantons Thurgau) betr. 
Erſetzung des Eides burd das Handgelübde als Beweis: 
mittelimGivilproceÿ. — Vom 19. Jänner 1879. (Neue Gefeges: 
Sammlung III, S. 188.) 

Wo nad der Givilprocefordnung bisher der Eid ala Beweis: 
mittel zuläffig war, tritt in allen Fällen das Handgelübde an bdeffen 
Stelle. In den Strafgefegen tritt an Stelle des Begriffs , Meineid “ 
unter entfprebender Modification von Strafgefegbuh $ 184 und 188, 
Kompetenzgefeg für den Strafproceß $ 1, Ziff. 4, $ 2, Ziff. 18 ver 
Ausdrud „falſches Handgelübde.“ 

368. Loi (du Grand Conseil du Canton du Valais) en appli- 
cation de l’urticle 49 de la Constitution fédérale, concérnant la formule 
du serment. — Du 23 mai 1879, (Rec. des Lois, tome XII, p, 429 8.) 

Weil Bunbesverfaffung Art. 49 voridreibt, Daf Niemand zur 
Bornahme einer religidfen Handlung könne gezwungen werben, nnd 
die Verpflichtung zur Eidesleiftung mit diefem Grundſatz unvereinbar fei, 
wird beftimmt: Wenn in einem Fall, wo bas Belek einen Eid vor: 
fhreibt oder zuläßt, bie betr. Perfon fih unter Berufung auf Art. 49 
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Regierungsrath in civilen Streitigleiten cine bezügliche Kompetenz ohne 
flagrante Verlegung : des Prinzips der Trennung der Gewalten nicht 
eingeräumt werden. bürfe. Im Strafproceh batte man fi bdiefe Be 
fugnig in Beziehung gedacht mit dem Auffichtsrecht der Regierung über 
bas gefammte Strafverfahren und befbalb an der Kaffations:Kompetenz 
des Regierungsrathes {fiebe oben) weniger Anfloß genommen. 1lebrigens 
findet fit gleihwohl im Civilproceß $ 28 die Nichtigkeitsklage erwähnt, 
die wohl mangels andrer Beltimmungen mad Art des Revifionebegehrens 
angefirengt werden wird. H. 

357. Modifications (du Grand Conseil du Canton de Neuchâtel) 
au Code de procédure civile. — Du 1 octobre 1878. (Rec. des Lois, 
tome XIV, p. 150 ss.) 

- . Die neue Givilprocefordnung vom 17. Mai 1876 (diefe Zeitjchrift 
Bo. XXI, Abtb. 3, Nr. 450) war zunächſt proviiorifh in Kraft erklärt 
worden. Bor ihrer definitiven Anfraftfebung wurden auf Grund ge: 
madter Erfahrungen diefe Mobdififationen angebradt. Diefelben find febr 
zahlreich, betreffen aber ſämmtlich fo untergeordnete Specialitäten, daß 
es gwedlos und obne allzu raumraubendes Eintreten unmöglid wäre 
fie einzeln aufzuführen. 

358. Beſchluß (des Großen Ratbs des Kantons Graubünden) 
betr. Beftellung eines unparteiifhen Forums für Kreisge: 
meinden. — Bom 26. November 1878. (Berpandlungen des Großen 
Ratbs 1878, 2te Hälfte, S. 10. 136.) 

Dies ift eigentlich nur provijorifche Arneuerung eines ſchon am 
6. Dezember 1877 vom Großen Rath gefaßten gleichlautenden Be: 
ſchlußes. An Fällen nändlih, wo Gemeinden. und Kreife zufammenfallen, 
bd. b. ein Kreis nur aus einer politifhen Gemeinde beftebt (3. B. Chur, 
Davos), hatten fit bezüglich der Unparteilihfcit des Kreisgerichts im 
Befehls» und Betreibungsverfahren in Saden, wo die betr. Gemeinde 
Klägerin oder Bellagteift, Anfländeerhoben. Definitive gefegliche Regelung 
vorbehalten int bier feftgefegt, daB in folden Füllen der Grobe Rath 
auf eingehendes Gefuch des Rreifes ein unparteiifches Rreisamt bezeichnen 
Tod, welches im Befehle: und Betreibungsverfahren für feine ganze Amts⸗ 
dauer in allen Fällen zu functionieren bat, wo:die betr. Gemeinde Partei 
if. Refurfe gegen Verfügungen bdesfelben .geben an- ben itbergeorb: 
neten Bezirfögerichtsausfchuß. 


359. Beſchluß (des Kantonsrathe des Kantons Untermalbden : 


ob. bem Wald). betr. die Widerflage. —-:Bom 4. April 1878. 

(Samml. der Gejege und Verordnungen, Bo. IV, S. 273 f.) . 
Beantwortet eine Anfrage des Givilgerichts, wie bei Gingabe von 

Widerflagen zu verfahren fei, dahin, bag Widerflagen beim Gerichtsactuar 
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einzureichen feien, biefer bievon dem Gerichtspräfidenten Anzeige macht 
und lebterer bem Widerbeflagten fofort Kenntniß davon giebt. Bezüglich 
der Folgen biefer Renntnibgabe, der Eingabefrift für die Widerflage 
und weiterer Alteneingabe werben die analog anzumendenden $$ der 
Givifprocefordbnung bezeichnet. Die Widerflage fann ohne Nacdtbeil 
für deren Wiederaufnahme in form einer urfpränglihen Klage nur 
dann zurüdgezogen werden, wenn die urfprüngliche Klage felbH fallen 
gelaffen oder dergeflalt mobificirt wird, daß die Widerklage ale jolche 
proceffualifcà unftatthaft wird. | 

860. Arrêté (du Conseil d'Etat du Canton de Neuchâtel) 
relatif à la notification d'actes judiciaires étrangers. — Du 4 avril 1879. 
(Rec. des Lois, tome XIV, p. 215 s.) 

Alle Infinuationen ausmärtiger Gerichte, fowie alle Vorladurigen 
von jolden, in Civil und Straffachen, find dem Auftizdepartement zu 
unterbreiten, welches die Zuftellung genehmigt oder vetmirft. 

361. Gefet (des Großen Raths des Kantons Bern) über die 
Stempelabgabe und die Banfnotenfieuer. — Vom 16. Mar, 
burd das Boll angenommen am 2. Mai 1880. (Gefege, Defrete 
und Verordnungen XIX, ©. 42. ff.) 

Ans diefem rein finanziellen Geſetze gehört bieber $ 6: bem 
Stempel untermorfene Acten baben, fo lange für biefelben nicht die 
Stempelabgabe bezahlt ift, feine Bemeisfraft. — Banknotenſteuer 1°/, 
der Emiffionsfumme. 

362. Gefeg (des Großen Raths des Kantons Thurgau) betr. 
&rfegung des Œibes burd bas Handgelübde als Beweis: 
mittelimGivilproceg — Bom 19. Sinner 1879. (Neue Geſetzes⸗ 
Sammlung III, ©. 188.) 

Wo nad der Eivilprocefordnung bisher der Eid als Beweis: 
mittel zuläffig war, tritt in allen Fällen bas Handgelübde an veffen 
Stelle. In den Strafgefegen tritt an Stelle des Begriffs „Meineid“ 
unter entfpredenber Modification von Strafgefegbuh $ 184 und 188, 
Kompetenzgefeg für den Strafproceß $ 1, Ziff. 4, $ 2, Ziff. 18 der 
Ausdrud „Falfihes Handgelübde.“ i 

368. Loi (du Grand Conseil du Canton du Valais) en appli- 
cation de l’article 49 de la Constitution fédérale, concernant la formule 
du serment. — Du 23 mai 1879, (Rec. des Lois, tome XII, p, 429 s.) 

Beil Bundesverfaffung: Art. 49 vorichreibt, daß Niemand zur 
Bornahme einer religiöfen Handlung könne gezwungen werden, und 
die Verpflichtung zur Eidesleiftung mit diefem Grundſatz unvereinbar fei, 
wird beflimmt: Wenn in einem Fall, wo bas Beleg einen Eid vor: 
fretbt oder zuläßt, bie betr. Perfon fih unter Berufung auf Art. 49 
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fdreibung bes Sablungébefebls ift ber Schulbner gegenüber bem bea 
treibenden Gläubiger in der Beräußerung von irgend welcher Habe ge: 
bindert, bei Rechtsvorſchlag dagegen in Verbindung mit Kautionsftellung 
nidt. Nah Ablauf von 21 Tagen feit ber Zuflellung des Zahlungs: 
befebls obne Rechtsvorſchlag oder Zahlung Tann ber Gläubiger saisie 
réelle des biens du débiteur verlangen, und zwar bei dem Richter, der 
den Schuldner vorzuladen bat, damit er feine Habe angebe. Grideint 
der Schuldner nicht, fo fann der Gläubiger unter Borausjepuna bes 
Art. 3. des Konkursgeſetzes (j. unten) den Konkurs begebren, oder Aug: 
führung der saisie verlangen oder auf eigene Gefahr Habe bed Schuldners 
pfänden. Der Gläubiger fann auf eigene Gefahr Gegenfiänbe, die der 
Schuldner nicht als fein bezeichnet, die jener aber als beffen Eigenthum 
erffärt, faificren: Dritte, bie der Schuldner als Eigenthümer bezeichnet, 
müffen innerhalb 14 Tagen feit ber empfangenen Anzeige Tagen. 
Einigen fih Gläubiger und Schuldner nidt über Wahl und Anzahl 
der Pfandftüde, fo enticheidet der Richter, ebenfo über den Betrag der 
Forderung fammt Zinfen und Roften, gegen welche Firierung der Schulb: 
ner Rechtsvorſchlag erheben barf, wenn er fih auf Thatiaden be- 
ruft, die erft feit dem Zablungsbefebl eingetreten find. Die Pfändung 
wird babur® vollzogen, daß der Richter auf dem Titel die gepfändeten 
Gegenftinde genau fpecificiert aufzeihnet und den Gläubiger ermächtigt, 
biefelben, foweit Mobilien, verfteigern, foweit Smmobilien, zur expro- 
priation forcée bringen zu laffen, unter Vorzugsrecht vor allen andern 
Glänbigern. Unter befondern Umfländen kann der Richter dem Schuld: 
ner einen Auffhub der Verfleigerung gewähren. Mit Cintragung 
ber Pfändung in das Geridtsprotofol (und bei Immobilien in das 
Hypothekenbuch) bat der Gläubiger ein Pfandrecht auf den gepfändeten- 
Œaden erworben, das aud im alfälligen Ronfurfe gilt. Poursuite 
sommaire finbet flatt bei Forderungen unter Fr. 50, Lidlohn, privife: 
gierten Forderungen gemäß Code civil art. 1708, und zeichnet fid- 
aus durch Fürzere Friften (7 Tage für Rechtsvorſchlag und Uebergang 
zur Pfändung) und Wegfall der Einſchreibung des Zahlungsbefehls. 
Die .Verfteigerung der gepfändeten Fahrnis erfolgt frübeftens 7 
Tage nad der Publikation berfelben. Der Schuldner fann fie in biefer 
Friſt Iöfen burd die Zahlung des Gläubigers. Sobald der oder bie 
betreibendben Gläubiger gededt find, wird die Gant eingeftellt. Reichen 
bie Gegenflände zur Dedung nicht aus, fo können die Gläubiger fofort 
neue pfänden. Für Berfteigerung von Immobilien gilt das befonbere 
(dritte) Gefeg. Nähere Beitimmungen werden aufgeftellt über bie Reali- 
fation ber Pfändung von Nugniefung und Forderungen bes Schuldners- 
(der Gläubiger wird in die Nutznießung eingefegt), über bie Arrefiterumg 
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von Mobilien des Schuldners in’ dritter Hand, wobei unter Vorbehalt 
von Bundesverfaffung Art. 59 aud ohne vorangenangene Betreibung 
Arreft gegen auswärts domicilierte Schuldner geftattet wird, aber auch 
nur auf ‚Grund eines titre exécutoire, für dette illiquide bloß gegen 
Schuldner mit unbefanntem Wohnort oder Flüchtige. Der Detentor fann 
innerhalb 14 Tagen Rechtévorſchlag erheben, -ebenfo der Schuldner, bem 
vom Arreft Kenntniß zu geben ift. Geſchieht dies nicht, fo erfolgt Berfteint: 
rung zu Gunften des Arreftimpetranten. ° 

Rechtsvorſchlag in Allen Fällen führt zu einem Proceß vor 
Friedensrichter und den Gerichten, der Recht Vorſchlagende iſt Kläger. 
Widerklagen find unftatthaft. Bei theilweiſem Rechtsvorſchlag geht die 
Betreibung für den unbeſtrittenen Betrag ihren Weg fort. 

Den Schluß des Gejeges machen einige Vorſchriften über Buch⸗ 
führung der Weibel. 

Das zweite Gefeg, über Konkurs, unterfheibet fb vom fran: 
zöfifchen Redt dadurch, daß es in feftbaltung des in Neuenburg fchon 
beftandenen und in der nun aufgebobenen Loi sur ‘les faillites 
von 1859 (biefe Zeitfchrift Bo. 9, A6th. 3. S. 167, Nr. 83) burdae- 
führten Princips nicht einen bloß kaufmänniſchen Konfurs lennt, fondern 
ben Sag aufftellt, baf jeder Schuldner, der fih außer Stande befindet 
feine Schulden zu bezahlen, in Konfurs erflärt werden fann. Diele 
Konkurserklärung erfolgt burd den Bezirkfsgerichtepräitdenten des Wohn: 
ort8 des Schuldners entweder auf bes legtern Inſolvenzerklärung (vers 
bunden mit Depofition eine Bermôgensflatu8) oder auf Antrag eines 
Gläubigers, der (Art 3) 14 Tage nach erfolglos verfudter Pfändung 
den Schuldner zur Geltendmachung alfälliger Einwendungen vorzuladen 
bat oder auch ohne vorangegangene Betreibung bei Gefahr im Vorzug 
ein Gerichtsurtheil nad Borlabung des Schuldners provocieren fann; 
oder endlih von Amtswegen, wenn der Schuldner flüchtig if oder 
notorifch feine Gefchäfte preisgegeben bat. Die Konkurskoſten, fomeit 
fie aus der Maffe nicht gededt ‘werden, find zu Laflen des den Ron: 
furs verlangenden Gläubigers, in den andern Fällen zu Laften des 
Staats. 

Der Fallit verliert durch die Konkurseräffnung jegliche Verwaltung 
und Berfügung über die MMaffe; alle Betreibungen gegen ibn hören 
auf; Procefic in denen er fteht werden fufpendiert; alle feine Schulden 
werden fällig; der Zinjenlauf aller nicht durch Fauſtpfand oder Hypothek 
gebeten Forderungen Hört auf, und die Zinfen auch jener geficherten 
‚Forderungen belafien nur die Pfänder. 

Ungültig erklärt werden auf Antrag jebes Gläubigers alle inner: 
halb ſechs Wochen vor der Konfurseräffnung durch ben Schuldner ge- 


n 


136 Goncursgefet von Neuenburg. [Givilproces. 


leifteten Zahlungen (und was der Zahlung gleichwerthig if) von noé 
nicht fälligen Schulden fomie Berpfändungen für foldhe, ferner auf An: 
trag ber Maffe alle Veräußerung von Mobilien oder Immobilien, 
jede Supotbefeintragung, jede Berpfändung, jede Geffion einer Forderung, 
falle folde innert 7 Tagen vor der Konkurseröffnung erfolgt if; weiter 
alle Veräußerungen, Berpiänbungen, Geffionen, Bezahlung felbft von 
verfallenen Schulden anders als in Geld oder Handelspapieren, wenn 
fie innerhalb der legten 6 Wochen und zugleich in einem Moment, da 
der Schuldner [don unter feinen Geſchäften war und die Abfidt der Begin: 
fligung eines Gläubigers zum Nachtheil der andern batte, geichehen find; 
endlich überhaupt alle Handlungen des Schuldners ohne Rückficht auf 
ihr Datum, fobald betrügerijhe Abfiht deffelben Tonftatirt if. Rückda⸗ 
tierung des Konkurſes findet nicht flatt, außer bei Entfernung des 
Schuldners bis auf den Tag feiner Flubt, und bei Gefangenfhait ded: 
felben big auf den Tag feiner Sefangenfegung. 

Der Geridtépräfident bat fofort alles zur Erhaltung der Majfe 
Nbtbige anzuordnen und, falls Bebürfniß, proviforiihe Syndics zu be: 
ftelen, eiu Inventar aufnehmen zu laffen (durch Gerichtöfchreiber und 
MWeibel), nôtbigenfals eine Unterflügung an ben alliten aus ber 
Maffe zu bewilligen, die Ausfündung (dreimal im Amtsblatt) anzu: 
ordnen mit Anmeldungsfrift von höchſtens 30 Tagen für die Gläubiger. 
Die Anmeldungen (auf der Gerichtsjchreiterei) miigen von den Titeln 
und Belegen begleitet fein. Spätere Anmeldungen werben erft nad 
Befriedigung ſämmtlicher rechtzeitig eingegebenen Forderungen berüds 
fibtigt. Bürgen werden durch Nichtanmeldung der Forderung im Kon: 
kurſe des Hauptichuloners befreit, ebenfo duch Zuflimmung des Gläubigers 
zu einem Nadlapvertrag ohne feinen Ronfeng. Der Fallit muk ge 
wiffenhafte Ausfunft Über VBouftändigfeit des Anventars und die Richtig: 
keit ber Anmeldungen geben. Dies gefhiebt in der Liquidationsoers 
handlung, deren Tag fon in der Ausfündung angefegt worden; in 
berfelben werden alle angemeldeten Forderungen vom Gerichtsichreiber 
laut vorgelefen; erfolgt von feiner Seite Widerfprud, fo ift die betr. Forders 
ung admittiert; bei Wibderfpruch Seitens bes Falliten oder eines Gläubigers 
oder der Syndics fommt es zum Proceg; nicht erfhienene Gläubiger 
find ihres Einſpruchs verluftig. Der Liquidation folgt die Klaffifilation 
ber Forderungen in privilegierte und nicht privilegierte. Allgemein 
privilegirt find: Liquibationefoften, die Roften bes Begräbniges des 
Galiten oder eines feiner Gamilienglieder, Mündelgelder, Miethzine 
für bas legte Zahr, Lohn der Dienfiboten, Taglöhner, Arbeiter, Gommis, 
Angefteliten für 6 Monate, Lohn der Affordarbeiter für ihre Arbeit 
in den legten 3 Monaten bis auf höchſtens Fr. 150 (biefes legte Privileg 
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war 1859 als wichtige Errungenfchaft eingeführt worden). Specielle 
Privilegien haben: Der Staat für Handänderungsgebühren, für Brand: 
verficherungsbeiträge, der Hupothefargläubiger für feine Hypothekarfor⸗ 
derung auf ben betreffenden belafleten Liegenichaften, der Faufipfands 
gläubiger, der Kommiffionär, der Frachtführer, ber Arbeiter an der 
in ihren Händen befindlichen Sade, für welde die Forderung entftanden 
if, die Chefs von Angefteliten an der Kautionsſumme für Forderungen 
aus Verſchulden berfelben im Dienft. Die generellen Privilegien geben 
(in obiger Reihenfolge) Aniprud auf völlige Befricbigung aus ben 
freien Gegenſtänden der Maffe vor ben nicht privilegierten Forderungen, 
bie fpeciellen auf Befriedigung aus bem baftbaren Gegenftand, falls 
diefen die Maffe nicht durch Bezahlung der Forderung frei mat. 

Behufs Verwaltung und Liquidation der Maffe wählt hierauf 
die Kreditorenverfammlung einen oder mehrere syndics définitifs. Diefe 
baben auch nad Schluß der Liquidation einen Bericht über Straffälig: 
teit des Falliten zu Handen der Anflagefammer zu machen. 

Die Gläubiger dürfen die Aftiven der Maſſe in natura unter 
fi) vertheilen, wenn der Fallit oder in feiner Abmefenbeit der Richter 
auflimmt, mit Stimmenmehrheit von ?/s der Gläubiger, welche °/s ber 
Forderungen repräfentieren, und zu den im Inventar angefebten 
Breifen. 

Bezüglich des Konfurfes der Handelsgefellfchaften ift am Geſetze 
von 1859 nichts geändert (Bb. IX, Abtbl. 3, S. 159.) 

Für Streitigkeiten gelegentlih ber Zulaffung von Anmeldungen 
ift bis auf 1000 Fr. der Serichtspräfident, über Fr. 1000 das Bezirks: 
‚gericht zufländig. 

Ergiebt fit bei einer Inventur in Golge Konturseröffnung, daß 
die Altiven Fr. 500 nidt überileigen, fo hebt ber Präfident ben Ron: 
kurs auf und fpricht die insolvabilité aus, deren Wirfung if, baf der 
Gläubiger und der Schuldner in das gegenfeitige Berbältnif, mie es 
‘bor der Konfurseröffnung beflanb, wieder eingefegt werden, der Schuldner 
aber alle perfönlihen folgen des Falliments trägt. 

Nachlaßvertrag nad den gewöhnlichen Beitimmungen ber modernen 
Gefege (?/s der Krebitoren, welche 3/4 der Fordberungsiummen repräjentiren, 
jedoch unter Homologation des Gerichts, in diefem Fall für alle Gläu⸗ 
biger verbindlich; u. f. w). 

Leichtfinniger Konkurs (Art. 111 fest die Fälle genau feft) führt 
Beſtrafung des Falliten als banqueroutier simple, betrügerijher Kons 
kurs (Art. 112 fpecificirt) folde des Falliten als banqueroutier fraudu- 
Jeux berbei. Legterer erlangt auch die, einem jeben Falliten zugängliche 
Rehabilitation erft nach feiner Rehabilitation von ben Strafurtheilsfols 
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gen, erfterer erft nah Verbfifung feiner Strafe. Die Rebabilitation 
erfolgt bloß auf Nachweis vollſtändiger Bezahlung aller Konkurs⸗ 
qläubiger burd das Gericht. 

Bezüglich des dritten Geſetzes verweilen wir zunächſt auf bie 
ausführliche Mittgeilung des bisher gültigen von 1866 und der da: 
mals gepflogenen Berbandlungen bes Großen Raths (diefe Zeitfchrift 
Bd. 15, Abtb. 3, S. 117—135), woraus fit erffärt, warum für biefe 
Materie (Betreibung auf Grundpfand), die anderwärts im Betreibungs- 
gefeg erledigt wird, cin befonderes Gefes nöthig erfhien. Principielles 
ändert bas neue Gefet an dein alten von 1866 nichts; die drei wichtig: 
ften Punkte, die eine Menderung erleiden, find Aufhebung des zweiten 
und dritten Verfaufsverfuche, Aenderung der mise à prix, Sulaffung 
ber surenchère mit */so bei Werth ber Liegenfchaft fiber Fr. 10,000. 
Man verfucht immer Neues, um ein mbalidit befriebigendes Refultat 
der Liegenfchaftsverfleigerungen zu erzielen, weil man zu wenig bebentt, 
daß fein Gefeß helfen fanıı, wo eine Krifis und dal. alle Kauflufl 
lähmt. Das neue Gefeg flimmt mit bem alten von 1866 fo ziemlid 
überein mit Ausnahme der angegebenen Punkte und der Veränderung 
der auf die Betreibung bezüglihen Runflausbrüde (flatt mise en taxe 
alfo commandement de payer, ftatt se clamer s'opposer u. f. f.). Da 
jenes in Bo. 15 volftänbig abgebrudt ijt, fo vermeifen wir bier nur 
auf die Hauptabweichungen des neuen. Statt Art. 24 (Firirung der 
mise à prix burd den juge de paix) fordert der neue Artikel 23 bic 
mise à prix auf bie Hälfte des Schatzungswerthes ber Liegenfchaft. 
Statt der Art. 27 und 28 des alten Gefeges lautet nun Art. 26 ein: 
fach dahin: S’il n'est fait aucune enchère, le créancier pourra soit 
conserver son hypothèque, soit se colloquer en nature, conformément aux 
règles fixées au chapitre IV. Il devra etc. (wejentlih wie ber Schluß 
des alten Art. 28). In Art. 33 und 37 alt ift die Frif von 30 Tagen 
auf 60 Tage erhöht. Art. 37 wird our 38 neu babin geänbert, 
daß der Betrag ded Nachgebots einen Zuſchlag von ‘/1o zu dem 
Adjudifationspreife enthalten muÿ, wenn der legtere unter 5000. gr. 
ift; daß der Aufchlag Fr. 500 betragen muß bei Adjudifationspreis von 
Fr. 5000 bis Fr. 10000; daß er ‘20 des lettern bei einer Summe 
über Gr. 10000 fein muß. Das Gapitel IX des alten Geſetzes if 
weggefallen. 

868. Interpretation (des Kantonsraths des Kantons inter: 
walden ob dem Wald) über das Forum von Schatzungen. — 
Bom 23. Herbiimonat 1878. (Sammlung der Gefege und Ber: 
srönungen, Bd. IV, ©. 319 f.) 

Es war gefragt worden, in welcher Gemeinde Rapitalien, Zinfen 
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und fahrende Anfpraden betriebsrechtlich abzufchägen feien. An Betracht, 
daß Rapitalien mit bem Grund und Boden, auf dem fie haften, rechtlich 
vermadfen find, laut Hypothekargeſetz Abſchatzung von Rapitalien in der 
Gemeinde, in der fid bas Unterpfand befindet, erfolgt, auf dem Unter: 
pfand haftende Zinfen als Ausflug bes Capitals anzufehen find, laufende 
Forderungen dagegen rein perfénlide Natur haben, wird beftimmt: 
Kapitalien und auf dem Unterpfand haftende Sinfen find in der Ge: 
meinde, wo bas Unterpfand liegt, abzufchägen, und zwar auf Aufs 
forderung des Weibelamts derjenigen Gemeinde, in welder der gepfänbete 
Schuldner Domicil bat; laufende Anfpragen find abzufhäpen, wo ber 
Schuldner wohnt. \ 

369. Legge di procedura (del Gran Consiglio del Cantone del 
Ticino) per l’esazione dei crediti dello Stato. — Del 23 maggio 1878. 
(Racc. off. delle Leggi, N. S. IV, p. 82 ss.) 

Das Verfahren zur Betreibung rildfindiger Staatälteuer gegen 
fiumige Steuerpflichtige ift ein außergerichtliches, vom Regierungsrath 
geführtes, und befleht in Pfändung und Verkauf der gepfändeten Gegen: 
fände. Befonders bemerfenswerth bas Verfahren gegen Gemeinden. 
Diefelben haften für die Stantsfleuern der Gemeindeangebörigen, wie 
fie diefelben auch einzuziehen haben, und es ftebt ihnen der Regref gegen 
bie Säumigen zu. Hat eine Gemeinde, gegen die erequiert wird, Fein 
anderes Vermögen als bas zu Öffentlichen Zweden Beftimmte, fo kann 
der Staat auf bas Vermögen belichiger Gemeindeglieder greifen, jedoch 
nur in ben Formen des ordentlichen Brocepredts. Diefelben haben 
Regregredt gegen die Gemeinde. 

370. Berorbnung bed Rantonsratbs bes Kantons Appen= 
zell A.-Kh.) betr. die Gelbbufen, Gerichtékoſten und Gerichts: 
gebübren. — Bom 22. November 1880. In Kraft mit 1. Ja- 
nuar 1881. (Amtsblatt 1880, S. 408 ff.) 

Zum Zwed der Volziebung der gerichtlichen Urtbeile bezüglich 
ber Gelbbufen, Roften und Gebühren auf Grund der Strafproceßordnung 
$ 88 und der Givilprocefiorbnung $$ 110—113 wird eine Rommiffion 
von 3 Mitgliedern und Buchhalter beftellt, die Landesbufenfommiffion 
genannt, welcher die Weberweifung zum Vollzug der ausgejprochenen 
Umwandlung der Bußen in Haft, die Behandlung der Geſuche auf Ber- 
hiebung des Bolzugs, Buchführung über zur Zeit uncrbebbare Bußen 
obliegt. Die Kanzleien der fantonalen Gerichte reihen dem Buchhalter 
ein Verzeihnig fiber die Bußen und Koften fofort nah Ermadfen des 
Urtheils in Rechtskraft ein. Der Gerichtsmeibel bat fofort die Verurs 
teilten um Zahlung anzugehen. Was nicht eingeht, wird burd bie 
unter der Landesbufenfommiffion fiebenden Einzüger nöthigenfalls auf 
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dem Betreibungsmwege eingezogen. Für bas in Vabresfrift nicht Erbält- 
libe tritt Ummandlung ein. Bei fofortiger Zahlung tft ein Abzug von 
100/0 geftattet. SKontroleure durchgehen vierteljährlih bas Verzeichniß 
der Schuldner und ertheilen die nöthigen Verfügungen betr. den Einzug. 
Die Polizeidirection bat nad der Ueberweiſung die Strafen zu vollziehen. 

371. Verordnung (bes Obergerihts des Kantons Züri) 
betr. die Behandlung von Einzinfereien im Ronfurfe und 
von Gefhreiungen. — Vom 1. Februar 1879. (Off. Samml. XX, 
S. 36 ff.) 

Es ift dies eine Vollziehungsverordnung zum Schuldbetreibungs: 
und Konfursgefeg vom 29. Oftober 1871, melde die eigenthäwlichen 
burd die $$ 810—830 des privatredhtlichen Gefebbudes für den Kanton 
Züri geordneten Pfandverhältniffe an Liegenfchaften bei Gefammt: 
ſchulden und bei Uebergang einer verpfändeten Liegenfchaft auf einen 
neuen Eigenthümer, ohne Weberbindung eines entfpredenden Theils ber 
Schuld (was eigentlich gar nicht fein follte) regelt. 

Der $ 8 biefer Verordnung wurbe unterm 8. Mai 1880 etwas 
geändert. (Bergl. Offiz. Samml. XX, ©, 161.) A. v. 0. 

372. Circulaire (de la Direction de la Justice du Canton de 
Fribourg) aux justices de paix, concernant les refus des vontröleurs 
de faire au cadastre les mutations demandées en vertu d'une ordon- 
nance d'investiture accordée pour une partie de la dette hypothécaire. — 
Du 5 mai 1880. (Bull. off. des Lois, vol. 49, p. 221 ss.) 

Fraglibe Weigerung wird auf Grund einer Erflärung des Be 
treibungsrechts für gerechtfertigt erfannt. 

378. Defret (des Kantons Bafellandfdaft) betr. bie Sant: 
gebübren bei amtliden Ganten und Aufhebung des foge: 
nannten VBerweijungsgeldes. — Bom 15. November 1880, 
vom Bolfe angenommen am 26. Dezember 1880, in 
Kraft getreten am 1. Sanuar 1881. 

Diefes „Dekret“ (eigentiid Geſetz) beftimmt, daß bie durch bie 
Landes: Ordnung, Titel X, Ziffer 8 ben Semeinberäthen zufallende Ge: 
bilbr von ‘/:°/0 des Eridfes von amtliben Güterganten wegfallen fol, 
und daß die Gemeinbderdtbe oder Gantmeifter nur ein Rufgeld von 
1°/o des Erlöfes (und Feine Einzugsgebühr) zu beziehen haben, fofern 
ber Kauffhilling innert Monatsfrift (nad der Gant) baar bezahlt oder 
fonft getifgt wird. 

Die Taren für freiwillige Liegenihaftsganten (1% Rufgelb und 
1°/o Einzugsgebühr) werden durch diefen Beſchluß nicht berührt. O. 

374. Gefet (bes Großen Ratbs des Kantons Bern) Betr. 
Bereinfahung der Staatsverwaltung — Vom 16. März 
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1880, vom Volfe angenommen ben 2. Mai 1880. (Gefege, 
Defrete und Verordnungen N. %. XIX, ©. 54 ff.) 

Hier erwähnt wegen $ 10: Geltétage find nicht mehr auf Koften 
des Staats durchzuführen, fondern bie Gläubiger, die fie begebren, haben 
die Koften vorzufchießen. Reifen des Gerichtsfchreibers zum Zweck ber. 
Inventur unterbleiben, wenn e8 fih um ganz geringfügiges Vermögen 
handelt; gerichtliche Liegenfchafteveriteigerungen find in ber Gerichts⸗ 
fchreiberei des Amtsbezirks abzuhalten, in welchem fid die Liegenfhaft. 
oder deren größerer Theil befindet. 

875. Interpretation (bes Rantonsraths des Kantons 
Appenzell A:RH.) von Art. 43 im proviforifden Gerichts— 
regulativ vom 20. März 1877. — Vom 2. April 1878. 
(Amtsblatt 1878, S. 142.) 

Mit Rüdfiht auf Art. 34 ber neuen BVerfaffung und Art. 16 
des Gefepes Über Ronfursverfabren wird erklärt, daß diejenigen Falliten, 
die unter Art. 137 und 138 bes Strafgefeges fallen, bem Kriminal⸗ 
gericht zur Beurtheilung und Beftrafung gquzumeifen find, mit Appels 
labilitàt an bas Obergeribt. 

376. Beſchluß (des Obergerichts des Kantons Thurgau) betr. 
Kontrolirung des Raffaverfebrs der Notare in Konkurs: 
fällen. — Bom 25. Bradgmonat 1879. (Neue Gefepes:Samml. IH, 
©. 235.) 

Die Bezirkögerichtspräfidenten haben femeftermeife ben Präfidenten 
der Bezirksräthe von ben in ihrem Bezirk durchgeführten Ronfurfen 
Kenntniß zu geben. 

377. Loi (du Grand Conseil du Canton de Genève) sur les 
Sursis concordataires. — Du 2 octobre 1880. (Rec. des Lois, tome LXVI, 
p. 499 ss.) 

Diefes Gefeg tritt an die Stelle der Loi sur les concordats 
amiables vom 7. Juli 1877 (diefe Zeitfchrift Bb. 21, Abtb. 8, Nr. 474). 
Es ändert an der Grunbidee des legtern und beffen mafgebenden 
Grunbfäten und leitenden Gedanfen nichts, ift aber viel ausführlicher 
und verbreitet fich einläßlich über Einzelheiten, die bas alte Gefeg nicht 
bebanbelt hatte, fo 3. B. über die Wirkungen ber Bewilligung des sursis. 
hinſichtlich Suſpenſion ber Betreibungen, Berfal von Pfandrechten, 
Zahlungen, Veräußerungen und Berpfändungen burd den Schulöner 
(welhe ungültig find, fals der Kommifjär nit dazu feinen Ronfens. 
gegeben bat), über Specialitäten im Verfahren der Nadglafverbanblungen, 
für die nun eine längere Dauer mit mebrfaden Terminen in Ausfidt. 
genommen if. Die Berfdiebenbeiten entiprehen ben verfchiebenen, 
Zweden ber beiden Gefege: Das erfie von 1877 folte blof eine Ets. 
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gänzung zu bem Gefeg über Fallite vom 19. Oftober 1861 fein, deffen 
Veftimmungen über Nachl aßvertrag daburd unangetafiet blieben; das 
neue Gefeg ſiellt die Einheit des Gefetes her, erfebt dieſe letztern Be 
ftimmungen und bebt daher im erwähnten Gefege von 1861 die Art. 463, 
464, 466, 467, 508, 542-550, 552-556, 574—579 auf. 


1V. Strafredt. 


878. Strafgefegbud für ben Kanton UppenzelI A.-Rh. 
— Bon der Landsgemeinde angenommen am 28. April 1878, 
(Bei. gedr.) 

Diefes, duch große Milde ausgezeichnete Gefetbud hat 170 $$. 

Der Anhang enthält Webertretungen eidgenöſſiſcher Borfdriften: 1) Mi: 
Iitärwefen. 2) Givilftand und Ehe. 3) Maß und Gewicht. 4) Fork: 
polizei im Hochgebirge. 5) Wafferbaupolizei im Hochgebirge. 6) Jagd 
und Vogelfhug. 7) Fifcherei. 8) Mafregeln gegen Biebjeuden. 9) Ge 
fährdung des Gifenbabn:, Poft: und Telegrapbenbetriebes. 10) Arbeit 
in den Fabrifen. 
| Das Strafgefep ſoll Anwendung leiden auf alle im Ge 
biete des Kantons verübten Verbrechen (d. 6. mit Zuchthaus bebrob: 
ten Handlungen) und Vergehen (Handlungen, welde mit Gefängnis 
beftraft werden fonnen), — auf Verbrechen, welde außerhalb begfelben 
gegen den Kanton oder deffen Angehörige begangen worden find, wenn 
die Behörden des Begehungsortes nicht felbî die Beurtheilung über: 
nehmen, und auf Berbrehen wie Vergehen, welche auperbalb des Ran: 
tons von Angehörigen desfelben begangen werben, infofern die zufländige 
auswärtige Behörde im Falle ber Nichtaußlieferung die Beurtbeilung 
im Kanton verlangt. 

AIS Strafen werben gebrobt: 1) Zuchthaus, jlets mit Ent 
aiebung ber bürgerlichen Ehren und Rechte verbunden; 2) Sefängniß, 
ſtets Herabfegung in den bürgerlihen Ehren und Rechten auf beftimmte 
oper umbeflimmte Zeit zur Folge babend, bis zu 2 Jahren unter Zw 
läffigfeit von Schärfungen (Dunfelarreft, Waffer und Brot); 3) Haft 
big zu vier Wochen, ausgenommen Bußenummwandlung; 4) Arbeits 
firafe (fol môglidft in einer bejonbern Arbeitsanfialt erflanden und 
fann vom Richter an Stelle von Haft verhäugt werden, aud da, wo 
das Gefe fie nicht vorfieht); 5) Vermeifung gegen Ausländer); 
6) Eingrenzung in die Grenzen der Wohngemeinde bis auf 5 Fabre; 
1) Entziebung der bürgerlihen Ehren und Rechte (Ausſchluß 
von der Wählbarkeit zu Aemtern und Würden, von ber Theilnahme an 
der Landégemeinde, von der Zeugnißfähigkeit, gerichtlidher Beiſtandſchaft 
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und Vormundſchaft; 8) Entziehbung des Stimmredts; 9) Gerab- 
jegung in den bürgerlichen Ehren und Rechten (Unfàbigfeit, für be- 
ftimmte Beit oder bis zur Rehabilitation, eine üôffentlibe Staates oder 
Gemeinbdefielle oder Bedienflung zu befleiden, Zeuge bei Givilftreitig« 
feiten, richterlicher Beiftand und Vormund zu fein); 10) Entfegung 
vom Amte; 11) Verbot der Berufsbetreibung; 12) ridters 
liher Verweis (für Perfonen im Alter relativer Strafunmiinbigfeit, 
d. 6. von 12—16 Sabren); 13) Verbot des Befudes von Wirth: 
ſchaften bis auf 3 Fabre; 14) Geldbuße bis auf 2000 Gr. für ein 
Berbreden oder Vergeben (nad Vermögen und Erwerb, auch den fas. 
milienverbaltniffen des gu Beftrafenden auszufällen); 15) Ronfisfation. 
Aud iſt Veröffentlichung des Urtbeils bem Grmeffen des Richters. 
anbeimgegeben ($ 20). Durch je einen Tag Gefängniß oder Haft oder 
Arbeitsſtrafe follen wenigfens 5 Fr. abverbient werden können. Roften 
dürfen nicht umgewandelt werden ($ 22). 

Der Rantonsrath fann die Strafe theilweife erlaffen, bei politie 
ſchen Vergehen volfländigen Erlaß jeder Strafe befchliegen. Durch, 
das Obergeriht fann nah Gritebung der Hauptflrafe und bisherigem 
gutem Lebenswanbel Wiedereinfegung (Rehabilitation) ausgeiprochen 
merben, 

Der $ 26 verhält fi über Berfud und fchliept fih ibm F 27 
an, demzufolge für ,ernfilid gemeinte Drohung einer firafbaren Hands 
lung mit Gelbfirafe oder auch mit Gefängniß bis auf 1 Jahr — bei 
bleibendem Nachtheil an der Gefundheit Gefängnig oder Zuchthaus bis, 
2 Sabre — angebrobt wird. Als folbe Drehung fann. es angejehen 
werben, „wenn Jemand den Berfud eines Verbrechens oder. 
Bergchens madt, aber biezu aus Unverftand oder Mangel 
an Einſicht an und für fih ganz untauglide Mittel vers 
wendet”. 

Der $ 28 behandelt Urbeberfhaft, $ 29 Gehülfenfhaft, 
$ 30 Begünftigung, $ 32 Haftbarkeit für Schaden, $$ 33—35 
H. ‚für Preßvergeben (par cascades), $ 36 Ausſchließung der 
Strafbarfeit wegen Mangels der AZurehnungsfähigkeit, 
$$ 37. und 38 wegen Strafunmiindigleit; $$ 39 und 40 Nothwehr, 
$ 41 geminderte Zurechnungsfähigfeit. Die Strafflage verjährt in 
5 Jahren bei Vergeben (nie bei Verbrechen), in 12 Monaten bei Ueber⸗ 
tretungen, „wobei übrigens die Unterfuhung nod nicht angehoben fein, 
darf. Verjährung erfannter Strafen wird nicht anerfannt(!). . . 

Ueber Zumeffung, Schärfunge- und, Milderungsgründe werben 
anleitende Borfbriften in, ben $$ 45—49 gegeben. Als Rückfall gilt 
es, wenn ein wegen Verbrechen oder Bergeben rechtskräftig Beurtheilter 
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nachher wieder ſich eines ſolchen der gleichen Art ſchuldig macht. Un⸗ 
verſchuldet erlittene Unterſuchungshaft ſoll angerechnet werden. Der 
vollſtändig Freigeſprochene hat, ſofern ihm nicht verdächtiges Benehmen 
vor oder bei der Strafeinleitung oder lügenhafte Verantwortung wäh— 
rend der Unterſuchung zur Laſt fällt, Anſpruch auf Entſchädigung. 

Alle von den Gerichten zu beurtheilenden Dawiderhandlungen 
gegen das Strafgeſetz werden von Amtswegen verfolgt, ausgenommen 
a) alle Diebſtähle, Unterſchlagungen und Betrugshanblungen unter Ehe— 
gatten, Eltern, Kindern und Geſchwiſtern, ſowie von Minderjährigen an 
ihren Vormündern, Pflegeeltern und Erziehern; alle leichteren vorſätz⸗ 
lichen und fabridifigen Körperverlegungen unter jenen Berwandten;. 
b) körperliche Gemaltthätigleiten ohne Folgen, Störungen des Gauss 
friebens ohne erfhwerende Umftände, unbedeutende Eigenthumsbeſchädi⸗ 
gungen; c) Verlegung ber Amtsebre eines einzelnen Beamten und alle 
Ehrverlegungen gegen Private; d) Gbebrud, wenn kein "Öffentliches 
Aergerniß erregt worden if. Zurückziehbar find die unter a) aufge: 
führten und alle Ehrverlegungsflagen gegen Private. 

Befonderer Theil. A. Berbreden und Bergeben. Titel 1: 
Berbreden und Bergeben gegen ben Staat und bie ftaatlige Ordnung 
66 56—70. — Titel 2: gegen Öffentliche Treue und Glauben $$ 71—78. 
— Titel 3: gegen Leben und Gefundbeit. Mord ($ 79) wird befinirt: 
„Wer auf widerrechtliche Weife einen andern Menfden abfichtlich des 
Lebens beraubt und den Entſchluß zur Tödtung mit Borbebadt gefaßt, 
oder biefelbe mit Ileberlegung ausgeführt bat“, im Gegenjage zum Todt- 
fhlag ($ 80): „Wer im Ruftande bedeutender Gemüthsaufregung vor= 
figlih, aber ohne Borbebadt den Tod eines Menfhen verurfadt® —, 
jener mit Zuchthaus bis auf Lebenszeit, diefer mit Zuchthaus bis auf 
15 Jahre bedroht. Es wird gefchieden: Kindsmord $ 84 (Zuchthaus 
big auf 10 Sabre), Tödtung burd Verbeimlihung der Niedere 
funft $ 85 (Gefängniß oder Zuchthaus bis auf 2 Jahre oder Gefäng- 
nig bis auf 4 Wochen mit oder ohne Geldfirafe), Beifeitefhaffung 
eines todten unebelihen Kindes $ 86 (Gefängnis bis auf 
1 Jahr). — Titel 4: Verbrechen und Vergehen gegen die Sittlichkeit 
SS 95—104 Es wird bei Nothzucht auf den guten Ruf der Genöthig- 
ten gerüdfihtigt; Blutfchande zwifchen Gefchwiftern milder beftraft als 
biejenige zwifchen Verwandten in auf. und abfleigender Linie; bei Miß⸗ 
braud einer Perfon unter 15 Jahren auf Zuchthaus bis zu 20 Jahren 
erfannt. Die Strafe des Ehebruchs ($ 102) ift a) für den verehelichten 
Theil: Gelbbuge bis auf 150 Fr. und Serabfegung in den bürgerlichen 
Ehren und Medten bis auf 6 Fabre; im erften Rildfalle bis auf 
250 Fr. und Gerabfepung in den bürgerlichen Ehren und Rechten bie 
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auf 10 Sabre; b) für ben unverehelihten Theil mildere Strafen; 
c) im weiteren Rüdfalle find bie Feblbaren mit Geflingnif und Geld⸗ 
buße oder mit Gefängniß allein big auf 3 Monate, verbunden mit 
Herabfegung in den bürgerliden Ehren und Rechten, zu beftrafen. Der 
Beilchlaf zweier unverebelibten Berfonen wird, wenn fie einander nicht 
ehelichen, mit Geldbuße bis auf 40 Gr. beftraft, ausgenommen, es wäre 
ein vechtögültiges Eheverjprechen eingegangen und bie Ehe durch Krank: 
beit oder Tod des Einen gehindert worden; bei Wiederholung treten 
firengere Strafen ein. — Titel 5: Verbrehen und Vergehen gegen bie 
perfönliche Greibeit 65 105-107. — Titel 6: gegen die Ehre 65 108 
bis 110. — Titel 7: gegen das Eigentbum $$ 111—127 (Diebfiabl 
wird für vollendet angefeben, fobald der Dieb bie entwendete Sache 
folchergeftalt in feine Gewalt gebradt bat, baB er als beren natürs 
liber Beliger angufeben if; Unterfhlagung als vollendet erachtet, 
fobalb der’Befiger die Sache in der Abfiht der Zueignung bem zur 
Zurüdforderung Berechtigten ableugnet, biefelbe ganz oder zum Theile 
verbraucht oder veräußert, oder fonit eine. bloß bem Eigenthümer zu: 
flebende Handlung gefliffentlih damit vorgenommen bat). — Titel 8: 
gegen die allgemeine Sicherheit von Perfonen und Eigentyum $$ 128—134. 

Der $ 135 behandelt ben Wuder: „Wer die Bfonomifd be: 
drängte Lage eines Andern dazu benubt, um fi burd übermäßige An- 
rehnung von Sinfen oder Provifionen zu bereichern, wird mit Geldbuße 
bis auf 1000 fr. oder Haft mit oder ohne Geldbuße beftraft“. Ge: 
werbsmäßige Betreibung folder Gefchäfte gilt als Erſchwerungsgrund 
und fann neben der Geldbuße auch mit Gefängniß beftraft werden“. 
Der $ 136 bedroht Grridtung von Lotterien, $ 137 Erridtung von 
Spielbanten. 

B. Uebertretungen (Boligeivergeben) $$ 138-170. Brota 
fat ($ 158) wird mit 2—10 Fr., im Wiederholungsfalle bis auf 
40 Fr. gebüßt und follen die betreffenden Brote zerfchnitten werden.. 
Ausmeiden aus der Schatzung ($ 167) wird mit 5—40 Gr. ge— 
büßt. Wer Thiere mifbandelt oder ilberanfirengt ($ 170), wird mit: 
Geldbuße bis auf 200 Fr., unter erfhwerenden Umftänden mit Buße- 
und Haft beftraft. T: 

379. Gefet (der Landsgemeinde des Kantons Uri) betreffend: 
Abänderung der Gefetesbefimmung über die Todesftrafe.. 
— Bom 2. Mai 1880. (Amtsbl. 1880, S. 205. Bel. gedr.) 

„Sn Hinfiht auf die ben 18. Mai 1879 durch eidg. Volksabſtim⸗ 
mung bejchloffene Revifion von Art. 65 der B.:B., woburd den Kan⸗ 
tonen die Wiedereinführung der Todesftrafe freigeftellt worden if, in: 
Betracht, daß grundfäglic diefe Strafart, fon im Art. 1 des alten; 

geitfeprift f. ſchweiz. Recht. XXII. © u. 8. | (8) 10. 
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Landbuchs aufgenommen, ben Anforderungen an eine gerechte Strafjuftiz 
entfpricht, daß dagegen bie Faffung des bis zum Fabre 1874 zu Redt 
befanbenen Art. 258 des Landbudes von 1825 betreffend die Todes: 
firafe mit den gegenwärtigen ftrafredtliden Anſchauungen nicht mehr 
im Ginflange ftebt: 

1) Die Todesfirafe if gegen die Berbreden des Mordes (vorſätz⸗ 
lie Tödtung) und der Vranditiftung, mwofern baburd ein Menſch das 
Leben verloren bat, in Anwendung zu bringen. 2) Diefelbe fol vor: 
fommenden Falle mit beſchränkter Oeffentlidfeit, in Anwefenbeit von 
amtlihen Wrlundsperfonen, vollzogen werden. 3) Diejes Geſetz tritt 
fofort in Kraft.“ 

880. Abänderung bezw. Ergänzung bes Rriminals 
ftrafgelebes betreffend Wiedereinführung ber Tobesfirafe 
im Kanton Schwyz. — Befhluß des Kantonsratbs vom 
16. Juli 1880, vom Bolt angenommen am 26. September 
1880. (Amtsbl. 1880 Nr. 44, ©. 519 ff.) 

Indem bdiefes Gefeg die Tobesftrafe (Öffentlich mittelft Entbaup: 
tung) wieder einführt, ftellt es die bezüglichen Artifel bes Strafgefepes, 
welde davon banbelten, wieber ber. Die Todesftrafe wird barnad auf 
Mord, wiederholten Kindsmord, Ausfegung bilflofer Perjonen mit Ab: 
fidt der Tödtung, Vergiftung, Raub mit Tôbtung, Branbitiftung mit 
ber Folge von Berluf eines Menfdenlebens, Beihädigung öffentlicher 
Transportmittel mit der Borausfidt der Gefährbung von Menſchenleben 
und mit der Folge wirklichen Gintritts diefe8 Falls angedrobt. — Das 
Nähere kann hier Üübergangen werden, ba bieles Gefet nur ben Vor: 
läufer einer Gefammtrevifion bes friminalftrafgefetes bildete, melde 
in bas Jahr 1881 fällt; bas neue Strafgefeg, das dieſes Geſetz in ſich 
aufgenommen bat, datirt vom 20. Mai 1881. 

881. Gefeg (der Landsgemeinde des Kantons Unterwalden ob 
dem Wald) über Wiebereinführung der Todesfirafe. — Bom 
25. April 1880. (Samml. der Gef. und Berordn. Bd. IV, S. 405 f.) 

Golge der Revifion des Art. 65 der B.sV. (oben Nr. 73). „Dies 
jenigen Bellimmungen bes SKriminalftrafgefeges und der Strafprozeß⸗ 
ordnung, welde über Ausfällung und Vollzug der Tobesftrafe handeln, 
find wieder als in Kraft getreten zu betrachten. Für die Bejabung [os 
wohl der das Todesurtheil bedingenden Schuldfrage als der bezüglichen 
Straffrage bebarf es in der betreffenden Gerichtsbehörde minbeftens zwei 
Drittel Stimmen. Diejes Gefeg bat Bezug auf diejenigen Verbrechen, 
welche nad deffen Anfrafttreten verübt werden, Das Geſetz tritt in 
Kraft mit dem 15. Mai 1880.“ 

882. Beſchluß (der Landsgemeinde des Kantons Appenzell 
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SRE.) über Wiedereinführung der Tobesftrafe — Vom 
25. April 1880. 

„Die dur Art. 65 der B.:8. von 1874 abgefchaffte Todesftrafe 
wirb neuerdings in Kraft erflärt. Die Anwendbarkeit erfiredt fid mit 
Vorbehalt der Beftimmungen genannten Artifels binfibtli der politi. 
fchen Berbrehen auf die Fälle ermiefenen Mordes und von Brandſtif⸗ 
tung, wobei ein Menfhenleben zu runde gegangen if.“ 

888. Décret (du Grand Conseil du Canton de Neuchâtel) con- 
firmant celui du 8 juin 1854 qui a aboli la peine de mort dans le 
Canton. — Du 21 mai 1879. (Rec. des Lois, tome XIV, p. 219 s.) 

In Folge der ſchweizeriſchen Vollsabflimmung, welche den Art. 
65 der Bundesverfaffung aufbob und damit den Kantonen bas Recht 
der Einführung ber Toodesftrafe gab, führte ber Große Rath von Neuen: 
burg au nom du respect dû à la vie humaine die Scene auf, zu bes 
fchließen: Est solennellement confirmé le décret du 8 juin 1854 
portant: »La peine de mort est abolie.e 

384. Règlement (du Conseil d'Etat du Canton de Vaud) pour 
les détenus condamnés à la réclusion dans la maison pénitentiaire du 
canton de Vaud, -- Du 15 novemire 1878. (Rec. des Lois, tome LXXV, 
p. 246 88.) 

Sehr ausführlide Audthausordonung. Die Sträflinge fleigen 
von Gimelbaft zu gemeinfamer Arbeit in den Werfflätten der Anftalt und 
von da zur Arbeit in verfchiedenen Theilen des Haufes auf, durch gute 
Aufführung fonnen fie die Dauer ibres Aufenthalts in einer untern 
Stufe abfürzen. Sie erhalten aus dem Erlös ihrer Arbeiten einen Theil 
unter dem Namen pecule, und zwar der in Œimelbaft Befindliche 
den */a des pécule, ber in 2. Klafie die Hälfte, der in 3. bas ganze 
pécule, refp. eg wird ihnen bag gutuefdrieben und fie Finnen nur über 
die Hälfte und nur mit vorgängiger Ermächtigung des Strafbausbdireftore 
darüber verfügen. Die andere Hälfte muß für den Fall ihrer Entlaffung 
verfügbar bleiben zur Dedung nothwendiger Ausgaben. 

Das Uebrige Über Nahrung, Kleidung, Zellenmobiliar u. f. f. 
fann bier füglih übergangen werben. 

385. Décret (du Grand Conseil du Canton de Vaud) autorisant 
l'emploi des condamnés par les tribunaux correctionnels ou de police 
à des travau.c public. — Du 18 novembre 1878. (Rec. des Lois, 
tome LXXV, p. 266 s.) 

Die burd bas Forrectionelle oder bas Polizeinericht zu Zucht⸗ 
baus Berurtbeilten können aud auferbalb der Strafanftalt zu Öffentlichen 
Arbeiten 3. B. an Straßen und Flüffen verwendet werben. Solde 
Sträflinge bilden befondere, möglichſt weit von bewohnten Orten ents 
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fernte VWerfititten, bie unter befonderer Bewachung fteben. Was fie 
verdienen, wird ihnen gutgefchrieben und verrechnet. 

386. Gefet (de Großen Raths des Kantons Zürich) betr. 
bie Errihtungftaatliher Rorreftionsanfialten. — Yom 4 Mar 
1879. (Offy. Sammig. XX, ©. 61 ff.) 

387. Berorbnung (des Regierungsraths des Kantons Zürich) 
betr. die Organifation ber ftaatlidgen Korreftionsanftalt in 
Ringweil. — Bom 80. Juli 1880. (Offiz. Sammlg. XX, S. 196 ff.) 

388. Reglement für diefe Anftalt vom 8. April 1881. 
(Off. Sammig. XX, S. 251 ff.) 

Der Ruf nad Korreftionsanftalten, in denen arbeitsfcheue, lieber- 
lite Perfonen durh Zwang zu angemeffener Thätigfeit und geregelter 
Lebensweife erzogen werden follten, ertönte im Kanton Zürich feit 
Dezennien. Unterm 14. Funi 1874 mwurbe ein Snitiativ-Vorfchlag vors 
Bolt gebradt und angenommen, folgenden Inhalts: „E8 feien von 
Staat megen eine oder mehrere Korreftionsanftalten für arbeitsicheue 
und liederliche Perfonen zu erftellen und biefür bie nôtbigen Geſetze zu 
erlaffen.“ Obiges Gejeg ift die Ausführung diefes Volksbefchluffes. Die 
Einweifung in die Rorreftionsanitalten tt den Bermaltungsbebôrden über- 
tragen. Eine anfegnlide Minderheit des Kantonsrathes wollte biefen 
Enticheid den Gerichten anbeimgeben und erblidte in obiger Beftimmung 
einen Einbruch in den Grundfaß der Trennung der Gemalten. Indeſſen 
it Bwed und Biel diefer Anftalten nicht die Beftrafung, fondere 
bie Befferung allerdings burd bas Mittel einer Beichränfung der 
perfönlichen Freiheit. Es ift mehr eine vormundichaftlihe Maabregel 
von Seite der unterflügungspflichtigen SHeimatsgemeinde, obnebem ift 
die betr. Perfon durch bas Gefeh gegen Vergewaltigung binteichend ges 
fhüßt, indem der Bezirksrath den definitiven Entfcheid faßt. Vor der 
Hand if nur eine Unftalt in Ringweil errichtet worden und das Nähere 
burd bas betr. Reglement geordnet. A. v. 0. 

389. Beihluß (der Landsgemeinde des Kantons Appenzell 
A.⸗Rh.) betr. Erribtung einer Zwangsarbeitsanftalt. — Vom 
25 April 1880. (Amtsblatt 1880, S. 210, vergl. S. 145 und 130.) 

Seht grundjäglih nur auf Erridtung einer fantonalen Jwangs: 
arbeitsanftult im Sinn des vorgelegten Statutenentwurfs, unter Bcauf- 
tragung bes Kantongraths mit der Ausführung. Das erwähnte Regle- 
ment ftellt als Zwed der Anftalt auf, Perfonen männliden und weib- 
lien Geſchlechts, die bei anerkannter Arbeitefibigleit einem liederlichen 
oder arbeitsfcheuen Lebenswandel fich bingeben und baber der Gemeinde 
zur Laſt fallen, oder die befonderer Aufiicht bedürfen, oder in den Armen: 
häufern die Ordnung erfchweren, zu firenger (bauptjächlid landwirth— 
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ſchaftlicher) Arbeit anzubalten und mo möglih an ein thätiges geregeltes 
Leben zu gewöhnen, ferner bie von ben Gerichten zu Arbeitefirafe Ver: 
urtheilten oder diejenigen, welche ſchuldige Bußen, die eventuell in Arbeits⸗ 
Teiftung umgewandelt worden, nicht bezahlen fonnen, zur Abverdienung 
biefer Bußen aufzunehmen. Leber die Aufnahme entfcheidet der Reg.» 
Rath auf Antrag des betr. Gemeinderatbs. Dauer der Unterbringung 
(Arbeitsfirafen ausgenommen) Minimum 3 Monate, Marimum 8 Jahre, 
Beitrag der Gemeinden an die Koften des Untergebradten Fr. 150 
per Jahr Marimum. 

890. Befhluß (ber Landsgemeinde des Kantons Uri) betr. 
Abänderung der Kantonsverfaffung $ 54 über Begnabis 
gung. — Bom 2. Mai 1880. Bon ber BunbdesverfammIung 
ratificirt ben 30. Funi 1880. (Amtsblatt 1880, ©. 205. Aintl. 
Samml. der Bundesgef. V, S. 157 f.) 

Das Begnadigungsrebt für zum Tode Berurtbeilte wird dem 
Lanbratbe — anftatt bem zweifahen Landratbe — übertragen. 

391. Gefet (des von der Landsgemeinde biefür bevollmächtigten 
Landraths des Kantons Untermalben nid dem Wald) betr. Begnadi: 
gung für fRriminell:Beftrafte und Umneftieertbeilung. — 
Vom 28. Auguft 1878. (Bei. gebrudt). 

392. Verordnung (desfelben) über Vollzug der Land: 
rathsbeſchlüſſe betr. Begnadigung friminell Beftrafter. — 
Bom 16. Februar 1880, (Bef. gebrudt). 

Gin Begnadigungsgefuh fann geftellt werden, wenn ber zum 
erften Mal Verurtheilte die Hälfte, der zum zweiten Mal Berurtbeilte 
zwei Drittheile, der zum dritten Mal Verurtbeilte drei Biertbeile der 
ausgefprodenen Strafe abgebüßt bat. Die Begnadigung fann vom 
Landrath gewährt werden, a.) wenn der Schaden nah Möglichkeit gut 
gemadt ift, b.) wenn der Beftrafte ben redlihen Willen zeigt fich zu 
beffern, und aus ben Zeugniffen auf eine Befferung zu fchließen tft. 

Ein Begnadigter if von dem Negierungsrath zur Erftehung bes 
Reſtes der Strafe anqubalten, wenn er arbeitsideu umberftreicht, mit 
übel beleumbeten Berfonen umgeht, ein leichtfertiges Leben führt, ein 
neues Verbrechen oder ein die Annahme einer Befferung ausfchliegen: 
des Vergeben begeht, die an die Begnadigung gefnüpften Bedingungen 
nicht innehält. 

Die Begnadigung bebt die gefeglihen und privatrechtlichen Folgen 
ser Urtbeile nicht auf. — Für politifhe Verbrechen fann der Lanbrath 
Amneftie ertheilen. Iſt ſolche nachgeſucht, fo fann der Negierungsrath 
die Bolzichung bes Strafurtbeil bis zum Entſcheide des Lanbdrath 
fufpenbieren. 
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Die Verordnung beflimmt hauptſächlich, ba der Begnadigte für 
die Dauer der nadgelaffenen Strafzeit unter gemeinbderätblider und 
polizeilicher Auffict ftebt. Zu diefem Bebuf bat er bei jeder Aufenthalte: 
veränderung fid beim Gemeindepräfidenten bes Aufenthaltsortes zu ftellen 
und dem Polizeiamt Anzeige zu machen. Sobald er die ibm laut Gefet- 
auferlegten Bedingungen nicht erfüllt, baben Gemeindepräfident und 
Polizeiangeflellte ungefäumt an das Lanbammannamt zu berichten, welches 
nad fummarifher Erhebung des Thatbeitandes und nöthigenfalls Ver: 
baftung des Begnabigten dem Regierungsrath fchriftlichen Bericht zur 
endgültigen Entfheibung übermittelt. 

393. Règlement (du Conseil d'Etat du Canton de Vaud) pour 
les commissions de surveillance des détenus libérés. -- Du 15 janvier 
1878. (Rec. des Lois, tome LXXV, p. 5 ss.) 

394. Règlement (du Conseil d'Etat du Canton de Vaud) sur 
le patronage des détenus libérés, — Du 16 janvier 1878. (Rec. des 
Lois, LXXV, p. 8 ss.) 

Theilmeife Ausführung des Gefepes vom 17. Mai 1875 (biefe 
Zeitſchrift Bb. 21, Abth. 3, Nr, 492, S. 274) 

In jedem Diftrift beftebt eine Auffichtsfommijlion (Präfelt, Ge- 
richtspräfident und die Friedensrichter des Diftrifts), welche auf Grund: 
lage von Berichten des comité de patrenage und ber Syndics ber 
Gemeinden, in denen bedingt aus den Strafanftalten Entlaffene ihren 
Wohnſitz haben, an bas Suftiz: und Boligeibepartement Mittbeilung 
über die familiäre und ökonomiſche Stellung, Befbiftiqung und Auf: 
führung bes bedingt Freigelaffenen maden und ihre Anfiht über ihre 
Wiederverbringung in die Strafanftalt abgeben. 

Das genannte Comité de patronage, bas alle aus Zuchthäufern, 
Arbeitsanftalten und Gefängniffen auf Wohlverhalten Entlaffenen über: 
wacht, ftebt unter der Rontrole des Juſtizdepartements und der Auffichts- 
kommiſſionen. Es gliedert fit in bas Centralfomite (Sit in Laufanne} 
und Geftionsfomites in jedem Oifirift, und erfdeint als bas Organ der 
Société de patronage des détenus libérés, deren Mitglieder find die 
Direftoren und Pfarrer der Strafanftalten, die Geifllichen der Landes: 
lire, die Kirchgemeinderäthe, die Privaten, welde ihren Beitritt er: 
Mären. Jedem einzelnen Entlaffenen wird ein befonberer patron beftellt, 
ber benfelben überwachen, ibm mit Rath und That beifteben, ibm eine 
Belhäftigung zu verfchaffen fuden fol, und zu biefem Bebuf bas Er: 
fparte des Entlaffenen und Unterfiägungen, die ibm irgendwoher zus 
fommen, in Verwaltung nimmt. Gelingt e8 bem patron nit, für den 
Entlaffenen eine genügende Befchäftigung zu finden, und erhält er aud 
von beffen Heimatgemeinde feine gehörige Unterfiligung, fo beridtet er 
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an bas Auftizdepartement; über ſchlechte Aufführung des Entlaffenen 
madt er an die Auffibtefommiffion Anzeige. Dies gilt Alles nur für 
Qniänber, bei Ausländern erhält deffen Heimatgemeinde Anzeige von 
ber bedingten reilaffung, um ibrerfeit8 eine Patronage aufitellen zu 
können. 


395. Geſetz (des Großen Raths bes Kantons Luzern) betr. 
dbengewerbsmäßigen Betrieb von Infaffo:, Abtres 
tungs:, Darleibens: und Wechſelgeſchäften. — Vom 
4. März 1880, in Kraft getreten den 14 April 1880. 
(Samml. der fant. Gef. Bb. VI, S. 371 ff.) 

Erwerb eines Gefdäftéagentenpatents nöthig: perfônlide Requis 
fite bürgerlide Ehre und eignen Redts, Kaution von fr. 4000 und 
Zahlung der Patenttare (Fr. 20). Berpflibtung zu gebôriger PBud- 
führung. Für Aufihub in der Betreibung dürfen feinerlei Gebühren 
(wohl vom Schuldner) gefordert und angenommen werden, bei Strafe 
des Wuchers. Der Saldo einfaffierter Gelder muß auf erftes Verlangen 
innert 24 Stunden abgeliefert werden, bei Gefahr der Strafflage auf 
Unterfhlagung. Ausbeutung von Geldbedürftigen, indem der Agent 
deren Noth, Gefchäftsunfenntnig oder Leichtfinn dazu benüßt, um fi 
itbertriebenen Gewinn zu verfchaffen, wird als Wucher beftraft. Nod 
einzelne Befimmungen über Modus von Geffionen und Wechſelin⸗ 
doffamenten. 

396. Beſchluß (des Rantonsraths des Kantons Solothurn) 
betr. ben Betrieb von Geld- und Betreibungsgejhäften — 
Bom 17. Mai 1878, vom Bolt angenommen am 19. Januar 
1879, publicirt den 25. Januar 1879, in Kraft getreten ben 
25. Februar 1879. (Samml. der Gef. Bd. LVII, ©. 181 ff.) 

Genaue Buchführung wird dem vorgefchrieben, der ſich gemerbs-: 
mäßig mit Gelbbarleiben befaßt, ferner Herausgabe des Titel8 oder 
Wechſels an den Schuldner gegen Zablung, Anfchlag der Bedingungen 
für Zins und Provijion im Geldäftslofale. Wichtig $ 5: „Wer von 
einem Gelbfuchenden unter Umfländen, welche die Abficht, benfelben aus: 
zubeuten, erkennen lafjen, ilbertriebene, mit den herrſchenden Gelbpreifen 
und mit bem übernommenen Rijito in einem offenbaren Mißverhältnif 
flebenbe Zinfen oder Provifionen bezieht, ift der Wucherei ſchuldig. $ 6: 
Die Wucherei wird, wenn nidt ein jchwereres Vergehen oder ein Vers 
breen vorliegt, mit Geldbuße bis auf Fr. 1000 beftraft“, im Rückfall 
Verdoppelung oder Gefängnigitrafe bis auf 3 Monate. — Wer Betrei- 
bungen für Dritte beforgen mill, bat zur Sicherftellung feiner Auftrag: 
geber Fr. 10,000 Kaution burd Pfand oder wenigitens drei Bürgen zu 
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leiften. Wenn folde Gejhäftsleute für bezogene und nicht abgelieferte 
Gelber betrieben werden, fo find die Vetreibungsfrifen diefelben abge: 
fürzten, wie gegen Fürfpreder (E. ©. B. $ 1568). Kommt es zum 
Geltstag, fo wird die Unterfchlagung bes Betrages als vollendet ange- 
nommen. Gefchäftsleuten, die wegen Wucherei oder Ueberfdreitung des 
gefetliden Sportelntarifs beftraft worden, fann burd das Urtbeil der 
Betrieb von Gelbdarleibens: und Betreibungsgefhäften bis auf 5 Fabre 
unterfagt werden. 

397. Verordnung (des Kantonsraths bes Kantons Unter: 
walden ob dem Wald) betr. Verbot von Berabreidung geiftigen 
Getrinfes an Minderjährige. — Vom 3. März 1879. (Samnıl. 
ber Gefege und Berordnungen Bb. IV, S. 359.) 

Mer einem finde vor beffen zurüdgelegtem 14. Altersjabr Brannt= 
mein verabfolgt, verfällt in Buße von Fr. 25; bei Wiederholung Tann 
die Buße verdoppelt werden. 

398. Beſchluß (der Landsgemeinde des Kantons Glarus) 
betr. bie Aufhebung der Spielbufen. — Bom 8. Juni 1879. 
Machträge zum Landsbud, Heft 1, 1879, S. 90.) 

In das Lanbsbud von 1878 (III, ©. 327) waren noch aus den 
ſtrafrechtlichen Beftandtbeilen des alten Landsbuches folgende zwei Bußen 
aufgenommen worden: Spielbuß für den Spieler: Fr. 3. 50. Spielbuß 
für das Haus: Fr. 14 Diefer Beſchluß erflärt fie als aufgehoben. 

399. Berordnung (des Lanbrathe des Kantons Untermalden 
nid dem Wald) betr. Bettel und A[mofenfammeln. — Bom 
23. Oftober 1879. (Amtsbl. 1879, Nr. 44, ©. 793 ff.) 

Eigentlih ganz polizeiliher Natur. Eltern, deren Kinder zum 
dritten Mal im Jahr wegen Bettels bem Gemeindepräfidenten zugeführt 
werden, find vom Gtrafridter zu beitrafen. 

400. Ergänzungsverordnung (des Kantonsraths des 
Kantons Unterwalden ob bem Wald) zur Feuerpolizeiorbnung. 
— Bom 23. April 1879. (Samml. der Gefege und Verordnungen 
Bo. IV, ©. 371 ff.) 

Hier erwähnt wegen Yrt. 5: Alle Werfmeifter (Maurer, Zimmer: 
leute 2c.), welche bei Eritelung von %euereinridtungen thätig find, 
werden für Feuereinrihtungen, die burd ihre oder ihrer Ungeftelten 
Tabrläffigfeit oder grobe Unmiffenbeit gefährlich erftelt worden, beflraft, 
wenn fie auch nach Vorjchrift des Bauherrn biebei gehandelt haben. 

401. Revifion (der Landsgemeinde des Kantons Appenzell 
A.⸗Rh.) des $ 153 bes Strafgeſetzes. — Bom 25. April 1880. (Amts: 
blatt 1880, S. 210.) u 

Verbot des Tanzens an Sonn: und firdliden Feiertagen und 
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‚deren Borabenden. Buße Fr. 10 für ben Tanzenden, fr. 30-60 für 
denjenigen, der in feinen Räumlichkeiten tanzen läßt. 

102. Loi (du Grand Conseil du Canton de Genève) ajoutant 
au Code Pénal quelques dispositions relatives aux fraudes électorales. 
— Du 15 juin 1878. (Rec. des Lois, tome LXIV, p. 214 ss.) 

Gefänaniflirafe von 14 Tagen big 6 Monaten wird gefebt auf 
Entwendung oder Anwendung von Wablfiempelmarfen, Durchftreichen 
von Namen auf den Wahlliften, Verwendung mebrfader Stimmaebbdel ꝛc., 
falls joles in der Abſicht einer Fälſchung des Abftimmungsreſultate 
geſchehen iſt. 

Das Gefeg iſt eine Folge der vielfachen Wahlfälſchungen, wie 
fie in Genf an ber Tagesordnung waren, übrigens fon wieder aufges 
hoben durch die 

A083. Loi (du Grand Conseil du Canton de Genève) sur les 
Votations et Elections. — Du 19 juin 1880. (Rec. des Lois, tome LXVI, 
p. 315 88.) 

welches in Art. 76—81 bie nöthigen Beftimmungen aufge: 
nommen bat. | 


V. Strafprocefi. 


404. Strafprozeforbnung für Appenzell A.⸗“Rh. vom 
25. April 1880 f. oben Nr. 356. 

4035. Prozefordbnung (des Großen Rath bes Kantons 
St. Gallen) bei Vergeben und Webertretungen. — Yom 
28. November 1878. An Kraft getreten am 13. Jan./1. Febr. 
1879. (Geſ.Samml. N. Ÿ. III, ©. 216 ff.) 

406. Bollziebungsverorbnung (des Negierungsraths des 
Kantons St. Gallen) zu vorftebendbem Gefete. — Yom 29. Xin: 
ner 1879. (Daf. S. 243 ff.) 

Diefe Prozepordbnung von 108 Artifeln ift erlaffen in Revifion 
des Geſetzes über bas redtlide Verfahren bei Bergeben vom 10. Dezem: 
ber 1808 (Gef.-Samml. V, S. 1 ff.) und in Feftfegung des Verfahrens 
bei polizeiliben Straffällen. Sie befeitigt den dritten Abfjchnitt und 
Art. 116 litt. d., e., f. der Prozefordbnung für geringere bürgerliche 
Nechtsftreitigfeiten und geringere forreftionelle und polizeilihe Straf: 
faden vom 8. Februar 1866, — ben Art. 22 des Gefeges über bie 
Geridtsorganifation vom 9. Mai 1867 (bieje Zeitſchr. Be. XVII ©. 114), 
— ben Art. 214 (Rompetenzregulirung) des Strafgejegbuhs vom 
11. Suni 1857, — bag Gejeg über Anzichtenbeweis vom 24. Aug. 1843. 

Der erfte Theil handelt vom Berfabren bei ergehen. Die 
Unterfudung führen die Gemeindammänner, überwacht burg bie 










154 Strafverfahren von St. Gallen. [Strap | 


Bezirfsammänner und ben Staatsanwalt, melcher die Antric 
an die Anflagefammer ftelit, die Anklage vor Gericht führt, Rehtsmittl 
ergreift und Vollzug anorönet. Der Bräfident der Anflagelammı 
bildet Refurginftanz gegen die Verfügungen des Staatsanwalts. Etinni 
er ben Anträgen desfelben nicht zu, fo Iegt er bie Sade ber Kamma 
zur Entfdeidung vor. 

Die Geribtafommiffionen dürfen bei den ihnen zugewieſent 
Saden (Art. 6) auf amtliden Verweis, Gelbfirafe bis auf 300 Fr. un 
Gefingnif bis auf 2 Monate nebft ben Zufagftrafen erkennen; ſchweree 
Bergeben gehören vor die Bezirksgerichte (Art. 8). Das Fantoni: 
gericht beurtheilt Tegtinftanzlidh die von den Bezirkögerichten behanbelten 
Gtraffälle. Weber die Nichtigkeitsbefhmerden genen die Urtbeile KT 
Geridtsfommiffionen entfcheidet die Fantonsgerichtlihde Refurafom 
miffion, Über diejenigen gegen kantonsgerichtliche Urtbeile bie Rajfas 
tionsbebürbe. 

Die Fälle der Privatflage zählt Art. 17 auf. Die Zunid: 
ziehung ber Klage hebt, mit Ausnahme der in biefem Artifel genannten 
Gale, ben Gang des Verfahrens nicht auf, und aud in jenen Film 
unterbleibt die gerichtliche Einleitung nur unter Vorbehalt der Vergü— 
tung ber aufgelaufenen Koften. Die Pflichten des Gemeindammanté 
werden in den Art. 16—45 ausführlich erörtert. Zeugen vernimmt er 
unter Erinnerung an ihre Bürgerpfliht und die auf unwahres Zeugnis 
feitgefegten Straffolgen. Zeugen, melde bes Schreibens binlänglié 
fundig find, fonnen ausnahmsweile ihre Angaben ſchriftlich maden 
(Art. 27). Die Vorbefheidung des Ebulbverdädtigen bat mit möglich: 
fter Vermeidung von Aufſehen mündlich burd den Weibel oder fchrift: 
lib zu gefcheben, im Wege polizeilicher Vorführung nur bei Gefahr der 
Entweidung oder bewiefenem Ungeboriam. SBerbaftung ift bei Flucht⸗ 
verbacdt, Unfähigkeit zu Rautionéftellung. und zur Verhütung von 
Kolufionen ftattbaft. 


Für bas Hauptverfabren jol fi der Präjitent auf Vor 
labung der Hauptzeugen befchränfen, während bie Partei, unter Voraus 
erlegung der Gitationsfofien und der Zeugenentihädigung. Zeugen 
citiren laffen fann, deren Bernebmung jebod das Gericht unterfaffen 
fann. Der Beflagte bat perfünlih an erfcheinen. Die Vernebmung 
besfelben und ber Zeugen erfolgt burd ben Präfidenten (Art. 51). Neue 
Urkunden oder andere Belegitüde, welche nicht rechtzeitig der Gegenpartei 
mitgetbeilt worben find, werben nicht beachtet, bez. ift bag Berfahren 
einzuftellen. Der entweder auf „Schuldig” oder „Nichtfchuldig” lautende 
Ausſpruch des Gerichts erfolgt nad freier Bemeigmilrdbigung. „Wenn 
bei Entjheidung ber Fragen Über die Schuld und das Strafmaf bie 
Stimmen einfteben (sic), bat ber Präjident für die mildere Auffaffung zu 
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. entfdeiben” (Art. 55). Kontumazialurtheile find zuläſſig und werben 


en gegen den aufgegriffenen oder fich fpüter ſtellenden Berurtheilten voll: 


-. zogen, infofern weder der Staatsanwalt, noch jener felbft Cinfprud er: 
‚> bebt. Das Dispofitiv eines Kontumazial:Strafurtheils ift durch ben: 


Bezirksammann in dem Amteblatte Öffentlich befannt zu machen (Art. 62). 
Berufung fann binnen 10 Tagen gegen Haupturtheile der 
. Bezirfögerichte durch Anmeldung zur Einfchreibung bei der Kanzlei des 
. Kantonsgerihts eingelegt werden. Neue Zeugen werben in zweiter {ns 
fanz nur mit Zuflimmung der Gegenpartei verbôrt, ebenfo neue Ur: 
funden mit gleicher Beſchränkung zugelaffen, während fonft Rüdweifung 
erfolgt. Wegen Berlegung von geſetzlichen Borfdriften, die auf die: 
. Beurtheilung von wefentlihem Einfluffe find, kann gegen Straferfennt: 
niffe der Gerichtsfommilfionen und Haupturtheile des Kantonsgerichts 
Nichtigkeitsbeſchwerde binnen 10 Tagen Frift je für Anmel: 
dung und Beantwortung eingelegt werden. Wiederaufnahme 
bes Progeffes (auch nad bem Tobe bes Berurtbeilten) findet flatt, 
wenn neue Umflände zu Tage fommen, welde die Unſchuld oder: 
geringeren Grad ber Schuld oder aber die Schuld darzuthun vermögen 
(Art. 76). 
| Der zweite Theil betrifit bas Verfahren bei Webertretungen.. 

Die Etraffompetenz wird geübt a) burd) Bezirfsammänner, b) durch Ge: 
meinderätbhe, c) durch Adminiftrativbehörden. Verhaftung oder polizei- 
lide Vorführung ift zuläffig, wenn der Betroffene fein Domicil im 
Kanton bat, für die Buße Feine Sicherheit leiften Tann oder die Maß: 
regel aus poligciliten Gründen (19) notbmendig erfdeint (Art. 86). 
Bezirfsammänner dürfen Straffälle, welche vor die Gerichtsfommilfionen 
gehören, aburtheilen, wenn die Beffagten in Haft befindlih find und. 
eine Sigung jener Kommiffion nicht unmittelbar bevorficht, foweit der 
Beflagte nicht Cinfprade erhebt (Art. 89). Der Art. 93 beftimmt bte 
Kompetenz für lofalpolizeilihe Erledigung. Die Bußen dürfen den 
Betrag von 150 Fr. und die Gefingniffirafen einen Monat nicht über: 
Reigen. Gegen bie Erfenntniffe fann der Beklagte, der Bezirksammann 
bez. der Staatsanwalt Rekurs an die Gerihtsfommiflion ergreifen. 
Gleihes gilt bei denen anderer abminiftrativer Behörden. è 

Die Vollziehungsverordnung betrifft die Ueberleitung in das neue 

Verfahren, geftattet Strafantritt fhon vor Volzugsgenebmigung unb- 
verhält fit über Gebühren, welche zu Handen des Begitféammanns, zu 
Handen ber Staatsfaffe, für Zeugen und Sagverftindige zu zahlen 
find. T. 
407. Gefet (des Großen Raths des Kantons Bern) betr. 
einige Abänderungen des Berfabrens in Straffaden unbd- 
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des Strafgefegbudes. — Vom 17. März 1880, vom Volf an: 
genommen am 2. Mai 1880. (Gejege, Defrete und Verordnungen 
N. 5. XIX, S. 60 ff.) 

Diefes Gefeg bezwedt bas Schwurgeriht zu entlaflen, und zu 
diefem Behuf bei Geſtändniß bes Angeklagten die Kriminalfammer flatt 
ber Aſſiſen urtbeilen zu laffen, außer in ben Fallen, in welchen der 
Angeflagte nicht alle ihm zur Laft gelegten firafbaren Handlungen zu: 
geftanden bat oder nicht fänmtlihe Mitjchuldige ein Geſtändniß abgelegt 
baben. Die Rriminalfammer fann die bereits begonnene Hauptverhand⸗ 
lung abbrechen, wenn ber urfprünglich nicht gefländige Angeffagte ſpäter 
die Anklage als richtig anerkennt, ift aber auch befugt, wo fie dies nad: 
träglih für angemeffen erachtet, die Mitwirfung der Gelchworenen zu 
verfügen. Hiemit fleht das dur $ 15 des Gefeges verorbnete Syſtem 
der Rorreftionalifirung in Sufammenbang. Die Aburtbeilung 
ber der Kriminallammer zugewiefenen Straffille fol in ber Regel bin: 
nen 20 Tagen, von bem Weberweifungsbeihluffe an gerechnet, erfolgen; 
gegen ibre Entfheidungen greifen nur die für Affifenfälle zugelaffenen 
Rechtsmittel Plat. 

‘m Strafgefegbucd werden einige Strafläge geändert: in Art. 142 
Abfag 2 („Mißhandlungen, die entweder feine Arbeitsunfähigfeit oder 
eine folde von weniger ale fünf Tagen zur Folge hatten, werden auf 
Klage des Mipbanbelten mit Gefingnif bis zu 60 Tagen beftraft, wo: 
mit Geldbuße bis zu 100 Fr. verbunden werden fann. Mißhandlungen, 
die Feine Arbeitsunfähigkeit zur Folge hatten, können je nah Umſtänden 
bloß polizeilich beftraft werden“), ebenfo in Art. 177 Lemma 2 („der 
Verliumbder wird auf Klage des BVerlegten mit Gefängniß bis zu 60 
Tagen, womit eine Geldbuße bis zu 500 Fr. zu verbinden ift, oder mit 
bloger Geldbuße bis zu gleihem Betrage bejtraft“). Weberfleigt in den 
Diebflahlsfällen bes Art. 210 der Werth des Entwendeten nicht 100 Fr., 
fo follen diefelben mit Rorreftionsbaus bis zu 6 Jahren beftraft werden; 
gleihe Strafe wird an Stelle der früher feſtgeſetzten Zuchthausſtrafe in 
ben Art. 225 Ziff. 1, 229 Ziff. 1 und 231 Ziff. 1 angedrobt. Der 
legte Artikel erbült ben Bufat: „Mit der forreftionellen Strafe fann 
Einftelungein der bürgerlichen Chrenfähigfeit bis auf 5 Jahre verbun: 
ben werden”. — Das Bebürinig, die Jury etwas zu entlaften und durch 
torrectionnalisation theils eine jchnellere Erledigung der Strafſachen 
herbeizuführen, theils auch die mittleren Gerichte von ihrer Arbeitslaft 
zu befreien, bat fi auch in andern Staaten geltend gemadt. Sn Bel: 
gien ift hiefür ſchließlich der freilich etwas barbarifh flingende Ausdrud: 
contraventionnalisation gebraudt worden. Beachtensiwerth in biefer 
rage, die von Furyanbetern anders beantwortet wird, die Schrift von 
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Timmermans commentaire de la loi du 4 octobre 1867 sur l’ap- 
préciation des circonstances atténuantes, Brux. Paris 1880. T. 

AOS. Loi (du Grand Conseil du Canton de Genève) modifiant 
quelques points de l'Instruction criminelle. — Du 11 octobre 1879. 
(Rec. des Lois, tome LXV, p. 328 ss.) 

Der Abfdnitt bes franzöfifhen Code d’instr. crim. über Unter: 
ſuchungshaft und Kaution bat in Frankreich bedeutende Aenderungen 
durch die Gefege vom 17. Juli 1856 und 14. Juli 1865 erfahren, wird 
weitere erleiden, wenn bas Le Royer’iche Projet de loi tendant à réfor- 
mer le Code d’instr. crim. von 1879 — wie fiber anzunehmen — in 
ben Kammern angenommen werden follte. Nod burdareifenbere Vers 
Enberungen find in Belgien durd die Gefege von 1852 und 1874 
eingeführt worden und aud in Genf find &bnlide eingetreten burd 
die loi organique des tribunaux en matière criminelle du 4 mars 1840 
art. 12, befonber8 aber bie loi constitutionnelle des 21 mars et 
23 avril 1849 art. 10 ss. Hiemit find mehrere Artikel des Code ge: 
genflandslos geworben, andere flilfchweinend aufgehoben worden. Einen 
weiteren Schritt thut obiges Gefet, welches zwar als dérogés nur art. 
114, 117, 118 et 121 und als abrogés bie art. 113, 115, 119, 120, 
122, 123, 126 und 127 aufzählt, während doch auch die übrig geblies 
benen Art. 116, 124 und 125 entfallen, fo baß eine nun einheitliche 
Redaktion gewiß febr zwedmäßig gemefen wäre! 

Innerhalb 8 Tagen nah Mittheilung des mandat d'arrêt an 
den Befchuldigten theilt der Unterfuchungsrichter die Aften der chambre 
d’instruction mit. Diefe verfügt mandat de dépôt bei brobender peine 
criminelle, fann dicfes Mandat oder proviforifbe Freilaffung, felbft 
ohne Kaution, anordnen bei brobender peine correctionnelle Der 
Staatsanwalt, der Befchuldigte und der Unterfubungsridter fônnen en 
matière correctionnelle ftet8 provijorifche Freilaffung ohne Kaution bean: 
tragen. Ueber jedes Gefud bat dic Kammer binnen 3 bez. 8 Tagen zu ent: 
ideiben. Gegen Kautionsftelung fann zu jeder Reit (en tout état de 
cause) Greilaffung beantragt werden. Der Beichuldigte fann observa- 
tions, bie auch benadridtigte Civilpartei, ebenfo wie der Staatsanwalt, 
conclusions einreichen, ber Befchuldigte vor ber Kammer fich eines Confeil 
bedienen. Freilaſſung gegen Kaution wird ftets bei délits correc- 
tionnels gewährt, falls nicht der Beſchuldigte fdon wegen crime verur- 
theilt worden ift oder feinen Bürgen im Stich gelaffen bat — worin 
das franzöfifche Redt noch liberaler ift. Die Kaution beftebt in Erle: 
gung einer beftimmten Summe, in Beftellung von Hypothek, in folida= 
riſcher Verbürgung dreier zahlungsfähiger Perfonen und garantirt 
Geftelung zu allen Unterfuchungsicritten und Befolgung des Urtels, 
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wirft bis zu beffen Fällung, falle nicht der Unterfuhungsrichter ein 
mandat d'amener bei Ermittelung neuer, gewichtiger Umſtände erläßt. 
Bleibt der Befchuldigte, der nôthigenfalls Domicil wählen oder für Ver: 
tretung forgen muß, auf gefhebene Borladung ungehorfam aus, fo ver: 
faut die Kaution und wird gemäß Art. 121 vertheilt. 


Hat die Haft 6 Woden, bez. 3 Monate gedauert, fo miiffen bie 
‚Alten der Rammer eingereicht werben, die dann über Zreilafjung, wei: 
‘tere Haft oder Verweifung oder Fallenlafjen der Unterjudung beichließt. 
Auch bat der Unterfuhungsrichter ihr wöchentlih mindeſtens einmal, 
nad Benachrichtigung des Staatsınwalts (der daraufhin Anträge ftellen 
Tann) über die von ibm geführten Unterfuchungen zu berichten. — 
Bergleiht man diefe Bellimmungen mit den entfpredenben des belgi- 
jhen, deutichen, neuenburger Gejebes, ja aud des franzbfifchen, fo ent: 
balten bicfe nod giinftigere. Wie es mit der mise au secret fiebt, dar: 
über ift nichts gefagt. Daß fie aud in Genf jedenfalls galt, zeigt 
loi sur l’administration des prisons du 28 février 1820 art. 9, loi 
-constit. de 1849 art. 9. Sn dem Art. 613 des Code ift die ausbrüds 
life Beftimmung darüber in ben von Theureau (Code Genevois, 
1857) gegebenen Tert — in weldem nicht mehr geltende Site meg: 
gelaffen wurden — allerdings nidt aufgenommen. T. 


409. Dienftreglement (des NRegierungsraths des Kantons 
Appenzell A.:R0.) für die Boligeibiener der Gemeinden bes 
Kantons — Vom 15. April 1879. (Bef. gedr.) 


A10. Regulativ (besfelben) betr. den Transport 
von polizeilio Berbafteten burd die Gemeindepo: 
Tizeidiener. — Vom 15. April 1879. 

ALL. Snftruftion (desjelben) betr. Verzeigung und vor: 
IK ufige Fahndung und Ausfhreibung. — Vom 15. Apr. 1879. 

Alles Ausführungsvererdbnung ber Verorbnung betreffend das 
Polizeiwefen vom 11. März 1879. Hier erwähnt wegen der Vorſchrif⸗ 
ten über Zuläffigfeit der Verhaftung ohne Verbaftsbefebl der kompetenten 
Behörde (Dienftreglement $ 12), Betreten der Privatblufer (daf. $ 25), 
Anveränbdertlaffen der Spuren von Berbreden (daf. $ 27), Anzeigepflicht 
betreffend Vergeben (Inftruftion $ 1), polizeilihe Ausfchreibung der 
Fahndung (daf. $ 6), Requifition anderer Polizeiftellen (daf. $ 8). 

A12. Beſchluß (des Regierungsraths des Kantons Appenzell 
à. Rh.) betr. Strafeinleitung gegen Fallite. — Bom 18. Mai 
1880. (Amtsblatt 1880, S. 317.) 

Die Borunterfuhungstommiffionen haben in Fallimento: und 
Akkordfällen dem Juſtizvorſtande ein Gutachten über Verfhuldung des 
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‘Falliten und einen Urtbeilgantrag einzureihen. Der Juſtizvorſtand bat 
die Sade bem zufländigen Gerichte zu übermweifen. 

413. Beſchluß (des Regierungsratbs des Kantons Appenzell 
à Rh.) betr. Meberweifung von Strafflagen wegen Ber: 
läumbung, Körperverlegung und Banferott. — Vom 26. 
Auguft 1880. (Amtsblatt 1880, S. 358.) 

In den Fällen von $$ 7 und 8 der Strafproceßordnung, wenn 
es auch nur zweifelhaft ift, ob eine Berläumbung Gefängniß oder Zucht⸗ 
bausfirafe zur Folge Babe, ober wenn eine körperliche Gewaltthätigkeit 
ohne Folgen als Körperverlegung ober ein einfacher Banferott als leichte 
finniger qualificiert werden könnte, bat der Juſtizworſtand Ueberweifung 
an bas Kriminalgericht zu verfügen. 

A14. Beſchluß (des Rantonsraths des Kantons Schwyz) betr. 
die Vertretung bes Gefhädigten vor ben forreftionellen 
Gtrafgeridten. — Yom 23. Januar 1878. (Gefetess Samml. 
So. VIII, S. 135.) 

Der Befchäpigte darf als Givilpartei vor Bezirksgericht auftreten 
und appellicren, auch wenn gegen das Urtbeil über die Beftrafung nicht 
appelliert wird. 

AS. Gefet (des Grofien Rathe des Kantons Graubünden) 
betr. Abänderung des $ 9 des Polizeigefeges. — Vom Bolt 
angenommen den 24. Oftober 1880. (Abimied des Großen Ratbs 
vom 5. Juli 1880, S. 29.) 

Bisher hatten vor Polizeigericht gleichzeitig mit der Strafflage 
Schadenerfapforderungen nur bis auf gr. 50 fünnen eingeflagt werben. 
Aus Anlaß der Beratbuna des Geſetzes über Rontrole der Lebensmittel 
(oben Nr. 288) war mar auf biefen Mangel aufmerffam geworden. Diefes 
Geſetz läßt Schabenerjagforderungen accefforifé mit der Strafflage in 
folgender Weife zu: für Beträge von Fr. 1—150 vor ben Kreisgerichts: 
ausfhüffen, von Fr. 150-500 vor den Kreisgerichten unweiterzüglich, 
für beliebige Beträge mit Weiterzug an bie zuftändigen Appellations: 
bebôrben. 

A16. Gefet (des Landraths des Kantons Unteriwalben nid 
bem Wald) betr. bte Appellation der Strafurtbeile. — Vom 
28. Auguft 1878. (Amtsblatt 1878, Nr. 36, ©. 554 ff.) 

Appellation gegen Strafurtheile des Rriminal= oder Kantons: 
.geribt8 Seitens bes Beftraften oder bes Staatsanwalts ift fpäteflens 
vor der bem Urtbeile nAdfifolgenden orbentliden Regierungsraths⸗ 
figung beim Landammann ſchriftlich zu erflären, fonft ift bas Recht dazu 
verwirft. Die Erklärung if fofort der Gerichtsfanzlei zuzuftellen, bie 
fie bem Präfidenten des erfiinfanzligen Strafgerihts zur Renntnifi 
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bringt und im Original mit den Proceßakten dem Obergerichtspräſidenten 
übermittelt. Letzterer ſetzt die Akten bei den Mitgliedern des Ober: 
gerichts in Cirkulation. War der Beklagte bisber in Sicherheitshaft, 
ſo bleibt er es bis zum obergerichtlichen Entſcheide. Dieſer ſoll ſpäteſtens 
14 Tage nach Erlaß des appellierten Strafurtheils erfolgen, auf Grund 
einer mündlichen Verhandlung der Parteien. 

A17. Regulativ (des Regierungsraths bes Kantons Bern): 
über den Bezug der Buñen und die Ausribtung ber Bufen: 
antheile. — Vom 21. Juni 1880. (Gefege, Defrete und Verorbn. 
N. %. XIX, ©. 81 ff.) 

Weber die Vertbeilung der Bußen zu je einem Drittel an ben 
Staat, an die Gemeindearmen und an ben Berleidber if. in diefer 
Zeitfhrift Bb. I, ©. 80 berichtet. Sn obigem Regulatio wird bie 
Volziebung der Bußenurtheile durch die Regierungsftatthalter näher ge: 
regelt. Sie haben bis ſpäteſtens am vorlegten Tage jedes Quartals 
ber Amtichaffnerei die eingegangenen Bußen abzuliefern; jemeilen big 
fpäteftens am fünften Tage jedes Quartals der Kantonsbuchhalterei zu 
Handen der Auftize und Polizeidireftion ein Verzeichniß der unerhäftlichen 
Bußen und ein folches der ausgerichteten Bußenantheile einzureichen. Mad 
Prüfung dieſer Verzeichniffe ftellt die genannte Direktion Zahlungsan⸗ 
weifungen auf die Amtsfchaffnereifaffen aus, durch welche die Regierungs= 
ftatthalter für die unerhältlichen Bußen entlaftet und durch welche ihnen 
die ausgerichteten Bußenantheile vergütet werden. T. 

ALS. Verorbnung (des Lanbratbs des Kantons Untermalben 
nid dem Wald) über bas Rehnungsmwejen des Staates — 
Bom 29. Mai 1878. (Befonders gedrudt.) 

Hier erwähnt wegen $$ 9 und 10, wonäd für ben Inkaſſo ber 
ausgefällten Geldftrafen und Procepfoften der Landesfädelmeifter einen 
Einzüger bezeihnet und, wenn bie Bezahlung in der gerichtlich feſtge— 
fegten Friſt nicht erfolgt, die Säumigen zur Strafumwandlung dem 
urtbeifenden Gerichte zu verzeigen bat. 





VI. Rechtsorganiſation 


(inbegriffen Befoldungs- und Sportelmefen). 


A19. Verfaffungsgefeg (des Kantons Züri) betr. Ab: 
änderung des Art. 32 der Verfaffung des eidgenöſſiſchen 
Standes Zürich vom 18. April 1869. — Vom 10. Februar 1878. 
(Off. Samml. der Gefepe XIX, S. 539.) 

Während ber Art. 32 der Zürcher. Staatsverfaffung von 1869 
vorfdrieb: „Die Zahl von 1200 Seelen beredtigt zur Wahl eines Mit⸗ 
gliedes in den Rantongratb; ein Bruchtheil von über 600 Seelen gilt 
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für vol. Für die Ausmittlung ber Seelenzabl if die eidgendffifche 
Volkszählung maßgebend. Bei der Wahl des Kantonsrathes follen nur 
drei Wahlgänge flattfinden; in ben beiden erften entfcheibet das abfolute, 
im dritten bas relative Mehr,“ fo fol Hingegen nad biefem neuen 
Gefeb die Zahl von 1500 Seelen zur Wahl eines Mitgliedes berechtigen, 
wobei ein Brudtbeil von über 750 Seelen für voll gilt. Ferner: „bei 
der Wahl des Kantonsrathe follen nur zwei Wahlgänge flattfinden; im 
erften enticheidet bas abfolute Mehr der abgegebenen Stimmen, im 
zweiten dae relative Mehr.“ 

Schon im Vabr 1873 war eine Anregung gemadt, bann aber 
wieder fallen gelaffen worden, die Mitgliederzahl des Rantonsraths, die 
auf Srundlage der Volkszählung von 1870: 236 betrug, zu vermindern. 
Im Februar d. IS. 1878 gieng nun beim Rantongratb ein Initiativ⸗ 
Borihlag ein, welder anftrebte: Rebuction der Reprifentantenzabi im 
Berhältnig von 1: 2000, Verminderung der Wahlfreife und Beſchtänkung 
des Mahlaftes auf zwei Wahlgänge. Diefem Spnitiativ:Borfchlag trat 
gleichzeitig ein anderer an die Seite, der eine principielle Wablreform 
im Sinne der „proportionalen Bertretung” verlangte. Der Kantonsrath 
trat aber auf biefes lebtere Syſtem nicht ein, begnügte fih mit der oben 
angegebenen mäßigen Reduktion von 1 : 1500 (jest flatt 236 Mits 
glieder 185), behielt die Sabl unt Umſchreibung der bisherigen Wahl⸗ 
freife bei und befdränfte im Antereffe der Vereinfahung die Wahlgänge 
auf zwei. A. v. 0. 

120. Riforma costituzionale cantonale Ticinese, sul Capoluogo 
stabile. Vom Teffiner Voll befoloffen am 10. Mär; 1878. (Racc. off. 
delle Leggi, N. S. IV, p. 9. 81.) 

Der Hauptort des Kantons iff Sig der Regierung und des 
Großen Ratbs und kann nicht Sig anderer RantonalbebBrben fein, 
baber wird bas Obergeribt für Sopra:Eenere in Locarno und für 
Gotto-Genere in Lugano figen. 

421. Riforma parziale della Costituzione Ticinese. — Del 
8 gennaio 1880. Vom Bolfe angenommen 28. Januar, Ratififation 
ber Bunbesverfammlung vom 25. Juni 1880. (Racc. off. delle Leggi, 
N. S. VI, p. 97 8.) 

Betrifft die Wablart bed Grofien Maths. 

AB. Geſetz (des Großen Maths des Kantons Züri) betr. 
Abänderung einiger Beftimmungen bes Gefepes über die 
zjürderifhe Rechtspflege vom 2, See 18741). — Bom 
13. Zuni 1880. (Off. Samml XX, S. 169 ff.) 


1) Bergl. Über biefes: Zeitichrift XIX 3. S. 72, Nr. 167 u. 168, 
Zeitſchrift f. ſchweiz. Recht. XXII. a u. 8. | (3) 11 
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Die Arbeitélaſt batte ſich in dem legten Fabre bei allen Gerichten 
fo vermehrt, daß theils auf Vermehrung bes Perſonals, theils auf Er 
höhung ber Beſoldungen Bedacht genommen werben mußte Eine dieß⸗ 
beziiglibe Vorlage im November 1879 wurde von der Mehrheit der 
Stimmberechtigten verworfen. Gleichwohl beſchloß der Kantonsrath, 
einem Antrag des Obergerichts folgend, ſchon in ſeiner folgenden Sitzung 
vom 5. Jänner 1880 unverzüglich eine neue Vorlage auszuarbeiten und 
zur Volksabſtimmung zu bringen, dießmal mit mehr Glück. Es find 
alfo bloß Befoldungsanfäge und Perfonalbeftand (bag Obergeriht bat 
11 fiatt bloß 9 Mitglieder) geändert. Die einzige materielle Aenderung 
bezw. Neuerung ift, daß bem Kaffationsgeriht aud die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerden gegen Urtbeile und Beſchlüſſe des Handels und Schwur- 
gerichts, fowie der Anflagefammer zugewiefen find, während biefe früher 
vom Obergericht erledigt wurben. A. v. 0. 

A28. Gefet (der Landegemeinde bes Kantens Uri) betr. Re- 
organijation bes Gerihtsmwejens — Bom 4. Mai 1879. (Amte- 
blatt 1879, ©. 187. Berathungsgegenflände der Landsgemeinde ©. 1.) 

Zum Zwecke raideren Seihäftsgangs wird dem Bezirksgericht 
von Uri ein Theil feiner Gefchäfte abgenommen und ein Siebnergericht 
im Bezirk Uri (7 Mitglieder und 6 Suppleanten) mit Kompetenz in 
Strafiahen bis auf Fr. 100 und in Givilfjaden bis auf Fr. 150 in: 
appellabel errichtet. Die Paternitätsfälle bleiben bem Bezirksgerichte. 
Den Präjidenten, 3 Mitglieder und 3 Suppleanten wählt die Bezirks: 
gemeinde, die übrigen ber Bezirfsrath auf 4 Jahre Amtsdauer aus der 
Zahl der Bezirlseinwohner. Spruchzahl 5 Mitgliever. Regelmäßige 
Sigungen zweimal im Monat. Gleiche Entfchädigung wie die der Be 
zirfsrichter. Die Revifion und Kaffation von Urtheilen des Siebner⸗ 
getidts fommen dem Kantonsgericht zu. Die Verribtungen des Ammanns 
gerichte zu Urferen gehen an bortiges Bezirksgericht über. Regelmäßige 
Sitzung des Kantonsyerichts und des Bezirksgerichts in Urſeren je ein: 

mal per Monat. Ohne Acceßſchein des Vermittlers ift keine Rechtspartet 
mebr vor Givilribter vorgulaffen. 

Dieſes Geſetz Ändert theilmeife die 66 74 und 86 der Verfaffung ab, 
daher Genehmigung der Bundesverfammiung am 17. Gbriftmonat 1879. 
(Amtl. Samml. der Bundcsgelege, N. F. IV, S. 404 f.) 

AZA. Interpretation (bes Kantonsraths des Kantons Inter: 
walden ob dem Wald) des Art. 45 der Rantonsverfaffung. — 
Vom 4. April 1878 (Samml. der Gefege und Verorbnungen Bd. IV, 
S. 304 f.) 

Erklärt die Amtsftelle eines Civil-, Polizeis oder Kriminalrichters 
als Staatsbeamtung, nicht als Gemeindebeamtung (objhon die Bor: 
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Schläge zu biefen Stellen von ben Gemeinden ausgehen). Demgemäß 
befreit ein folches Ridteramt nad zwei Amtsbauern von der Pflicht zu 
Mebernahme einer Staatsbeamtung, nicht aber einer Gemeinbebeamtung, 

425. Abänberungen an ben Redtsartileln (32, 33, 34 
und 36) ber Kantonsverfaffung von Appenzell ARE Von 
der Randbsgemeinde angenommen ben 25. April 1880, von 
ber Bunbesverfammiung ratificiert ben 2. Geumonat 1880. 
(Amtsblatt 1880, S. 207 ff.) 

Die Abänderung der Verfaffung von 1876 (diefe Zeitfchrift Bb. 21, 
Abth. 8, Nr. 17) betrifft folgende Punkte: Gemeinbdegeridt 5 Mitglieder 
(fett 3), Kompetenz desfelben bis auf Fr. 300 (flatt Fr. 100) in Givils 
fachen, außerdem in allen Uebertretungen und ben burd Gefeg ihnen 
zugewiefenen Privatehrverlegungen. Die Bezirlsgerichte haben außer 
ihrer civilgerihtlihen Kompetenz aud erfiinflanzlide Kompetenz als 
Strafgerichte in leichteren Vergeben, beren Beflrafung ihnen das Gefeg 
gumeist. — Das Rriminalgeribt beurtheilt erfiinflanzlic ale Verbrechen 
und Vergeben, die nidt burd das Gefeg ben Gemeinde: oder Bezirks: 
gerichten zugewieſen find. 

Diefe Abänderungen find veranlagt burd bie neue Straf: und 
Givilprocebordnung (f. Nr. 356). 


A426. Règlement (élaboré par la Cour d'appel, approuvé par 
le Conseil d'Etat du Canton du Valais) concernant l'exécution de la 
Loi du 24 mai 1876 sur l'organisation des tribunaux. — Du 27 oc- 
tobre 1880. (Bejonbers gebrudt.) 

Eine Art Gefhäftsordnung für die Bezirksgerichte und den Appell: 
Bof, betr. Ort und Zeit der Gerichtöfigungen, Äußere Form der Verband: 
lung, Kontrole der Thätigkeit der untern Geridtsbeamten und ber 
Anwälte. 


427. Loi (du Grand Conseil du Canton de Genève) modifiant 
quelques points de l’organisation judiciaire. — Du 27 mars 1880, (Rec. 
des Lois, tome LXVI, p. 183 ss.) 

Diefes Geîeg, in Mufbebung ber amet Gefege von 1876 (bdiefe 
Seitfrift Bd. 21, Abth. 3, Nr. 446 und 448), erhöht die Zahl der 
Veifiger des Eivilgerihts von 4 auf 6 und der Ridterjuppleanten von 
3 auf 4. Das Eivilgericht urtbeilt in allen ihm unterworfenen Sachen 
nur als erfte Inflanz, das Handelsgeriht in Sachen bis auf fr. 200 
als legte Inſtanz. 

428. Loi (du Grand Conseil du Canton de Fribourg) modi- 
fiant celle du 24 janvier 1851 sur la durée des fonctions publiques. 
—- Du 20 novembre 1879. (Bull. off. des Lois, vol. 48, p. 158 s.) 


164 Gerichtöfchreiberei. ſRechtsorganiſation. 


Alle Beamten des Kantons ſind Mangels beſonderer Geſetzes⸗ 
beſtimmung auf vier Jahre angeſtellt. 

A29. Dekret (des Großen Ratbs des Kantons Bern) betr. 
die Stellvertretung bes Gerihtspräfidenten von Bern. — 
Vom 30. November 1878. (Gefege, Defrete und Verordnungen XVII, 
S. 325 f.) 
| An Rüdfiht auf die Gefchäftszunahme wird bem Vicepräfidenten 
bes Amtsgerichts von Bern eine Reibe fpeciell bezeichneter Gefchäfte in 
Straffahen flellvertretungsweife zur Beforgung übertragen. Hierfür be- 
zieht er jährlich Fr. 4000. 

130. Gefet (des Großen Maths des Kantons Bern) betr. die 
Amts: und Geridtsfdreibereten. Bom 27. Wintermonat 1877, 
vom Bolt angenommen am 24. März 1878. (Gefete, Dekr. und 
Berordn. XVII, ©. 82 ff.) 

A831. Dekret (besfelben) Über die Befolbungen der Amts 
und Geridtsfdreiber. Bom 23. April 1873. (Dai. S. 119 f.) 

4132. Dekret (desfelben)überdie Obliegenheiten ber Amts: 
ſchreiber. — Bom 24. April 1878. (Dai. S. 121 ff.) 

ASS. Defret (besfelben) über die Gebühren der Amts: 
unb Geridtéfreibereien. — Vom 27. April 1878. (Daf. 
©. 139 ff.) 

ASA. Tarif (des Regierungs-Rathes des Kantons Bern) über 
biebem Staate zufallenden Gerihtsgebühren. — Bom 14. Mai 
1878. (Daf. S. 143 ff.) 

435. Tarif (desfelben) betr. die firen Gebühren ber Amts 
freibereien. — Vom 16. Mai 1878. (Daf. S. 153 ff.) 

A36. Bollziehungsverordnung (desfelben) über ben Be: 
zug ber Gebühren der Amts» und Gerihtsfhreibereien zu 
Handen des Staates. — Bom 16. Mai 1878. (Dai. S. 166 ff.) 

A37. Verordnung (besfelben) über die Entfhädigungen 
der Amts: und Gerihtsfchreibereien. — Vom 24. Mai 1878. 
(Daf. S. 176 ff.) 

ASS. BVollziebungsverorbnung (besfelben) Über bie 
Amtsbürgſchaften der Amts» und Gerichtsſchreiber. — Vom 
28. Mai 1878. (Daſ. S. 179 ff.) 

489. Tarif (des Großen Maths bes Kantons Bern) betr. 
die firen Gebähren ber Amtsjchreibereien. — Vom 3. peu: 
monat 1879. (Daf. XVIII, ©. 126 ff.) 

AAO. Tarif (desfelben) über die bem Staate zufallenden 
Gerichtsgebühren und die firen Gebühren der Gerichts— 
[dreibereien. — Bom 3. Heumonat 1879. (Daf. S. 137 ff) 
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Die Amts und Gerichtsfchreiber waren bisher bie beftbefolbeten 
Beamten gemwefen, nicht burd fire Befolbung, fondern burd bie ihnen 
augewiefenen boben Gebühren. Es waren biefe Stellen auch nur au 
häufig in politifchem Parteiintereffe vergeben worden, theil an auffirebenbe 
Sünger ber herrſchenden Partei, theil an politifch ausgediente Männer, 
nicht zum SBortbeil ber Amtsfilbrung, die zu Klagen fiber große Bere 
ſchleppung der Geſchäfte Anlap gab. Das Legtere fomobl als die in 
Folge verfebrter Finanzwirthſchaft eingetretene ſtarke Schuldenlaft des 
Kantons, verbunden mit bem Umſtande, baß auf andern Berwaltungs 
gebieten (3. B. Givilftand, Ebegebilbren) das Sportelbefolbungsfnftem 
aufgegeben war, nöthigte zu einer Revifion der Amtsthätigfeit und der 
Befoldungen der Amts: und Gerichtsichreiber, „in Erwägung, daß naments 
lit der Bezug von Gebilbten (Sporteln) durch die betr. Beamten zu 
ihren eigenen Handen vielerlei Mißbräuche, Nachtheile und Ungleichheiten 
zur Folge bat.“ 

Das Gefep (oben Nr. 480) giebt zunächſt Boridriften über 
Wäblbarkeit zu diefen Aemtern und PBerantwortlichkeit biefer Bes 
amten. Dem Amtsjchreiber liegt namentlih die Grundbuhführung, bas 
Secretariat des Regierungsftatthalteramts, die Aufnahme der amtlichen 
Güterverzeichniffe ob, dem Gerichtsfehreiber bas Secretariat des Amts⸗ 
gerihts ‚und des Ridteramts und die Beforgung der gerichtlichen Liquie 
bationen. Alle Sporteln find fortan zu Handen des Staats zu beziehen. 
Sämmtlie gefegliche Boribriften Über die Gebühren follen revidiert 
werben, für diefe Revifion flellt bas Gefeg beftimmte Grunbfäge auf, 
à B. daß bei Gantliquibationen und Geltstagen fiatt der bisher für die 
verfchiebenen Funftionen bem Gerichtsfchreiber zugefloffenen Gebühren 
eine Gefammtgebühr zu Handen des Staats zu beziehen fei. 

Das Dekret (Nr. 431) ftellt afs Fapresbefoldbung der Amts⸗ unb 
der Gerichtsſchreiber Fr. 5000 (für ben Amtsbezird Bern) bis auf 
Gr. 2800 (für die fleinften Bezirke) herab feft. 

Das Dekret Nr. 432 befchreibt genau die Sefchäfte der Amts» 
fhreiber, die folgenden Nummern befaffen fi mit Feftftellung der Sez 
bilbren und Taren, Nr. 437 mit der Entſchädigung ber betr. Beamten 
für Gehalte von Urtterangeftellten und Büreaukoſten, Nr. 438 fegt bie 
Höhe ber Amtsbürgfhaftsfummen feft in einer für die verfdiebenen 
Amtsbezirke den Befolbungen entipreddenden Skala. 

Aal. Regulativ (des Regierungs⸗Rathes des Kantons Bern) 
betreffend die Bureaufoften der Regierungsftatthalter und. 
ber Rihterämter. — Bom 19. Auguft 1878. (Gefete, Defr. und 
Berorbn, XVII, S. 262 f.) 

Behufs moͤglichſt gleihmäßigen Verfahrens wie bei ben Amt6a 
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und Gerichtsichreibereien follen ben genannten Beamten fire Entfchäbi: 
gungen für die Bureaufoften ausgefegt werden; biefelben beftimmt ber 
Regierungsrath für die Regierungsftattbalter, bas Obergeridt filr die 
Ridterämter. 

442. Loi (du Grand Conseil du Canton de Fribourg) modi- 
Jiant les art. 88, 39, 42 et 128 de la loi sur l'organisation judiciaire 
du 26 mai 1848. — Du 24 novembre 1879. (Bull. off. des Lois, 
vol. 48, p. 167 8.) 

Vermehrung det Gerichtöfchreibereiperfonals und Geftattung ber 
Grribtung der Gerichtsfchreibereien der Friedensgerichte auch außerhalb 
bes Hanptorts ihres Bezirks, doch in deffen Nähe. 

443. Dichiarazione (del Gran Consiglio del Cantone del Ticino) 
sulle incompatibilità e dispense dei giurati cantonali. — Del 24 no- 
vembre 1879. (Raco. off. delle Leggi, N. S. V, p. 257.) 

Die PVorfhriften des Bunbes-Gefepes für die etdgendffifchen 
Geſchwornen bezüglih Ynfompatibilität werden aud für die fantonalen 
Geſchwornen als gültig erklärt. 

AAA. Decreto (del Gran Consiglio del Cantone del Ticino) 
cont, Modificazione della legge elettorale 10 febbraio 1877. — Del 
27 novembre 1880. (Racc. off. delle Leggi, N. S. VI, p. 197 8.) 

Ernennung der Richter und der Friedensgerichtobeamten durch bie 
Bürger der betreffenden Bezirke. 

AAS. Loi (du Grand Conseil du Canton de Genève) modifiant 
l'alinéa premier de l'article 10 de la Loi du 21 octobre 1874, sur les 
Justices de Paix. — Du 17 septembre 1879. (Rec. des Lois, t. LXV, 
p. 291 ss.) 

Das Gefeg von 1874 (diefe Zeitfchrift Bb. 19, Abtb. 3, Nr. 248) 
erhält bier ben Zuſatz, daß die Triedensrichter unter Beifig von zwei 
arbitres, welche die Parteien bezeichnen, über alle Streitigfeiten ent- 
fdeiben, die zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmern, Fabrifberren und 
Arbeitern, Meifter uud Gefellen bezüglich der aus dem Anftellungsvers 
trage fließenden Redite und Pflichten entiteben. Beträgt der Streitwerth 
mehr als 500 Fr. ober ift er unbeflimmbar, fo ift innert Monatstrift 
Appellation vor die Cour de Justice guläffig. Andere Streitigkeiten 
zwiſchen denſelben Perſonen gebôren vor die ordentlichen Gerichte. 

AAG. Geſetz (des Landraths des Kantons Baſellandſchaft) über 
Patentirung der Geſchäftsmänner. — Vom 8. April 1878. 
(Geſetzes Samml. Bb. X. ©. 873.) 

Geſchäftsmänner (Schuldenboten, Geſchäftsagenten) heißen in 
Baſelland diejenigen, welche für Dritte gemerbsmäbtg Schuldbetreibungs⸗ 
geſchäfte beſorgen; ſie bedürfen hiefür eines Patents, das nach beſtandener 
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Prüfung und nach Leiftung einer Kaution von 15000 Fr. durch bas Ober⸗ 
gericht ertheilt wird. 

Der Hauptzweck des Geſetzes war, die früher allzu geringe Kaution 
auf dieſen Betrag zu erhöhen. 

Das Gefeg flelt die Gefhäftsmänner unter die Auffidt des Ober: 
gerichts und beauftragt bdiefe Behörde, bas Nähere burd Reglemente 
und Weifungen auszuführen. 

Das vom Cbergeridt fraft diefes Auftrags erlaffene Reglement 
vom 20. Auguft 1878 (Gefeges:Sammi. Bb. X. pag. 875) beftimmt 
u. N.: Bürgen, welde für einen Geihäftemann Kaution geleiftet haben, 
können buch fHriftlihe Anzeige an bas Obergericht ihre Bürgfchaft 
fünden, worauf biefes den Gefchäftsmann zur Beibringung einer neuen 
Kaution auffordert und, wenn bieje nicht beigebracht würde, im Laufe 
bes 3. Monats bas Patent als erlofhen erflärt. Bis zur Publikation 
biefes Erlöfchens biciben bic Kautionsbürgen, bzw. deren Erben haftbar. 

Wird eine neue Kaution beigebracht, fo tritt fie ganz an Stelle 
der alten, auch binfichtlih früherer Aufträge. 

Wenn im Konkurs eines Sefhäftsmannes die auf die Kautionss 
Hürgen verwiefenen Forderungen Fr. 15000 erreichen ober überfteigen, fo 
bat die Ronfursbebbrbe ex officio die Kaution einzufaffieren und an 
die Berechtigten nam vorheriger Ausfündung zu vertheilen. In andern 
Fällen haben fi die Berechtigten für erfittenen Verluft direft an bie 
Bürgen zu halten. | 

Liefert ein Gefhäftsmann einfafiierte Gelder nicht ab, fo erläft 
das Dbergericht auf erhobene Befchwerde eine Mahnung mit 14tägiger 
Friſt, nach deren Ablauf e8 dem Kreditor die Ermächtigung ausftellt, auf 
bem auferordentligen, für Gintreibung von Steuern ꝛc. vorgefchriebenen 
Exekutionsweg (fofortige Pfändung, eventuell Konkurseröffnung) nad 
bem Geſetz vom 19. April 1847 gegen den Säumigen vorzugehen. 

0 


AA'7. Règlement (du Conseil d'Etat du Canton de Genève) sur 
les obligations des Huissiers judiciaires. — Du 12 mars 1880. (Rec. 
‘des Lois, tome LXVI, p. 108 ss.) 

Amtsordnung der huissiers, zu beren Obliegenbeiten alles Fn = 
firumentieren (auch bas Recht, Protefte zu erheben) und Ausführung 
der VWeifungen von Richtern, Abvofaten und Notaren gehört. 

AAS. Règlement (du Conseil d'Etat du canton de Genève) 
pour les Huissiers du fisc. — Du 9 avril 1880. (Rec. des Lois, 
tome LXVI, p. 240 ss.) 

Diefe unter bem Finanzdepartement flebendben Stenereinzüger 
üben die Vetreibung für rüdfländige Steuern. Im Falle vorn saisie 


168 Refurs gegen NRegierungsbeichlüffe. [Rebtsorganifation. 


beftellen fie ben Schulöner felbit als gardien ber gepfänbeten Gegenfiänbe 
unter Berantwortlidfeit des lebtern, im Nothfall beftellen fie einen be- 
fondern Hüter. 

AA9. Modificazione (del Gran Consiglio del Cantone del Ticino) 
della legge organica comunale e di quella sulla procedura per le cause 
e quistione di amministrativo semplice. — Del 27 aprile 1880. (Racc. 
off. delle Leggi, N. S. VI, p. 72 8.) 

In Erfag von Art. 189 des Gemeindegefepes vom 13. Zuni 1854 
wird bas Verfahren vor bem Diftriftecommiffir in Abminiftrativftreitig= 
feiten über Gemeindefaden genau beftimmt. — 

450. Auslegung (des Kantonsraths des Kantons Untermalben 
ob bem Wald) von Art. 54 der Kantonsverfaffung — Bom 
12, gebruar 1880, (Samml. der Sefege und Verordnungen Bd. IV, 
S. 399 f.) 

Der lebte Sak des Art. 54 (betreffend Beichlußfähigfeit des Re- 
gierungsraths in Refurfen) gilt nicht nur für Refurfe in Ehefachen, von 
denen ber vorhergehende Sag fpridt, fondern für alle in ben Geſchäfts⸗ 
freis des Regierungsraths fallenden Refurie. 

A351. Verordnung (des Landraths des Kantons Unterwalden 
nid bem Wald) betr. bas Verfahren bei Refursbrgehren gegen 
regierungsräthlihe Entſcheide. Vom 22. Januar 1879. 
(Amtsbl. 1879, Nr. 4, ©. 49 ff.) 

Laut Verfaffung von 1877, $ 48, Ziff. 15, fann an ben Lands 
rato refurrirt werden gegen Beichlüffe des Regierungsratbe, von benen 
behauptet wird, daß fie Kantons: oder Bundesverfaffung, Bundesgefege 
oder Ronforbate verlegen. In diefen und andern Fällen, wo bas Gefet 
Rekurs an den Landrath geflattet, foll der Refuvrent ben Refursbeflagten 
vor ben Landrath citiren, und gugleib dem Landbammann zu Handen 
bes Regierungsraths davon Anzeige machen, beides innert 14 Tagen 
jeit Erlaß des angefochtenen Entfcheides, anfonft der Refurs verjährt. 
Refurrent und RelurSbellagter verhandeln mündlid, dann eröffnet der 
Landammann die fchriftliche Bernebmiaffung des Regierungsraths und 
folgt nod Replik und Duplif; neue Beweismittel und Alten, die dem 
Regierungsrath nicht vorgelegen, find unzuläßig. In Abitand der Parteien 
wird dann beratben und Beichluß gefaßt. 

AS2. Arrêté (du Conseil d'Etat du Canton du Valais) con- 
cernant la procédure du Contentieux de l'administration par devant 
le Conseil d'Etat. — Du 17 juillet 1878. (Rec. des Lois, tome XII, 
p. 381 s.) 

In Streitigkeiten, bie gemäß Art. 8 des Gefepes Über Abmini- 
firativiuftiz von 1877 (diefe Seitf@rift, Bd. 21, Abtb. 3, Nr. 534) vor 
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ben Regierungsrath kommen, fol die Eingabe an beffen Prifibenten 
erfolgen, der fie dem geeigneten Departement zur Unterfugung übers 
mittelt; der Regierungsrath entideibet auf deffen Bericht. 

ASS. Anwalts-Geſetz (des Großen Raths bes Kantons 
Thurgau) — Vom 11. April 1880. (Neue Gefeßes:Samml. III, 
©. 310 ff.) 

Zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufs ift zugelaffen jeder ftimms 
berechtigte Schweizerbürger oder Kautonseinwohner, der die Prüfung vor 
ber Kommiffion bes Obergerichts beftebt oder fonft fih genügend über 
Rechtskenntniß und praftifhe Tüchtigkeit ausmeist. Die Rechtsanwälte 
miiffen auf Zumeifung bes Gerichtspräfidenten in Eivilfachen die Brocegs 
führung für eine Partei und in Straffälen bie offizielle Vertheidigung 
übernehmen. Sie fliehen unter der Auffiht der Gerichte, vor denen fie 
auftreten, und legtere Fünnen Disciplinarbußen von gr. 5—50 gegen 
fie ausfpreden. Das Obergeridt bat bie Dberaufficht, mit Bußencompes 
tenz bis Fr. 100 und Redt des Entzugs der VBerufsausübung. $ 8 bes 
fimnit die Anwaltgebühren. Beſchwerden gegen zu hohe Rechnungen 
beurtheilt bas Obergeridt. Bor dem Geihwornengeriht muß jeder Ans 
geflagte durch einen redtéfunbigen Bertheidiger verbeiftänbet fein, dbaber 
beftellt der Gerichtöpräfident nôtbigenfalls einen folgen ex officio aus 
den tburgauifchen Anmälten. Im lorreftionellen Strafproceffe darf fi 
jeder Angeklagte felbit vertbeidigen. Wil ein an das Bezirksgericht Übers 
mwiefener Angeflagter fih burd einen Anwalt vertbeidigen laffen, ohne 
daß es ihm gelingt einen zu finden, fo bezeichnet der Gerichtspräjident 
ebenfalls einen. F 15 beftimmt die Gebühren für folde Officialver⸗ 
theidigungen. 

ASA. Loi (du Grand Conseil du Canton de Vaud) sur le 
barreau. — Du 25 novembre 1880. (Rec. des Lois, tome LXXVII, 
p. 460 ss.) 

Bor Eivilgeriht fann Jedermann außer den Minderjährigen und 
den Snterdicierten feine Sade felbft führen; vor Strafgeriht fann fi 
jeder Angeflagte felbft vertheidigen oder frei einen Vertheidiger wählen; 
gefchieht beides nicht, fo ernennt ibm der Strafgerichtspräfident einen 
Bertbeidiger aus der Zahl der Abvofaten. Anmälte in Givilproceffen 
fonnen nur fein die im Kanton brevetierten Abvolaten, Licentiaten bes 
Rechts von der Laufanner Alademie, Abvofaten anderer Kantone nad 
Maßgabe der Bunbdesgefege, fremde Auriflen mit Ermädtigung des 
Kantonsgerichts nad Vorlegung der nöthigen Ausweisichriften. — Res 
quifite für Erlangung eines Abvofatenbrevets: 23 Fabre, Schweizer 
bürgerrecht, Eigenfchaft eines Licentiaten des Redts von ber Ufademie, 
Zeugniß befriedigenden Arbeitens während wenigſtens 2 Sabren unter 
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einem Abvofaten und Befdeinigungen ber Gerichte, vor benen ber Be 
werber praftiziert bat, über feine Thätigkeit. Dies find erft die Bes 
dingungen für. Zulaffung zum Eramen vor einer befondern Prüfungs⸗ 
fommiffion, auf beren Empfehlung bas fRantonsgeridt bas Brevet 
ettbeilt. Vor Bermittleramt findet feine Vertretung durch Abvofaten fiatt. 
Parteien mit Armenredt miiffen die Abvofaten in beflimmtem Turnus 
unentgeltlich vertreten, ebenfo Angeflagte vor Strafgeriht. Sie find 
verantwortlich für alle von ihrem Büreau ausgehenden Schriften. Art. 22 ff. 
enthalten ben Tarif für bie Abvolatenbonorare und SBoriériften über 
Moderation ihrer Rechnungen burd bas Gericht, vor dem die Sade 
verhandelt worden. Art. 34 ff. meist jedem Gericht eine Disciplinar: 
gewalt über die vor ihm auftretenden Abvofaten zu, Disciplinarfirafen 
find Verweis, Geldbuße von Fr. 10-500, Suspenfion bis auf zwei 
Sabre, Entzug des Brevets. In Iepterm Fall wird der Betreffende über- 
haupt nidt mehr als Vertheidiger eines Angeflagten zugelaffen. Die 
Licentiaten des Rechts fünnen nur unter Leitung und Verantwortlichkeit 
eines Advofaten in Givilproceffen plädiren, auf eigene Berantwortlidfeit 
bagegen in Straffachen angeflagter Klienten. 

435. Loi (du Grand Conseil du Canton de Genève) sur la 
profession d'avocat, modifiant la Loi du 10 juin 1863. — Du 22 juin 
1878. (Rec. des Lois, tome LXIV, p. 219 ss.) 

Zur Ausübung des Abvofatenberufg vor den Genfer Gerichten 
werben als auläffig erflärt die in ihren politifchen und bürgerlichen 
Rechten ftebenden Schweizerbürger, welche an einer fohweizerifhen Unis 
verfität oder Afabemie ben Doftorgrad erlangt oder in Genf während 
act Jahren als Richter oder Gerichtsfchreiber funktioniert oder ein Eramen 
über ihre praftifchen Renntniffe beftanden haben. Der Beruf von agréé 
de première instance wird aufgehoben. Die Auffihtsfommifiion über 
die Abvofaten beftebt aus 19 Mitgliedern, theils Gerichtspräfidenten, 
theils vom Großen Rath, von der Regierung und von den Advokaten 
ernannt. 

AG. Règlement (du Conseil d'Etat du Canton de Genève) 
sur l'examen à subir pour être admis à exercer la profession d'avocat, 
en conformité de l'article 2 de la Loi du 2 juin 1878. — Du 26 no- 
vembre 1880. (Rec. des Lois, tome LXVI, p. 570 ss.) 

Eramenreglement im Anſchluß an vorftehendes Gefet. Eramina: 
tionsfäder: Franzdi. Givilredt, Givilprocep und Gerichtsorganifation, 
Handelsrecht, Strafrecht, Strafprocefi, fchweizerifches Bundesrecht. 

AB7. Verordnung (bed Regierungsraths des Kantons Zürich) 
betr. die Auffidt des Staates über Verfiherung von Fahr⸗ 
babe vom 27. Juli 1880. (Off. Samml. XX, ©. 191.) 
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ABS. Regulativ (besfelben) betr. die Kontrolle über 
die Amtsbürgfhaften vom 21. Auguft 1880. (Off. Samml. XX, 
S. 202.) . 

Beide Kontrollen liegen ber Finanzbireftion ob. 

ASD. Reglement (bes Meyierungsraths des Kantons Luzern) 
für die Gemeinderatbsfanzleien. — Vom 12. Dezbr. 1879. 
(Sammi. der Berordn. des Renierungsraths, Heft VI, ©. 17 ff.) 

Dem Gemeinberatbsfchreiber liegt u. A. die Kührung des Hands 
änberungs: (Kaufs«) Protokolls, des Hypothefen- (Gülten:) Protokolls, des 
Brotofolls für amtliche Erbstheilungen über fahrende Gutbaben, bes 
Bogtrehnungsprotofols, des Grundbuchs, der Givilftandsregifter, ber 
Leumunbds refp. Straffontrole, der Kontrole über Heimatfcheine, über 
Mobiliarverfiherungsverträge, des Protofolls über Wechfelprotefte ob. 
Man fiebt daraus, wie midtig biefe Beamtung für das Gebiet ber 
fog. freiwilligen Gerichtsbarkeit if. Der Gemeinderathsjchreiber bezieht 
die für die betreffenden Geſchäfte feftgefesten Sporteln, falls ibm bie 
Gemeinde nicht eine fire Jahresbeſoldung ausfegt. Gr bat ben frei: 
wiligen Liegenfhafts: und Fabrniffteigerungen, fomie ben aıntlichen 
Erbstheilungen Über fabrendes Guthaben, wenn immer môglid, pers 
fönlich beizumohnen. Er fertigt bie Rauf:, Taufd: und Theilungs: 
briefe, fowie die Gültfoncepte und Gantrövel aus und fonfrontirt biefe 
Ausfertigungen mit dem Semeinderathspräfidenten an der Hand ber 
frübern Verhandlungen, er verbalilirt die unter amtlicher Auffibt ftatts 
findenden Grbsverbanblungen u. f. m. Das Reglement verbreitet fi 
befonders einläßlic Über Modus der Ausfertigung der Akten, Aufbes 
wabrung berfelben und jährlide Vifitation des Archivs. 

160. Regulativ (des fRantonsraths des Kantons Appenzell 
A.⸗Rh.) für die Gemeinbefanaleien des Kantons. — Bom 
22. November 1880. (Amtsblatt 1880, S. 414 ff.) 

Hier erwähnt wegen der für Führung des Bormundfchaftswefeng, 
für Beforgung der Erbtheilungen, für Kaufverfchreibungen und Liegens 
fbaftsverfteigerungen, für Supotbefarmefen, für Ronfursmefen erforders 
lichen Protofolle und Regifter. Feuerfefier Aufbewahrungsort ber 
Kapitaltitel von Bevormundeten nöthig. Vorſchrift des Inhalts der 
Kaufverfhreibungen. Einrichtung des Unterpfandsprototolls namentlich 
in Rüdjiht auf Mutationen. 

AGI. Beſchluß (des Regierungsraths des Kantons Thurgau) 
betreffend Kontrolirung des Raffavertebrs ber Notariats= 
fanzleien mit Bezug auf vorfommende Erbſchaftsliquida— 
tionen. — Bom 5. Herbfimonat 1879. (Neue Gef.-Samml. III, 
S. 258.) 
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Berpflidtung der Gemeinbeammänner zu femefterweifer Einfen: 
bung ber amtlichen Grbtheifungen an bas Begitiéamt zu Handen dee 


Bezirksrathes. | 
462. Berordnung (bed Regierungsratbs des Ris. Thurgau) 
betreffend bas Rednungsmefen ber Notariat. — Bom 


12. Gbriftmonat 1879. (Nene Geſ.⸗Samml. III, S. 265.) 

Berpflidtung der Notare zu monatlidem Kaſſenabſchluß und 
Vormweifung an die Bezirfsräthe. 

4683. Loi (du Grand Conseil du Canton de Fribourg) mo- 
difiant les conditions & remplir pour occuper un poste de contröleur 
des hypothèques ou de substitut. — Du 13 mai 1880. (Bull. off. des 
Lois, vol. 49, p. 84 ss.) 

Hauptfählih Eramenvorfcriften. 

AGA. Arrêté (du Conseil d'Etat du Canton de Fribourg) mo- 
difiant l’art, 1 du règlement du 11 octobre 1869 pour les examens des 
aspirants à l'exercice du barreau, du notariat et de la procure. — 
Du 25 octobre 1880. (Bull. off. des Lois, vol. 49, p. 148 s.) 

A635. Règlement (du Conseil d'Etat du Canton de Vaud) pour 
les examens des aspirants au brevet de commissaire-arpenteur. — Du 
27 avril 1880. (Rec. des Lois, tome LXXVII, p. 66 ss.) 

Hier erwähnt wegen Art. 10 und 11; zu den Eramenfächern 
gehören bas Givilreht und bas GivilproceBredt, fomweit fie Bezug haben 
auf bas Grundeigentbum und die verfchiedenen Arten ber Uebertragung 
besfelben, fomie der code rural; Eraminator ift der Profeffor des Civil 
rechts an ber Akademie von Laufanne. 

A66. Règlement (du Conseil d'Etat du Canton de Neuchâtel) 
pour les géomètres de district. — Du 18 janvier 1879. (Rec. des Lois, 
tome XIV, p. 193 ss.) 

Amtsordnung für die Difiriltégeometer, beren Sunftionen Art. 9 
ber Vollziegungsverordnung zum Rataftergefeg feftfett. 

A467. Gefet (der Landsgemeinde bes Kantons Glarus) Über 
bie fantonalen Shatungstommiffionen und deren Berrid 
tungen. — Bom 8. Juni 1879. (Nadtrige zum Landsbuch, Heft 1, 
1879, ©. 11 ff.) 

Wo in Folge Gefeges oder Verwaltungsverfügung Mobiliare 
oder Ymmobiliarmwertbe feftzuftellen find, und nicht fdon eine befondere 
fRominiffion (Wahlgemeindes oder Gebäudeſchatzungskommiſſion) dafür 
beftebt, fol eine fantonale Schagungsfommiffion erfter und zweiter In⸗ 
flan eintreten. Die erfte Inſtanz beftebt aus Präfident, 2 Mitgliedern 
und 2 Suppleanten, bie zweite aus Präfident, 4 Mitgliedern und 2 
Criagminnern. Die Prafidenten wählt ber dreifache Landrath, die an: 
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dern ber Rath. Verfahren: auf fbriftlite Gingabe bes die Schakung 
Berlangenden Borladung der Betbeiligten zu mündlichem fontrabiftos 
rifhem Verfabren, auf Grund bdeffen die Schatzung dann flattfindet. 
Refursfrift 14 Tage feit Zuſtellung des fchriftlihen Erkenntniſſes erfter 
Snflanz. 

468. Runbmagung (des Regierungéraths des Kantons Ba: 
felftabt) betreffend bas Ragionenbud. — Vom 9. März 1880. 
(Sef.-Samml. Bd. XX, S. 138.) 

Die Aufficht Über bas Ragionenbud liegt nicht mehr bem Des 
“partement des Innern, fonbern bem Auftizdepartement ob. 


A69. Loi (du Grand Conseil du Canton de Fribourg) concer- 
nant la fixation des truitements des fonctionnaires et employés de l'Etat. 
— Du 25 novembre 1879. (Bull. off. des Lois, vol. 48, p. 161 ss.) 

Gegenüber bem Gefege vom 25. Mai 1872 (diefe Zeitſchrift 
‘Bb. XIX, Abth. 3, ©. 133, Nr. 291) Erbibung der Richterbeſoldungen 
am Rantonggericht: Präfident 3200 Fr., Richter 3000 Fr., Geribts- 
ſchreiber bleibt bei 1200 Fr. und Gebühren. 

470. Loi (du Grand Conseil du Canton de Fribourg) modi- 
fiant les traitements des membres des tribunaux d'arrondissements. — 
Du 13 mai 1878. (Ball. off. des Lois, vol. 47, p. 52 8.) 

n Betracht, daß durd bas Geſetz Über Gerichtsorganifation, das 
mit 1. Januar 1874 in Kraft getreten if, bie Gefchäfte ber Bezirks⸗ 
gerichte fid vermehrt haben, werden die Befoldungen erhöht: für die 
Präfidenten 1600 Fr. (Bezirk Bevavfe), 2500 Fr. (Bezirke Broye, Sins 
gine, See, Glane), 2600 Gr. (Bezirk Grenerz), 2800 Fr. (Bezirk Saane), 
für die Richter 350 Fr., refp. 450, 600, 800. 

471. Decreto (del Gran Consiglio del Cantone del Ticino) 
‚sull’ aumento d’onorario ai Presidenti e Giudici dei Tribunali distret- 
tuali di Lugano e Locarno. — Del 10 febbraio 1878. (acc. off. delle 
Leggi, N. S. IV, p. 17.) 

Präfident in Lugano 1800 Gr., in Locarno 1600 Fr., Richter 
714 Fr. 50 Gts. 

472. Decreto (del Gran Consiglio del Cantone del Ticino) 
sull’ onorario, trasferte ed indennizzi ai membri del Tribunale supremo. 
— Del 23 maggio 1878. (Race. off. delle Leggi, N. S. IV, p. 73.) 

Präfident des Obergerichts 1700 Fr. (ftatt bisher 1500), Richter 
1400 gr. (fiatt 1200). Reifeentihädigung und Taggeld von 5 fr. ertra. 

478. Loi (du Grand Conseil du Canton de Genève) modifiant 
l'art. 12 de la Loi du 3 mai 1876 sur l'organisation judiciaire. — 
Du 19 juin 1878. (Rec. des Lois, tome LXIV, p. 217.) 

Die Richter erhalten 2000 Fr. Fabresbefolbung. 
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ATA. Beſchluß (des Lanbratbs des Kantons Uri) betreffend 
Gehalt des Staatsanmalts. — Vom 28. Januar 1879. (Amts 
blatt 1879, ©. 59.) 

Erhöhung auf 1200 %r., wogegen der Staatsanwalt im Verbin= 
berung@fall feinen Vertreter auf eigene Roften flellt. 

475. Modificazioni (del Gran Consiglio del Cantone del Ticino). 
di leggi circa l'onorario det funzionarî del Ministero pubblico. — De 
28 aprile 1880. (Racc. off. delle Leggi, N. S. VI, p. 80 s.). 

Befoldung des Staatsanwalts 3000 Fr., des Subftituten 2000 Fr. 
Außerdem Reifeentibidbigungen. Unterjuhungsricter und Subftitut je 
2200 Fr., außerdem Reifeentfhädigungen. Sekretär des forreftionellen: 
Diftriftsgerichts in Lugano Fr. 1000. 

476. Décret (du Grand Conseil du Canton de Vaud) fizant 
le traitement du substitut du greffier du Tribunal contonal. — Du 
19 novembre 1880. (Rec. des Lois, tome LXXVII, p. 367.) 

3000 Gr. Vabresbefoldung. 

477. Décret (du Grand Conseil du Canton du Valais) fixant 
le traitement des officiers de l'état civil, — Du 21 novembre 1878. 
(Rec. des Lois, tome XII, p. 403 s.) 

Befolbung 16 Gts. jährlih auf die Seele der Bevölkerung bes 
Eivilftandsbezirte. Sebod Minimum 70 Fr. und Marimum 600 Fr. 
Nuferdbem einige Feine Sporteln, foweit fie bas Vundesgefeg geftattet. 

A478. Décret (du Grand Conseil du Canton du Valais) addi- 
tionnel à celui du 28 mai 1877, concernant le tarif des frais de justice. 
— Du 80 mai 1879. (Rec. des Lois, tome XII, p. 448 ss.) 

Aendert bie NReifeentfhädiqungen der Gerichtsbeamten (bloß ein 
Reifegelb bei Vornahme mehrerer. Alte auf berfelben Reife) ab und 
mobificirt einige Kleinere Einzelheiten. 

© 479. Dekret (des Großen Raths des Kantons Luzern) über 
bie Befoldung der adminiftrativen Beamten und Angeftell: 
ten des Staats. — Vom 20. Mai 1879. (Samml. ber fantonalen 
Gefege Bb. VI, S. 301 ff.) 

Hier allenfalls wegen ber Befoldungen der Sudthausangeftelten 
(Zuchthausdirektor 2000 Fr. und freie Wohnung u. f. w.) aufzuführen. 

ASO. Revidirte Gehaltslifte (des Großen Raths des Ris. 
Graubünden). — Bom 6. Dezember 1878, in Kraft mit 1. San. 
1879. (Berbbi. des Gr. Raths, 1878, zweite Hälfte, S..48 ff., 136 ff.) 

Erhöhung der Gehalte gegenüber der Gebaltelifte von 1872. 
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481. Tarif (bee Kantonsratbs des Kantons Appenzell A.⸗Rh.) 
über Taggeldber, Reifeentihädigungen, Sporteln u. f. f. (mit 
Ausschluß der eigentlichen Befolbungen). — Bom 22./23. November 
1880. (Amtsblatt 1880, S. 424 ff.) 

A82. Beſchluß (des Dbergerichts des Kantons Züridh) betr. 
bie von den Gerichten zu erbebenben Staatsgebühren. — 
Bom 30. Dezember 1878. (Offiz. Samml. XX, S. 23 ff.) 

Der F 1188 ded Gefetes betreffend die Nechtopflege enthält die 
allgemeine Borfbrift: „Wo das Gefet feine fire Staatsgebühr beitimmt, 
Ut die Größe derfelben innerhalb der gefegten Grenzen in einem ber Bedeu 
tung ber Sade und bem Umfang der zur Erledigung berfelben erforbers 
lichen Thätigleit entiprechenden Maaß feftzufegen. Bei Civilprozeß ift biebei 
in erfter Linie der Œtreitmerth in Betracht zu ziehen.” Dur den 
Kantonsrath wurde indeffen bas Obergericht eingeladen, zu prüfen, auf 
welhem Wege eine gleihmäßige Anwendung einer angemeffenen Staatss 
gebühr bei ben Gerichten zu erzielen fei, und in Folge deffen wurden 
nun ganz beftimmte Anfäge aufgeftellt, welche fib je nad dem Streits 
wertb innerhalb einer gewiffen Limite bewegen. A. v. 0. 

ASS. Gefet (der Landegemeinde des Kantons Untermalben nid 
bem Wald) betreffend Befoldung der Liquidationss oder Ron: 
fursfommiffion. — Vom 25. April 1880. (Amtsblatt Nr. 16, 
©. 368 f.) 

In Mobififation des Gefebe8 vom 24. Februar 1874 (diefe Zeit: 
fchrift XIX, Abth. 3, Nr. 286) wird bem Ronfuriiten und ben 
Gliubigern bas Refurgredit gegen die von der Ronfursfommiffion be: 
redneten Liquibationefoften (für bie feine Tare beftebt) an den Regie: 
rungérath eingeräumt, und werben gefetlihe Taren berabgefett. 

ASA. Arrêté (du Conseil d'Etat du Canton de Vaud) reglant 
les émoluments des procureurs-jurés en matière contentieuse. — Du 
23 février 1878. (Rec. des Lois, tome LXXV, p. 46 ss.) 

Detaillirte Tarbeffimmung für alle Arten von Gefhäften der 
procureurs-jurés. 

ASS. Arrêté (du Conseil d'Etat du Canton de Genève) modi- 
fiant les articles 26 et 27 du Règlement du 12 novembre 1869 sur le 
tarif des émoluments des notaires, des avocats, des greffiers et des 
huissiers en matière civile. — Du 11 mai 1880. (Rec. des Lois, 
tome LXVI, p. 258 ss.) 

Die im Gefege von 1869 für Procekführung aufgeftellten Taren 
gelten bei einem Streitbetrag bis auf 750 %r., werden auf die Hälfte 
rebucitt bei Sanbelsgeribtéproceffen im Betrage von höchſtens 200 Fr. 
und verdoppelt bei Streitbetrag über 750 gr. 
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A86. Detret (des Rantonsraths de Kantons Zug) über Ab: 
änderung des Gefebes betreffend ben NRedtstrieb vom 
25. Beinmonat 1815. — Vom 30. Oftober 1879. (Samml. ber 
Gef. Bo. VI, Nr. 14.) | 

Betrifft Abänderung bes Sporteltarifs in Rechtstriebſachen. 

A87. Arrêté (du Conseil d'Etat du Canton de Genève) modi- 
fiant l article 89 du Règlement du Conseil d'Etat sur le tarif des 
émoluments des notaires, avocats, greffiers et huissiers, du 12 novembre 
1869. — Du 18 novembre 1879. (Rec. des Lois, tome LXV, p. 362 s.) 

Die Gebühren bes Gerichtsfchreibers des Handelsgerihts für feine 
Thätigkeit bei Fallimenten werben neu beftimmt: auf 1°/oo bes reali: 
fierten Aftioums ber Maſſe und 20 Gr. bis 125 Fr. als fefte Gebühr 
von jedem Faliment je nad bem Betrag ber Aftiven. 


Gefälligfi aufzubewahren. 


Generalregifter 


zur 


Beitfehrift für ſchweizeriſches Recht 
Band I—XXIT. 


Complete Eremplare der ganzen Retbenfolge Band 1—22 
geben mir zu bem Preiſe von dr. 150. — ab, fo lange 
der nur ganz geringe Vorrath nod reicht; dagegen 
offerieren mir die nachftehenden Bände und einzelnen Hefte zu 
bem ermäßigten Preis von dr. 2. — per Heft oder Fr. 4. — 
per Band: 

I. Band 1. Heft. II Band 1. Heft. III Band 1. und . 
2. Heft. IV. Band 1. und 2. Heft. V. Band. 2. Heft. VI. Band. 
VII. Band. VIII. Band 1. und 2. Heft. IX. Band. X. Band. 
XI. Band 1. und 2. Heft. XII. Band 1. und 2. Heft. 
XIII. Band 1. und 2. Heft. XIV. Band 1. und 2. Heft. 
XV. Band 1. Heft. XVI. Band 1. und 2. Heft. XVII. Band 
1. und 2. Heft. XVIII. Band 2. Heft. XIX. Band 1.,2. und 
3. Heft. XX. Band 1., 2. und 3. Heft. XXI. Band 1, 
2. und 3. Heft. XXII. Band 1. und 2. Heft. 


Die Bande I-XVIII und XXII erſchienen in 2 Heften, 
ZIX— XXI dagegen in 3 Heften. 


8. Detloffs Buchhandlung 
in VBafel. 
Bajel, April 1882. 


Generalregitter 


zu 


Sand I— XXII der „Beitfchrift für ſchweizeriſches Recht“. 


I. Abhandlungen. 
a) Gadregifter. 


Aargau fiehe Strafgejegentwürfe. 

Anwendung neuer Gejebe auf beitehende Rechtsverhältniſſe (3. 
von Wyß). III. 124. 

Appenzell Außer-Rhoden |. Hypothekarweſen. 

Aufgabe biejer Zeitfehrift (3. Schnell). I. 3. 

Baſel |. Rechtsverfaſſung. 

Baſelſtadt |. Strafverfolgung. 

Bafelland |. Gantmefen. 

Bern |. Strafgejeßentwürfe. 

Beige, die Lehre vom (Dr. Rüttimann) VIII. 3. 

Bürge und Selbftzabler (Andreas Seusler). IX. 68. 


Eantonalgefebfammlungen Ueberfidt (3. Schnell). XI. 110. 
Centralifation des Privatrechtes (Referat von F. von Wyß). 
XV. 9. 


idem (Referat von S. Raifer). XVI. 79. 
Civilgefege von Zürich, Neuenburg, Wallis (3. Schnell). VI. 53. 
Civilproceß ded Kantons Zürich, Reform deffelben (3. von Wyß) 

II. 35. 


Civilprocef, neuer, was kann er vom alten lernen? (IS. Schnell.) 
IV. 85. 
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Givilproceffe, fantonale (Referat von G. König). XI. 15. 
Collifion veridiebener Privatredte (%. von Wyß). IL 35. 


Concursprivilegien (Referat von A. Heusler). XIV. 17. 
Concursproceß, Bildung nach ſchweizeriſchen Rechten (A. Geusler). 
. 117. 


Domicile civil suivant les législations cantonales (Referat 
von H. Gaulis). XIH. 5. 


Eheliches Güterredt der öftlihen Schweiz (A. von Orelli). 

III. (1) 83. VL 3. 
ibem Wandelbarkeit, Collifion 2c. (P. F. von Wyß). 

XXII. 41. 

Eheſchließung nach ſchweizeriſchen Rechten (3. von Wyß). XX. 85. 

Ginginferei und deren Ablöfung im Kanton Luzern (Soft Peyer). 
XV, 83. 

Erbrecht der väterlichen und der mütterlichen Seite in der öftlichen 
Schweiz (F. von Wyß). IV.111. V. 3. 

Erbrechte des Rantons Schwyz (Pt. Rotbing). V. 109. 


Freie Bauern, Freiämter u. |. w. (F. von Wyß). XVIII. 19. 
Forum contractus und ſchweizeriſches Bundesrecht (A. Seusler). 
XXI 23. 
Gantmefen, bas baſellandſchaftliche (G. Brodtbed). XX. 3. 
Gemeinland in Unterwalden, Rebtaverbaltniffe (A. Heusler). 
X, 44. 
Geſchwornengerichte für Sraubündten CB. €. von Planta). IV. 29. 
Glarus Î. Strafgefegentmürfe. 
Sraubündten |. Privatredt. 
ibem j. Geſchwornengerichte. 
idem ſ. Strafverfahren. Ä 
Grundprotofolleinträge, Rechtskraft derfelben (PB. F. von Bof). 
XVII. 91. 


Gült und Schuldbrief (F. von Wyß). IX. 3. 
Handelsreht, Entwurf eines ſchweizeriſchen (A. Seusler). 
XIII. 131. 
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Haus⸗ und Hofmarken (Homeyer). II. 102. 
Sypotbelarredte, jchmeizeriihe (P. FT. von Mob). XIX. 3. 
Hypothekarweſen von Appenzell Außer⸗Rhoden (Buberbühler). 
XIX, 31. 
idem von Neuenburg (3. P. Seanneret). XIX. 44. 
ibem von Nidwalden (K. Deihwanden). XIX. 23. 
dem von Shwy (J. M. Rotbing). VI.151. XIX. 9. 


Snternationales Strafredt der Schweiz (R. Schauberg). XVI.107. 
Juriſtiſche Gefellichaft, Verhandlungen. Zürih 1862. XI. 5. 

idem Bajel 1863. XII. 3. 

idem Lauſanne 1864. XIII. 5. 

idem Bern 1865. XIV. 3. 

idem Aarau 1866. XV. 3. 

idem Glarus 1867. XVI. 3. 

idem Solothurn 1868. XVI. 79. 


Kölnische Redt in ben zähringiſchen Stäbten (E. Huber). 
XXI. 3. 


Landgemeinden, ſchweizeriſche, Entwicklung (%. von Wyß). I. 20. 
Landsgemeinde in Nidwalden, Entwidlung (R. Deſchwanden). 
VI. 9. 
Lebtmillige Berfügungen nach ſchweizeriſchen Rechten (5. von Wyß) 
XIX. 68. 
Literarifches und fünitierifhes GCigentbum (A. von Orelli). 
| XII. 109. 
Luzern f. Einzinjerei. 
Neuenburg |. Civilgelebe. 
item ſ. Hypothekarweſen. 
idem ſ. Strafgeſetzentwürfe. 
Nichtigkeitsbeſchwerde in ſchweizeriſchen Civilproceßordnungen 
(A. Heusler). XV. 103. 
Nidwalden ſ. Hypothekarweſen. 
ibem ſ. Landsgemeinde. 
ibem ſ. Vogtskindervermögen. 
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Niedergelaſſene, ſchweizeriſche, Recbtaverbaltniffe (Referat von 
Dr. Rüttimann). XVI. 11. 


Organi8mu3, äußerer, der ſchweizeriſchen Gejebgebungen (I. 
Schnell). XI. 95. 


Pfandverſchreibung, freiwillige, von Fabrbabe (I. D. Rahn). IL. 1. 
Privatrecht, bündneriſches (P. C. von Planta). VIII. 119. 


Rechtseinheit, Schweizerische, geichichtliche Bemerkungen (I. Schnell). 
XVIII. 3. 


Redtsliteratur, ſchweizeriſche, 1851—58 (I. Schnell). VIII. 85. 
dem 1859-63 (3. Schuell). XI. 127. 
. tem die frühere (3. Schnell). XIII. 112. 
Redbtaverfaffung und Gefeggebung von Bafe{ (I. Schnell). 
II. 106. 


Reidavogtei Zürih (F. von Wyß). XVII. 3. 
Schuldbetreibung nad fchmeizerifchen Rechter (F. von Mob). 
VII. 3. 


Schwyz |. Erbredite. 
ibem ſ. Hypothekarweſen. 

Solothurn ſ. Strafgeſetzentwürfe. 

St. Gallen ſ. Strafgeſetzentwürfe. 

Strafgeſetzentwürfe von Neuenburg, Bern u. |. w. (I. Schnell). 

V. 39. 

Strafrebt3pflege in der Landvogtei Thurgau (Krapf). IV. 3. 
Strafverfahren, bas bündtneriſche (P. E. von Planta). V. 87. 
Strafverfolgung, ſpeziell in Baſelſtadt ( E. Thurneyſen). XIV.131. 


Thurgau ſ. Strafrechtspflege. 

Unterwalden ſ. Gemeinland. 

Vogtskindervermogen im Concurſe in Nidwalden (K. Deſchwanden). 
XVI. 48. 

Vorunterſuchung im Strafproceſſe (Referat von Dr. Ritti: 
mann). XII. 13. 

Wallis |. Civilgejeke. 
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Wechielfähigkeit, allgemeine (P. Speifer). XXI. 3. 
MWechjelordnung, ſchweizeriſche (A. von Orelli). X. 3. 
Wucherfrage (Referat von W. Munzinger). XV. 41. 
Zehntrecht nach ſchweizeriſchen Rechtsquellen (3. Schnell). ILL.50. 
Züri |. Civilgeſetze. 

ibem ſ. Eivilprocek. 

ibem ſ. Reichsvogtei. 

idem ſ. Strafgeſetzentwürfe. 

Zug ſ. Strafgefeßentmwürfe, 


b) Verfaffer. 
Brodtbeck, Dr. Guitar, bas bafellandichaftliche Santmefen. XX. 3. 
Deſchwanden, Karl, die Entwicklung der Landbagemeinde in Nids 
walben. VI. 99. 
— — Vorrecht des Vogtskindervermögens im Concnrie. 
XVI. 48. 
— — Die Hypothek nad Nidwaldner Redgt. XIX. 23. 
Gaulis, M., le domicile civil suivant les législations 
cantonales (Referat). XIII. 5. 


Seusler, Andrea, die Bildung des ConcurSproceffe8 nad 
ſchweizeriſchen Rechten. VII. 117. 
— — Bürge und Selbitzahler. IX. 68. 
— — Die Recdhtöverhältnifie am Gemeinland in Unters 
walden. X. 44. 
— — ber Entwurf eines ſchweizeriſchen HanbelSredts. 
XIII. 131. 
— — Die Concur8privilegien (Referat). XIV. 17. 
— — Die Nichtigkeitäbefchwerbe in ſchweizeriſchen Civile 
procegorbnungen. XV. 103. 
— — bas forum contractus und bas fchmeizerifche 
Bunbesredt. XXI. 23. 
Homeyer, O. T. R., Hause und Sofmarten. II. 102. 
Huber, Eugen, bas kölniſche Recht in ben zähringifchen Städten. 
XXII. 3. 
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Yanneret, I. P., le système hypothécaire du canton de 
Neuchâtel. XIX. 44. 


Raifer, Simon, Centralifation des hrweizeriſchen Rechts (Referat). 
XVI. 
Koͤnig, Guſtav, kantonale Giro (Referat). XI. 15. 
Rotbing, M., die Erbredbte des Ranton3 Schwyz. V. 109. 
— — bas Sypothefarmefen im Kanton Schwyz. VI. 151. 
XIX. 9 


Krapf, die Strafredtapflege in ber Lanboogtei Thurgau. IV. 3. 
Munzinger, W., die Buderfrage (Referat). XV. 41. 
von Orelli, A., dag eheliche Güterrecht der öftlichen Schmelz. 
IH. (1) 83. VI. 3. 
— — Die ſchweizeriſche Wechjelordnung. X. 3. 
— — literariſches und fünftlerifches Eigenthum. XIT, 109. 
Peyer, Soft, die Einzinferei und deren Ablbfung im Kanten 
Luzern. XV. 83. 
von Planta, P. C., die Geldmornengeridte für Graubünbten. 
IV. 29. 
— — bas bindtnerifhe Strafverfabren. V. 87. 
— — Da bünbtnerifde Privatredt. VIII. 119. 


Rabn, I. D., die freimillige Plandverſchrrihuns von Kahrhabe- 
II. 


Rittimann, Dr., die Lehre vom Befibe. VIII, 3. 
— — de Borunterfudung im Strafprocejje (Referat). 
XII. 13. 
— — De Rechtäverhältnijje der ſchweizeriſchen Niederges 
lafjenen (Referat). XVI. 11. 


Schauberg, R., bas internationale Strafrecht der Schweiz. 
. XVI. 107. 
Schnell, S., die Aufgabe diefer Zeitſchrift. I. 3. 
— — Rechtsverfaſſung u. Gefebgebung von Bafel. II. 106, 
— — Das Sebntredt nach jchmweizeriichen Rechtsquellen. 
III. 50. 


Schnell, J., was fann der neue Givilprocefs vom alten lernen? 


IV. 85. 
die Strafgejeßentwürfe von Neuenburg, Bern u. |. 10. 
V. 39. 


die Civilgefete von Züri, Neuenburg, Wallis. 
VI. 53. 
die Rechtäliteratur der Schweiz. 1851-58. VIII. 85. 
item 1859—63. XI. 127. 
ibem frübere ſchweizeriſche XIII. 112. 
der äußere Organi8mus der ſchweizeriſchen Geſetz⸗ 
gebungen. XI. 95. 
Veberfiht der fantonalen Geſetzesſammlungen. 
XI. 110. 
Geſchichtliche Bemerkungen über ſchweizeriſche Rechts⸗ 
einheit. XVIII. 3. 


Speiſer, P., die allgemeine Wechſelfähigkeit. XXI. 3. 


Thurneyſen, 


E., die Rechtſprechung in Straffällen und die 
Strafverfolgung. XIV. 131. 


von Wyß, F., die ſchwelzeriſchen Landgemeinden. I. 20. 


Colliſion verſchiedener Privatrecdhte. II. 35. 

die Anwendung neuer Geſetze auf beſtehende Rechts⸗ 
verbàltniffe. III. 124. 

die Reform des zürcherifchen Eivilprocefjes. IV. 47. 

bas Erbrecht der väterlichen und der mütterlichen 

Seite in der öftlihen Schweiz. IV. 111. V.3. 

die Schuldbetreibung nad ſchweizeriſchen Rechten. 

VII. 3. 


Sült: und Schulbbrief nad zürderifchen Rechten. 
IX. 3. | 

die Centralifation bes Privatrechts Cena). XV.9. 

die Reib8vogtei Zürich. XVII. 

die freien Bauern, Treiämter, inerte u. f. w. 
XVIII. 19. 
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von Wyß, Fr., die letztwilligen Verfügungen nad ſchweizeriſchen 
Rechten. XIX. 68. 

— —  bieChedliegungnad fchmeizerifchen Rechten. XX.85. 
von Wyß, P. F., die Rechtskraft der Grundprotofolleinträge. 
XVII. 91. 

— — Beiträge zu den ſchweizeriſchen Hypothekarrechten. 
XIX, 3. 


— — zur Lehre von der Collifion und der Wanbdelbarfeit 
der ehelichen Güterredte. XXII. 41. 


Zuberbübler, das Hypothefarmejen von Appenzell Außer:Rhoden. 
XIX, 31. 


c) Litteraturanzeigen. 


Argovia, Jahresſchrift der Hiftorifchen Gefellibaft des Kantons - 
Aargau. 1860, IX. 97. 
Arnold, W., Dr., zur Geſchichte des Eigenthums in den deutjchen 
Städten. X. 145. 
Jacottet, le droit civil Neuchâtelois. XXII. 105. 
König, G., Dr. Prof., Bernifche Civil: und Civilproceßgeſetze. 
| 4. Band: Perfonenredt. XXI. 92. 
Masse, J. E., Guide annoté pour les débats criminels etc. 
1. (2) 75. 
— — Observations sur la position des questions au 
Jury. V. 179. 
von Drelli, A., die ſchweizeriſchen Rechtsjhulen u. |. w. XXII. 101. 
Dfendrüggen, Ed., bas alamannifhe Strafredt. IX. 89. 
— — Gtudien zur beutihen und ſchweizeriſchen Rechts⸗ 
geſchichte. XVI. 69. 
Schreiber, Dr., die ehelichen Güterrechteder Kantone. XXII. 103. 
Ulmer, R. Eb., Dr., Commentar zum Sürder Privatgeleb- 
bud, Supplementband. XXI. 87. 
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II. Reisisquellen und altere ſchweizeriſche Sedislitieratur. 
Eidgenoſſenſchaft: Franz Michael Bühler, Compendium des ge 
meinen eibgenöfftfchen Rechts. XVL 
Züri: Rechtsquellen. LIL. IV. 
—  Rotulus des Stift3 Großmünfter. XVII. (Ubbanb: 
lungen pag. 67.) 
—  Regtsquellen der Grafſchaft Kyburg. XIX. 
Bern: Nedtsquellen. VIII. IX. X. XX. 
Luzern: Rechtsquellen. V. 
—  Renmarb Eyjat, Libell des Gottesbuies im Hof. XVI 
Uri: Rechtsquellen. XL XII. 
Schwyz: Rechtäquellen. II. 
Unterwalden: Rechtöquellen. X. 
Obwalden: Rechtsquellen. VIII. 
— idem Engelberg. VII. 
Nidwalden: Rebt3quellen. VI. 
Glaru3: Rechtsquellen. V. VI. 
Zug: Rechtsquellen. I. 
Freiburg: Rechtsquellen. XXI. XXII. 
Bafel: Rechtöquellen. II. III. 
Aargau: Rechtsquellen. XVII. XVIII. 
Thurgau: Redtsquellen. I. 
Waadt: mandements d’Aigle. XX. 
— commentaire coutumier von Pierre Quisard nebft 
Gloffar. XIII. XIV. XV. 
Neuenburg: G. v. Montmollin, traité sommaire des fiefs 
de Neuchätel. XIX. 


III. Gejebgebung und Rechtspflege. 
a) Gefebgebung. 
Schweizeriiche Gefebgebung im Sabre: 
4851 I. 1853 II. 
1852 Il. 1854 IV 
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Sqhweizeriſche Geſetzgebung im Jahre: 


1855 1866 XV. 
1856 VI 1867—1868 XVII. 
1857 VII. 1869—1871 XVIII. 
1858 VIII. 1872-1874 XIX. 
1859 IX. 1875—1877: 

1860—1862 XI. 1. PBunbesgejetgebung XX. 
1863 XII. 2. Gantonalgefeggebg. XXI. 
1864 XIII. 1878—1880 XXL. 
1865 XIV. | 


b) Redtapilege. 
1. Ariheile: 
a) Des Sundesgeridts : 

vom 3. Suli 1852 in Saden Marie Dupré contra Stand 
Sreiburg. II. 41. 

vom 5. Suli 1852 in Sachen Freiburg contra Wallis. IT. 47. 

vom 20. April 1855 in Saden Stadt Luzern contra Stand 
Luzern (Reufbride). V. 12. 

vom 2. December 1857 in Saden Stadt Züri contra Stand 
Züri (Kaufhausgefälle). VII. 3. 

vom 10. December 1856 in Saden Rammermann contra 
Schweizeriiche Centralbahngeſellſchaft. VIII, 4. 

vom 3. Juli 1858 in Saden Uri, Schwyz und Conforten 
contra Luzern, Freiburg und Conjorten (Abrechnung über 
die Sonderbundskriegskoſten). VILI. 28. 

vom 20. December 1859 in Saden Wolfrath contra Eidges 
noſſenſchaft. IX. 22. 

vom 16. December 1859 in Sachen alte Regierung von Luzern 
contra Sonderbundscantone. IX. 50. 

vom 1. December 1860 in Sachen Cinmobnergemeinde contra 
Burgergemeinde Neuenburg (Proceß Purg). IX. 83. 

vom 28. October 1862 in Saden Bafelland contra Bafelftadt 
(Basler Schanzenproceß). XI. 13. 

vom 2. Juli 1863 in Sachen Camenzind (Eheſcheidung). XI. 35. 
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vom 4. Juli 1862 (Urner Poftproceg). XII. 31. 
vom 2. Juli 1862 Coblenzer Fährenbefiger contra Nordoft- 
babn. XII. 38. 
vom 31. October 1862 in Sachen Gemeinde Homburg contra 
Schweizer. Centralbabn (Homburger Bachproceß). XII. 44. 
vom 8. Januar 1862 in Saden Gemeinderat Typunftetten 
contra Bundesrath (Haftbarkeit des Bundes für Beamte 
[Sonfuln]). XII. 54. 
vom 17. November 1864 in Saden Bern contra Solothurn. 
XV. 3. 
vom 18. November 1864 in Sachen Graubündten contra Teffin 
(Siltigfeit eines Schiedsſpruchs). XV. 43. 
vom 2. Juli 1869 in Saden Geiftlichkeit Schaffhaufen contra 
Fiscus Schaffhaufen. XIX. 152. 
b) Des Sundesraths: 
vom 12. November 1856 Execution eines Civilurtbeils. VI. 99. 
vom 20. Suni 1871 Sablung8bomicil und Geribtaftand 
(Wallifer Nefcriptionen). XVIII. 35. 
c) Eines Eidgenöffifhen Sciedsgeridts: 
vom 16. Mai 1854 Solothurn contra Bern (Korberung an 
den Fürftbiichof von Bafel). III. 144. 
d) Mantonaler Geridte: 
Züri: Givilredt: II. 134. IV. 114. V. 4. 17. 19. 22. 
VI. 6. 8. 12. 13. 15. 28. 38. 52. VIII. 16. 24. 35. 
37. 47. IX, 6. XI. 11. XII. 3. 23. XIII. 10. 11. 
22. 30. 32. 45. 65. XIV. 5. 17. 199. 208. 228. 237. 
Civilprocef und Concur8: I. (1) 4. VI. 108. 
114. X. 3. 5. 17. 21. 23. 
Gtrafredt: X. 31. (Proceß Trudel). 
Strafproceß: IX. 64. 
Bern. Civilredt: I. (1) 11. IV. 87. 108. 111. 123. 181. 
VI. 19. 32. 34. 38. 55. 57. IX. 39. XI. 21. 37. 
59. 62. 72. 74. XII. 63. XIII. 3. 12. 17. XVIL 
139. 149. 198. 198. 263. XIX. 146. 151. 165. 174. 
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Civilprocef und Concurs: VI. 101. 111. 112. 
X, 14. 19. XV. 30. 34. 42. 49. XVIII. 8. 39. 

Strafredt: IV. 148. 

Strafprocef: III. 3. IV. 3. 


Luzern. Civilredt: II. 136. 143. 146. IV. 8. V. 3. 11. 
14. 15. VIII. 3. 15. 22. 46. 50. IX. 18. 42. 48. 
XI. 30. 64. 65. 76. XII. 14. 66. 67. 75. XIII. 51. 
55. 61. 69. 90. XVII. 175. 197. XIX. 167. 177. 

Civilprocefund Concurs: X. 10. 27. XII, 92. 
XV. 60. XVIII. 6. 24. 41. 
Strafredt: I. (1) 15. X. 45. 70. XII 100. 
XV. 68. 
Uri. Givilredt: XIV. 50. 
Strafredt: I. (1) 20. X. 63. 

Schwyz. Givilredt: V. 7. 9. VI. 48. 50. VIII. 20. IX. 
47. 50. XI. 31. 33. 48. XIII. 15. 72. XIV, 25. 
XVII. 187. 213. 224. 

Givilproceh und Concurs: IL 146. 
Strafredt: I. (1) 22. VI. 125. 133. X. 68. XV. 74, 

Obwalden. Civilredt: II. 150. V. 8. VI. 51. 
Strafredt: IV. 125. | 

Nidwalden. Civilredt: IV. 98. XI. 61. XII. 16. XIII, 
86. XVII. 161. XX. 99. 

Strafredt: II. 3. 11. X. 48. 

Glarus. Civilredt: I. (2) 4. III. 9. XI. 24, 25. 29. 57. 
61. XIII. 35. 41. 56. 59. 71. 78. 83. XVII. 178. 
190. 205. 206. 235, | 

Civilprocef und Concurs: XV. 58, XVIII, 4. 33. 

Zug. Civilredt: I. (2) 6. 10. IV. 107. VI. 8. XVII. 

214. XIX. 156. | 
Civilprocef und Concurs: X. 28. 
Strafredt: XII. 112. 
Strafprocef: III. 12. 
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Freiburg. Civilredt: IL. 19. 41. 
Givilprocef und Concurs: XVIII. 46. 
Strafprocef: X. 71. 

Solothurn. Civilredt: I. (2) 12. IV. 115. XVII. 137. 246. 
Gtrafreÿt: II. 17. 

Bafel:Stabt. Civilredt: I. (1) 28. IIL 25. VI. 18. 24. 
31. 33. 36. 46. 47. VIII. 16. 33. 43. 50. 51. 53. 
55. 56. 57. 61. 63. IX. 7. 12. 14. 16. 17. 29. 52. 
XI. 37. 39. 78. XII. 8. 9. 11. 13. 26. 28. 58. 59. 
60, 61. 61. XIV. 38. 40. 43. XVII. 141. 180. 194. 
209. 220. 236. 250. 252. 272. XIX. 139. 175. 176. 

Civilprocef und Concur8: X. 16. 20. 24. XII. 
89. 90. 91. XV. 8. 10. 12. 15. 16. 18. 40. 53. 54. 
57. 64. 66. XVIII. 12. 43. 

Strafredt: III 23. VI. 122, XII. 96, 98. 106. 
XV. 71. 

Strafprocef: VI. 139. 

Bafelland. Givilreÿt: III 29. 33. IV. 91. 125. VIII. 
18. IX. 56. XI. 56. XII. 15. XIII. 24. 44. 68. 
XIV. 6. 8. 47. XV. 22. XX. 106. 107. 

CGivilprocef und Concurd: XV. 22. 

Strafredt: I. (1) 31. 32. 33. IV. 140. VI. 134. 

Schaffhauſen. Civilreht: XVII. 189. 

Civilprocef und Concur3: XVIII. 45. 

Strafredt: I. (1) 35. IV. 11. 15. 135. 140. VI. 
118. 119. 120. 121. 126. 127. 135. XII. 99. 

Strafprocef: IV. 136. VI. 140. 140. XII. 113.114. 

Appenzell ARE. Civilredt: INIL 36. XVII. 201. 248. 
249. 260. 

Givilprocef und Concurs: XVIII. 28. 

Strafredt: I. (2) 16. VI. 139. 

Appenzell ZRH. Civilrebt: XX. 110. 113. 
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St. Gallen. Civilredt: I. (2) 21. 24. VIIL 11. 18. 62. 
XI. 52. XII. 6. 19. 56. 70. 87. XIII. 36. 48. 63. 
XIV. 26. XVII. 212, 262. 271. XIX. 183. 

Civilproceß und Concurs: XV. 24 27. 65. 
XVIII. 5. 21. 
Strafredt: III. 107. 
Graubündten. Civilredt: II. 23. XI. 66. 
Strafredt: ITE 118. 


Aargau. Civilrebt: III. 120. XII. 6. 26. 42. 97. 
XIV. 16. XVII, 234. 


Givilproces und Concurs: XII. 94. XV. 25. 
39. 51. | | 
Strafredt: I. (2) 27. IV. 134. 135. 145. 147. 
151. 154. VI. 115. 124. 136. 137. X. 38. 39. 40. 
Strafprocef: IV. 136. 
Thurgau. Civilredt: I. (2) 45. IV. 95. VII 41. 
XIV. 10. XVII. 133. 135. 153. 
Civilprocef und Concur8: XV. 23. XVIII. 28. 
Strafredt: X. 52. 64. 

Zeifin. GCivilredt: XVII. 186. 202. 265. XIX. 170. 
Strafredt: IL 25. V. 25 (Proceß Degiorgi). 
Strafprocef: IV. 18. 

Waadt. Civilredt: I. (1) 46. IV. 25. 109. 120. VI. 3. 

4. 21. 36. 41. 45. VIII. 6. 11. 12. 27. 30. 34. 44. 
54. IX. 5, 6. 8. 19. 21. 28. XI. 3. 27. 55. XII 10, 
21. 22. 69. 73. 74. 80. 82. 84. XIII. 18. 28. 34. 
40. 53. 81. XIV. 20. 23. 41. 43. XVII. 155. 171. 
184. 210. 223. 244. 269. 

Civilprocef und Concur3: I. (1). 42. IV. 128. 
VI. 110. X. 20. 25. 30. XV. 48. XVIII. 3. 25. 56. 

Strafredt: IV. 150. XV. 77. 

Strafprocefi: IV. 30. VI. 144. X. 73. XV. 80. 

Wallis. Civilredt: IV. 33. XVII. 226. 

Strafredt: IL. 59. 
Strafprocef: IV. 30. 
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Neuenburg. Civilredt: IL. 34. III. 141. VI. 15. 20 
21. 23. 25. 35. 42. 43. 54. IX. 3. 10. 11. 12. 15. 
45. 53. 61. XIII. 3. 4. 48. 57. 79. 91. 94. XIV. 30. 
31. 35. 42. 46. 48. 51. XVII. 169. 192. 231. 
Civifprocef und Concur: III. 136. 138. VI 
100. 102. 103. 105. 110. 112. X. 11. 13. 15. XV. 6. 
21. 32. 46. 55. 62. XVIII. 34. 55. 


Strafredt: X. 69. XV. 72. 76. 


Genf. Civilredt: I. (1) 48. VIII. 31. 58. X. 9. XI. 47. 
XII. 28. 77. XVII. 150. 
Civilprocef und Concurs: XVIII. 36. 
Strafredt: VI. 127. X. 43. 61. 


2. Statiftif. 
3ürid: V. 141. 
Schaffhauſen: IV. 156. 
Appenzell A.:R.: II. 165. 
St. Gallen: I. (2) 50. ’ 
Aargau: VI. 147. 
Thurgau: III. 165. 











für 


schweizerifches Recht. 


— — — — — 


Zweiundzwanzigllen Bandes erſtes Heft. 


Herausgegeben durch 


A. Heusler, AU. von Orelli, 
Prof. des Rechts in Baſel. Prof. des Rechts in Zürich. 


J. Schnell, 
gewej. Profeffor des Rechts in Baſel. 


gr. von Wyß—/ Paul Gricor. von Wyß, 
geweſ. Prof. ps Rechts in Zürich. Prof. des Rechts in Baſel. 


| —_ IZ 


| Bafel, | 
Bahnmaier's Verlag (C. Detloff). 
| 1882. 
| 


— ——— —— — — — 


. 





SEP 13 1928 











* 














IL 


Inhalt. 


— — — 


. Abhandlungen. Das kölniſche Recht in ben zähringiſchen 


Städten. Von E. Huber. 


Rechtsquellen und alte ſchweizeriſche Rechtsliteratur. 
Die Rechtsquellen des Cantons Freiburg. Von J. Schnell. 


Cei seit 





._  &eitforift 


| | für 
i 


ſchweizeriſches Necht. 





Zweiundzwanzigſten Bandes zweites und driffes Jeff. 
; Nebit Generalregifter zu allen 22 Banden. 


Herausgegeben burcd 


A. Heusler, N. von Srelli, 
Prof. des Rechts in Balel. Prof. des Rechts in Zürich. 


i N. Schnell, 
i geweſ. Profeffor bed Rechts in Bafel, 


po gr. von Wyß, Paul friedr. von Wyß, 
| gemef. Prof. des Rechts in Sürid. Prof. des Nechts in Bafel. 


— MT | 


o | 
| | Bahnmaier’3 Verlag (C. Detloff). 
u 1882. | 



























